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Vorwort. 



Zu der Bearbeitung der Lehre von der Idealkonkurrenz 
bin ich durch die Behandlung, welche Professor von Liszt 
dieser Materie sowohl in seinem Lehrbuch des Strafrechts, 
wie auch an mehreren andern Stellen hat angedeihen lassen, 
angeregt worden. 

Die energische Betonung der praktischen Seite des 
Strafrechts, sowie die damit in Verbindung stehende Be- 
trachtung des Verbi'echens als einer menschlichen Handlung, 
im Gegensatz zum juristischen Begriff, musste von Liszt 
mit Notwendigkeit zu der Untersuchung der Frage führen, 
ob es wirklich denkbar sei, dass in einer natürlichen Hand- 
lung zwei strafbare Handlungen liegen könnten, und ob dem- 
gemäss die in der deutschen Doktrin gebräuchliche Einteilung 
der Verbrechenskonkurrenz in eine ideale und reale Billigung 
beanspruchen könne. Auf Grund nachstehender Untersuchung 
bin ich, in Übereinstimmung mit von Liszt, zur Verneinung 
dieser Ansicht gelangt, und ich hoffe, dass es mir gelungen 
ist, die Richtigkeit derselben bestätigt zu haben. In diesem 
Falle dürfte das dadurch erzielte Resultat eine über das 
vorliegende Thema insofern hinausgehende Bedeutung haben^ 
als die Arbeit dann als ein kleiner Beitrag angesehen wer- 
den könnte zu dem in der heutigen Strafrechtswissenschaft 
immer mehr Verbreitung findenden Bestreben, nur mit solchen 
Begriffen zu operieren, welche aus den Thatsachen des realen 
Lebens, den Erscheinungen der Wirklichkeit geschöpft sind* 

Obwohl die Lehre von der Idealkonkurrenz eine ebenso be- 
strittene, wie auch, — zumal da eine Frage aus dem allgemeinen 
Teil des Strafgesetzbuches, — wichtige ist, hat sie dennoch 
bislang eine ihrer Bedeutung entsprechende, eingehende und 
zusammenfassende Darstellung nicht gefunden. Da ferner die 
Klarstellung des Be^iffes und Wesens der Idealkonkurrenz 
nicht nur für die Theorie von Wert ist, vielmehr aus den 
nachfolgenden Ausführungen nicht unerhebliche praktische 
Abweichungen gegenüber der herrschenden Ansicht hervor- 
gehen, giebt sich der Verfasser der Hoffnung hin, dass die 
Schrift auch für die Praxis von Interesse und einiger Bedeu- 
tung sein wird. 

Berlin, im März 1893. 

Der Verfasser. 



Inhaltsübersicht 

Seite 

Einleitung 1 

§ 1. Das römischeRecht 8 

§ 2. Historische Übersicht über die Entwickelung der 
Lehre von der Idealkonkurrenz in Wissenschaft 
und Gesetzgebung bis zum Eeichsstrafgesetzbuch 80 
Das germanische Becht. Das kanonische Becht. Die 
Carolina. Die im 16. und 17. Jahrhundert erlassenen 
Strafgesetzbücher. Die Litteratur dieser Zeit. Die auf 
der Grundlage der Carolina aufgebauten Schriften des 
18. Jahrhunderts. Die Pandekten -Kommentare. Die 
Strafgesetzgebung der deutschen Einzelstaaten im 18. 
Jahrhundert. Die Doktrin im 19. Jahrhundert. Die 
Strafgesetzgebung der deutschen Einzelstaaten im 19. 
Jahrhundert. 

§ 8. Das Eeichsstrafgesetzbuch und die herrschende 

Ansicht 52 

Der natürliche HandlungsbegrifF. Der eigene strafrecht- 
liche Handlungsbegriff Bin ding 's. Verhältnis von Ein- 
heit und Mehrheit der natürlichen Handlungen einer- 
seits und der strafbaren Handlungen andererseits. Die 
Grundsätze für die Bestrafung der sogenannten ungleich- 
artigen Idealkonkurrenz. Die Grundsätze für die Be- 
strafung der sogenannten gleichartigen Idealkonkurrenz. 
Der Standpunkt des Reichsstrafgesetzbuchs. 

§ 4. Die Judikatur des Beichsgerichts und die Ent- 
scheidungen anderer hoher deutscher Gerichts- 
höfe 89 

§ 5. Praktische Konsequenzen des § 78 Reichsstraf- 
gesetzbuchs 95 

§ 6. Abgrenzung der wirklichen Gesetzeskonkurrenz 

von der fälschlich so genannten 101 

Wesen der scheinbaren Gesetzeskonkurrenz. Die ein- 
zelnen Fälle derselben. Grundsätze für ihre Bestrafung 
nach dem Reichsstrafgesetzbuch. 

§ 7. Die Idealkonkurrenz in der Gesetzgebung und 

Wissenschaft des Auslandes.. . 110 

Insbesondere: A) Frankreich, Österreich, einzelne Kan- 
tone der Schweiz, Dänemark, Russland, England, Japan, 
Südamerika und Rumänien; B) Portugal und Mexiko; 
C) Ungarn, die Niederlande, Schweden, Belgien, Italien, 
Spanien, die Schweiz, einige südamerikanische Staaten, 
namentlich Argentinien, und China; D) Norwegen, 
einige Kantone der Schweiz, Griechenland und Finn- 
land. 

§ 8. Legislative Vorschläge 188 



Einleitung. 



Die Lehre von der Idealkonkurrenz gehört noch immer zu den 
bestrittensten Materien des allgemeinen Teiles des Strafrechts. Und 
zwar ist weder über den Begriff derselben noch über die in Betracht 
kommenden Einzelfragen eine Einigung bisher erzielt. Dies gilt so- 
wohl von der Auslegung unseres positiven Eechtes, als auch vorzugs- 
weise von der Kegelung der Materie de lege ferenda. 

Die folgende Abhandlung will einen Beitrag zu dieser Lehre 
liefern, sie beschränkt sich jedoch auf die Erörterung eines einzigen 
Punktes aus der ganzen Fülle der Kontroversen, wenn auch des prin- 
zipiell wichtigsten, der Untersuchung der juristischen Natur der Ideal- 
konkurrenz. 

Es stehen sich drei Ansichten gegenüber. Die herrschende 
Meinung sieht das Wesen der Idealkonkurrenz in dem Zusammen- 
treffen mehrerer Verbrechen in derselben Handlung. Sie nimmt 
also eine Mehrheit von Delikten hier, ebenso wie bei der Eealkon- 
kurrenz, an. Dennoch hält sie die von dem deutschen Strafgesetz- 
buch angeordnete verschiedene Behandlung beider Fälle hinsichtlich 
der Bestrafung für durchaus richtig, da die Einheit der Handlung 
zu einer erheblich milderen Beurteilung führen muss, als solche bei 
einer Mehrheit von Handlungen geboten ist. 

Von anderer Seite wird diese Ansicht als inkonsequent und 
innerlich ungerechtfertigt bekämpft und de lege ferenda eine gleich- 
massige Bestrafung der idealen und realen Konkurrenz verlangt. 
Denn da beide Male eine wirkliche Verbrechensmehrheit vorliege, 
müsse der gebräuchlichen Einteilung der Verbrechenskonkurrenz in 
eine ideale ^und reale, als theoretisch und praktisch gleich wertlos, 
jede Bedeutung abgesprochen werden. Die konsequentesten Vertreter 
dieser Theorie sind Binding und der Italiener Impallomeni. 

Eine dritte Meinung endlich verwirft die Voraussetzung, von 
welcher die beiden vorher erwähnten Ansichten ausgehen. Sie be- 
hauptet, dass es logisch undenkbar und positiv rechtlich nicht be- 
gründet sei, eine Mehrheit von Verbrechen beim Vorhandensein einer 
Handlungs-Einheit anzunehmen. Denn da das Verbrechen in erster 

Heinemann. Idealkonkurrenz. 1 
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Linie Handlung sei, setze eine Mehrheit von Verhrechen notwendiger- 
weise stets auch eine Mehrheit von Handlungen voraus. Bei der 
Idealkonkurrenz sei mithin in Wahrheit von einer Konkurrenz von 
Verbrechen gar keine Eede, es liege vielmehr eine Konkurrenz von 
Strafgesetzen vor. Diese Theorie ist in neuester Zeit insbesondere 
von Hiller und von Liszt vertreten. 

Im folgenden soll versucht werden, die Eichtigkeit dieser letz- 
teren Ansicht nachzuweisen. Es wird sich dabei zeigen, dass die 
einzige Besonderheit der sogenannten ungleichartigen Idealkonkurrenz 
darin besteht, dass kein Gesetz vorhanden ist, welches den vollen 
strafrechtlichen Gehalt des in Frage kommenden Verbrechens erschöpft, 
dass vielmehr, unter welchen Strafparagraphen man dasselbe auch 
subsumieren mag, immer ein Überschuss bleibt, welcher bei der 
Bestimmung der Strafe keine Berücksichtigung findet. Bei der soge- 
nannten gleichartigen Idealkonkurrenz ist auch nicht einmal diese 
Schwierigkeit gegeben. Hier ist von einer Konkurrenz von Straf- 
gesetzen keine Rede, vielmehr lässt sich das einheitliche Verbrechen 
seinem ganzen strafrechtlichen Gehalte nach vollständig unter einen 
der im Gesetze aufgestellten Deliktsbegriffe subsumieren, so dass ein 
Plus nicht übrig bleibt. 

Wenn es gelingt, die Eichtigkeit dieser Sätze darzulegen, so ist 
damit zugleich der Nachweis erbracht, dass die Eealkonkurrenz der 
einzige Fall wirklicher Verbrechenskonkurrenz ist, und dass die von 
der herrschenden Doktrin aufgestellte Zweiteilung der letzteren in 
eine reale und in eine ideale beseitigt werden muss. Der Begriff 
der idealen Verbrechenskonkurrenz, dieses „merkwürdigen Erzeug- 
nisses der Schulweisheit", wie von Liszt ^) treffend sagt, hat eben- 
sowenig innere Berechtigung, wie die gebräuchliche Bildung der beiden 
Unterarten: „gleichartige" und „ungleichartige Idealkonkurrenz". Diese 
gehört in die Lehre der Gesetzeskonkurrenz, jene bietet überhaupt 
keine Besonderheiten, sondern findet durch Subsumtion unter einen 
einzigen Deliktsbegriff ihre volle rechtliche Würdigung. Mit Eecht 
hat Bern er schon in der ersten Auflage seines Lehrbuchs^) aus 
dem Jahre 1857 tadehid auf die „Überlast" dieser Einteilungen hin- 
gewiesen, mit welchen sich die deutsche Jurisprudenz entgegen der 
praktischen Einfachheit der Franzosen in unserer Lehre beschwert 
hat. Und einige Jahre später hat derselbe Gelehrte'^) das Ver- 
langen nach „einer vollständigen Übersicht über die Gesamtheit der 
bereits entschiedenen Siege und Niederlagen, der Gründe und Gegen- 
gründe" ausgesprochen, damit die Schwankungen der Ansichten in 
der vorliegenden Materie beseitigt würden. 

^) Lehrbuch des deutschen Strafrechts, 5. Aufl., S. 241, Anm. 2. 
-) S. 216, Anm. 4. ^) In seiner Besprechung des bayerischen Entwurfs 
aus dem Jahre 1860 (Augsburg 1862), S. 69. 



Die Wünsche Berner 's sind nach beiden Eichtungen hin bisher 
unerfüllt geblieben. Weder ist, wie die obige kurze Übersicht über 
die verschiedenen Theorieen zeigt, von welchen eine jede hervor- 
ragende Männer zu ihren Vertretern zählt, eine Einigung über unsere 
Lehre erzielt, noch ist die „Überlast" der Einteilungen aus der Dok- 
trin verschwunden und an deren Stelle die von Bern er erstrebte 
Einfachheit getreten. 

Dass hierin Wandel geschaffen werde, ist aber nicht bloss aus 
dem schon angedeuteten theoretischen Gesichtspunkte, der Eücksicht 
auf schärfere Bestimmung und strengere Sonderung der in Frage 
stehenden Begriffe, wünschenswert, sondern vor allem auch aus prak- 
tischen Gründen. Die moderne Strafrechtswissenschaffc richtet ihr 
Augenmerk mehr und mehr auf möglichste Vereinfachung ihrer Be- 
griffe und auf Loslösung derselben aus den Fesseln des Scholastizis- 
mus, um sich mit grösserer Kraft den von dem Strafrecht zu lösenden 
praktischen Aufgaben zuwenden zu können. Dazu aber ist, wie 
von Liszt in seinen kriminalpolitischen Aufsätzen^) mit Kecht be- 
tont, in erster Linie erforderlich, dass alle die überfeinen, niemals 
greifbaren Unterscheidungen fallen gelassen werden, welche die Straf- 
rechtswissenschaft sich künstlich geschaffen hat, obwohl sie dem 
Leben fremd sind. Von den Thatsachen des Lebens muss alle juristische 
Begriffsbildung ausgehen, und solchen Begriffen, welche in dem ge- 
sunden Menschenverstände ihren Stützpunkt nicht haben, ist Berech- 
tigung abzusprechen. 

Ein derartiger, dem Leben fremder, durch reine Abstraktion ge- 
wonnener Begriff aber ist die Idealkonkurrenz. Sehr zutreffend weist 
Glaser^) darauf hin, dass es sich gar nicht verkennen lasse, „dass 
die Konkurrenz und nun gar die ideale sehr häufig lediglich das 
Werk der modernen Kodifikation ist, für das gewöhnliche Menschen- 
gefühl aber gar nicht existiert". Ähnlich sieht Schütze^) unsere 
Frage an, wenn er sagt: „Wie kurz und einfach entledigen sich 
ältere Kodifikationen des concursus delictorum. . . Nur die that- 
sächliche Unmöglichkeit der Vollziehung aller verwirkten Strafen bezw. 
die Unvereinbarkeit mehrerer oder verschiedener gesetzlicher Strafübel 
nötigen zu besonderen Vorschriften. . . . Dem gegenüber nun die 
Gesetzbücher unseres Jahrhunderts — welch' eine Anhäufung von 
Schulstaub bietet ihre Konkurrenzlehre". 

Gelingt es im folgenden, nur ein wenig von demselben zu ent- 
fernen, so ist damit nicht nur ein theoretischer Gewinn, welcher in 

^j In der Zeitschr. f. d. gas. Strafrechtswissenschaft, Bd. X, Heft 1, 
S. 56. Vgl. auch die betreffenden Bemerkungen Berner 's bei Gelegen- 
heit der Erörterung der Lehre von der Kausalität, Lehrbuch, 16. Aufl., 
S. 113. ^) Bemerkungen über den von Benz bearbeiteten Entwurf eines 
Strafgesetzbuchs für Zürich, Wien 1867, S. 33. ») In der Zeitschr. f. 
d. ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. III, S. 48. 

1* 
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der besseren Klarstellung der in Frage kommenden Begriffe bestehen 
würde, erzielt, sondern zugleich auch den von dem Strafrecht zu 
lösenden praktischen Aufgaben gedient. 

Bevor nun an die Erörterung der zu behandelnden Frage heran- 
getreten werden kann, ist es nötig, die beiden hauptsächlichsten der 
im folgenden in Betracht kommenden Begriffe: „Verbrechens-" und 
„Gesetzeskonkurrenz" kurz zu definieren. 

Von einer Konkurrenz oder einem Zusammentreffen von Ver- 
brechen, — das Wort: „Verbrechen" wird hier wie im folgenden 
stets im weiteren Sinne, in der Bedeutung von strafbarer Handlung 
verstanden, — spricht man, sofern mehrere Verbrechen, wie Berner^) 
zutreffend sagt, „begangen worden sind 1. von derselben Person, und 
zwar 2. bevor eines von ihnen rechtskräftig abgeurteilt worden ist". 
An und für sich bietet dieser Fall gar keine Besonderheiten dar, so 
dass zur Aufstellung eines besonderen Begriffes: „Verbrechenskon- 
kurrenz" nicht die geringste Veranlassung vorliegen würde, wenn 
nicht die Gesetzgebung aus wohl berechtigten kriminalpolitischen 
Gründen anstatt der Zusammenrechnung der für jedes einzelne der 
mehreren Verbrechen verwirkten Strafen eine mildere Behandlung fest- 
zusetzen für nötig befunden hätte.^) Notwendige Voraussetzung für 
die Verbrechenskonkurrenz ist also stets das Vorhandensein einer 
Mehrheit von Verbrechen. Die Frage, wann eine solche anzunehmen 
ist, lässt sich nur an der Hand des Strafgesetzbuchs beantworten. 
Der Gesetzgeber knüpft an gewisse Thatbestände die Eechtsfolge der 
Strafe und giebt ihnen damit den Charakter von Verbrechen. Bei 
einmaliger Verwirklichung eines derartigen Thatbestandes liegt eine 
Verbrechens ei nh ei t, bei mehrmaliger Verwirklichung eine Ver- 
brechensmehrheit vor. Die herrschende Meinung nimmt nun an, 
dass eine solche Verbrechensmehrheit sowohl durch eine und dieselbe, 
wie durch mehrere natürliche Handlungen hervorgebracht werden kann. 
Im ersten Falle spricht man von Ideal-, im zweiten von Eealkonkurrenz. 
Jede dieser beiden Arten wird von der herrschenden Doktrin sodann wie- 
der in gleichartige und ungleichartige Konkurrenz eingeteilt, je nach- 
dem dasselbe Verbrechen mehrere Male oder mehrere verschiedenartige und 
begrifflich von einander unabhängige Verbrechen begangen worden sind. 

Im Unterschiede von der Verbrechenskonkurrenz liegt eine Ge- 
setzeskonkurrenz dann vor, wenn nur Ein Verbrechen verübt worden 
ist, dieses aber sich unter mehrere Strafparagraphen subsumieren lässt. 
Treffend definiert Binding^) den in Eede stehenden Begriff dahin, 



') Lehrbuch, 16. Aufl., S. 287. '^) Vgl. das Nähere bei Berner 
a. a. 0. S. 289 ff. Siehe auch Binding, Handbuch des Strafrechts, S. 525, 
Anmerk., und Lamm as eh, Studien zum Strafgesetzentwurfe (Wien 1891), 
S. 26 ff., endlich v. Liszt a. a. 0. S. 244 und 245. ^) A. a. 0. S. 526. 

Vgl. auch Berner, Lehrbuch, 16. Aufl., S. 267 und 268. 
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„dass das deliktische Verhalten des Schuldigen die sämtlichen Merk- 
male mehrerer Gesetzesthatbestände an sich trägt", jedoch so, „dass 
stets nur das eine von ihnen zur Anwendung zu kommen verlangt". 
Das die Gesetzeskonkurrenz charakterisierende Merkmal liegt also darin, 
dass zwar mehrere Strafgesetze durch den Thäter verletzt sind, aber 
die Anwendung des einen, wie Bern er a. a. 0. richtig hervorhebt, 
notwendigerweise die des andern stets ausschliesst. 

Endlich bleibt nur noch übrig, in Kürze den Gang der folgenden 
Untersuchung darzulegen. 

Dieselbe muss naturgemäss mit der Besprechung des römischen 
Eechtes beginnen, an welches die mittelalterliche Doktrin auch in der 
vorliegenden Materie angeknüpft hat. Die sich daran schliessende 
Betrachtung der historischen Entwickelung unserer Lehre bis zu dem 
deutschen Eeichsstrafgesetzbuch hin muss trotz Hill er 's ^) sorgfältiger 
Zusammenstellung und kritischer Betrachtung der verschiedenen 
herrschend gewesenen Ansichten eine noch gründlichere und ein- 
gehendere sein, da Binding in seinem Handbuch von dem fünften 
Abschnitt des allgemeinen Teils des Eeichsstrafgesetzbuchs folgendes 
bemerkt:^) „Der Abschnitt bedurfte nicht einmal der Überschrift . . ., 
um jedem, der mit der neueren Kechtsentwickelung vertraut ist, so- 
fort klarzulegen, dass von dem traditionell gewordenen Gegensatz 
idealer und realer Konkurrenz und der fast ebenso traditionell ge- 
wordenen Verschiedenheit ihrer Bestrafung gesprochen werden soll". 
Diese Ausführung wird in einer beiläufigen Bemerkung einer Ent- 
scheidung des dritten Strafsenats des Eeichsgerichts bestätigt.^) 

Die folgende Erörterung wird dem gegenüber klarstellen, dass 
diese Behauptungen nicht begründet sind, und dass von einem „tra- 
ditionell gewordenen Gegensatz idealer und realer Konkurrenz" gar 
keine Eede sein kann. In Wahrheit ist vielmehr, wie sich später 
zeigen wird, in Theorie und Praxis bis in den Anfang unseres Jahr- 
hunderts hinein die Eealkonkurrenz als der einzige Fall der Ver- 
brechenskonkurrenz angesehen worden, während der Begriff der Ideal- 
konkurrenz absolut unbekannt war. Nur sofern mehrere natürliche 
Handlungen vorlagen und zu einheitlicher Strafanwendung zusammen- 
trafen, wurde die Frage erwogen, ob jede der mehreren verbreche- 
rischen' Handlungen mit der ihr entsprechenden Einzelstrafe zu be- 
legen sei, oder ob sich nicht Yielmehr eine mildere Gesamtstrafe 
empfehle. Von einer derartigen Eegelung wusste man beim Vor- 
handensein nur Einer natürlichen Handlung nichts. Hier galt viel- 
mehr ganz allgemein und als vöUig selbstverständlich der Satz, dass 
nur Ein Verbrechen begangen worden sei und daher auch nur Ein 

1) In Grtinhut's Zeitschrift, Bd. 13, S. 128 ff. und im Gerichtssaal, 
Bd. 32, S. 233 ff. «) S. 572. ») S. Entscheid, des Reichsgerichts in Straf- 
sachen, Bd. 18, S. 200. 



Strafgesetz und zwar naturgemäss, sofern mehrere derselben in Frage 
kamen, das die schwerste Strafe festsetzende zur Anwendung gebracht 
werden dürfe. Erst seit dem Anfang dieses Jahrhunderts tritt die 
Lehre vom Zusammentreffen mehrerer Verbrechen in derselben Hand- 
lung in Deutschland auf. Aber auch jetzt ist sie durchaus nicht zur 
unbestrittenen Herrschaft gelangt, so dass der Satz Binding's von 
dem „traditionell gewordenen Gegensatz idealer und realer Konkurrenz" 
selbst für unser Jahrhundert falsch ist. Wir werden nämlich sehen, 
dass so gewichtige Autoritäten, wie Koch, Klein, Tittmann, Dorn 
und Kleinschrod, dass Männer, wie Abegg, Krug, Breiden- 
bach, Jagemann und Bern er nebst manchen anderen, die später 
noch zu nennen sind, mit aller Schärfe betont haben, dass die Ideal- 
konkurrenz sehr mit Unrecht als ein Fall des Zusammentreffens von 
Verbrechen aufgefasst wird, und dass richtiger Ansicht nach die 
Grundsätze von der Strafbarkeit des einheitlichen Verbrechens -zur 
Anwendung zu kommen haben, da es sich hier immer nur um eine 
Mehrzahl der rechtlichen Gesichtspunkte handelt, unter welche das 
einheitliche Verbrechen gestellt werden kann. Ebenso ist in der 
deutschen Landesgesetzgebung der von Bin ding behauptete Grund- 
satz niemals allgemein, ja nicht einmal in erheblichem Maasse zur 
Anerkennung gekommen. Vielmehr ist, wie die folgende Darstellung 
ergeben wird, in der Strafgesetzgebung der deutschen Einzelstaaten 
ganz überwiegend daran festgehalten worden, dass es sich im Falle 
der Idealkonkurrenz nicht um eine Konkurrenz von Verbrechen, son- 
dern lediglich um eine solche von Strafgesetzen handele. Insbesondere 
ist auch das preussische Strafgesetzbuch dieser Ansicht gefolgt. 

Den wichtigsten Teil unserer Untersuchung bildet der sich hieran 
anschliessende § 3, die Interpretation des § 73 des deutschen Straf- 
gesetzbuchs und die kritische Würdigung der herrschenden Dok- 
trin. Diese Erörterung wird darzuthun versuchen, dass nicht minder 
Gründe der Logik, wie der Wortlaut des Gesetzes der herrschenden 
Meinung entgegenstehen, dass, da das Verbrechen Handlung^) ist, 
Einer natürlichen Handlung notwendig immer nur Ein Verbrechen 
entsprechen kann, — ein Satz, welcher durch den § 73 des deutschen 
Strafgesetzbuchs in vollem Umfange anerkannt ist. 

Der § 4 wird sich mit der Judikatur des Eeichsgerichts be- 
schäftigen und der § 5 die Konsequenzen aus der hier vertretenen 
Ansicht, dass es sich bei der sogenannten Idealkonkurrenz um nichts 
anderes, als um eine Konkurrenz von Strafgesetzen handele, ziehen. 

Im § 6 wird sodann versucht werden, diesen einzigen Fall wirk- 
licher Gesetzeskonkurrenz scharf abzugrenzen von solchen Begriffen, 

^) Unter dem Worte: „Handlung" werden hier, wie auch stets im 
folgenden, nicht bloss Begehungen, sondern auch Unterlassungen ver- 
standen. 



welche nur scheinbar zur Gesetzeskonkurrenz gehören. Die herrschende 
Meinung rechnet nämlich unter den Begriff der Gesetzeskonkurrenz 
eine ganze Eeihe von Fällen, welche mit ihm in Wahrheit nichts 
gemein haben. Es wird unsere Aufgabe sein, diese Fälle aufzu- 
suchen und den Unterschied zwischen ihnen und der eigentlichen 
Gesetzeskonkurrenz festzustellen. 

In dem demnächst folgenden Paragraphen ist die auswärtige 
Gesetzgebung und Litteratur besprochen. Die Nützlichkeit derartiger 
rechts vergleichender Untersuchungen ist heute allgemein anerkannt. 
Leider ermöglichte das mir zur Verfügung stehende Material nicht, 
eine vollständige Übersicht über das auswärtige Eecht zu geben. 
Immerhin reichte dasselbe aus, um die Behauptung von Liszt's^) 
in vollem Umfainge zu bestätigen, dass die „ideale Verbrechenskon- 
kurrenz dem gemeinen Recht ebenso fremd geblieben ist, wie der 
Mehrzahl der ausserdeutschen Gesetzgebungen". Es wird sich zeigen, 
dass, abgesehen von einigen ganz vereinzelt dastehenden, durch die 
deutsche Doktrin beeinflussten Ausnahmen, die Litteratur und die 
Gesetzgebung der ausserdeutschen Länder entweder den Begriff der 
Idealkonkurrenz überhaupt nicht kennen, oder aber ausdrücklich her- 
vorheben, dass hier lediglich eine Konkurrenz von Strafgesetzen in 
Frage steht. 

Einige legislative Vorschläge bilden den Schluss der Arbeit. 



A. a. 0. S. 241, Anm. 2. 



§ 1. 

Das römische Recht. 

Die Frage, welche hier zu beantworten ist, lautet dahin: Ist 
dem römischen Recht die Einteilung der Verbrechenskonkurrenz in 
eine ideale und reale bekannt und im Bejahungsfalle, wie fasst es 
den Begriff der idealen Konkurrenz auf, versteht es insbesondere in 
Übereinstimmung mit der heutigen gemeinen Meinung darunter im 
Gegensatz zur sogenannten Gesetzeskonkurrenz eine Mehrheit von 
Verbrechen in einer und derselben Handlung? 

Eine grundsätzliche Entscheidung dieser Fragen ist in den 
römischen Quellen bei dem Fehlen einer klaren Durchbildung der 
allgemeinen Lehren des Strafrechts nicht zu erwarten. Dennoch darf 
diese Erörterung nicht umgangen werden, da die spätere Doktrin bei 
der Ausgestaltung der Konkurrenzlehre vorzugsweise an die römischen 
Bestimmungen anknüpfte. 

Um zu einem richtigen Ergebnis zu gelangen, ist es zunächst 
dringend erforderlich, die Frage nach der Konkurrenz der aus einer 
und derselben Handlung hervorgehenden Pönalklagen von der gegen- 
wärtigen Darstellung völlig auszuschliessen. Dass dies vielfach nicht 
geschehen ist, hat, worauf bereits Henke ^) undKöstlin^) aufmerk- 
sam gemacht haben, grosse Verwirrung in unsere Lehre gebracht. 
Das römische Privatstrafrecht geht von dem Gedanken der Genug- 
thuung an den Verletzten, also von so absolut andern Voraussetzungen, 
als das öffentliche Strafrecht aus, dass die aus ersterem sich er- 
gebenden Konsequenzen hier in keiner Weise in Betracht kommen 
können. Handelt es sich bei der Konkurrenz der Pönalklagen ledig- 
lich darum, wie zu entscheiden ist, wenn dieselbe Handlung die 
Rechte des Klägers mehrfach verletzt hat, so will die folgende Er- 
örterung den Fall untersuchen, dass die Handlung unter mehrere 
mit Öffentlicher Strafe bedrohte Gesetze fällt. 

Zur Zeit der quaestiones perpetuae konnte diese Frage überhaupt 
nicht aufgeworfen werden. Denn die einzelne quaestio hatte immer 



^) Handbuch des Strafrechts, S. 620. ^) System des deutschen Straf- 
rechts, S. 550. 
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nur über die Bestrafung des ganz bestimmten verbrecherischen That- 
bestandes, zu dessen Entscheidung sie gerade eingesetzt war, abzu- 
urteilen. Für die Entscheidung darüber, ob dieselbe Handlung noch 
unter ein anderes Strafgesetz, dessen Handhabung dieser quaestio nicht 
zugewiesen war, subsumiert werden könne, fehlte ihr dagegen die Zu- 
ständigkeit.^) Dies Verhältnis änderte sich jedoch in der Kaiserzeit. 
Die Gerichte waren nunmehr an die genannte Schranke nicht mehr 
gebunden, hatten vielmehr die strafbare Handlung nach allen Eich- 
tungen hin zu beurteilen. Die Frage nach dem Zusammentreffen 
mehrerer Gesetzesverletzungen in einer und derselben Handlung konnte 
daher erst jetzt praktische Bedeutung gewinnen. Die Ansichten 
darüber, wie die Eömer diesen Fall beurteilt haben, gehen in der 
Litteratur sehr auseinander. 

Als herrschende Meinung kann wohl die folgende bezeichnet 
werden. Die Eömer sollen angeblich zwei Fälle unterschieden haben : 
a) Die Handlung besteht zwar in einem einheitlichen, in sich abge- 
schlossenen Thun, begreift aber verschiedene selbständige Delikte in 
sich, b) die Handlung enthält nur ein Delikt, dieses kann jedoch 
unter verschiedene Strafgesetze subsumiert werden. In dem ersten 
dieser Fälle, so wird behauptet, habe der Satz: „quot delicta, — 
tot poenae" ausnahmslos • und ganz in derselben Weise gegolten, als 
ob die verschiedenen Verbrechen durch mehrere Handlungen begangen 
worden seien. Im zweiten Falle dagegen habe nur auf Grund eines 
der mehreren Gesetze eine Verurteilung ausgesprochen werden können.^) 

Für diese Ansicht beruft man sich vorzüglich auf die 1. 9 C. 9, 2, 
welche, soweit sie hier interessiert, lautet: „Si tamen ex eodem facto 
plurima crimina nascuntur et de uno crimine in accusationem fuerit 
deductus, de altero non prohibetur ab alio deferri. Judex autem 
super utroque crimine audientiam accommodabit: nee enim licebit ei 
separatim de uno crimine sententiam proferre, priusquam plenissima 
examinatio super altero quoque crimine fiet". Zu dieser Stelle be- 
merkt Savigny:^) Dieselbe Handlung vereinigt die Merkmale ver- 
schiedener öffentlicher Verbrechen in sich. Daher wird mit Ent- 
schiedenheit die Eegel aufgestellt, dass aUe verwirkten Strafen neben- 



*) Vgl. hierzu die genaueren Ausführungen bei Köstlin a. a. 0. 
S. 550 und Geib, Geschichte des römischen Kriminalprozesses, S. 361 und 
362. 2) Vgl. z. B. Platner, Quaestiones de iure criminali romano, S. 147 ff., 
Huschke in Linde's Zeitschrift für Civilrecht, Bd. 2, S. 192 und 193, 
Köstlin a. a. 0. S. 551, Hiller in Grünhut's Zeitschrift, Bd. l'S, S. 137 u.a. 
'^) System, Bd. 5, S. 247. Ebenso Platner a. a. 0. S. 147 und 150, 
Huschke a. a. 0. S. 192, Kleinschrod, Zur Lehre von der Konkurrenz 
der Klagen, 8. 12 und 13 und John in Goltdammer's Archiv, Bd. 3, S. 626, 
welcher die Steile nur auf die in der heutigen Doktiin sogenannte gleich- 
artige Idealkonkurrenz zu beziehen scheint. S. auch v. Worin gen, Über 
den Begriff des fortgesetzten Verbrechens, S. 17, Anm. 
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einander anzuwenden seien. Wenn diese Interpretation zutreffend ist, 
so würde in der That daraus folgen, dass die Eömer zur Kaiserzeit 
einen mit der heutigen Doktrin vollkommen übereinstimmenden Begriff 
der Idealkonkurrenz aufgestellt hätten. AUein dieser Ansicht steht 
die Bedeutung des Wortes: „Crimen" entgegen. Dasselbe stammt 
von cemere her und ist seiner ursprünglichen Bedeutung gemäss das, 
worüber der Eichter die Untersuchung zu führen hat. Da nun die 
Einleitung einer Untersuchung ohne Anklage nicht möglich ist, kommt 
crimen weiter zu der Bedeutung: Anklage, Beschuldigung. In diesem 
Sinne wird es vorzugsweise gebraucht,^) und auch in der Zusammen- 
setzung „crimen publicum" heisst „crimen", wie Birnbaum^) über- 
zeugend nachgewiesen hat, niemals Verbrechen, sondern immer Unter- 
suchung oder Anklage. Damit aber verändert sich der Sinn der Stelle 
völlig. Sie bedeutet nicht, wie von Woringen a. a. 0. übersetzt: 
Wenn die einheitliche Handlung mehrere verbrecherische Erfolge (de- 
licta distincta et separata) hervorgebracht hat, sondern wenn aus der 
einheitlichen Handlung mehrere Anklagen hervorgehen, d. h. mit an- 
dern Worten : wenn durch dieselbe Handlung mehrere öffentliche Straf- 
gesetze verletzt werden, so steht die Anklage aus dem einen Straf- 
gesetz derjenigen aus dem andern seitens eines andern Anklägers 
nicht entgegen.^) Entscheidend ist also nicht die Mehrheit der Ver- 
brechen, sondern die der verletzten Strafgesetze. Endlich bestimmt 
die Stelle keineswegs, wie Savigny*) a. a. 0. behauptet, dass sämt- 
liche Strafen nebeneinander zur Anwendung zu bringen seien, viel- 
mehr verordnet sie nur, dass der Eichter sein Verhör auf beide An- 
schuldigungen zu richten hat. Über die Höhe der zu verhängenden 
Strafen wird dagegen gar nichts festgesetzt. Es ist daher nötig, 
über diese Frage aus andern Stellen, welche sich genauer darüber 
äussern, Aufschluss zu gewinnen. 

Eine solche ist beispielsweise die 1. 5 D. de quaest. 48, 18, 
welche den bekannten FaU behandelt, dass in einer und derselben 
Handlung Ehebruch und Blutschande zusammentreffen. Die Frage 

^) Vgl. Eein, Krimiualrecht der Eömer, S. 93 ff. und die dort an- 
geführten zahlreichen Belegstellen. S. auch Puchta, Institutionen, 9. Aufl., 
S. 367. '2) Neues Archiv des Kriminalrechts, Bd. 8, S. 408 ff. und 651. 
8) So richtig Tippeiskirch in Goltdammer's Archiv, Bd. 16, S. 86 
und 87. Der Ausdruck „concursus criminum" ist stets nur als eine Ab- 
kürzung für „concursus actionum, quae ex delicto nascuntur" anzusehen, 
femer: Garrand, „Traite theorique et pratique", 2. Bd. (1888), S. 272: 
^cette loi parle du cumul des accusations". Birnbaum a. a. 0. S. 651, 
Anm. 186: „de crimine publico in accusationem deductus in 1. 9 C. de 
accus, heisst soviel als de accusatione publica in reatum deductus". Ähn- 
lich auch Martin. Lehrbuch des Strafrechts, § 65. ^) Übereinstimmend 
mit Savigny Schröter, Handbuch des peinlichen Rechts, 1. Bd., §168, 
Eosshirt, Lehrbuch, S. 184. Dagegen richtig Bauer, Abhandlungen aus 
dem Strafrecht, Bd. 2, S. 65 und Garraud a. a. 0. S. 272. 
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nach der Grösse der Strafe wird hier nun mit den Worten erledigt: 
,,In insulam deportandus est, quia duplex crimen est". Von einer 
Zusammenrechnung der für Ehebruch und Blutschande festgesetzten 
Strafen ist mithin keine Rede. Höchstens könnte aus der den Worten: 
„in insulam deportandus est" hinzugefügten Begründung: „quia 
duplex crimen est" geschlossen werden, dass hier die schwerste der 
verwirkten Einzelstrafen mit Rücksicht auf die Mehrheit der verletzten 
Strafgesetze eine Schärfung erfährt. Denkbar ist aber auch, dass die 
Deportation ausschliesslich Strafe für das schwerste Verbrechen 
sein soll.^) 

Wir erhalten somit folgendes Ergebnis: Die genannten beiden 
Stellen fassen den von der heutigen Doktrin als Idealkonkurrenz be- 
zeichneten Fall nicht als ein Zusammentreffen von Verbrechen, sondern 
von Anschuldigungen auf und lassen folgerichtig daher nicht eine 
Kumulierung der Strafen, welche nur bei Annahme einer Mehrheit 
von Verbrechen zulässig wäre, eintreten, bringen vielmehr lediglich 
das schwerste der verletzten Strafgesetze (entweder mit oder ohne 
Schärfung) zur Anwendung. 

Bestätigung findet diese Ansicht weiter in der 1. 1 pr. C. 9, 13, 
welche die Räuber von Jungfrauen und namentlich von Gott ge- 
weihten mit dem Tode bestraft. Köstlin^) beruft sich auf diese 
Stelle für den von ihm vertretenen Satz, dass in der Kaiserzeit das 
Prinzip: „quot delicta-tot poenae" ausnahmslos gegolten und nur an 
der ünausführbarkeit der Strafhäufung seine Grenzen gefanden habe, 
in welchem Falle man zu einer blossen Schärfung der schwersten 
Strafe gekommen sei. Allein für diese Auslegung bietet der Wort- 
laut unserer Stelle nicht den geringsten Anhalt. Sie deutet in keiner 
Weise an, dass durch die Todesstrafe eine ausserdem noch ver- 
wirkte geringere Strafe absorbiert wird und giebt uns überdies selbst 
den wahren Grund für die Festsetzung der Todesstrafe mit den 
Worten an: „quod non solum ad iniuriam hominum, sed ad ipsius 
omnipotentis dei inreverentiam committitur". Die Androhung dieser 
Strafe wird also damit motiviert, dass der Räuber durch seine Übel- 
that nicht nur die Rechte der Menschen, sondern auch die Gott ge- 
schuldete Ehrfurcht verletzt. Die lex erkennt mit diesen Worten 
nicht eine Mehrheit von Verbrechen, sondern eine Mehrheit der 
juristischen Qualifikationen in dem Einen Verbrechen, dem Raube der 

^) Unrichtig die Ausfühningeu bei Impallomeui, Concorrenza reale 
e concorrenza formale dei reati (Catania 1884), S. 34 unter f. Zutreffend 
erläutert dagegen Lee ei, II sistema delle pene nel codice italiauo, S. 231, 
die in Rede stehende Stelle dahin: „Con nu solo fatto egli da vita a due 
figure ginridiche di reato — l'adulterio e l'incesto" — . Deshalb haben 
die Römer, so fährt er fort, völlig zutreffend nur eine Strafe in Anwen- 
dung gebracht: „la piü grave naturalmente, che nel Romano sistema delle 
pene era la deportatio in insulam'^. ^) A. a. 0. S. 550, Anm. 8. 
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Jungfrauen, an. Dieselbe Handlung wird rechtlich sowohl unter den 
Gesichtspunkt der injuria hominum, als auch der inreverentia dei 
gebracht. Selbstverständlich aber kann diese doppelte juristische 
Qualifikation, wie ganz folgerichtig angenommen wird, eine Mehrheit 
der Strafen nicht begründen. Die Stelle betrachtet also ein einheit- 
liches Verbrechen als vorliegend trotz der Mehrzahl der rechtlichen 
Gesichtspunkte, unter welche dasselbe gestellt werden kann, und 
lässt konsequent in diesem Falle lediglich Ein Strafgesetz zur An* 
Wendung kommen. An diesem Ergebnisse vermögen auch die Worte: 
„pessima criminum peccantes" nichts zu ändern. Wir müssen uns 
eben nur stets gegenwärtig halten, dass „ crimen ^^ weitaus häufiger in 
dem Sinne von accusatio, als in dem von verbrecherischer Handlung 
gebraucht wird. Der Anführung von Belegstellen hierfür bedarf.es 
nach der bereits zitierten, eingehenden Abhandlung Birnbaumes nicht. 

Mit Unrecht führt Köstlin (1. c.) femer als Beweis für seine 
soeben erwähnte Theorie noch die 1. 28 § 10 D. de poenis 48, 19 
an, welche lautet: ,,Grassatores, qui praedae causa id faciunt, proximi 
latronibus habentur. Et si cum ferro adgredi et spoliare instituerunt, 
capite puniuntur, utique si saepius atque in itineribus hoc admiserunt: 
ceteri in metallum dantur vel in insulas relegantur". Hier ist eben- 
falls von einer Mehrheit konkurrierender Verbrechen und daher von 
mehreren verwirkten Strafen keine Kede. Es handelt sich vielmehr 
lediglich um den Fall, dass zu dem einfachen Thatbestande des 
Eaubes ein straf erhöhender Umstand, nämlich die Begehung dieses 
Verbrechens zu wiederholten Malen und an öffentlichen Strassen, hin- 
zutritt. Dass hier nun allein das speziellere, eine härtere Strafe 
androhende Gesetz zur Anwendung gebracht wird, ist selbstverständ- 
lich und in der Natur der Sache begründet. Auf Todesstrafe wird 
nicht, wie Köstlin meint, deshalb erkannt, weil eine Schärfung dieses 
Strafmittels unausführbar ist, sondern weil nach dem bekannten 
Grundsatz: „lex specialis derogat generali" die Anwendung des all- 
gemeinen Gesetzes, dessen Thatbestand sich mit dem des besonderen 
völlig deckt, ausgeschlossen ist. Es liegt hier eben ein von der 
heutigen Doktrin als „Gesetzeskonkurrenz" bezeichneter Fall vor. Mit 
der sogenannten Idealkonkurrenz hat diese Stelle überhaupt nichts 
zu thun. 

Schliesslich beruft sich Köstlin auch auf die 1. 6 C. ad leg. 
Juliam de vi 9, 12. In derselben heisst es : „Quoniam multa facinora 
sub uno violentiae nomine continentur, cum aliis vim inferre certan- 
tibus, aliis cum indignatione resistentibus verbera caedesque crebro 
deteguntur admissae, placuit, si forte quis vel ex possidentis parte 
vel ejus qui possessionem temerare temptaverit, interemptus sit, in 
eum supplicium exerceri, qui vim facere temptavit et alterutri parti 
causam malorum praebuit: et non iam relegatione aut deportatione 
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insulae plectetur ..." Auch hier soll es sich nach der Ansicht 
Köstlins (1. c.) und Mittermaiers^) um einen Zusammenfluss 
mehrerer Verbrechen handeln, weshalb man zu einer Schärf ung der 
schwersten Strafe gekommen sei. AUein auch von dieser Stelle gilt 
das zu den vorigen Bemerkte, sie liefert f&r die genannte Behauptung 
keinen Beweis. Die Annahme, dass mit den Worten: „vim facere 
temptavit" das Vorhandensein des einen und mit den Worten : „alterutri 
parti causam malorum praebuit" das Vorhandensein eines zweiten 
Verbrechens bezeichnet sei, ist willkürlich und nach der ganzen 
Fassung der Stelle sehr unwahrscheinlich. Ebensowenig lässt sich 
die Behauptung rechtfertigen, dass die angedrohte Todesstrafe gleich- 
sam zwei Strafen in sich begreife. Weit natürlicher und un- 
gezwungener ist vielmehr die Erklärung, dass wir es hier mit einer 
Verbrechens-Einheit zu thun haben, deren am Anfang der Stelle ge- 
schilderte grosse soziale Gefährlichkeit zur Festsetzung der Todesstrafe 
geführt hat. 

Weiter ist die 1. 7 § 5 D. de accus. 48, 2 zu erwähnen, welche 
mit den Worten beginnt: „Cum sacrilegium admissum esset in aliqua 
provincia, deinde in alia minus crimen, divus Pins Pontio Proculo 
rescripsit" u. s. w. Offenbar hat diese Stelle, welche ebenfalls auf die 
sogenannte Idealkonkurrenz bezogen worden ist,^) einen ganz andern 
Fall, nämlich den des realen Zusammentreffens, im Auge. Es ist 
auf das Deutlichste zum Ausdruck gebracht, dass es sich um mehrere 
natürliche Handlungen , von welchen die erste in der einen , die 
zweite in einer andern Provinz begangen worden ist, handelt.^) 

Grosse Schwierigkeit hat den Auslegern die 1. 14 D. de accus. 
48, 2 verursacht. Dieselbe lautet: „Senatus censuit, ne quis ob 
idem crimen pluribus legibus reus fieret". Zur Erklärung dieser 
Stelle des Paulus sind die verschiedensten Ansichten aufgestellt 
worden. Savigny^) sagt: „Quae quidem verba de formali publi- 
corum criminum concursu ita interpretati sunt Icti nostri, ut 
coniunctam utriusque poenae exactionem iis negari statuerent. At 
ego cehseo, non de formali concursu, sed de eo facto Paulum* agere, 
quo unicum crimen contineretur .... Itaque, ut dixi, de eo facto 
Senatus vetuit pluribus legibus quaeri, quod unicum crimen contineret : 
cuius rei haec ratio fuisse videtur. Etenim de eodem crimine plurimae 
saepe latae erant leges, quarum aliis aliae succedebant, quae illas 
corrigerent, supplerent, in memoriam revocarent*^ Savigny ist nun 



*) In der 14. Aufl. zu Fenerbach's Lehrbuch, § 126, Note 1. 
-) S. z. B. Sander im Archiv des Kriminalrechts, N. F., Jahrg. 1836, 
S. 286. 8) So richtig Feuerbach, Lehrbuch, 14. Aufl., Anm. 1 zu S 131 
und Krug, Über die Konkurrenz der Verbrechen, S. 4, Anm. 8. *) De 
concursu delictornm formali. S. 110 — 112. So auch Savigny, System, 
Bd. V, S. 251 und Köstlin a. a. 0. S. 551. 
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der Ansicht, dass unsere Stelle eine Bestimmung darübör treffen 
will, ob diese mehreren Gesetze sämtlich zur Anwendung gebracht 
werden sollen oder ob „recentissima antiquatae censendae essent 
priores". Von anderer Seite ist die in Eede stehende Vorschrift auf 
den von der herrschenden Doktrin im Gregensatz zur Idealkonkurreuz 
als Gesetzeskonkurrenz bezeichneten Fall bezogen. So sagt z. B. 
Impallomeni:^) ,,In quanto alla pluralitä di lesioni derivante da 
una stessa azione, non pu() dirsi che i giureconsulti Bomani abbiano 
formulate delle regole da valere per tutti i casi. Cosl Marciano 
ravvisa un duplex crimen nell' esempio famoso dell* atto camale 
commesso con donna congiunta di sangue e maritata . . , Per altri 
casi, come quando uno stesso fatto criminoso poteva contemporanea- 
mente qualificarsi falso, stellionato, furto, falso e reato di maestä., 
crimen vis e maestatis etc. preyaleva una regola opposta: senatus 
censuit ne quis ob idem crimen pluribus legibus reus fieret". Ganz 
derselbe Standpunkt war bereits früher von Eein vertreten. Er 
meint, ^) dass, „wenn in einer Handlung mehrere Widerrechtlichkeiten 
und Eechtsverletzungen enthalten sind", der Verbrecher nach Ansicht 
der Eömer für jede Deliktsrichtung besonders bestraft werden konnte, 
ganz in derselben Weise, als ob es sich um eine Eealkonkurrenz 
gehandelt habe. Dagegen,^) „wenn dasselbe Verbrechen, welches 
nur eine juristische Beziehung hat, ohne Modifikation nach ver- 
schiedenen Gesetzen strafbar ist . . ., so darf der Ankläger unter den 
ihm gestatteten Klagen eine beliebige auswählen, kann aber dann 
derselben Sache wegen nicht zum zweiten Male klagen, denn hier 
würde ein Verbrechen mehrmals bestraft . . . Die zweite Klage ist 
also durch die erste gänzlich ausgeschlossen. Dieser 1. 14 D. 48, 2 
ausgesprochene Grundsatz geht durch die republikanische Periode und 
durch die ganze Kaiserzeit hindurch."^) Schliesslich wird von 
einigen die Unterscheidung von Ideal- und Gesetzeskonkurrenz als 
unrömisch verworfen und die in Eede stehende Stelle auf jeden Fall 
bezogen, in welchem dieselbe Handlung nach verschiedenen Gesetzen 
bestraft werden konnte.^') 

Letztere Ansicht muss als die zutreffende bezeichnet werden. 



') A. a. 0. S. 34 unter f. ^) Das Kriminalrecht der Römer, S. 249. 
''') A. a. 0. S. 252. *) So auch Huschke in Linde's Zeitschrift, Bd. 11, 
S. 192 und 193, v. Woringen a. a. 0. S. 17, Anm., Geib, Geschichte des 
römischen Krimiiialprocesses, S. 655, endlich auch Hill er in Grünhut's 
Zeitschrift, Bd. 13, S. 137. ^) So Mittermaier a. a. 0. Note 1 zu § 126, 
Vangerow, Pandekten, Bd. 3, 7. Aufl., § 572, Hälschner, System, 
1. Teil, S. 490. Richtig auch Ginseppe Giuliani, Istituzioni di diritto 
criminale, 3. Aufl., Bd. I, S. 377, welcher in der Stelle den Grundsatz 
ausgesprochen findet, „che scelta dall'accnsatore una legge, giusta la quäle 
intendeva d'accusare, non gli fosse piü lecito far passaggio ad un' altra, 
perlocche il reo subiva sempre una sola pena". 
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Sie ist die einzige, welche dem Wortlaut des Gesetzes nicht Gewalt 
anthnt. Der Savigny'schen Interpretation insbesondere fehlt es an 
jeder Grundlage, es ist mit keinem Worte angedeutet, dass es sich 
um mehrere der Zeit nach aufeinander folgende Gesetze handelt. 
Überdies ist die Entscheidung dieses Falles schon nach allgemeinen 
RechtsgrundsätzQn so selbstverständlich, dass es nicht erst eines 
Senatsbeschlüsses bedurft hätte, um den Satz auszusprechen, dass das 
spätere Gesetz dem jüngeren vorgeht. Auch die zweite der genannten 
Ansichten trägt in das Gesetz eine darin nicht zum Ausdruck ge- 
brachte Unterscheidung hinein. Dieses spricht ganz allgemein und 
ohne Einschränkung den Grundsatz aus, dass wegen derselben An- 
schuldigung oder, wie Mittermaier a. a. 0. übersetzt, „wegen der 
nämlichen Handlung" nicht mehrere Gesetze zur Anwendung gebracht 
werden sollen. Der Inhalt der Stelle stimmt mithin ganz mit dem 
oben gefundenen Ergebnis überein. Sie bestätigt uns, dass die 
römischen Quellen beim Vorliegen einer einzigen natürlichen Hand- 
lung immer nur von einem Zusammentreffen mehrerer verletzter 
Strafgesetze reden, dass ihnen dagegen die heutige Theorie, wonach 
aus einer natürlichen Handlungs-Einheit eine Mehrheit von Verbrechen 
hervorgehen könne, unbekannt ist. Durchaus folgerichtig von diesem 
Standpunkte aus ist der in unserer Stelle ausgesprochene Grundsatz: 
„ne quis pluribus legibus reus fieret". 

Femer ist die ebenfalls ausserordentlich bestrittene 1. 53 pr. D. 
de oblig. et act. 44, 7 zu erwähnen. In dieser von Modestin her- 
rührenden Stelle heisst es : „Plura delicta in una re plures admittunt 
actiones, sed non posse Omnibus uti probatum est: nam si ex una 
obligatione plures actiones nascantur, una tantummodo, non onmibus 
utendum est." Wir wollen auch hier zunächst die verschiedenen 
Auslegungen, zu welchen man in der Litteratur gekommen ist, kurz 
zusammenstellen. Cujacius^) führt nach Besprechung der 1. 32 h. t. 
folgendes aus: „Huic regulae prorsus contraria est regula, quae 
proponitur in 1. plura delicta, in h. t. videlicet ob plura delicta in 
una re, id est, ex uno facto seu delicto, (quae tamen videntur 
esse plura propter plures actiones, quae ex eo competunt), plures 
admitti actiones, sed non posse omnibus uti . . . At ne quis ambigat, 
de 1, 35 res apertius declaratur hoc modo. Nam si ex una obligatione, 
puta ex uno delicto, plures actiones nascuntur, una tantummodo, non 
omnibus utendum est . . . Si una poenam consecutus fueris, altera 
eandem poenam persequi non potes. Nihil est absurdius, quam bis 
idem petere, sive res sit, sive poena, quando una res est, quando 
unum factum". Im wesentlichen hiermit übereinstimmend, versteht 
auch Göschen^) unter: „plura delicta in una re" eine und dieselbe 



*) Opera, Bd. 8, S. 361. *) Vorlesungen über das gemeine Civil- 
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Handlung, „welche in verschiedenen Beziehungen .unrechtmassig er- 
scheint und deshalb mehrere Klagen henrorbringt". Abweichender 
Ansicht ist dagegen Braekenhöft.^) Er sagt: „Wenn auch 
Modestin hier Yon der sogenannten formalen Konkurrenz der Delikte 
redet, so dürfte doch das in una re hier nicht ... für in uno facto 
zu nehmen, sondern vielmehr auf mehrere Verletzungen an demselben 
Vermögensgegenstande zu beziehen sein."^) Ebenso will Johannes 
Merkel,^) da „mehrere Delikte auch mehrere durch verschiedene 
Aktionen geltend zu machende Handlungen enthalten ^^ müssen, die 
plura delicta in una re als mehrere gleichartige, möglicherweise uno 
impetu begangene, in ihrer Gesamtheit eine einzige verbrecherische 
That darstellende Schädigungen derselben körperlichen Sache auf- 
gefasst wissen. Eine hiervon abweichende Theorie endlich hat 
Savigny*) aufgestellt. Seiner Meinung nach heissen die Worte in 
una re „so viel als ex eodem facto, wie der nachfolgende, abwechselnd 
gebrauchte Ausdruck ex una obligatione zeigt, in welchem obligatio 
die sehr gewöhnliche Bedeutung der eine Obligation erzeugenden 
Handlung hat". Bereits in seiner ersten Schrift: „de concursu 
delictorum formali" hatte Savigny*^) diese Ansicht vertreten. Schon 
dort heisst es: „lam illud e ratione subiecta patet, verba in una re 
pro in uno facto a Modestino adhiberi, ideoque de formali concursu 
hoc loco quaeri".*) 

Welche von diesen Ansichten die zutreffende ist, lässt sich bei 
der Kürze der Stelle schwer feststellen. Nur soviel ist klar, dass 
die Behauptung Savigny's, es handle sich hier um den Fall der so- 
genannten idealen Verbrechenskonkurrenz, nicht richtig ist. Der 
zweite Satz: „nam si ex una obligatione plures actiones nascantur, 
una tantummodo, non omnibus utendum est" ergiebt ganz evident, 
dass der Anfang unserer Stelle von ,, plura delicta" lediglich mit 

recht, S. 460 und 461. So auch Rein a. a. 0. S. 250: „Modestin spricht 
nur von elektiver Konkurrenz der Klagen bei einem Delikt". ^) Die 
Identität und materielle Konnexität der Eechtsverhältnisse, S. 387, Anm. 4. 
■*) Vgl. auch Mar tens, Über die Konkurrenz und Kollision der römischen 
Civilklagen, S. 26 ff. «) Über den Konkurs der- Aktionen, S. 66—68. 
*) System, Bd. V, S. 239. ») A. ä. 0. S. 27. «) Von sreringerer Erheb- 
lichkeit sind die Ausführungen bei Vangerow, Pandekten, §572, Thi- 
baut, Civilistische Abhandlungen, S. 167, Mühlenbruch, Pandekten, 
4. Aufl., § 140, Glück, Pandekten, 4. Teil, S. 10, Anm. 27, Keller, 
Über Litiskontestation imd Urteil, S. 482, Huschke a. a. 0. S. 182 und 
183, Buchka, Die Lehre vom Einfluss des Prozesses auf das materielle 
Rechtsverhältnis, S. 80 und 81, Rein a. a. 0. S. 249, Anm. Alle diese 
stimmen darin überein, dass es sich hier um mehrere ans demselben 
Faktum entspringende Privat-Pönalklagen handele. So auch schon Do- 
nellus, Opera omnia, Bd. V, S. 1044: „Quodsi in uno facto plura delicta 
erunt, unde et totidem actiones poenales. . . . Ideo et hie una tantum 
actione experiri non posse placuit; nt quantum poenae nomine ex actione 
consecuti fuerimus, non possumus consequi altera*^. 
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Kücksicht auf die mehreren Aktionen spricht, welche dem Kläger 
zustehen. Dies ist auch in der Litteratnr fast allgemein angenommen. 
Es kann dahingestellt bleiben, ob die Worte: „in una re" mit „ex 
eodem facto" zu identifizieren sind, oder ob, wie Brackenhöft und 
Merkel meinen, mehrere gleichartige Verletzungen an demselben Ver- 
mögensgegenstande vorausgesetzt werden. Diese Frage ist für unsem 
Zweck deshalb gleichgültig, weil, welcher dieser beiden Ansichten man 
sich auch zuneigen mag, in keinem Falle von einer Deliktskonkur- 
renz, sondern immer von einem Zusammentreffen mehrerer Pönalk lagen 
die Kede ist. Die Stelle behandelt, wie schon Cuiacius ganz richtig 
dargelegt hat, die bekannte Kontroverse, in welchem Verhältnis mehrere 
dem Kläger gegen denselben Beklagten zustehende Pönalklagen zu 
einander stehen, und sie beantwortet diese Frage dahin, dass, wenn 
der Kläger mit der einen Klage die ihm zukommende Strafsumme 
erhalten hat, er von der anderen Klage keinen Gebrauch mehr machen 
darf. Bei diesem Ergebnis ist ein näheres Eingehen auf die vielen 
Streitfragen, welche sich an die in Eede stehende Bestimmung, sowie 
an ihr Verhältnis zu andern Stellen geknüpft haben, nicht weiter er- 
forderlich. Denn uns interessiert hier die Frage, wie die Eömer den 
Fall der Klagenkonkurrenz geregelt haben, nicht. Wir wollen viel- 
mehr lediglich prüfen, ob die heute herrschende Theorie, dass trotz 
natürlicher Handlungs-Einheit eine Mehrheit von Verbrechen vor- 
handen sein kann, bereits in den römischen Quellen ihren Stützpunkt 
findet. Die sämtlichen bisher besprochenen Stellen geben zu dieser 
Annahme keinen Anlass, und auch die zuletzt genannte Bestimmung 
hat, wie wir gesehen haben, mit der Frage der Verbrechenskonkurrenz 
nichts zu thun, sie bezieht sich vielmehr ausschliesslich auf das Zu* 
sammentreffen mehrerer Klagen. 

Aus demselben Grunde scheidet auch die 1. 32 eodem von un- 
serer Betrachtung aus. Diese von Hermogenian herrührende Be- 
stimmung lautet: „Cum ex uno delicto plures nascuntur actiones, 
sicut evenit, cum arbores furtim caesae dicuntur, omnibus experiri 
permitti post magnas varietates obtinuit". Nur ganz kurz muss auch 
auf diese Stelle mit Eücksicht auf die Theorie, welche Eosshirt ^) 
daraus herleitet, eingegangen werden. Er ist der Ansicht, dass den 
Eömem die Unterscheidung zwischen idealer und realer Konkurrenz 
unbekannt gewesen sei, dass es sich vielmehr für sie lediglich darum 
gehandelt habe, „welche Strafgesetze hat ein Individuum übertreten, 
welche Folgen und Eechte sind daraus gegen ihn begründet". Das 
römische Eecht soll nun diese Frage dahin beantwortet haben, dass 
jedes übertretene Strafgesetz die betreffende Straffolge bewirke, und 
dies sogar in dem Falle der Konkurrenz allgemeiner Strafgesetze 



^) Entwickelung der Grundsätze des Strafrechts, S. 110. 

Heine mann. Idealkonkurrenz. ^ 
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neben einem speziellen, wie die in Rede stehende Stelle beweise, wo 
selbst die actio farti, legis Aqniliae neben der schon aus den zwölf 
Tafeln stammenden actio arborum fartim caesaram Anwendung finde. 
Dem gegenüber bemerkt Vangerow:^) Eine straf bare Handlung kann 
so beschaffen sein, „dass jede der mehreren Pönalklagen die Hand- 
lung in ihrer Totalität zur notwendigen Voraussetzung hat, dass also, 
um sie zu begründen, man nicht etwa die Handlung zerlegen darf, 
sondern immer die ganze Handlung zu ihrer Fundierung nötig hat. 
In Fällen dieser Art konnte die zweite Klage nur auf das Plus gehen, 
da hier wenigstens eine der Pönalklagen die ganze Handlung zur 
notwendigen Grundlage hat, also mindestens ein Stück dieser Hand- 
lung doppelt bestraft werden würde. Damit steht auch nicht die 
1. 32 de oblig. et act. in Widerspruch, da die Stelle nur sagt, dass 
die mehreren Klagen sämtlich angestellt werden können, nicht aber 
mit welchem Erfolge". 

Der ersteren Ansicht folgt insbesondere Savigny.'^) Er ist 
ebenso wie Eosshirt der Meinung, dass nach der in Bede stehenden 
Stelle alle Strafen unvermindert nebeneinander zur Anwendung kommen 
sollen,*) und dass diese Stelle als ganz entscheidend, „gleichsam als 
das letzte Wort der Justinianischen Gesetzgebung" anzusehen sei. 
Die meisten schliessen sich dagegen der Auslegung Vangerow's an. 
So bemerkt z. B. Wächter,*) dass die Stellen, auf welche sich 
Savigny für seine Theorie, wonach der Thäter wegen eines Delikts 
mehrmals bestraft werden könne, beruft, „bloss teils von der pro- 
zessualischen Konsumtion, die von ihnen negiert wird, teils von Fällen, 
die gar nicht hierher gehören", sprechen, dass sie femer teils, wie 
namentlich die 1. 32 cit. bloss sagen, „dass man in solchen Fällen 
von allen Klagen Gebrauch machen könne, sich aber darüber nicht 
näher aussprechen, mit welchem Erfolg dies möglich sei". Dieser 
Ansicht ist zuzustimmen. Die Stelle spricht ausdrücklich nur von 
„experiri", giebt also dem Kläger lediglich das Eecht, es mit allen 
aus dem einheitlichen Delikt hervorgehenden Klagen zu versuchen, 
dagegen sagt sie nicht, wie Savigny zu Unrecht annimmt, dass dem 
Kläger auch die Strafen aus sämtlichen Klagen unvermindert zufallen 
sollen. Diese Frage wird in unserer Stelle vielmehr völlig unbeant- 
wortet gelassen. Wie die Römer hierüber gedacht haben, können wir 
aus andern Bestimmungen entnehmen, insbesondere aus der unmittel- 

i) A. a. 0. § 572. ^) System, Bd. V, S. 245 ff. ») Ähnlich auch 
Cnjacins, Opera, ßd. 8, S. 860 und Thibaut, Civilistische Abhandlungen, 
S. 167. Vgl. auch Krug, Über die Konkurrenz der Verbrechen, S. 2. 
*) Pandekten, S. 494. Übereinstimmend hiermit Henke, Handbuch, S. 620, 
Huschke a. a. 0. S. 194, Göschen a. a. 0. S. 460 und 461, Kierulff, 
Tlieorie des g-emeinen Civilrechts, S. 265, Anm., Buchka, Die Lehre vom 
Einfluss des Prozesses auf das materielle Rechtsverhältnis, S. 93, endlich 
Merkel, Über den Konkurs der Aktionen, S. 65 ff. 



— 19 — 

bar vorher besprochenen, welche festsetzt, dass, wenn der Kläger mit 
der einen Klage die ihm zukommende Strafsumme erhalten hat, ihm 
die andere versagt sein soll. Aber nicht nur der Wortlaut der in 
Rede stehenden Stelle, sondern auch BDligkeitsgründe sprechen mit 
Entschiedenheit gegen die Auslegung Savigny's und Eosshirt*s. 
Der Satz, dass jemand wegen eines und desselben Delikts mehrmals 
bestraft werden könne, verstösst in so hohem Grade gegen die Grund- 
sätze der Gerechtigkeit und Billigkeit, dass eine solche Ansicht den 
römischen Juristen nicht zugeschrieben werden kann. Diese ganze 
Frage interessiert hier aber erst in zweiter Linie. Für unseren Zweck 
ist es vor allem von Wichtigkeit zu konstatieren, dass die Stelle, ob- 
wohl die darin besprochene Handlung in verschiedenen Beziehungen 
unrechtmässig erscheint und deshalb mehrere Klagen hervorbringt, 
dennoch nur von einem Delikte redet. Die Anfangsworte: „Cum ex 
uno delicto plures nascuntur actiones"* sind von entscheidender Be- 
deutung, sie bringen ganz klar zum Ausdruck, dass die heutige Theorie, 
wonach die Idealkonkurrenz als ein Zusammentreffen mehrerer Ver- 
brechen in einer und derselben Handlung anzusehen sei, der römischen 
Auffassung nicht entspricht. 

Scheinbar steht mit diesem Ergebnis die 1. 2 D. de priv. del. 47, 1 
im Widerspruch. Dieselbe beginnt mit folgenden Worten : „Numquam 
plura delicta concurrentia faciunt, ut ullius impunitas detur: neque 
enim delictum ob aliud delictum minuit poenam. Qui igitur hominem 
subripuit et occidit, quia subripuit, furti, quia occidit, Aquilia tenetur, 
neque altera harum actionum alteram consumit. Idem dicendiun, si 
rapuit et occidit: nam et vi bonorum raptorum et Aquilia tenebitur" . 
Wächter^) ist der Ansicht, dass die Stelle nicht auf die Konkurrenz 
von Klagen, sondern „von völlig verschiedenen selbständigen klag- 
baren Rechten" zu beziehen sei. Er sagt: Wenn „eine Handlung, 
welche äusserlich als eine erscheint, aus verschiedenen Bestandteilen 
und Beziehungen besteht, durch welche verschiedene Rechtsverletzungen 
erzeugt und eben damit ein Recht auf eine besondere Privatstrafe 
wegen jeder dieser Verletzungen begründet wird, so konkurrieren auch 
hier wieder nicht bloss verschiedene Klagmittel, sondern verschiedene 
voneinander ganz unabhängige Rechte, deren jedes seinen besonderen 
Gegenstand hat, so dass die eine Strafe völlig wirksam eingeklagt 
werden kann, wenn auch die andere Strafe wegen des anderen in der 
Handlung enthaltenen Delikts schon bezahlt ist. Fälle dieser Art 
können bei uns nicht mehr vorkommen". Von andern wird die Stelle 
dagegen nicht auf die Konkurrenz von Delikten, sondern von Klagen 
bezogen. So sagt z. B. Tippeiskirch:-) „Die der 1. 2 pr. folgenden 



^) Württembergisches Privatrecht. Bei. II, S. 458, Aiirn. 3. -) In 
Goltdammer's Archiv, Bd. 16, S. 81. 

2* 
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Paragraphen zeigen, „dass das Subjekt, von welchem das Prädikat con- 
currere gebraucht wird, nicht eigentlich die delicta sind, sondern viel- 
mehr die actiones, quae ex delicto nascuntur".^) Übereinstimmend 
hiermit bemerkt Garraud:^) „Cette rögle se r^före exclusivement 
aux d^lits priv^s, comme l'indique la rubrique sous laquelle eile est 
placke (de privatis delictis) et, comme on peut s'en convaincre, du 
reste, par le § suivant: *Qui igitur . . . consumit'. II s*agit donc du 
cumul des actions furti et legis Aquiliae, qui, toutes deux, ont pour 
objet la prononciation d*une peine p^cuniaire au profit de la personne 
16s6e". Nach einer dritten Meinung endlich soll es sich im vor- 
liegenden Falle überhaupt nicht um die Ideal-, sondern um die Real- 
konkurrenz handeln. Savigny^) sagt: „Neque vero illud negligen- 
dum est, in dicta 1. 2 pr. de priv. del. nonnisi materialem concursum 
tractari, quod et ipsum tum probatur exemplis subiectis, tum vero 
convenit cum aliorum loquendi more, qui materiali concursu plura 
delicta, fbrmali unum delictum contineri censent, sicuti Hermo- 
genianus in L. 31 de 0. et A." Diesen zutreffenden Ausführungen 
ist kaum noch etwas hinzuzufügen. Lässt allerdings auch das zweite 
der in unserer Stelle angeführten Beispiele, die Verbindung von Raub 
und Tötung, Zweifel übrig, ob es sich um einen Fall der realen oder 
der idealen Konkurrenz handelt, so kann es nach dem ersten Bei- 
spiel, der Verbindung von Diebstahl und Tötung, keinem Bedenken 
unterliegen, dass hier mehrere selbständige Handlungen vorausgesetzt 
werden. Der Delinquent hat den Sklaven offenbar zunächst gestohlen 
und sodann getötet, damit also sich eines doppelten Eingriffs in die 
Rechtssphäre des Herrn schuldig gemacht, des Diebstahls und der 
Sachbeschädigung. Noch klarer ergeben die folgenden Beispiele, dass 
eine Mehrheit von Handlungen in Frage steht. Der § 4 lautet: 
„Item si quis subreptum flagello ceciderit, duabus actionibus tenetur 
furti et iniuriarum: et si forte hunc eundem occiderit, tribus actioni- 
bus tenebitur". Hier handelt es sich um drei durchaus selbständige 
Handlungen. Der Sklave ist zunächst gestohlen, darauf gezüchtigt 
und endlich getötet. Der folgende Paragraph behandelt sodann den 
Fall, dass eine fremde Sklavin gestohlen und durch eine fernere 
Handlung geschändet worden ist. Ebenso setzt der § 6, welcher 
mit den Worten beginnt: „Item si quis servum vulneravit, quem 
subripuerat" eine natürliche Handlungs -Mehrheit voraus. Aus alle- 



*) Siehe auch Rosshirt, Lehrbuch, S. 183 und Härtens, Über Kon- 
kurrenz und Kollision der römischen Civilklagen, S. 19. ^) Traite theo- 
rique et pratique, Bd. 2, S. 272. *) De concursu delictorum formaU, S. 24. 
Übereinstimmend hiermit Donellus, Opera omnia, Bd.V, S. 1044, Krug, 
Über die Konkurrenz der Verbrechen, S. 4, Anm. 8, endlich auch Sander 
im Archiv des Kriminalrechts, Jahrg. 1836, S. 286. Vgl. auch Krug, Über 
die Konkurrenztheorie des Strafgesetzbuchs für das Königreich Sachsen, S. 14. 
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dem ergiebt sich mithin, dass die Anfangsworte unserer Stelle : „Num- 
quam plura delicta cpncurrentia faciunt, ut ullius impunitas detur" 
mit Eücksicht auf die mehreren Handlungen gebraucht sind, von 
welchen in den folgenden Paragraphen die Rede ist. Dieser Ansicht 
ist auch die Grlosse. Das Wort: „concurrentia" erläutert sie zu- 
treffend mit: „etiam in eundem hominem et eandem rem, ex diversis 
tarnen factis". Sodann heisst es weiter: „hie ex pluribus factis 
plures admittuntur actiones, quarum unamquamque fortiri effectum 
necesse est". Zu dem Beispiel des § 1: „qui igitur hominem sub- 
ripuit et occidit" bemerkt die Glosse endlich durchaus richtig: „ex 
intervallo et sie intervenit separatio delictorum: et alias si plura 
vulnera intuleris et ex ultimo sit mortuus, non teneris nisi ut occisor". 
Mit der hier interessierenden Frage hat die lex demnach nichts zu thun. 

Dasselbe gilt von der viel besprochenen 1. 41 § 1 D. de oblig. 
et act. 44, 7: „Si ex eodem facto duae competant actiones, postea 
iudicis potius partes esse, ut quo plus sit in reliqua actione, id actor 
ferat, si tantundem aut minus, id consequatur^^ Man ist heute 
darüber einig, dass statt: „id consequatur" „nihil consequatur" zu 
setzen^) und der Sinn der Stelle demnach folgender ist: Wenn aus 
derselben Handlung zwei Klagen zustehen, so ist es Sache der Amts- 
pflicht des nachherigen Richters, dass der Kläger das Mehr erhalte, 
was in der zweiten Elage enthalten ist, — wenn ebensoviel oder 
weniger, derselbe aber nichts erhalte. Die Stelle handelt also von 
der Klagenkonkurrenz und zwar stellt sie die „Anrechnungs- 
theorie", wie Dernburg^) sagt, hierfür auf, um die „Härten und 
übertriebenen Strafen" zu vermeiden, welche die Fülle der in Rom 
möglicherweise zusammentreffenden civilen und prätorischen Straf- 
klagen zur Folge haben konnte". Mit dem Zusammentreffen mehrerer 
Delikte in derselben Handlung hat also auch diese Bestimmung nichts 
zu thun. 

Aus dem gleichen Grunde scheidet noch eine ganze Anzahl an- 
derer Stellen aus, welche man zu Unrecht auf die Deliktskonkurrenz 
bezogen hat, während es sich in Wahrheit um ein Zusammentreffen 
mehrerer Klagen handelt. Hierher ist u. a. die 1. 60 D. de oblig. 
et act. 44, 7 zu zählen: „Kumquam actiones poenales de eadem pe- 
cunia concurrentes alia aliam consumit". Weiter ist die 1. 34 D. de 
oblig. et act. 44, 7 zu nennen: „Qui servum alienum iniuriose ver- 
berat, ex uno facto incidit et in Aquiliam et in actionem iniuriarum: 
iniuria enim ex affectu fit, damnum ex culpa et ideo possunt utraeque 
competere. Sed quidam altera electa alteram consumi. Alii per legis 
Aquiliae actionem iniuriarum consumi Rationabilius itaque 



^) Vgl. z. B. Savigny a. a. 0. S. 29 und 30. '-) Pandekten, 3. Aufl., 
Bd. 1, & 311, Anm. 3. 
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est eam admitti sententiam, ut liceat ei quam voluerit actionem prius 
exercere, quod autem amplius in altera est, etiam hoc exsequi", Dass 
auch diese Stelle lediglich von der Klagenkonkurrenz handelt, ergiebt 
ihr Wortlaut mit absoluter Sicherheit. Dennoch hat man gerade aus 
dieser Vorschrift den Satz herleiten wollen, dass schon den Eömem 
die Theorie von dem Zusammentreffen mehrerer verbrecherischer Hand- 
lungen in derselben natürlichen Handlung bekannt gewesen sei. Erst 
durch diese fehlerhafte Auslegung ist, wie wir im folgenden Para- 
graphen sehen werden, die vorgenannte Theorie in die deutsche Dok- 
trin eingedrungen. Zunächst hat Averanius^) die in Eede stehende 
Stelle auf solche unrichtige Art und Weise ausgelegt. Er sagt: „In- 
iuriose verberans servum alienum duo delicta committit inter se di- 
stincta et separata; laedit existimationem domini, laedit et eins rem 
familiärem in corpore servi facto deteriore: quidni igitur subeat poe- 
nam utriusque delicti? Neque haec duo delicta inter se miscentur 
et confunduntur. . . . Ergo et si haec duo delicta simul coniunxerit, 
utriusque poenam debet persolvere; delictum enim non minuit aliud 
delictum. Quid? quod explorati iuris est, quod quotiens unum idem- 
que factum duo delicta diversa atque distincta comprehendit, reus 
tenetur utriusque delicti poenam persolvere". In ähnlicher Weise 
äussern sich Donellus^) und Cuiacius*^) zu unserer Stelle. Letz- 
terer sagt: „Uno igitur facto, uno delicto contineri plura, sicut uno 
contractu plures conventiones pluresve contractus". Die neueren da- 
gegen stimmen durchweg darin überein, dass es sich im vorliegenden 
Falle lediglich um eine Konkurrenz von Klagen handelt,^) und dass 
es daher verfehlt ist, aus dieser Stelle einen Beweis für das Vor- 
handensein des Begriffes der Idealkonkurrenz im römischen Recht 
herleiten zu wollen. 

Ebenso hat mit unserer Betrachtung die 1. 6 pr. ad leg. lul. de 
adulteriis 48, 5 nichts zu thun. In derselben heisst es: „Inter 
liberas tantum personas adulterium stuprumve passas lex lulia locum 
habet. Quod autem ad servas pertinet, et legis Aquiliae actio facile 
tenebit et iniuriarum quoque competit nee erit deneganda praetoria 
quoque actio de servo corrupto: nee propter plures actiones par- 
cendum erit in huiusmodi crimine reo". Mit Unrecht haben manche 
auch diese Stelle entgegen ihrem klaren Wortlaut auf das Zusammen- 
treffen mehrerer Verbrechen bezogen. Averanius^) interpretiert sie 
dahin: „Unico facto tria delicta continentur, iniuria, damnum, an- 



^) Interpretationum iuris libri quinque (1751), Bd. I, Liber III, caput 14, 
S. 421 unter No. 5 und 6. ^) A. a. 0. S. 1044. s) a. a. 0. S. 361. *) So 
z. B. Vangerow a. a. 0. § 572, Keller, Über Litiskontestation und Ur- 
teil, S. 482, Buchka a. a. 0. S. 81, Rein, Das Kriminalrecht der Roraer, 
S. 250, Savigny, System, Bd.V, S. 238ff., Kleinschrod, Zur Lehre von 
der Konkurrenz der Klagen, S. 19 u. a. ra. ^) A. a. 0. S. 422, No. 6. 
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cillae corruptela et singula detrimentum domino offerunt, et ideo 
omnium poenam debet consequi dominus". Ähnliche Ausführungen 
finden sich bei Huschke.^) Die meisten^) dagegen nehmen mit 
Eecht an, dass hier lediglich die Wirkung mehrerer aus demselben 
Faktum entspringender Pönalklagen erörtert wird. Dass von einer 
Deliktsmehrheit keine Bede ist, ergeben die angeführten Schluss- 
worte: „Nee propter plures actiones parcendum erit in huiusmodi 
crimine reo" ganz klar. Die Stelle spricht nicht von in criminibus, 
sondern sie gebraucht den Singular, betrachtet also die Handlung 
des Delinquenten, welche sowohl als iniuria wie als damnum, wie 
endlich als ancillae corruptela angesehen werden kann, als nur eine 
Anschuldigung — und dies mit vollem Eecht. Denn nähme man 
eine Mehrheit von Delikten an, so würde, wie Vangerow^) treffend 
bemerkt, immer mindestens ein Stück der betreffenden Handlung 
doppelt herangezogen werden. Eine davon ganz verschiedene Frage 
ist, ob nicht dem durch die eine Handlung in seinen Rechten mehr- 
fach Gekränkten eine Mehjheit von Klagen zu gewähren sei, und 
diese Frage bejaht die Stelle.*) 

Um den Begriff der Klagenkonkurrenz handelt es sich ebenfalls 
in der 1. 11 § 2 D. de serv. corr. 11, 3: „Quamvis autem rerum sub- 
tractarum nomine servi corrupti competit actio, tamen et furti agere 
possumus, ope enim consilio sollicitatoris videntur res abesse: nee 
sufficiet alterutra actione egisse, quia altera alteram non minuit. Idem 
et in eo, qui servum recepit et celavit et deteriorem fecit, lulianus 
scribit: sunt enim diversa maleficia furis et eins qui deteriorem ser- 
vum facit: hoc amplius et condictionis nomine tenebitur. quamvis 
enim condictione hominem, poenam autem furti actione consecutus 
sit, tamen et quod interest debebit consequi actione servi corrupti". 
Auch diese ebenfalls sehr umstrittene Stelle hat man als Argument 
dafür, dass den Eömem der Begriff der Idealkonkurrenz im Sinne der 
heutigen Doktrin bekannt gewesen sei, angeführt. Beispielsweise 
äussert sich Glück*) folgendermaassen : „Zuweilen kann ein und 
eben dasselbe unerlaubte Faktum wegen der dabei konkurrierenden 

') A. a. p. S. 192. 2) Vgl. z. B. Rein a. a. 0. S. 251, Thibaut, 
Civilistische Abhandlungen, S. 167, Brackenhöft, Die Identität und ma- 
terielle Konneidtät der Rechtsverhältnisse, S. 338, Buchka a. a. 0. S. 92, 
Savigny a. a. 0. S. 238 und 289 n. a. ^) A a. 0. § 572. ^) Gänzlich 
miss versteht Helssig, Zur Lehre von der Konkurrenz der Klagen nach 
römischem Rechte, S. 47, Anm. 117, das Verhältnis des Begriffs der soge- 
nannten Idealkonkurrenz, also des Zusammentreffens mehrerer selbstän- 
diger, in derselben Handhing enthaltener Delikte, zu dem der Klagen- 
konkurrenz. Er übersieht völlig, dass die Prinzipien, welche bei letzterer 
in Betracht kommen, gar nichts gemein haben mit den Grund.^ätzen, 
welche auf dem Gebiete des öffentlichen Straf rechts gelten. ^) Pan- 
dekten, 4. Teil, S. 9. Vgl. die damit übereinstimmenden Ausfühningen 
bei Huschke a. a. 0. S. 192. 
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besonderen Umstände mehrere Verbrechen unter sich begreifen, und 
daher mehrere verschiedene Klagen erzeugen. So z. B. entstand aus 
der Verführung eines fremden Sklaven zur Dieberei sowohl die actio 
servi corrupti als die actio furti, weil hier zwei besondere Verbrechen 
konkurrierten, nämlich furtum und servi corruptela, welche das ein- 
zige factum sollicitationis unter sich begriff. Der Herr des Sklavens 
konnte daher beide Klagen mit vollkommener Wirkung anstellen, quia 
altera alteram non minuit, wie ülpian sagt". Diese Auslegung 
leidet an einem doppelten Fehler. Die Stelle spricht einmal nicht 
von einem Zusammentreffen mehrerer Verbrechen, sondern von der 
Konkurrenz mehrerer Klagen, sodann aber handelt es sich über- 
haupt nicht um ein einziges, sondern um mehrere der Zeit nach 
ganz getrennte Handlungen. Die eine ist das Bereden des fremden 
Sklaven zum Diebstahl, die andere die Ausführung des Diebstahls 
durch den Sklaven, welcher Diebstahl dem soUicitator ebenfalls und 
zwar mit der Motivierung zugerechnet wird, dass das auf Anraten 
jemandes verübte Delikt als mit dessen . Hilfe geschehen angesehen 
werden soU.^) Sehr richtig hält Kleinschrod''*) diese beiden Akte 
auseinander. Er sagt: „Augenscheinlich liegen auch hier zwei Hand- 
lungen vor, die nur scheinbar sich als eine einzige darstellen, nämlich 
einmal die Verleitung des Sklaven, wegen deren der Verführer auch 
schon dann mit der actio servi corrupti belangt werden kann, wenn 
der Sklave die ihm angesonnene Handlung unterliess, und dann das 

durch diese Verleitung bewerkstelligte Abhandenkommen der Sachen 

Zur Gewissheit erhoben wird diese Auffassung in dem gleich folgenden 
Passus unserer Stelle, wo es heisst: „idem et in eo, qui servum 
recepit, et celavit, et deteriorem fecit". — „Sunt enim diversa 
maleficia furis et eins, qui deteriorem servum fecit." ^) 

In diesem Zusammenhang ist kurz noch auf die 1. 14 § 1 D. 
de praescr. verb. 19, 5 hinzuweisen: „Sed et si servum quis alienum 
spoliaverit isque frigore mortuus sit, de vestimentis quidem furti agi 
potent, de servo vero in factum agendum, crimüiali poena adversus 
eum servata". Diese Stelle hat zu vielfachen Zweifeln Anlass ge- 
geben. Man hat sie ebenfalls zur Unterstützung der herrschenden 
Meinung herangezogen, wie beispielsweise die Interpretation von 
Averanius*) beweist: „Et hie est unicum factum spoliationis, duo 
vero delicta, furtum et homicidium". Ähnlich sagt Eein:^) „Wenn 
in einer Handlung mehrere Widerrechtlichkeiten und Eechtsverletzungen 
enthalten sind, so kann der Verbrecher für jede Deliktsrichtung 



1) Dies übersieht auch Buchka a. a. 0. S. 88. '^) A. a. 0. S. 17. 
^) So richtig auch Vangerow a. a. 0. Vgl. femer die treffenden Aus- 
führungen bei Merkel a. a. 0. S. 58. Siehe auch Savigny, System, 
Bd. V, S. 245 und Anm. bb. *) A. a. 0. S. 422, No. 6. ^) A. a. 0. 
S. 249 ff. 
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besonders angeklagt und bestraft werden, gleichwie wenn er mehrere 
Delikte begangen hätte, und das Verhältnis ist dasselbe, wie bei der 

materiellen Konkurrenz Als Beispiele dieser Konkurrenz kommen 

vor 1. 14 § 1 D. 19, 5".-^) Allein auch hier gilt das kurz vorher 
Bemerkte, es liegen ebenfalls ganz offenbar zwei verschiedene Hand- 
lungen vor, welche sich scheinbar als eine einzige darstellen. Der 
Delinquent hat zunächst den Sklaven entkleidet und durch diese Hand- 
lung das Erfrieren desselben bewirkt. Er hat sich zugleich aber auch 
durch eine fernere selbständige Handlung eines weiteren Deliktes 
schuldig gemacht, nämlich des Diebstahls dadurch, dass er sich die 
Kleider des Sklaven rechtswidrig zueignete. Diese beiden voneinander 
ganz unabhängigen Verbrechen fahren zu einer doppelten Haftung des 
Thäters, einmal wegen der Tötung des Sklaven auf Grund der lex 
Aquilia und sodann wegen des Diebstahls der Kleider auf Grund der 
actio furti.^) 

Die 1. 1 D. arb. fürt. caes. 47, 7 behandelt folgenden Fall: „Si 
fartim arbores caesae sint, et ex lege Aquilia et ex duodecim tabu- 
larum dandam actionem Labeo ait: sed Trebatius ita utramque dan- 
dam, ut iudex in posteriore deducat id quod ex prima consecutus sit 
et reliquo condemnet". Es handelt sich im Gegensatz zu den beiden 
vorigen SteUen hier allerdings nur um eine Handlung, jedoch nicht 
um ein Zusammentreffen mehrerer Delikte in dieser einen Handlung, 
sondern um mehrere Klagen, welche dem Kläger deshalb sämtlich zu- 
stehen, weil das gegen ihn verübte Delikt unter verschiedenen Ge- 
sichtspunkten betrachtet werden kann. Von jedem dieser Gesichts- 
punkte aus entsteht für den Kläger eine Forderung, welche, wie 
Keller^) richtig bemerkt, „den Inhalt der andern in sich schliesst, 
dazu aber noch etwas mehr enthält". 

Weiter ist der sehr allgemein gehaltene und deshalb lebhaft um- 
strittene Ausspruch ülpian's in der 1. 130 D. de reg. iur. 50, 17 
zu erwähnen: „Numquam actiones, praesertim poenales, de eadem re 
concurrentes, alia aliam eonsumit". Es ist in der Litteratur insbe- 
sondere kontrovers, ob diese Stelle das Vorhandensein einer oder 
mehrerer selbständiger Handlungen voraussetzt. Während viele*) für 
die erstere Alternative eintreten, indem sie die Worte: „de eadem re" 



^) Hiermit stimmen überein die Ausführungen bei Huschke a. a. 0. 
S. 192, Wächter, Lehrbuch des Eömisch-Teutscheu Strafrechts, I. Teil, 
S. 246 und 247, Brackenhöft, Die Identität und materielle Konnexität 
der Rechtsverhältnisse, S. 342, Martens a. a. 0. S. 11 u. a. '^) So richtig 
Kleinschrod a. a. 0. S. 16 und 17 und Merkel a. a. 0. S. 58, auch Van- 
gerow a. a. 0. ^) Pandekten, § 83, S. 167. Vgl. auch Kleinschrod 
a. a. 0. S. 14. *) Siehe z. B. Henke, Handbuch, S. 620, Thibaut, 
Civilistische Abhandlungen, S. 167, Göschen, Vorlesungen über das ge- 
meine Civilrecht, S. 460, Rein a. a. 0. S. 250, Merkel a. a. 0. S. 59, Sa- 
vigny, System, Bd.V, S. 242 und 248 u. a. 
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mit „ex eodem facto" identifizieren, gehen andere*) davon aus, dass 
es sich um mehrere durch verschiedene Handlungen an demselben 
Objekt verübte Delikte handelt. Eine nähere Erörterung dieser Kontro- 
verse erübrigt sich hier, da nach unbestrittener Ansicht die Stelle 
mit der Deliktskonkurrenz nichts zu thun hat, vielmehr lediglich von 
der Klagenkonkurrenz spricht. 

Auch die 1. 1 D. vi bon. rapt. 47, 8 ist für die in Eede stehende 
Frage ohne Bedeutung. Die Anfangsworte der Stelle lauten: „Qui 
rem rapuit, et furti nee manifesti tenetur in duplum et vi bonorum 
raptorum in quadruplum". Sodann heisst es weiter: „Sed si ante 
actum sit vi bonorum raptorum, deneganda est furti: si ante furti 
actum est, non est illa deneganda, ut tamen id quod amplius in ea 
est consequatur". Der in Eede stehende Fall betriiffc die Konkurrenz 
eines speziellen Strafgesetzes mit einem generellen. Vom Standpunkt 
des öffentlichen Strafrechtes aus liegt hier gar keine Schwierigkeit 
vor. Es darf unbedenklich nur das erstere zur Anwendung kommen, 
— ein Grundsatz, welcher auch im römischen Eecht, wie bereits oben 
erwähnt wurde, voll zur Anerkennung gelangt ist. Zu einem andern 
Ergebnis führen dagegen die das römische Privatstrafrecht beherrschen- 
den Grundsätze. Da es sich hier lediglich darum handelt, dem Ver- 
letzten volle Genugthuung zu verschaffen, wird ihm in der in Eede 
stehenden Bestimmung die Befugnis zugesprochen, auch nach An- 
stellung der generellen Klage noch von der speziellen Gebrauch zu 
machen, allerdings nur auf das amplius.-) Also auch in dieser Stelle 
ist lediglich von dem Zusammentreffen mehrerer Pönalklagen die Eede. 
Eichtig bemerkt daher John a. a. 0., dass der von der 1. 1 cit. auf- 
gestellte Grundsatz eine dem römischen Privatstrafrecht eigentümliche 
Anschauung darstellt, „welche auf unsere heutigen Verhältnisse um so 
weniger übertragen werden kann, als sie dem ganzen übrigen römischen 
Eecht und namentlich dem öffentlichen Strafrechte der Eömer fremd ist". 

Die 1. 20 C. de fürt. 6, 2 entscheidet folgenden Fall: „si quis 
servo alieno suaserit aliquam rem domini sui subripere et ad se de- 
ducere, servus autem hoc domino manifestaverit et domino concedente 
res eins ad iniquum huiusmodi suasionis auctorem pertulerit, et ipse 
inventus fuerit rem detinere". Justinian giebt nach Erwähnung einer 
alten Kontroverse seine Meinung dahin ab, dass der Thäter sowohl 
mit der axjtio furti, wie mit der actio servi corrupti hafte. Huschke^) 
führt auch diese Stelle als Beleg für die Theorie von dem Zusammen- 
treffen mehrerer Delikte in derselben Handlung an. Allein in Wahr- 



*) U. a. Cuiacius a. a. 0. S. 717, Brackeuhöft a. a. 0. S. 343, 
Kierulff, Theorie des gemeinen Civilrechts, S. 266, Anm. und endlich 
Martens a. a. 0. S. 20. -) So richtig John in Goltdammer's Archiv, 
Bd. III, S. 505, Savigny a. a. 0. S. 240 und Bnchka a. a. 0. S. 81. 
=•) A. a. 0. S. 192. 
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heit handelt es sich ebenÜEtlls nur um einen Falf der Klagenkonknrrenz, 
sowie femer um mehrere selbständige Handinngen. Eine nähere Be- 
gründung dieser Ansicht ist mit Bücksicht auf die oben besprochene 
1. 11 § 2 D. de serv. corr. 11, 3 nicht erforderlich. Der Unterschied 
zwischen den beiden Stellen liegt nur darin, dass dort von einem Fall 
wirklicher Korruption und wirklicher Entwendung, hier dagegen von 
einer fehlgeschlagenen Anstiftung zu diesen Delikten gesprochen wird, 
welche dennoch dem Thäter in derselben Weise zugerechnet wird, 
als ob es zur Ausführung des Diebstahls durch den Sklaven ge- 
kommen wäre.^) 

Die 1. 1 § 9 D. de iniur. 47, 10 lautet: „Idem ait Neratius, ex 
una iniuria mterdum tribus oriri iniuriarum actionem neque uUius 
actionem per alium consumi. ut puta uxori meae filiae famihas in- 
iuria facta est: et mihi et patri eins et ipsi iniuriarum actio incipiet 
competere". Mit Unrecht spricht Savigny^) hier von einer Mehr- 
heit von Delikten, während doch die Anfangsworte der Stelle: „ex 
una iniuria" ganz klar ergeben, dass trotz der verschiedenen aus 
derselben Handlung entstehenden Straf klagen nur ein Delikt als vor- 
handen angenommen wird. Beleidigt wird nur die Ehefrau, aber 
dieses eine Delikt greift nicht bloss in ihre Bechtssphäre ein, son- 
dern zugleich in diejenige ihres Ehemanns und endlich auch in die 
ihres pater familias. Jede dieser drei Personen wird durch die der 
Ehefrau zugefügte Beleidigung in ihrem Bechte verletzt. Aus diesem 
Grunde wird einer jeden von ihnen die actio iniuriarum gewährt. 
Bichtig bemerkt John: ^) Es ist nur eine Injurie, die gegen die Ehe- 
frau beabsichtigt, und aus dieser einen beabsichtigten Injurie geht 
der injuriierende Erfolg noch über die Absicht des Thäters hinaus 
auf andere Personen. Infolgedessen steht aus der einen Injurie drei 
Personen die actio iniuriarum zu. Diese Konsequenz hängt mit den 
das römische Privatstrafrecht beherrschenden Grundsätzen zusammen, 
sie ist daher für das heutige Becht ohne Bedeutung. Für uns kommt 
es lediglich darauf an, festzustellen, dass auch diese Stelle von einer 
Deliktsmehrheit in derselben natürlichen Handlung nicht spricht. 
Die Bömer nehmen eine Mehrheit von Injurien hier ebensowenig an, 
wie eine Mehrheit von Diebstählen in dem analogen Fall, auf welchen 
John aufmerksam macht, wenn sie infolge eines Diebstahls drei 
Personen, dem Eigentümer, Usuar und Pfandgläubiger, die actio farti 
zusprechen. 

Nur kurz hingewiesen zu werden braucht auf den Ausspruch 
Ulpian's in der 1. 43 D. reg. iur. 50, 17: „Quotiens concuriunt 
plures actiones eiusdem rei nomine, una quis experiri debet". Die 



*) So richtig Vangerow a. a. 0. und Merkel a. a. 0. S. 58. '^ System, 
Bd. V, S. 233. "0 A. a. 0. S. 626 if. Zutreffend auch Bein a. a. 0. S. 262. 
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Worte: „eiusdem rei nomine" haben den Auslegern zu vielen Zweifeln 
Anlass geboten. Während die einen ^) sie mit: „zu demselben Zwecke" 
übersetzen, wollen andere^) darunter mehrere Klagen aus derselben 
Thatsache verstehen. Nach der letzteren Erklärung spräche die Stelle 
den Satz aus, dass bei gemeinsamem Entstehungsgrund mehrerer 
Klagen der Kläger nur eine derselben anstrengen darf, während im 
ersteren Falle die Begel aufgestellt wurde, dass unter mehreren, far 
denselben Zweck konkurrierenden Klagen dem Kläger nur eine der- 
selben zusteht. Wir können die Frage, welche dieser beiden Inter- 
pretationen zutreffend ist, dahingestellt sein lassen, da von keinem 
der beiden Standpunkte aus die Stelle irgend etwas mit der Lehre 
von der Verbrechenskonkurrenz zu thun hat. Sie betrifft lediglich 
das Zusammentreffen mehrerer Pönalklagen. 

Dasselbe gilt endlich auch von der 1. 15 § 46 und der 1. 25 D. 
de iniur. 47, 10. In beiden Fällen handelt es sich ausschliesslich 
um die Frage, welchen Einfluss die Koexistenz mehrerer aus einer 
und derselben Handlung für den Kläger hervorgehenden Strafklagen 
auf die Wirksamkeit jeder einzelnen unter diesen ausübt.^) 

Auch die 1. 6 und 7 h. t., welche einen Fall des Zusammen- 
treffens von privater und öffentlicher Klage wegen einer und der- 
selben Handlung erörtern, interessieren hier nicht.*) Um einen solchen 
Fall handelt es sich auch in der 1. 32 D. de poen. 48, 19. Diese 
SteUe ist jedoch deshalb für uns von Wichtigkeit, weil aus ihr mit 
völliger Klarheit hervorgeht, dass „crimen" nicht Verbrechen, sondern 
Anklage bedeutet, wodurch die oben vertretene Ansicht bestätigt wird, 
dass die dort genannten Stellen, welche man irrtümlich auf das Zu- 
sammentreffen von Verbrechen bezog, in Wahrheit von dem Verhältnis 
mehrerer aus einer und derselben That entspringenden Anklagen han- 
debi, also nichts mit dem materieUen Strafrecht, sondern lediglich 
mit dem römischen Strafprozess zu thun haben.*^) Aus der 1. 32 cit. 
ergiebt sich aber noch weiter, dass die bereits erwähnte Behauptung 
Eosshirt's,®) nach römischem Recht habe stets jedes übertretene 
Strafgesetz die von ihm angedrohte Straffolge bewirkt, sobald auf 
dieselbe That der Thatbestand mehrerer Strafgesetze gepasst habe, 
unrichtig ist. Die in Bede stehende Bestimmung beweist vielmehr, 
dass, wenn ein publicum und ein privatum iudicium für denselben 
Fall konkurrierten, immer nur eines der verletzten Gesetze und zwar 
im Zweifel das für den Angeklagten günstigere zur Anwendung ge- 
bracht wurde. 

M Siehe z. B. Savigny, System, Bd.V, S. 216 und 217 und Göschen 
a. a. 0. S. 453. «) Vgl. z. B. Huschke a. a. 0. S. 182. ^) Vgl. statt 
aller andern Kl eins ehr od a. a. 0. S. 17 und 18. *) Siehe hierzu 
Huschke a. a. 0. S. 193 und 194 und Platner a. a. 0. S. 156 ff. 
**) So richtig Mittermaier, Note 1 zu § 126 des Lehrbuchs von Fener- 
bach. ^) Entwickelang der Grundsätze des Strafrechts, S. 110. 
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Wir haben hiermit die sämtlichen Stellen geprüft, welche von 
den verschiedenen Schrifiistellem zur Unterstützung der Ansicht bei- 
gebracht worden sind, dass schon den Bömem der Begriff der Ideal- 
konknrrenz bekannt gewesen sei, und dass sie darunter in völliger 
Übereinstimmung mit der zur Zeit herrschenden Meinung im Gegen- 
satz zur G^setzeskonkurrenz ein Zusammentreffen mehrerer selbständiger 
Verbrechen in derselben natürlichen Handlung verstanden hätten. 
Allein wir haben diese Behauptung in keiner der erwähnten Stellen 
bestätigt gefunden. Dieselben handelten entweder von der civil- 
rechüichen Elagenkonkurrenz, oder aber sie bezogen sich auf die 
Konkurrenz mehrerer öffentlicher Anklagen aus einem und demselben 
Verbrechen. Die Theorie von dem Zusammentreffen mehrerer ver- 
brecherischer Handlungen in derselben natürlichen Handlung kennt 
dagegen keine einzige derselben. Beim Vorliegen einer Handlungs- 
einheit ist vielmehr immer nur von einer Konkurrenz von Gesetzen 
die Bede, und zwar gilt dieser Satz nicht bloss, wie Hiller^) an- 
nimmt, für das ältere, sondern auch, für das spätere römische Becht. 

Ein weiteres als dies negative Ergebnis lässt sich aus den 
römischen Quellen nicht gewinnen, insbesondere kann nicht mit 
Sicherheit festgestellt werden, ob die Bömer die verschiedenen Arten 
der Gresetzeskonkurrenz scharf geschieden, und wie sie die Fälle 
echter und unechter Gesetzeskonkurrenz voneinander abgegrenzt haben. 
Dass wir über diese wichtigen Fragen keine Antwort erhalten, erklärt 
sich aus der Natur des römischen Strafrechts, welches Pernice-) 
treffend mit den Worten charakterisiert: Die Römer haben „nie einen 
allgemeinen Begriff des Deliktes aufgestellt; alle ihre Erörterungen 
knüpfen vielmehr bekanntlich an die einzelnen Bechtswidrigkeiten an, 
und damit lösen sich ihnen die umfassenderen Begriffe in eine Beihe 
ganz konkreter Einzelvorstellungen auf. Ebensowenig ist bei ihnen 
von einer systematischen Zergliederung und einer scharfen Präzisierung 
der einzehien Elemente des allgemeinen Thatbestandes die Bede." 
Diesem Ausspruche seien noch die Worte Krug's^) hinzugefügt: 
Das römische Becht hatte „die Konkurrenz der Verbrechen, wie über- 
haupt die allgemeinen Grundsätze des Strafrechts, nie zum Gegen- 
stände gesetzgeberischer Erwägung und Festsetzung gemacht. Es 
enthielt nur Gesetze über einzelne Verbrechen und Kommentare der 
Juristen über diese Gesetze oder Beskripte zur Erläuterung derselben." 

Bei dieser Sachlage dürfte sich ein näheres Eingehen auf die 
römischen Quellen erübrigen. Wir werden uns mit der Feststellung 
des Satzes begnügen müssen, dass dem römischen Becht der Begriff 
der Idealkonkurrenz im Sinne der heutigen Doktrin nicht bekannt 

') In Grttnhut's Zeitschrift, Bd. 13, S. 137. ^) Labeo, Bd. II, S. 5. 
^) Zur Verständigung über die Konkarrenztheorie des Strafgesetzbuchs für 
das Königreich Sachsen, S. 14. 
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gewesen ist, dass die Eömer vielmehr die Fälle, welche man heate 
unter diesen Begriff zu bringen pflegt, wie sich aus den angeführi;en 
Stellen ergiebt, als Gesetzeskonkurrenz aufgefasst haben. Dieser Ge- 
danke wird kurz und scharf von dem Italiener Giuseppe Giuliani^) 
mit den Worten zum Ausdruck gebracht: „Ciö si verificava nel sistema 
accusatorio de' Bomani, giusta il quale si credette conveniente di 
sottoporre una sola azione criminosa a piü leggi, perche 
fosse piü ampia la facoltä d'accusare^^ 



§ 2. 

Historische Übersicht über die Entwicicelung der Lehre von 
der ldeail(onl(urrenz in Wissenschaft und Gesetzgebung bis 

zum Reichsstrafgesetzbuch. 

Noeh weniger als im römischen können wir im germanischen 
Recht eine theoretische Ausbildung der Konkurrenzlehre erwarten. 
Bei dem Vorherrschen der privatrechtlichen Auffassung von Ver- 
brechen und Strafe, wodurch das germanische Strafrecht charakteri- 
siert wird, bei dem in den Vordergrundtreten des Zwecks der Ge- 
nugthuung an den Verletzten war es natürlich, dass dem Thäter 
soviele Strafen auferlegt wurden, als er Rechte verletzt hatte, ohne 
dass es auf die Einheit oder Mehrheit der Handlungen irgendwie 
ankommen konnte.-) So musste beispielsweise bei dem Raube einer 
Braut der Thäter nach den meisten germanischen Rechten, abgesehen 
von der üblichen dem Muntwalt zu gewährenden Entschädigung, eine 
besondere Genugthuung dem Bräutigam leisten.^) Nach Sachsen- 
spiegel II, 34, § 1 hat, wenn ein Knecht misshandelt wird, um den 
Herrn zu beleidigen, jeder von beiden Anspruch auf Busse. Das 
lübische Recht bestimmt II, 57, dass, wenn jemandem durch den 
städtischen Rat freies Geleit gewährt und dasselbe gebrochen wird, 
dem Ubelthäter nicht nur der Geleitsbruch, sondern auch die Kränkung 



*) Istituzioni di diritto criminale, 3. Aufl., Bd. I, S. 377. '-) Vgl. 
hierüber Wilda, Das Strafrecht der Germauen, S. 849 ff. und John, Das 
Strafrecht in Norddeutschland zur Zeit der Rechtsbücher, S. 268 ff., ins- 
besondere S. 286. Siehe auch Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. 2, 
S. 541 ff., welcher eingehend darlegt, dass in denjenigen Rechten, in wel- 
chen das Busssystem das vorherrschende war, das Kumulationsprinzip 
regelmässig zur Anwendung gebracht wurde. S. 543, Anm. 41 kündigt 
er eine Untersuchung über die Behandlung der Verbrechenskonkurrenz in 
den Volksrechten von Dr. Seh reu er (Prag) an. ^) Siehe das Nähere 
bei Wilda a. a. 0. S. 849—851. 
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des dadurch beleidigten Kates zugerechnet werden soll. Aus diesen 
und einer Reihe anderer bei John^) mitgeteilten Stellen ergiebt sich 
klar die Richtigkeit des daselbst (S. 291) gezogenen Resultats, dass 
den deutschen Rechtsquellen die Unterscheidung zwischen idealer und 
realer Konkurrenz völlig fremd ist, dass hier lediglich die Anzahl der 
rechtsverletzenden Erfolge ins Auge gefasst und danach die Anzahl 
der Bestrafungen bestimmt wird. 

Im kanonischen Recht finden sich nur zwei Bestimmungen, welche 
für unsere Frage in Betracht kommen können. Die eine ist der 
c. 1 X. de poenis V, 37, welcher lautet: „Ea, qtiae frequenti prae- 
varicatione iterantur, frequenti sententia condemnentur". Mit diesen 
Worten wird, wie Sander^) richtig bemerkt, lediglich der Grundsatz 
der 1. 2 pr. D. de priv. del. wiederholt: „Numquam plura delicta 
concurrentia faciunt, ut uUius impunitas detur". Es ist also nur 
von der Realkonkurrenz die Rede. Die andere hierher gehörige Be- 
stimmung ist der c. 27 X. de sent. excomm. V, 39. Der dieser Stelle 
zu Grunde liegende Thatbestand ist in den folgenden Worten ange- 
geben: „Quum F. archidiaconus in succentorem Cabilonensis ecclesiae, 
diaconatus fungentem officio, in communi dormitorio manus iniecisset 
temere violentas et eum traxisset verberando per claustrum, tu, frater 
arcbiepiscope, eum ob violentam manuum iniectionem et violationem 
immunitatis ecclesiae fecisti excommunicatum publice nunciari". Darauf 
heisst es weiter: „Nos igitur . . . mandamus, quatenus, si vobis con- 
stiterit, dictum F. archidiaconum ob duplicem causam excommunicatum 
fttisse, et expressisse tantum alteram in literis, quas super absolutione 
sua a sede apostolica impetravit, ipsum tanquam excommunicatum 
satisfacere ecclesiae suae pro altera . . . .". Sofern aus dieser einen 
Vorschrift überhaupt auf ein allgemeines Prinzip geschlossen werden 
kann, würde dies dahin zu formulieren sein, dass nach dem kano- 
nischen Recht dem Verletzten nach Analogie der oben erörterten 
römischen Grundsätze über die Klagenkonkurrenz mehrfache Genug- 
thuung zu leisten ist, wenn aus einer und derselben Thatsache von 
verschiedenen rechtlichen Gesichtspunkten aus ein Anspruch gegen 
den Thäter erhoben werden kann. Man wird jedoch aus dieser einen 
Belegstelle ein so weitgehendes Resultat kaum ziehen können, viel- 
mehr der Ansicht Rosshirt's^) beistimmen müssen, dass aus dem 
kanonischen Recht nur das negative Ergebnis zu gewinnen ist, dass 
es den Ansichten des römischen Rechts nirgends widerspricht. 

Ebenso wie den genannten Gesetzen ist der Doktrin der Begriff 
der idealen Konkurrenz unbekannt. Die Erörterungen der italienischen 
Juristen bewegen sich ausschliesslich um die Frage, welche Aus- 

') A. a. 0. S. 281 ff. '^) Im Archiv des Kriminah-echts, N. F., 1886, 
S. 287. 8j Lehrbuch, S. 186. 
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dehnung dem Grundsatze: „Quot delicta — tot poenae" zu geben 
sei, wobei die römischen Bestimmungen in prinziploser und willkür- 
licher Weise ausgelegt wurden.^) Über den Begriff der Konkurrenz 
lassen sich dagegen diese Schriftsteller nicht aus, und von der heu- 
tigen Einteilung der Konkurrenz in eine ideale und reale finden wir 
nirgends eine Spur. 

Von grosser Bedeutung für unsere Lehre wurden die Artikel 108 
und 163 der Carolina und zwar nicht sowohl durch dasjenige, was 
sie selbst bestimmen, als vielmehr durch dasjenige, was die späteren 
Juristen fälschlich in sie hineininterpretiert haben. Wir beschränken 
uns hier darauf, die wahre Bedeutung dieser Vorschriften festzustellen. 
Der Artikel 108 behandelt den Fall, dass durch die Ausführung 
einer strafbaren Handlung zugleich die eidlich bestärkte ürphede, 
diese That nicht zu begehen, gebrochen wird. Es wird nun bestimmt, 
dass, wenn die That, durch welche die ürphede gebrochen wird, mit 
dem Tode bedroht ist, nur diese Strafe, sonst dagegen die Strafe des 
Meineids ausgesprochen werden soll. Unzweifelhaft liegt hier ein 
Fall vor, welchen die heutige Doktrin als ein Zusammentreffen meh- 
rerer Verbrechen in einer und derselben Handlung auffassen würde. 
Die Carolina äussert sich ausdrücklich über die theoretische Kon- 
struktion, welche sie ihrer Entscheidung zu Grunde legt, nicht. Allein 
mit Sicherheit ist zu erkennen, dass sie eine Mehrheit von Verbrechen 
nicht als vorhanden annimmt. Betrachtet man den ersten der beiden 
im Artikel 108 behandelten Falle: „Item bricht eyner eyn geschwome 
urphede mit Sachen vnnd thatten, darumb er ... . zum todt on das 
mocht gestrafft werden, der selben todtstraff soll volg geschehen" 
für sich allein, so ist allerdings die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, 
dass hier zwei Verbrechen bestraft werden sollen, und dass die Fest- 
setzung der einheitlichen Strafe in der Natur der Todesstrafe ihren 
Grund hat. Bei dieser Auslegung also würde es sich lediglich um 
die Frage der Vollstreckung mehrerer verdienter Strafen handeln.^) 
Allein der Zusammenhang und insbesondere die Worte des zweiten 
Satzes: „der soll als eyn meyneydiger u. s.w. gestrafft werden" er- 
geben ganz klar, dass in jedem der beiden Fälle nur eine That 
gestraft wird, in dem ersten diejenige, durch welche die Urphede 
gebrochen wird, in dem zweiten der Bruch der Urphede selbst. 
Hieraus folgt, dass im vorliegenden Falle von einem Zusammentreffen 
mehrerer Verbrechen nicht die Rede ist, vielmehr handelt es sich 
lediglich um ein Zusammentreffen mehrerer durch eine und dieselbe 
Handlung übertretener Strafgesetze. Durchaus folgerichtig wird beide 
Male nur eines derselben angewendet und zwar dasjenige, durch 



*) Vgl. hierüber Köstlin, System, S. 553 und die dort angeführte 
Litteratur. -) So Sander a. a. 0. S. 288. 
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welches die Strafwürdigkeit der Handlung am besten zum Ausdruck 
gebracht wird, und dies ist natürlich das die schwerere Strafe an- 
drohende Gresetz. Unrichtig ist mithin, wenn einige*) Autoren in 
dem Artikel 108 einen Beleg für den Grundsatz: „poena maior ab- 
sorbet minorem" finden wollen. Diese Auslegung geht von der 
falschen Voraussetzung aus, dass es sich um eine Konkurrenz meh- 
rerer Verbrechen handelt. Ebenfalls fehlerhaft aber ist es, im vor- 
liegenden FaU überhaupt keine Konkurrenz, auch nicht eine solche 
von Strafgesetzen, anzunehmen, da angeblich das ältere Kecht in dem 
Bruch der ürphede kein besonderes Verbrechen gesehen habe.^) Mag 
dies immerhin richtig sein, so hat diese Auffassung zur Zeit der 
Carolina jedenfalls nicht mehr bestanden, da in dem zweiten der im 
Artikel 108 behandelten Fälle ja gerade der Bruch der Urphede aus- 
drücklich unter Strafe gestellt wird. 

Ebenso wenig spricht der Artikel 163 von der Verbrechens- 
konkurrenz. Derselbe handelt vielmehr von dem Zusammentreffen 
mehrerer Schärfungsgründe bei einem und demselben Diebstahl und 
verordnet, dass in diesem FaUe nur auf den schwersten bei der Be- 
strafung Kücksicht zu nehmen sei.^) Da andere Bestimmungen der 
Carolina nicht in Betracht kommen, so erhalten wir mithin das Resultat, 
dass der Begriff der Idealkonkurrenz in dem heutigen Sinne eines Zu- 
sammentreffens mehrerer Verbrechen in einer und derselben flandlung 
diesem Gesetzbuch noch fremd ist.*) 

Dasselbe gilt von den zahlreichen, im Laufe des 16. und 17. Jahr- 
hunderts erlassenen Strafgesetzbüchern. Sie folgen im Falle der so- 
genannten Realkonkurrenz durchweg dem Grundsatz der Kumulierung 
der verwirkten Strafen, welchen sie nur bei Unvereinbarkeit derselben 
verlassen. Der Begriff der Idealkonkurrenz im Sinne der heutigen 
Doktrin ist ihnen dagegen sämtlich unbekannt. Im einzelnen haben 
wir folgende Gruppen zu trennen: Ein Teil der in Rede stehenden 
Gesetzbücher enthält überhaupt keine Bestimmungen über die Kon- 
kurrenz, so z. B. die böhmischen Landesordnungen Ferdinands I. und 

*) So Temme, Lehrbuch des schweizerischen Strafredts, S. 290, 
Rosshirt, Lehrhuch, S. 187, Martin, Lehrbuch, § 65, Schröter, Hand- 
buch des peiulichen Rechts, S. 206 und 207, Henke, Handbuch, Teil I, 
S. 621, Böhmer, Observationes selectae ad Carpzovii practicam novam, 
observatio 1 ad qu. 132 u. a. ^^ So John, Das Strafrecht in Nord- 
deutschland zur Zeit der Rechtsbücher, S. 278 und 281. Vgl. auch 
Wächter, Lehrbuch des Römisch -Teutschen Strafrechts, I. Teil, S. 251 
und Ziegler, Die Theorie der Strafschärfung, S. 95. ®) So richtig 
MarezoU, Das gemeine deutsche Kriminalrecht, 3. Aufl., S. 205, Anm. 2, 
John in Goltdammer's Archiv, Bd. III, S. 509, Wächter a. a. 0. S. 251 
u. a. ^) Richtig bemerkt Westphal, Das Krirainalrecht, § 3, dass 
Art. 163 nicht von „Bestrafung mehrerer Verbrechen" spricht, sondern 
„von einer einzigen That, die von mehreren Seiten betrachtet werden 
kann". 

Heine mann. Idealkonkurrenz. o 
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Ferdinands II. von 1549 und 1627, die Landgerichtsordnung für 
Niederösterreich von 1514 und die für Oberösterreich von 1559. 
Andere schärfen dem Richter den Grundsatz der Kumulierung für 
den Fall der Realkonkurrenz ausdrücklich ein. So bestimmt z. B. 
die peinliche Landgerichtsordnung Ferdinands III. für Niederösterreich 
vom 30. Dezember 1656 im 46. Artikel unter der Überschrift: „Wie 
sich in dem Urteil zu verhalten, wann einer unterschiedliche Übelthaten 
begangen hat" folgendes: „Wo einer mehr als ein Laster begangen 
hat, ist billig und notwendig, dass jedwederes, soviel sich thun lässt, 
abgestrafft werde". Im folgenden ist dann noch von der Art und 
Weise, wie die mehreren Strafen vollstreckt werden sollen, die Rede, 
wobei besonders der Fall ins Auge gefasst wird, dass der gemein- 
samen Vollstreckung die Natur der betreffenden Strafen entgegensteht. 
Ähnliche Vorschriften enthält der Artikel 18 der neuen peinlichen 
Halsgerichtsordnung Josephs I. vom Jahre 1708. Endlich finden 
sich noch einige Gesetze, welche sich von den bisher erwähnten beiden 
Gruppen nur dadurch unterscheiden, dass sie im speziellen Teil einige ' 
Fälle regeln, welche die heutige Doktrin unter den Begriff der idealen 
Konkurrenz bringt. So z. B. handeln die kursächsischen Konstitutionen 
vom Jahre 1572 im Ceil 4 unter No. 23: „Von Straff des Ehebruchs 
und Blutschande, wann die Laster zugleich begangen werden". Diese 
Worte scheinen allerdings auf eine Anerkennung des Begriffs der Ideal- 
konkurrenz hinzudeuten. AUein die weitere Ausführung der in Rede 
stehenden Bestimmung und insbesondere die Festsetzung der einheit- 
lichen Strafe, ohne Hindeutung darauf, dass damit eine Mehrheit von 
Verbrechen in Gemässheit des Grundsatzes: „poena maior absorbet 
minorem" getroffen werden soll, ergeben ganz klar, dass die Worte: 
„wann die Laster zugleich begangen werden" nur in einer ungenauen 
Ausdrucksweise ihren Grund haben, und dass damit keineswegs die 
Theorie von dem Zusammentreffen mehrerer Verbrechen in einer und 
derselben Handlung aufgestellt werden sollte.^) 

Die Wissenschaft dieser Zeit bietet in unserer Lehre zunächst 
ein durchq^is zerfahrenes Bild und lässt jede Schärfe in der Begriffs- 
bildung vermissen. Erst mit Clarus^) gewinnen die Erörterungen 
eine feste und greifbare Gestalt. Er geht von dem Satze aus, dass 
mehrere konkurrierende Delikte sämtlich bestraft werden müssen und 
teilt die Konkurrenz sodann ein in eine gleichartige und ungleich- 
artige, je nachdem der Thäter „plura delicta eiusdem" oder „diversi 
generis committit". Im letzteren Falle unterscheidet er wieder, ob 
die betreffenden Delikte „ex intervallo" verübt sind oder „eodem 
tempore et ad eundem finem tendant". Hiermit scheint auf 

^) Vgl. auch die Peinliche Handelsgerichtsordnung Georg Friedrichs 
von Brandenburg vom Jahre 1582 , Art. 149. *) Sententiarum über V. 
quaestio 84, No. 2—4. 
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den ersten Blick die Idealkonkurrenz im Sinne der heutigen Doktrin 
gemeint zu sein, wie dies in der That von Hälschner^) angenommen 
wird. Nach seiner Auslegung bezeichnen die in Kede stehenden Worte 
den Fall, dass sich „aus derselben Thätigkeit der Thatbestand ver- 
schiedener Verbrechen ergiebt, die sich sämtlich auf Erreichung des- 
selben verbrecherischen Zwecks beziehen". In Wahrheit kennt jedoch 
Clarus den Begriff des Zusammentreffens mehrerer Verbrechen in 
einer und derselben Handlung nicht, er stellt vielmehr der Kealkon- 
knrrenz in der genannten Definition den Fall der Gresetzeskonkurrenz 
gegenüber. Dies ergeben die folgenden Worte, welche er erläuternd 
hinzufügt: „si extent in civitate tria statuta, unum puniens delatio- 
nem armorum in centum, aliud puniens insultum in centum, aliud 
puniens vulnus in centum, et aliquis insultet alium cum armis et 
vnlneret: certe non est in omnibus istis poenis puniendus, sed 
solummodo puniri debet in centum pro vulnere, quia poena 
insnltus et armorum confunditur cum poena vulneris". Es ist also 
nach Clarus nur ein einziges Verbrechen zu bestrafen, die Ver- 
wundung, und die Besonderheit des vorliegenden Falles besteht ledig- 
lich darin, dass dieses eine Verbrechen gegen drei Strafgesetze ver- 
stosst. Streng folgerichtig stellt er den Satz auf, dass hier die 
Strafe von 100 nur einmal zur Anwendung gebracht werden darf. 
Die gleichen Ansichten finden sich bei den übrigen Juristen 
dieser Periode,^) nur Math aus 11.^) nimmt einen abweichenden Stand- 
punkt ein. Bei ihm tritt zum ersten Male der Begriff der Idealkon- 
kurrenz als Gegensatz zur Gesetzeskonkurrenz auf, — beide Begriffe 
in dem Sinne der heutigen Doktrin genommen. Math aus unter- 
scheidet von dem Fall, dass aus einer und derselben Handlung meh- 
rere Verbrechen hervorgehen, den andern, „cum non tam plura cri- 
mina sunt, quam plures tituh et nomina criminum". Hierzu führt 
er folgendes Beispiel an : „Eapuit quis ascetriam, re vera unum cri- 
men est: sunt tamen plures tituli et nomina: nam et raptus vo- 
catur et sacrilegium, sufficiet igitur alterius criminis poena". Nur in 
diesem Falle hält er die Doktrin der Glosse für richtig, dass „quo- 
tiens ex eodem facto plura crimina oriuntur, totiens leviora absorberi 
a graviori, hocque solum vindicandum". Beim Vorliegen einer wirk- 
lichen Verbrechensmehrheit müssen dagegen nach seiner Meinung 
sämtliche Strafen unvermindert zur Anwendung kommen. „Quod si 
vero unum quidem factum et plura tamen crimina sint, ibi contra 
verum, numquam delictum unum minui, ne dum absorberi ob alterius 
poenam." Diese Ansicht von Mathäus entspringt, wie die hinzu- 
gefügten Citate ergeben, aus einer missverstäpdlichen Interpretation 

^) System des preussischen Strafrechts, I. Teil, S. 492. *^) Vgl. z. B. 
Fariuacins, Praxis et Theoria crirainalis, Lib. I, Tit. III, qn. 22 und 
Harpprecht, Tractatus criminalis, S. 11. ^) De criminibus, S. 891. 

3* 
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der im § 1 erörterten 1. 2 D. de priv. del. und 1. 9 C. de accus. 
Einen Einfluss auf die nachfolgende Doktrin hat die Theorie von 
Math aus zunächst noch nicht ausgeübt. 

Vielmehr treten seit Carpzov^) die Untersuchungen über das 
Wesen der Konkurrenz wieder völlig in den Hintergrund. Carpzov 
beschäftigt sich ausschliesslich mit der Erörterung der Frage, welche 
Strafen bei der Konkurrenz der Delikte zur Anwendung zu bringen 
seien, ohne sich darum zu kümmern, wann eine solche gegeben ist. 
Aber auch selbst in der von ihm behandelten Frage lassen seine 
Ausführungen jedes feste und klare Prinzip vermissen. Während er 
zunächst mit Entschiedenheit den Grundsatz vertritt: „Plura delicta 
pluribus poenis plectuntur", macht er im einzelnen davon so viele 
Ausnahmen, dass Wächter^) mit Recht Carpzov als den eigent- 
lichen Urheber der Kegel: „poena maior absorbet minorem" bezeich- 
nen kann. 

Mit Energie tritt Boehmer^) diesem Satze entgegen. Er fürchtet, 
dass dadurch ein Freibrief zur Begehung von Verbrechen gegeben 
werde und will ihn nur gelten lassen, wenn die gemeinschaftliche 
Vollstreckung entweder infolge der Natur der betreffenden Strafen 
oder aus Gründen der Billigkeit nicht möglich oder wenigstens nicht 
empfehlenswert ist. Über das Wesen der Konkurrenz und über die 
Abgrenzung der Verbrechens- und der Gesetzeskonkurrenz finden sich 
bei ihm ebensowenig wie bei Carpzov irgend welche Andeutungen. 

Dasselbe gilt von den zahlreichen im Laufe des 18. Jahrhunderts 
erschienenen, auf der Grundlage der Carolina aufgebauten Schriften. 
Sie stimmen zum grössten Teil darin überein, dass sie die Erörterung 
der prinzipiellen Fragen durchaus vermeiden und sich ausschliesslich 
damit beschäftigen, ob mehrere verwirkte Strafen gemeinschaftlich 
vollstreckt werden können, oder ob der Grundsatz der Absorption der 
grösseren Strafe durch die geringere zur Anwendung zu kommen habe.^) 



') Practica, Teil III, qu. 132. -) Lehrbuch des Römisch-Teutschen 
Strafrechts, L Teil, S. 251. Vgl. auch Köstlin, System, S. 554 und 555. 
^j Observationes selectae ad Carpzovii practicam novam, observ. 1 ad 
qu. 132. Siehe auch Böhmer, Metitationes zu Art. 163, § 1 und Elementa, 
S. 245 und mit ihm übereinstimmend Leyser, Meditationes ad Pandectas, 
S. 703, sp. 575, No. 5: „At ego istam regulam non agnosco nee in legi- 
bus memoratis reperio". *) So z. B. Kress, Kommentar zur Carolina zu 
Art. 163, Frölich von Frölichsburg, Kommentar zur P, G. 0., 9. Titel, 
4. Buch, S. 281, Engau, Elementa iuris criminalis, § 79, Koch, Institu- 
tiones iuris criminalis, 3. Aufl., §§ 158 if., Püttmanu, Elementa iuris cri- 
minalis, § 87, Quistorp, Grundsätze des peinlichen Rechts, 5. Aufl., 
1. Teil, §§ 88 if., Gmelin, Grundsätze der Gesetzgebung über Verbrechen 
und Strafen, S. 116, Soden, Geist der peinlichen Gesetzgebung Deutsch- 
lands, 2. Aufl., Bd. I, S. 106 und 107. Für die Art und Weise, wie diese 
Schriftsteller die Konkurrenzlehre behandeln, seien als Beispiel die Aus- 
führungen Püttmann 's herausgegriifen : „Si quis pluribus et quidem 
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Bezüglich dieser hier nicht interessierenden Frage gehen ihre An- 
sichten in den Einzelheiten sehr auseuiander. Nur hei wenigen 
Schriftstellern dieser Periode treffen wir auf Definitionen der Kon- 
kurrenz und auf den Versuch, dieselhe von verwandten Begriffen 
abzugrenzen, ohne dass es ihnen jedoch gelingt, zu brauchbaren Er- 
gebnissen zu gelangen. 

So unterscheidet Stübel^) lediglich danach, ob verschiedene 
oder dieselben peinlichen Gesetze übertreten worden sind. Im ersten 
Falle nimmt er Konkurrenz von Delikten, im zweiten fortgesetztes 
Verbrechen an. Erläuterungen zu diesen Definitionen finden sich bei 
ihm nicht, es ist daher nicht zu entnehmen, wie St übel sich die 
Abgrenzung von Verbrechens- und Gesetzeskonkurrenz denkt. Noch 
unklarer sind die Ausführungen bei Stelzer.^) Er unterscheidet, ob 
die mehreren von demselben Verbrecher begangenen Verbrechen gleich- 
artig oder unter sich verschieden sind und im letzteren Falle wieder, 
ob sie miteinander in Verbindung stehen oder nicht. Hieraus bildet 
er die auch später in der Doktrin wiederkehrende Einteilung von zu- 
sammenfliessenden und gehäuften Verbrechen. Der Begriff der Ideal- 
konkurrenz bleibt den sämtlichen Kriminalisten dieser Periode nach 
wie vor unbekannt. 

Dagegen darf nicht unerwähnt bleiben, dass er uns aus den 
Pandekten-Kommentaren dieser Zeit schon mit grosser Schärfe ent- 
gegentritt. Wenn man auch den Namen: „Idealkonkurrenz" oder eine 
ähnliche Bezeichnung für diesen Begriff noch nicht kennt, so wird dennoch 
in der Sache selbst ganz allgemein von dem Zusammentreffen mehrerer 
Verbrechen in einem und demselben physischen Akt gesprochen. So sagt 
z. B., wie bereits im § 1 erwähnt ist, Averanius:*) „Iniuriose verberans 

servum alienum duo delicta committit inter se distincta et separata 

Neque haec duo delicta inter se miscentur et confunduntur. Ergo 
et si haec duo delicta simul coniunxerit, utriusque poenam debet per- 
solvere." Auf seine weiteren Ausführungen, welche zumeist auf miss- 
verständlicher Auslegung des corpus iuris beruhen, braucht hier nicht 
weiter eingegangen zu werden. Für unsem Zweck genügt es zu kon- 
statieren, dass, abgesehen von den früher erwähnten, vereinzelt da- 
stehenden Bemerkungen von Mathäus 11., zuerst in der Pandekten- 
Litteratur des 18. Jahrhunderts die Lehre von dem Zusammentreffen 
mehrerer Verbrechen in derselben Handlung ausgebildet und streng 

gravioribns se alligavit maleficiis, tiinc fere generalis apnd uos obtinet 
regula, maiorem poenam absorbere minorem. ... In levioribus contra 
admissis, (inornm poena pecuniaria est ant carcer, nihil prohibet, qnominus 
qnis plöra ob delicta pluribus etiam poeuis snbiiciatur ant coercitio saltem 
exasperetur." *) System des peinlichen Rechts, Bd. I, § 485. -) Lehr- 
buch des teutschen Kriminalrechts, § 96. ^) Interpretationum iuris libri 
quinque, S. 421. 
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folgerichtig diesem Begriff entsprechend die Auferlegung sämtlicher 
verwirkter Strafen verlangt wird, ganz in derselben Weise, als ob die 
mehreren Verbrechen durch verschiedene Handlungen begangen wor- 
den sind.^) 

Was endlich die Strafgesetzgebung der deutschen Einzelstaaten 
zur Zeit des 18. Jahrhunderts anbelangt, so ist ihr ebensowenig, wie 
der kriminalistischen Litteratur dieser Zeit, der Begriff der Ideal- 
konkurrenz bekannt. Für den Codex iuris criminalis Bavarici vom 
7. Oktober 1751 ergiebt sich dies aus den Anmerkungen zum § 36, 
welche bei Erörterung des bekannten Beispiels eines Zusammentreffens 
von Ehebruch, Blutschande und Notzucht in derselben Handlung be- 
merken, dass in solchen Fällen „mehrere Übelthaten unter eine ge- 
rechnet werden, wenn sie ad unum finem et effectum gehen", und 
dass „das kleinere durch das grössere delictum concomitans absorbiert 
und jenes nur für einen aggravierenden Umstand geachtet werden soll" . 
Es ist im Auge zu behalten, dass die Stelle nicht von der Absorption 
der geringeren Strafe durch die grössere, sondern des kleineren 
Delikts durch das grössere spricht. Es wird also hier, wie Hill er ^) 
richtig bemerkt, „die Mehrheit der strafrechtlichen Qualifikationen und 
nicht der Delikte im Falle der Idealkonkurrenz betont". 

Die Theresiana handelt von der Konkurrenz der Verbrechen im 
14. Artikel unter der Überschrift: „Wie es zu halten, wenn unter- 
schiedliche Missethaten zusammentreffen?" Sie bestimmt im § 1 : „Da 
einer mehr als ein Laster begangen, ist billig und notwendig, dass 
jedwederes, soviel sich thun lässt, abgestraffet werde". Hier also ist 
nur von der sogenannten Realkonkurrenz die Bede. In den folgenden 
Paragraphen wird sodann das fortgesetzte Verbrechen und die Art 
und Weise der Vollstreckung mehrerer verwirkter Strafen behandelt. 
Die Idealkonkurrenz ist dagegen der Theresiana unbekannt.^) 

Dasselbe gilt von dem Gesetzbuch Josephs 11. über Verbrechen 
und deren Bestrafung vom 13. Januar 1787. Der § 15 daselbst 
lautet: „Ist ein Verbrecher mehrerer unter sich verschiedener Misse- 
thaten schuldig, soll die Strafe nach demjenigen Verbrechen, worauf 



^) So auch Voetns, Commentarius ad Pandectas. lib. 44, Titel 7, 
No. 16: „Si ex uno facto duo nascantur delicta tote genere diversa ita 
utraque experiundi facultas est". Vgl. hierzu Savigny, De concursn de- 
lictorum formali, S. 42—46 nud die dort Citierten. -) In Grünhut's Zeit- 
schrift, Bd. 13, S. 131. ^) So richtig Banniza, Delineatio iuris crimi- 
nalis secundum constitutionem Carolinain ac Theresianam, Teil 1, §§ 244 ff. 
Banniza kennt übrigens seinerseits schon den Begriff der Idealkonkurrenz. 
Er spricht von einem concursns intriBsecns und extrinsecns. Ersteren 
nimmt er an, ,,quando in nnico facto illicito duo aut plnra crimina con- 
cumint". Völlig missversteht Habermaas, Die ideale Konkurrenz der 
Delikte, S. 13, den Artikel 14 der Theresiana, er verwechselt fortgesetztes 
Verbrechen und gleichartige Idealkonkurrenz. 
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die schärfere Strafe bestimmt ist, zuerkennet, zugleich aber auf jedes 
Verbrechen wegen Verschärfung der Bestrafung Bedacht genommen 
werden". Dieser Bestimmung ist der § 38 des Strafgesetzbuchs für 
Westgahzien vom Jahre 1796 und der § 28 des Gesetzbuchs über 
Verbrechen und schwere Pohzeiübertretungen vom Jahre 1803 nach- 
gebildet — vgl. auch § 393 daselbst. 

Schhesslich ist noch zu bemerken, dass auch dem allgemeinen 
Landrecht von 1794, welches in den §§ 54 ff. II, 20 von der Kollision 
mehrerer Verbrechen handelt, die heutige Einteilung in ideale und 
reale Konkurrenz vöUig unbekannt ist. 

Erst ganz gegen Ende des 18. Jahrhunderts beginnt die krimi- 
nalistische Litteratur sich wieder mit den prinzipiellen Fragen in der 
Lehre von der Verbrechenskonkurrenz zu beschäftigen. Man geht 
jetzt von der richtigen Erwägung aus, dass die Erörterungen über 
die im Falle des Zusammentreffens von Verbrechen zur Anwendung 
zu bringenden Strafen solange zwecklos sind, als nicht Begriff und 
Wesen der Konkurrenz festgestellt sind, wie dies bereits von der 
italienischen Jurisprudenz, insbesondere von Clarus, wohl erkannt war. 
Der erste, welcher nach dieser Eichtung hin wieder Klarheit in 
die in Verwirrung geratene Lehre brachte, ist Koch in den spä- 
teren Auflagen seiner Institutiones iuris criminalis.^) Er unter- 
scheidet^) zwischen concursus delictorum simultaneus und successivus, 
je nachdem die mehreren Delikte „vel ex uno eodemque facto vel ex 
diversis factis'* hervorgehen. Hiemach scheint es, als ob Koch in 
beiden Fällen eine Mehrheit von Verbrechen annimmt. Dass dies 
aber nicht der Fall ist, ergeben seine weiteren Ausführungen: „In 
concursu delictorum simultaneo nempe: si idem factum plures ad- 
mittit inspectiones, ex graviori determinanda est poena". Koch 
setzt also der Realkonkurrenz die Gesetzeskonkurrenz gegenüber,^) 
nur in einer Mehrheit von Handlungen kann eine Mehrheit von Ver- 
brechen nach seiner Theorie enthalten sein. In einer und derselben 
Handlung kann dagegen immer nur eine Mehrheit strafrechtlicher 
Gesichtspunkte — „plures inspectiones" — , nicht selbständiger Ver- 
brechen liegen. 

Klein^) braucht bereits die Ausdrücke „ideale und reale Kon- 
kurrenz". Aber auch er versteht unter ersterer nicht eine Mehrheit 
von Verbrechen im Sinne der heutigen Doktrin, sondern eine Mehr- 
heit von „Gesichtspunkten, aus welchen dieselbe äusserliche Hand- 
lung betrachtet werden kann". Nicht konsequent ist die Regel, 
welche Klein bezüglich der Bestrafung der Idealkonkurrenz giebt. 

^) Über die früheren Auflagen ViSfl. oben S. 3G, Aum. 4. -) 9. Aufl., 
§§ 158a und 158b. ^) So richtig Hälschner, Das gemeine deutsche 
Strafrecht, 1. Bd., S. 670 und Hiller bei Grünhut, Bd. 13, S. 129. ^) Grund- 
sätze des peinlichen Rechts, § 157. 
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Da er unter dieser nicht ein Zusammentreffen von Delikten, sondern 
von Gesetzen versteht, durfte er auch nur eines der verletzten Ge- 
setze und zwar das schwerste zur Anwendung bringen. Er hält 
jedoch diese Gregensätze nicht streng auseinander und bemerkt : ^) 
Bei der Idealkonkurrenz „wird der Gesichtspunkt, aus welchem die 
Handlung am strafbarsten erscheint, bei Bestimmung des Verbrechens 
zu Grunde gelegt und die darauf gesetzte Strafe verschärft, wenn 
die andern Gesichtspunkte die Strafbarkeit des Verbrechens im Ver- 
hältnis gegen den gewählten Gesichtspunkt beträchtlich vermehren". 

Auf einem ganz ähnlichen .Standpunkt steht Kleinschrod.^) 
Auch er identifiziert den Begriff der idealen Konkurrenz mit dem der 
Gesetzeskonkurrenz. Letztere liegt vor, wenn „zwar nur eine That 
begangen ward, die aber verschiedene Strafgesetze verletzt". Folge- 
richtig will er nur eine Strafe und zwar diejenige zur Anwendung 
bringen, „welche die strafbarste Eigenschaft dieses Verbrechens her- 
vorbringt". Allein ebenso wie Klein hält auch Kleinschrod den 
Gedanken der Gesetzeskonkurrenz nicht streng fest. Er fährt näm- 
lich fort: „Diese höchste Strafe muss noch nebstdem einen Zusatz 
erhalten, weil die Missethat noch mehrere strafbare Seiten hat. Diese 
strafbaren Nebeneigenschaften sind zwar hier keine für sich bestehende 
Verbrechen; sie sind aber doch beschwerende Eigenschaften eben und 
derselben Handlung. Also bringen sie zwar keine besondere Ahndung 
hervor, aber sie schärfen allerdings die Hauptstrafe". 

Im Gegensatz zu den genannten Schriftstellern versteht Feuer- 
bach unter Idealkonkurrenz ein Zusammentreffen mehrerer wirklicher 
Verbrechen in derselben Handlung. Unterschieden jene lediglich 
zwischen Real- und Gesetzeskonkurrenz — mochten sie letztere auch 
immerhin mit dem Namen: „ideale Konkurrenz" oder einem ähnlichen 
bezeichnen, — so meinen Feuerbach und die Späteren damit etwas 
ganz anderes. Für sie sind Ideal- und Gesetzeskonkurrenz von Grund 
aus verschiedene Begriffe. Die Terminologie bei Fe u erb ach ist 
allerdings verwirrend. Auf den ersten Blick scheint es, als ob er 
noch an dem Begriffe der Gesetzeskonkurrenz festhält, in Wahrheit 
ist dies jedoch nicht der Fall. Feuerbach •^) unterscheidet „drei 






^) A. a. 0. § 159. '-) Systematische Entwickelimg der Grundbegriffe 
und Grundwahrheiten des peinlichen Rechts, 3. Aufl., 3. Teil, § 102. Auch 
Dorn, Versuch eines Kommentars über das peinliche Recht, Bd. 1, § 47, 
ist hierher zu zählen. Er definiert zwar den „concursus delictorum simul- 
taneus" als Zusammentreffen mehrerer Verbrechen. Allein aus seiner wei- 
teren Ausführnug, dass die Strafe hierbei „nach dem schwersten Befund 
der Handlung-* zu bestimmen sei, ergiebt sich, dass er in Wahrheit von 
GesetzeskoDkurrenz spricht. ^) Lehrbuch des peinlichen Rechts, § 127, 
Derselbe, Revision der Grandsätze und Grundbegriffe des positiven pein- 
lichen Rechts, Bd. f, S. 836 und 337. In der Anmerkung daselbst tadelt 
er die oben genannte Definition von Klein als zu unbestimmt. 
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Hauptarten der Konkurrenz nach Verschiedenheit der übertretenen 
Strafgesetze" und zwar: 1. formale oder ideale Konkurrenz, „wenn 
durch eine und dieselbe Handlung oder in Einem ununterbrochenen 
Akt verschiedene Strafgesetze übertreten worden sind", 2. objektive 
und 3. subjektive Konkurrenz, je nachdem durch verschiedene Hand- 
lungen entweder verschiedene Strafgesetze oder ein und dasselbe 
Strafgesetz übertreten worden sind. Nach dem Wortlaut dieser 
Definitionen erscheint die Behauptung von John^) gerechtfertigt, 
dass Feuerbach in der Idealkonkurrenz nicht einen „concursus 
delictorum", sondern einen „concursus legum poenalium" erblicke. 
Allein mit Eecht macht Hiller^) darauf aufinerksam, dass diese Be- 
griffsbestimmung Feu erb ach's „nur eine Konsequenz seiner rein for- 
malen Auffassung des Deliktsbegriffs als Gesetzesübertretung ist,^)" und 
dass er demnach mit den Worten: „Übertretung verschiedener Straf- 
gesetze" eine Mehrheit selbständiger Delikte bezeichnen will. Dies 
folgt weiter auch daraus, dass er^) sowohl im Falle der realen, wie 
der idealen Konkurrenz bei Verletzung mehrerer Strafgesetze „die 
Strafen aller übertretenen Strafgesetze" und bei mehrmaliger Ver- 
letzung eines und desselben Strafgesetzes die Strafe desselben so 
vielmal zur Anwendung bringen will, als dasselbe übertreten worden 
ist. Diese streng durchgeführte Häufung der Strafen aus sämtlichen 
übertretenen Strafgesetzen wäre nicht möglich, wenn Feuerbach 
nicht in der Idealkonkurrenz eine wirkliche Verbrechenskonkurrenz 
sähe. Zu beachten ist schliesslich noch, dass Feuerbach nur von 
der sogenannten ungleichartigen Idealkonkurrenz spricht. Die gleich- 
artige rechnet er überhaupt nicht unter die Konkurrenzfälle. 

Seit Feuerbach beginnt nun die Theorie von dem Zusammen- 
treffen mehrerer selbständiger Verbrechen in einer und derselben Hand- 
lung entschieden die Oberhand zu gewinnen, wenngleich sich vielfach 
noch Schwankungen in der Durchfahrung zeigen. Während z. B. 
Dabelow,*) Salchow,®) Ziegler,') Henke^) und Meister®) streng 
folgerichtig von ihrem Standpunkte aus sowohl bei der realen, wie 
bei der idealen Konkurrenz die gleiche Behandlung verlangen, da in 
beiden Fällen eine Mehrheit von wirklichen Verbrechen gegeben sei, 
sind andere weit weniger konsequent und klar. 

*) Die Lehre vom fortgesetzten Verbrechen, S. 76—78. -) A. a. 0. 
S. 132. Vgl. auch Bindiug, Handbuch, S. 526, Anm. 5. ») gighe Feiier- 
bach, Lehrbuch, § 22. ^) A. a 0. § 129. ^) Lehrbuch des gemeinen 
peinlichen Rechts, S. 106 und 107. *) Lehrbuch des peinlichen Rechts, 
§§ 198 uud 199. Von der 3. Auflage au braucht er die Ausdrücke: ideale 
und reale Konkurrenz, während er vorher vom concursus simultaneus und 
successivus spricht. Sachliche Abweichungen hat diese verschiedene Ter- 
minologie nicht zur Folge. ') Die Theorie der Strafschärfung, S. 88 
und 93. ®) Lehrbuch, §§ 136 und 139. Die Ausführungefi in seinem 
Handbuch sind weiter unten noch zu erwähnen. ^) Principia iuris crimi- 
nalis, § 114, Anm. a. 
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Hierhin gehört vor allem Schröter/) dessen Ausführungen 
jedoch dadurch von besonderem Interesse sind, dass sie sich in viel- 
facher Beziehung mit den später von von Buri^) aufgestellten An- 
sichten decken, welche weiter unten eingehend zu besprechen sind. 
Schröter unterscheidet zwei Fälle: Mehrere Rechtsverletzungen sind 
entweder durch eine einzige oder durch verschiedene Handlungen be- 
gangen worden. Im ersten Falle spricht er von einer „mehrfswshen 
Bechtsverletzung^S im zweiten von einem „Zusammentreffen mehrerer 
Eechtsverletzungen". Sodann aber fährt er fort:^) „Da nun das 
Wesen der Einheit einer Handlung in der Einheit ihrer Absicht oder 
Ursächlichkeit besteht, so werden unter einer mehrfachen Bechts- 
Verletzung diejenigen Fälle verstanden, wo mehrere Bechtsverletzungen 
entweder, wenn es boshafte sind, durch eine gemeinschaftliche Ab- 
sicht, oder wenn es schuldhafte sind, durch eine gemeinschaftliche 
Ursächlichkeit miteinander verbunden sind: sollten sie auch in ver- 
schiedenen, der Zeit oder dem Baum nach getrennten Thaten oder 
Wirkungen bestehen". Das Eigentümliche der Theorie Schröter 's 
besteht also darin, dass er im Gegensatze zu den früheren das unter- 
scheidende Merkmal zwischen .den verschiedenen Arten der Konkurrenz 
in der Einheit oder Mehrheit der Kausalitäten sieht. Mit diesen Aus- 
führungen stimmt Henke in seinem Handbuch*) völlig überein. 

^) Handbuch des peinlichen Bechts, §§ 151—168. Vgl. dazu Hill er 
bei Grünhut, Bd. 13, S. 133 ff. ^} Einheit und Mehrheit der Verbrechen. 
3) A. a. 0. § 154. *) I. Teü, S. 616. Von geringerem Interesse für die 
vorliegende Frage sind die Ausführungen bei Oerstedt, Über die Grund- 
regeln der Strafgesetzgebung, S. 393 flf., Grolmann, Grundsätze der 
Kriminalrechtswissenschaft, 3. Aufl., §§ 121 ff., Tittmann, Handbuch, 
2. Aufl., Bd. 1, § 99, welche sämtlich in einer mehr oder weniger be- 
stimmten Form Verbrechenskonkurrenz annehmen, ohne neues dafür anzu- 
führen. Zu beachten ist nur die eigentümliche Terminologie bei Titt- 
mann, welcher die ideale Konkurrenz mit dem Ausdruck: „zusammen- 
fliessende Verbrechen" und die reale mit dem Ausdruck: „zusammentreffende 
Verbrechen" charakterisiert. Mit diesen im wesentlichen übereinstimmend: 
Martin, Lehrbuch, § 64, Botteck, Über Konkurrenz der Verbrechen, 
S. 8, Platner, Quaestiones de iure criminali Bomano, S. 147 und 150, 
Haeb erlin, Gruudsätze des Kriminalrechts, Bd. 1, S. 155, Temme, 
Lehrbuch des schweizerischen Strafrechts, S. 289 ff., insbesondere S. 293, 
Heffter, Lehrbuch, 4. Aufl., S. 74 ff. und 145 flf. Den Ausdruck: „ideale 
Konkurrenz" braucht Heffter nicht, er hält vielmehr an der Bezeichnung: 
„coucursus simultaneus" und „successivus" fest. Diese Terminologie ist 
jedoch für die Sache selbst ohne Bedeutung, er nimmt ganz den Stand- 
punkt der heutigen Doktrin ein. — Auch Sander, Betrachtungen über 
die Konkurrenz der Verbrechen , Archiv des Kriminalrechts, N. F., Jahr- 
gang 1836, S. 266 flf. und 357 flf. ist hierher zu zählen. Er polemisiert 
gegen die Ausdrücke: ideale und reale Konkurrenz (S. 274), „denn jedes 
der mehreren Verbrechen besitzt die Handlung des Vergehens als seine 
thatsächlicUe Ursache nicht in der Idee, sondern ganz real, und dass seine 
thatsächliche Ursache auch noch in ihrem Erfolg für ein anderes Vergehen 
die thatsächliche Ursache ist, kann solche nicht zu einer blossen Idee 
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Noch unbefriedigender sind die Ausführangen bei Eosshirt,^) 
Bauer^) und Köstlin.^) Kosshirt geht davon aus, dass die Unter- 
suchungen über das Wesen der Verbrechenskonkurrenz auf die Frage 
zurückzuführen seien, „wie die Wirkungen verschiedener Strafgesetze, 
vorausgesetzt, dass sie in derselben Person zusammentreffen, sich 
äussern" — § 14 a. a. 0. Diese Ausführung lässt, wie Köstlin*) 
richtig bemerkt, eine gehörige Sonderung von Verbrechens- und Ge- 
setzeskonkurrenz völlig vermissen. In der praktischen Behandlung 
der Frage vermag denn auch Eosshirt die Konsequenzen seiner 
Theorie in keiner Weise aufrecht zu erhalten. Vielmehr kommt er zu 
einer absoluten Kumulierung der Strafen aus sämtlichen übertretenen 
Strafgesetzen. Ja er fordert diese sogar bei der Idealkonkurrenz, da 
nicht abzusehen sei, „warum der wirkliche Übertreter mehrerer Straf- 
gesetze, weil er mit einem Schlag zweimal getroffen hat, begünstigt 
werden soll". Er wünscht daher völlige Beseitigung der Unter- 
scheidung von Eeal- und Idealkonkurrenz und lediglich Beibehaltung 
des Begriffs des fortgesetzten Verbrechens, weil hierin der Gegensatz 
zur Konkurrenz gelegen sei — § 15, S. 150 — 154 a. a. 0. Hier- 
nach ist also Eosshirt trotz seiner oben genannten Definition als 
Anhänger der Theorie von dem Zusammentreffen mehrerer wirklicher 
Verbrechen sowohl in dem Falle der Eeal- wie der Idealkonkurrenz 
anzusehen. 

Auch Bauer und Köstlin sind noch nicht zu streng folge- 
richtigen Ergebnissen gelangt. Ihre Begriffsbestimmung der Ideal- 
konkurrenz als „Übertretung des Stra%esetzes in mehrfacher Hin- 
sicht" lässt auf eine Gleichstellung von Ideal- und Gesetzeskonkurrenz 
schliessen. Allein ihre weiteren Ausführungen gestatten keinen Zweifel 
darüber, dass diese Definition nur in einer ungenauen Ausdrucksweise 
ihren Grund hat, und dass sie in Wahrheit eine „wirkliche Mehrheit 
von Verbrechen" auch beim Vorliegen nur einer Handlung annehmen. 
Diese Behauptung schwächt Bauer aber dann wieder durch die un- 
klare Bemerkung ab, dass diese Mehrheit „nur in der Eechts- 
idee" vorhanden sei — S. 25 a.a.O., während Köstlin in der 
praktischen Behandlung der Straffrage für vöUige Gleichsetzung der 
realen und idealen Konkurrenz eintritt.*) 

Allein trotz der gewichtigen Autorität dieser hervorragenden 
Männer vermochte die Theorie, dass aus einer Handlung eine Mehr- 



bestellen". Er schlägt vielmehr (S. 278) die BezeichnuDgen : „einthätliche 
und mehrthätliche Konkurrenz" vor; je nachdem „eine Handlung mehrere 
Verbrechen" oder „mehrere Handlungen die mehrfachen Verbrechen er- 
zeugt haben". ^) Entwickelung der Grundsätze des Strafrechts, §§ 14 ff. 
*) Abhandlungen aus dem Strafrecht, Bd. II, S. 22. Vgl. auch Lehrbuch, 
2. Aufl., §§ 153 ff. ») Nene Revision der Grundbegriffe des Kriminal- 
rechts, S. 874 ff. Siehe auch System, S. 559. *) System, S. 554, Anm. 4. 
^) Neue Revision, S. 875. 
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heit von Verbrechen hervorgehen könne, nicht die absolute Herrschaft 
zu gewinnen. Viehnehr wurde von anderer Seite dem gegenüber 
darauf hingewiesen, dass das Verbrechen wesentlich Handlung sei, 
dass daher eine Mehrheit von Verbrechen auch eine Mehrheit von 
Handlungen voraussetze, während in einer Handlung zwar mehrere 
verletzte Strafgesetze, nicht aber mehrere wirkliche Delikte enthalten 
sein könnten. Auch diese Theorie wird von bedeutenden Vertretern, 
wie Abegg, Krug, Jagemann und Berner, gestützt. Abegg^) 
hebt hervor, dass die ideale und die reale Konkurrenz wesentlich 
voneinander verschieden sind, dass im ersten Falle nur eine Hand- 
lung vorliegt, „die nach den verschiedenen, bei ihr eintretenden Ge- 
sichtspunkten unter mehrere Strafgesetze gestellt werden kann", dass 
also von einer Mehrheit von Verbrechen nicht die Eede ist. Über- 
einstimmend hiermit äussert sich Krug^) dahin: Bei der Idealkon- 
kurrenz „liegt eigentlich nur eine Mehrzahl der rechtlichen Gesichts- 
punkte vor, unter welche das Verbrechen gestellt werden kann. Das 
Verbrechen aber, d. i. die strafgesetzwidrige That, ist hier immer nur 
ein einziges. Es wird daher allgemein anerkannt, dass in Fällen 
dieser Art, abgesehen von den Bestimmungen positiver Gesetze, auch 
nur Eine Strafe eintreten dürfe. Diese Strafe kann aber, wenn Ge- 
sichtspunkte von verschiedener Schwere zusammentreffen, natürlich 

nur die dem schwersten entsprechende sein."^) 

Endlich ist hier noch Berner*) anzuführen. Bern er geht von 
dem Satze aus: „Es ist bei Einer Handlung eine Mehrheit verbreche- 
rischer Willen und es ist bei Einer Handlung eine Mehrheit verbreche- 
rischer Folgen möglich". Eine Mehrheit von Folgen nimmt er dann 
an, „wenn die verbrecherische Absicht gegen mehrere Personen ge- 
richtet war und daher mehrere Personen verletzt wurden". In diesem 
Falle liegt nach seiner Auffassung „nur Eine Handlung, folglich 
nur Ein Verbrechen vor" — §131a. a. 0. — Denn „zu einer 
Mehrheit der Handlungen gehört nicht bloss Mehrheit der Absichten 
und Mehrheit der Erfolge, sondern auch Mehrheit desjenigen, was 
zwischen der Absicht und dem Erfolge liegt" — §132 a. a. 0. — 
Nur eine Folge nimmt er dann an, „wenn die Mehrheit der ver- 
brecherischen Absichten dem Erfolge nur eine MehrheitvonVer- 
brechensbegriffen aufgeprägt hat, so dass der eine Erfolg unter 
mehrere strafrechtliche Gesichtspunkte fällt, z. B. wenn eine Notzucht 
zugleich Incest ^st. Für den zuletzt erwähnten Fall, wo der eine 

M Kritische Betracli taugen über den Entwurf vom Jahre 1843, 
1. Abtl., S. 243 und 244. Siehe auch Abegg, Lehrbuch der Strafrechts- 
wissenschaft, § 162. '-) Über die Konkurrenz der Verbrechen, S. 2. 
^) So auch Jage mann, Bestrafung zusammentreffender Verbrechen, im 
Archiv des Kriminalrechts, N. F., vom Jahre 1849, S. 242. *) Grund- 
sätze des preussischen Strafrechts, § 154. 
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Erfolg eine mehrfache strafrechtliche Physiognomie zeigt, bedient man 
sich vorzugsweise der Bezeichnung ideales Zusammentreffen". Auch 
in den ersten Auflagen seines Lehrbuchs hält Berner^) diesen Stand- 
punkt fest. Unter idealem Zusammentreffen versteht er den Fall, 
dass „ein und dasselbe Handeln den Thatbestand" — d. h. nach 
Berner's Definition auf S. 108 den „Inbegriff der*Merkmale" — 
„mehrerer Verbrechen enthält". Reales Zusammentreffen nimmt 
er dagegen an, „wenn die mehreren Verbrechen durch mehrere 
zeitlich getrennte Handlungen begangen wurden". Bei diesen Defi- 
nitionen ist zu beachten, dass im ersten Falle nur von dem „That- 
bestande mehrerer Verbrechen", im zweiten dagegen schlechtweg von 
„mehreren Verbrechen" die Rede ist, dass also Berner auch hier 
die in seinen Grundsätzen des preussischen Strafrechts aufgestellten 
Gesichtspunkte wahrt. Endlich tadelt Berner^) die Überlast von 
Einteilungen, mit welcher sich die deutsche Jurisprudenz in unserer 
Lehre beschwert hat, als unpraktisch. 

Zum Schlüsse dieser Litteraturangabe sind noch die Ansichten 
von Hälschner^) und John*) zu erwähnen. Beide stimmen mit den 
vorgenannten Gelehrten darin überein, dass aus Einer Handlung nie- 
mals eine Mehrheit von Verbrechen hervorgehen könne — vgl. 
Hälschner a. a. 0. S. 496 und John, S. 66 ff. und S. 159 — . 
Sie verwerfen daher die Unterscheidung zwischen idealer und realer 
Konkurrenz und behaupten, „dass die Konkurrenz in einem jeden 
Falle eine reale in dem Sinne ist, dass stets mehrere selbständige 
verbrecherische Handlungen vorliegen, und dass bei wirklicher Ein- 
heit der Handlung von einer Konkurrenz nie die Rede sein kann."*) 
Ob aber Einheit oder Mehrheit der Handlung gegeben sei, — und 
darin liegt die wesentliche Abweichung ihrer Ansichten von den- 
jenigen Abegg's, Krug's und Berner's — entscheiden sie nach 
der Einheit oder Mehrheit der ' Absichten. Sie behaupten, „dass, 
wer mehrere Verbrechen beabsichtigte, wie auch seine Thätigkeit be- 
schaffen gewesen sein möge, sich eine Mehrheit verbrecherischer 
Handlungen zurechnen lassen muss", und dass ebenso eine Mehrheit 
fahrlässiger Handlungen anzunehmen sei, „sofern der Wille unab- 
sichtlich auf eine Mehrheit strafbarer Erfolge gerichtet ist".*) Hälsch- 
ner nimmt daher beispielsweise im Falle des Raubmordes Konkurrenz 
von Verbrechen an, wenn auch für diesen Fall eine besondere Straf- 

1) Lehrbuch, 1. Aufl., S. 216. Auf die späteren Auflagen des Ber- 
ner'scheu Lehrbuchs ist bei Besprechung des Reichsstrafgesetzbuchs ein- 
zugehen. 2) A. a. 0. S. 216, Anm. 4. ^) System des preussischen Straf- 
rechts, S. 489 ff. *) Die Lehre vom fortgesetzten Verbrechen und von 
der Verbrechenskonkurrenz. Vgl. auch John in Goltdamraer's Archiv, 
Bd. 3, S. 504 ff. ö) Hälschner a. a. 0. S. 502. Vgl. John, S. 127. 
0) Hälschner, S. 498. Siehe John, S. 66 und 67 und in Goltdammer's 
Archiv a. a. 0. S. 504. 
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androhung vorhanden ist, da der erschwerende Umstand den That- 
bestand eines selbständigen Verbrechens ergiebt, welches nicht ohne 
eine eigens darauf gerichtete Absicht verwirklicht werden konnte. 
Ebenso rechnet er den Fall der sogenannten gleichartigen Idealkou- 
kurrenz unter die wirklichen Eonkun*enzfälle, da der Thäter mehrere 
Absichten verwirklichen wollte.^) Zu beachten ist jedoch hierbei 
immer, dass Hälschner zu diesen Besultaten nur deshalb kommt, 
weil er eine Mehrheit selbständiger Handlungen für vorliegend er- 
achtet. Den Satz, dass aus einer Handlung niemals eine Mehrheit 
von Verbrechen hervorgehen könne, hält er streng fest. 

Ein ähnliches Bild wie die Litteratur bietet die Strafgesetz- 
gebung der deutschen Einzelstaaten im 19. Jahrhundert. Bald finden 
wir die Idealkonkurrenz als Verbrechens-, bald als Gesetzeskonkurrenz 
aufgefasst, bald werden beide Begriffe — und dies ist der häufigste 
Fall — miteinander vermischt. 

Zu der ersteren Gruppe gehört das bayerische Strafgesetz- 
buch vom Jahre 1813, welches im Artikel 110, Absatz 2 bestimmt: 
„Wenn ein Verbrecher in einer und derselben Handlung zu gleicher 
Zeit mehrere Verbrechen begangen hat, so soll nur die Strafe der 
schwersten tJbertretung in Anwendung gebracht werden. . . ."■^) Für 
den Fall der Realkonkurrenz wird im Artikel 109 das Prinzip der 
Kumulierung der mehreren Strafen aufgestellt. Haben diese Be- 
stimmungen wenigstens den Vorzug der Klarheit und Präzision für 
sich, so entbehren die Vorschriften der späteren Entwürfe jedes 
festen Prinzipes. Der Entwurf von Wirth vom Jahre 1825 sagt 
im §123: „Ist der zu Bestrafende mehrerer Verbrechen verschiedener 
Arten schuldig, so ist ein Zusammenfluss vorhanden". Unklar bleibt, 
ob sich diese Definition, sowie die sich unmittelbar daran anschliessen- 
den Bestimmungen über die Bestrafung des Zusanunenflusses nur auf 
die Real- oder auch auf die Idealkonkurrenz beziehen soUen, sowie 



*) A. a. 0. S. 510 und 511. -) Wörtlich damit übereinstimmend das 
Strafgesetzbuch für Oldenburg von 1814 — Artikel 114. Ebenfalls als 
Verbrechenskonkurrenz definieren die Idealkonkurreuz Artikel 48 des Straf- 
j^esetzbuchs für Sachsen-Altenburg vom Jahre 1841, Artikel 50 des 
Thüringischen Strafgesetzbuchs, § 196 des Entwurfs eines Straf- 
gesetzbuchs für Baden von Zachariae aus dem Jahre 1826, Artikel 121 
des Entwurfs eines Strafgesetzbuchs für Hannover von 1825, Artikel 105 
und 241 des Strafgesetzbuchs für Hannover von 1840, § 46 des Polizei- 
strafgesetzbuchs für Hannover von 1847. Vgl. zu den letzteren Gresetz- 
büchem Leonhardt, Kommentar über das Kriminalgesetzbuch für Han- 
nover zu Artikel 104, S. 450 und zu Artikel 105, S. 458. Endlich gehören 
hierher § 55 des Strafgesetzbuchs für das Fürstentum Lippe von 1843, 
sowie § 55 des Strafgesetzbuchs für Braunschweig von 1840. Dass 
hier mit den Worten: „Sind durch dieselbe Handlung mehrere Über- 
tretungen begangen" an eine wirkliche Verbrechenskonkurrenz gedacht 
ist, ergeben die Motive mit völliger Evidenz. 
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was mit den Worten: „mehrere Verbrechen verschiedener Arten" 
gemeint ist. Der revidierte Entwurf von 1827 stellt in der prak- 
tischen Behandlung beide Fälle gleich, in der Begriffsbestimmung 
unterscheidet er zwischen ihnen. Idealkonkurrenz nimmt er an — 
Artikel 86 — : 1. „wenn der Schuldige nach den besonderen Ver- 
hältnissen seiner Person oder That durch eine und dieselbe That 
mehrere Strafgesetze übertreten hat, 2. wenn wegen mehrerer 
strafrechtswidriger Absichten und Zwecke dieselbe Handlung mehrere 
strafbare Thaten in sich vereinigt". Der Entwurf von 1860 
definiert im Artikel 83, ohne diese kasuistische Aufzählung beizube- 
halten, Bealkonkurrenz als Zusammentreffen mehrerer Verbrechen, 
Idealkonkurrenz als Übertretung mehrerer Strafgesetze oder desselben 
Strafgesetzes in mehrfacher Hinsicht. Ob sich der Entwurf über den 
hiermit statuierten scharfen Gegensatz völlig klar ist, muss allerdings 
bezweifelt werden, da beide Fälle in demselben Artikel behandelt 
werden und beide Male „dasjenige Strafgesetz, welches die schwerste 
Strafaasmessung zulässt", zur Anwendung gebracht werden soll.^) 
Das schliesslich zustande gekommene Gesetz vom 10. November 1861 
lässt es bei diesen Bestimmungen bewenden. Es behandelt die Kon- 
kurrenzlehre im Artikel 84 unter der Überschrift: „Zusammenfluss 
strafbarer Handlungen", — eine Überschrift, welche für die vom 
Gesetz gegebene Definition der Idealkonkurrenz als Übertretung meh- 
rerer Strafgesetze oder eines und desselben Strafgesetzes in mehr- 
facher Eichtung in keiner Weise passt. Hier ist von einem Zu- 
sammentreffen mehrerer strafbarer Handlungen keine Rede. Die Motive 
zum Gesetze lassen sich ebensowenig, wie die bekanntesten Kommentare 
von DoUmann-Risch und Stenglein über diesen Widerspruch aus. 
Zu beachten ist schliesslich noch, dass das Polizeistrafgesetz- 
buch für Bayern vom 10. November 1861 gerade den umgekehrten 
Standpunkt einnimmt, wie das allgemeine Strafgesetzbuch. Stellt 
dieses die ideale und reale Konkurrenz in der praktischen Behand- 
lung im wesentlichen gleich, macht dagegen zwischen beiden in der 
Begriffsbestimmung einen scharfen Unterschied, so definiert jenes so- 
wohl die Ideal- wie die Realkonkurrenz als Zusammentreffen mehrerer 
strafbarer Handlungen, lässt trotzdem aber für erstere im Artikel 24 
das streng durchgeführte Absorptionssystem, — es „soll nur das- 
jenige Strafgesetz, welches die schwerste Strafausmessung zulässt, in 
Anwendung gebracht werden" — , für letztere dagegen das Kumu- 
lationssystem mit einigen Modifikationen maassgebend sein.^) 

Ebenso wie das bayerische Strafgesetzbuch von 1813 fasst auch 

*) Vgl. hierzu die Ausführungen Bern er 's in der Von ihm in Ge- 
meinschaft mit Mittermaier, Sundelin und Barth herausgegebenen 
Besprechung des Entwurfs (Augsburg 1862), S. 69. *) Vgl. Dollmau- 
Risch a. a. 0. S. 687. 
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das sächsische Gesetz vom Jahre 1838 die Idealkonkarrenz als 
Zusammentreffen mehrerer wirklicher Verbrechen auf. Artikel 48 da- 
selbst lautet: „Hat jemand durch eine und dieselbe Handlung mehrere 
Verbrechen begangen, so ist die schwerste der verschiedenen Strafen, 
nach richterlichem Ermessen unter Schärfung derselben zur Anwendung 
zu bringen".^) In die Litteratur fand diese Konstruktion jedoch 
keinen Eingang. In offenbarem Widerspruch mit dem Artikel 48 
bemerkt dazu der Kommentar von Held und Siebdrat:^) „Die Ein- 
heit der Handlung ist das Charakteristische und gestattet nur die 
Subsumtion unter Ein Strafgesetz, da eigentlich nur eine Mehr- 
zahl rechtlicher Gesichtspunkte vorliegt, unter die die 
verbrecherische Thätigkeit gestellt werden kann; es muss 
aber das härtere Strafgesetz angewendet werden". In Übereinstim- 
mung mit dieser Ausführung betrachtet das sächsische Strafgesetzbuch 
vom 13. August 1855 die Idealkonkurrenz ebenfalls nur unter dem 
Gesichtspunkt des Zusammentreffens mehrerer verletzter Strafgesetze. 
Der Artikel 77 daselbst bestimmt: „Liegt eine Handlung vor, welche 
den gesetzlichen Erfordernissen eines geringeren, vermöge gewisser, 
dabei ebenfalls vorhandener Umstände aber zugleich den gesetzlichen 
Erfordernissen eines schwereren Verbrechens entspricht, so ist auf die 
durch das schwerste dieser Verbrechen verwirkte Strafe zu erkennen". 
Nicht streng folgerichtig wird nach den weiteren Vorschriften des in 
Rede stehenden Artikels die Schärfung der schwereren Strafe unter 
bestimmten Voraussetzungen zugelassen. Völlig zutreffend wii'd in 
dem Kommentar dieses Gesetzbuchs von Krug*) darauf hingewiesen, 
dass die Überschrift des Artikels: „Zusammentreffen der Verbrechen" 
nicht im technischen, sondern in einem weiteren Sinn zu nehmen 
ist, da „der Artikel alle Fälle umfasst, wo die vorliegende Handlung 
oder einzelne ihrer Bestandteile unter verschiedene strafrecht- 
liche Gesichtspunkte gebracht werden können. Für alle diese 
Fälle gilt die Regel, dass die Strafe nach dem schwersten der ver- 
schiedenen rechtlichen Gesichtspunkte sich richtet." Krug*) schlägt 
daher vor, statt von einer Konkurrenz mehrerer Verbrechen von einer 
solchen mehrerer „strafrechtlicher Gesichtspunkte bei einem Ver- 
brechen" zu sprechen. Den Ausdruck „ideelle Konkurrenz" wül er 
jedoch gelten lassen, da damit gesagt sei, dass „die Konkurrenz keine 
reelle (wirkliche), sondern eben nur eine ideelle, in der Vorstellung 



^) Der Entwurf eines sächsischen Strafgesetzbuchs von Tittmann 
aus dem Jahre 1813 kennt den Begriff der Idealkonkurrenz überhaupt 
nicht. Für die Realkonknrreuz wird im § 301 Kumulierung sämtlicher 
Strafen angeordnet. «) Zu Artikel 48, S. 97. ^) 1. Aufl. zu Artikel 77, 
S. 168. *) 2. Aufl., S. 142. Weit weniger klar und begründet sind die 
Ausführungen Krug 's in den „Studien zum Kriminalgesetzbuch vom Jahre 
1838", S. 89 und 90. 
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d. h. in der Subsumtion unter verschiedene rechtliche Gesichtspunkte 
heruhende ist". 

Der Entwurf eines Strafgesetzbuchs für Hessen vom Jahre 1831 
stimmte im Artikel 87 wörtlich mit dem oben mitgeteilten Artikel 86 
des bayerischen Entwurfs von 1827 überein. Der spätere Entwurf 
von 1837 Hess dagegen die dort gemachten Unterscheidungen fallen, 
da es, wie das Gutachten von demselben Jahre bemerkte, nicht an- 
gemessen sei, dass „im Gesetzbuch die einzelnen Verhältnisse, in 
welchen jemand durch eine und dieselbe Handlung mehrere Straf- 
gesetze zugleich übertreten könne, aufgeführt würden".^) Der Ent- 
wurf definiert die Idealkonkurrenz als Übertretung mehrerer Straf- 
gesetze durch eine und dieselbe Handlung. Der Bericht der zur 
Begutachtung des Entwurfs gewählten Ausschüsse der Kammern^) 
erklärte sich hiermit einverstanden, da bei dem „in idealer Kon- 
kurrenz verübten Verbrechen nur von Bestrafung einer, wenngleich 
unter erschwerenden Umständen begangenen, Gesetzesübertretung die 
Eede sein könne". Das schliesslich angenommene Gesetz vom 
17. September 1841 lautete im Artikel 113: „Sind durch eine und 
dieselbe Handlung mehrere Strafgesetze zugleich übertreten worden, 
so wird der Schuldige zu der Strafe verurteilt, die auf die schwerste 
Übertretung gesetzt ist". Nicht folgerichtig aber ist es, wenn der 
Artikel hinzufügt, dass hierbei „die gleichzeitigen andern Übertretungen 
ebenfalls als Erschwerungsgrund ... in Betracht kommen" sollen. Auch 
passt die Überschrift: „Von dem Zusammentreffen mehrerer gleich- 
zeitig zu bestrafender Verbrechen oder Vergehen" nicht zu der ge- 
nannten Definition der Idealkonkurrenz. ^) Über die sogenannte gleich- 
artige Idealkonkurrenz schweigt das Gesetz. Breidenbach*) will 
diese als Realkonkurrenz angesehen wissen. 

Weit konsequenter sind die Bestimmungen der badischen 
Gesetzgebung. Der Entwurf vom Jahre 1839 charakterisiert im 
§ 161 die Idealkonkurrenz ebenfalls als Zusammentreffen mehrerer 
verletzter Strafgesetze, ordnet aber zugleich folgerichtig an, dass 
„das höchste Maass der auf die schwerste Übertretung gesetzten 
Strafe" in keinem Falle überschritten werden darf. Der Bericht der 
Strafgesetzkommission ^) billigte diese Bestimmung, weil nur eine 

^) Vgl. hierzu Breidenbach, Kommentar zum hessischen Straf- 
gesetzbuch, zu Artikel 113, § 1. ^) Darmstadt 1840, S. 189. ^) Hiermit 
inhaltlich genau übereinstimmend Artikel 36 des Polizeistrafgesetz- 
buchs für Hessen vom 30. Oktober 1855. Richtig die Ausführungen bei 
Breidenbach a. a. 0. zu Artikel 113, § 2, 1. Bd., 2. Abt., S. 561, dass 
„verschiedene mannigfache Wirkungen, von welchen eine jede gegen ein 
Strafgesetz anstösst, wenn sie durch eine und dieselbe Thätigkeit hervor- 
gebracht sind, strafrechtlich als nur eine Handlung, als nur ein Ver- 
brechen anzusehen und zu ahnden sind". *) A. a. 0. S. 562. ^) Zu 
Titel Vn. 

Heinemann, Idealkonkurrenz. 4 
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einzige Handlung vorliege und „eben deswegen, wenn der Wille und 
dessen verschiedenartige, aber dennoch gleichzeitige Wirksamkeit gegen 
das Strafgesetz anstösst, nicht von mehreren, sondern nur von einem 
Verbrechen gesprochen werden könne ".f) Die Kommission änderte den 
Entwurf nur insofern ab, als sie auch die sogenannte gleichartige 
Idealkonkurrenz in den in Bede stehenden Paragraphen einfügte, da 
hier „zwar nicht verschiedene Gesetzesübertretungen, wohl aber ver- 
schiedene Läsionen in einer That ideell konkurrieren '^ Zugleich 
wurde damit die im Gegensatz zum bayerischen und hessischen Gesetz 
richtige Überschrift des Entwurfs: „Übertretung mehrerer Gesetze" 
in „Übertretung mehrerer Gesetze oder Verletzung mehrerer Personen 
durch eine That" abgeändert. Der § 182 des unter dem 6. März 
1845 verkündeten Gesetzbuchs selbst schloss sich diesen Vor- 
schlägen an.^) 

Das württembergische Strafgesetzbuch vom 1. März 1839 
behandelt im Artikel 123 die Idealkonkurrenz ebenfalls als Über- 
tretung mehrerer Strafgesetze oder desselben Strafgesetzes gegen ver- 
schiedene Personen. Es zieht aber die Konsequenzen dieser Definition 
nicht scharf, indem es, ebenso wie das hessische Strafgesetzbuch, die 
genannte Bestimmung unter die Überschrift: „Zusammenfluss von 
Verbrechen oder Vergehen" bringt und femer die Strafe der schwersten 
Übertretung nicht allein, sondern „mit angemessener Erhöhung oder 
Schärfung" zur Anwendung bringe^ will.^) 

Endlich ist die Geschichte des preussischen Strafgesetz- 
buchs von 1851 wegen seiner grossen Bedeutung für das deutsche 
Eeichsstrafgesetzbuch eingehend zu behandeln. Das allgemeine Land- 
recht kannte, wie bereits oben bemerkt ist, den Begriff der Ideal- 
konkurrenz nicht. Die Praxis verurteilte beim Zusammentreffen mehrerer 
Gesetzesverletzungen in einer und derselben Handlung richtig nur zu 
der schwersten Strafe.*) Dagegen nahm der Entwurf vom Jahre 1828 
eine eigene Bestimmung über die Idealkonkurrenz auf. Die Anfangs- 
worte des § 95: „Sind durch eine und dieselbe Handlung zugleich 

^) Als Gesetzeskonkurrenz fassen die Idealkonkurrenz femer auf: 
Artikel 112 des Strafgesetzbuchs für Nassau vom 14. April 1849, Ar- 
tikel 52 des Strafgesetzbuchs für Oldenburg vom 3. Juli 1858, § 54 
des Strafgesetzbuchs für Lübeck vom 24. August 1863, § 116 des Ent- 
wurfs eines Strafgesetzbuchs für Bremen vom Jahre 1868. Vgl. dazu 
auch die Motive, S. 71. Unklar gefasst ist Artikel 61 des Stratgesetz- 
buchs für Hamburg vom 30. April 1869. *) Auf demselben Standpunkt 
steht wohl auch der allerdings unklar gefasste § 16, Abs. 2, des badi- 
schen Polizeistrafgesetzbuchs vom 31. Oktober 1863. ^) Vgl. 
hierzu die Kommentare von Hepp, Bd. I, S. 835 und Hufnagel, Bd. I, 
S. 248, femer Knapp, Das württembergische Kriminalrecht, S. 102, end- 
lich Motive zum Entwurf eines Strafgesetzbuchs für Württemberg vom 
Jahre 1836, S. 109. *) Vgl. darüber Goltdammer, Materialien, zu § 55, 
S. 447 und Berner, Lehrbuch, 1. Aufl., S. 217, Anm. 2. 
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mehrere Verbrechen verübt" scheinen darauf hinzudeuten, dass der 
Entwurf nnter der Idealkonkurrenz ein Zusammentreffen mehrerer 
selbständiger Verbrechen versteht. Allein die Anordnung bezüglich 
der Strafe: Es „soll nur die Strafe des schwersten Verbrechens an- 
gewandt" werden, sowie die Motive zu dem Entwurf — S. 222 — , 
welche stets von einer Mehrheit von „Eechtsverletzungen" sprechen, 
ergeben, dass die angeführten Worte nur in einer ungenauen Aus- 
drucksweise ihren Grund haben. Die Entwürfe von 1830 und 1833 
— § 105 — Hessen es nichtsdestoweniger bei der angegebenen 
Fassung "bewenden. Dagegen änderte der Entwurf von 1843 die- 
selbe im § 119 dahin ab: „Sind durch eine und dieselbe Handlung 
mehrere Strafgesetze übertreten, so soll u. s. w." Hiermit stimmten 
§ 69 des Entwurfs von 1846 und § 71 des Entwurfs von 1847 
genau überein. Die Abänderung ist auf Grund eines Beschlusses 
der Lnmediatkommission von 1843 erfolgt. In der Gesetzrevisions- 
kommission ^) von demselben Jahre wurde noch die alte Fassung mit 
der Motivierung beibehalten, dass genau genommen „jedes einzelne 
Verbrechen, welches hier durch eine und dieselbe Handlung begangen 
worden ist, vollständig bestraft werden" müsse, und dass dieser streng 
logische, vom römischen Kecht anerkannte Grundsatz nur aus Gründen 
der Kriminalpolitik eine Einschränkung erheische. Von anderer Seite *^) 
wurde dagegen unter Berufung auf die oben mitgeteilte Äusserung 
Abegg's hervorgehoben, dass „dieselbe Handlung wohl zugleich meh- 
rere Strafgesetze übertreten, nicht aber mehrere Verbrechen enthalten 
könne". Zunächst drang dieses Bedenken noch nicht durch, und erst 
die Immediatkommission von 1843 wählte, wie bereits hervorgehoben, 
ohne Anführung von Gründen die oben genannte Fassung. Hiermit 
stimmt inhaltlich, wenn auch nicht wörtlich, der § 47 des Entwurfs 
von 1851 überein. Derselbe lautet: „Wenn ein und dieselbe Hand- 
lung die Merkmale mehrerer Verbrechen oder Vergehen in sich ver- 
einigt, so kommt das Strafgesetz zur Anwendung, welches die schwerste 
Strafe androht". Der § 48 spricht sodann von der Eealkonkurrenz 
und stellt hier richtig dem bei der Idealkonkurrenz gebrauchten Aus- 
druck: „die Merkmale mehrerer Verbrechen" die Worte gegenüber: 
„Hat ein Angeschuldigter mehrere Verbrechen . . . begangen". Der 
§ 47 ist wörtlich in das Gesetz übergegangen. Dasselbe behandelt 
die Idealkonkurrenz im § 55 unter der Überschrift: „Vom Zusammen- 
treffen mehrerer Verbrechen und vom Bückfall". In den darauf fol- 
genden Paragraphen wird für die Eealkonkurrenz, welche mit den 
Worten eingeführt wird: „Gegen denjenigen, welcher durch verschie- 
dene selbständige Handlungen mehrere Verbrechen odör Vergehen 



*) Siehe Revision des Entwurfs von 1843 — Berlin 1845 — zu § 119, 
S. 236. 2) Vgl, hierüber Goltdammer, Materialien, zu § 55, S. 447. 

4* 
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begangen hat^S die Kumnliening sämtlicher Strafen mit einigen 
Modifikationen angeordnet. § 337 kommt bei der Kegelung der Über- 
tretungen auf die Idealkonkurrenz zurück. Genau analog dem § 55 be- 
stimmt er: ^Wenn eine und dieselbe Handlung die Merkmale 
mehrerer Übertretungen in sich vereinigt, so kommt das Strafgesetz 
zur Anwendung, welches die schwerste Strafe androht". 

Bei dieser Regelung ist nur die genannte Überschrift: „Vom 
Zusammentreffen mehrerer Verbrechen" zu tadeln. Dieselbe passt 
nicht für die vom Gesetz gegebene Definition der Idealkonkurrenz. 
Eichtiger würde die von Tippeiskirch ^) vorgeschlagene Überschrift 
sein: „Von der gleichzeitigen Anwendung mehrerer Strafgesetze". 
Ein Grund, aus welchem das Gesetz die frühere Fassung: „Über- 
tretung mehrerer Strafgesetze" aufgegeben und den angegebenen dem 
Gedanken nach gleichen Ausdruck dafür gewählt hat, ist aus den 
Motiven nirgends ersichtlich. Jedenfalls kann die Annahme von 
Goltdammer — a. a. 0. S. 450 — , dass man damit auch die so- 
genannte gleichartige Idealkonkurrenz habe treffen wollen, was bei 
der früheren Fassung nicht möglich gewesen sei, nicht als zutreffend 
bezeichnet werden. Auf das von Goltdammer gewählte Beispiel, 
die Verwundung mehrerer Personen durch denselben Schuss, passt 
auch die spätere Fassung nicht. Hier liegen nicht die Merkmale 
mehrerer, sondern nur eines Verbrechens vor. Eichtig sagt das Ober- 
Tribunal:^) „Eine ideale Konkurrenz von Verbrechen im Sinne des 
§55 des Strafgesetzbuchs kann nur dann für vorliegend erachtet 
werden, wenn eine und dieselbe Handlung die Merkmale verschieden- 
artiger und begriffüch voneinander unabhängiger Verbrechen oder 
Vergehen in sich schliesst. Dieselbe ist dagegen nicht anzunehmen, 
wenn die betreffenden Verbrechen und Vergehen gleichartig sind — 
u. s. w." 



§ 3. 

Das Reichsstrafgesetzbuch und die herrschende Ansicht. 

Das deutsche Eeichsstrafgesetzbuch schliesst sich in der Definition 
der Idealkonkurrenz dem preussischen Strafgesetzbuch von 1851 an, 

*) In Goltdammer's Archiv, Bd. 16, S. 93. Dem Wortlaut sowie der 
Entstehungsgeschichte des § 55 widerspricht es, wenn Beseler, Kom- 
mentar^ zum preussischen Strafgesetzbuch, S. 207, auch im Falle der idealen 
Konkurrenz ein Zusammentreffen mehrerer strafbarer Handlungen annimmt. 
2) Oppenhoff, Die Rechtsprechung des Ober-Tribunals, 8. Bd., S. 289. 
Abweichender Ansicht ist Oppenhoff, Das Strafgesetzbuch für Preussen, 
6. Aufl., Note 5 zu § 55. 
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und zwar folgt es dem in dem Entwürfe von 1843 gewählten Wort- 
laute. § 73 lautet: „Wenn eine und dieselbe Handlung mehrere 
Strafgesetze verletzt, so kommt nur dasjenige Gesetz, welches die 
schwerste Strafe, und bei ungleichen Strafarten dasjenige Gesetz, 
welches die schwerste Strafart androht, zur Anwendung". § 74 be- 
handelt sodann die Eealkonkurrenz mit folgenden Worten: „Gegen 
denjenigen, welcher durch mehrere selbständige Handlungen mehrere 
Verbrechen oder Vergehen oder dasselbe Verbrechen oder Vergehen 

mehrmals begangen hat, ist auf eine Gesamtstrafe zu erkennen, 

welche in einer Erhöhung der verwirkten schwersten Strafe besteht". 
Das charakteristische Merkmal der Idealkonkurrenz liegt nach der ge- 
nannten Begriffsbestimmung des Eeichsstrafgesetzbuchs also in der 
Verletzung mehrerer Strafgesetze durch dieselbe Handlung. 
Mit diesen Worten steht die Überschrift des Abschnitts: „Zusammen- 
treffen mehrerer strafbarer Handlungen" in entschiedenem 
Widerspruch. Um uns über diesen völlig klar werden und damit zu 
einer zutreffenden Interpretation des Gesetzes gelangen zu können, 
ist es notwendig, die einzelnen vom Gesetze aufgestellten Merkmale 
einer eingehenden Betrachtung zu unterwerfen. 

Wir beginnen mit der Überschrift des fünften Abschnitts und 
müssen, da das Verbrechen eine bestimmt geartete Handlung ist, 
zunächst den Begriff der Handlung untersuchen. Erst wenn dieser 
festgestellt ist, kann an die Erörterung des Artbegriffs: „strafbare 
Handlung" herangetreten werden. 

Handlung im streng wissenschaftlichen Sinn ist nichts weiter 
als gewollte Körperbewegung. Die durch diese Bewegung hervor- 
gerufene Veränderung in der Aussenwelt, der Erfolg des Handelns, 
gehört genau genommen nicht mehr in den Begriff der Handlung. 
Zutreffend bemerkt Sigwart:^) „Der im Handeln unmittelbar wirk- 
same Wille ist direkt nur der Wille, der zu seinem Inhalte die Aus- 
führung einer vorgestellten Bewegung hat und vermöge unserer Or- 
ganisation diese Bewegung wirklich hervorbringt; denn nur die Be- 
wegungen unserer Glieder stehen ja in direktem Verhältnis der kausalen 
Abhängigkeit von einem auf diese Bewegung gerichteten Willens- 
impuls, alles weitere ist von den mechanischen Gesetzen abhängig, 
nach welchen den Bewegungen meines Leibes die Bewegungen anderer 
Körper folgen". Allein der Sprachgebrauch hält diese für die rein 
psychologische Betrachtung berechtigte Unterscheidung nicht fest, da 
praktisch das wirkliche äussere Geschehen immer das wesentliche ist.^) 
Zumal vom juristischen Standpunkt werden wir Handlung zu definieren 

^) Kleine Schriften, 2. Reihe, S. 129ff. , ferner übereinstimmend 
Bünger in der Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. VIII, 
S. 540 und Janka ebenda, Bd. IX, S. 510. ^) So auch Sigwart a. a. 0. 

S. 136 ff. 



— 54 — 

haben als die durch einen menschlichen Willen bewirkte Veränderung 
in der Aussenwelt oder, wie Bern er in den verschiedenen Auflagen 
seines Lehrbuchs ^) konstant sagt, als die „lebendige Yermittelung des 
Willens zur That". Der Begriff der Handlung wird also dadurch 
charakterisiert, dass die auf einen menschlichen Willen zurückführ- 
bare Körperbewegung eine sinnlich wahrnehmbare Veränderung in der 
Aussenwelt, einen bestimmten Erfolg, hervorbringt. 

Von diesen Ausführungen weicht eine Anzahl Schriftsteller er- 
heblich ab. Hier sind nur diejenigen kurz zu erwähnen, welche aus 
ihren Ansichten praktische Folgerungen für die Lehre von der Ideal- 
konkurrenz ziehen. 

Hälschner^) behauptet: Die Einheit oder Mehrheit der Hand- 
lungen ist „allein abhängig von der Einheit oder Mehrheit der Willens- 
bestimmungen, auf deren Verwirklichung der Handelnde seine Thätig- 
keit ursächlich bezogen hat, gleichviel ob diese Willensbestimmung 
sich als Absicht oder Fahrlässigkeit darstellt". Hierbei übersieht 
Hals ebner, dass die Willensbestimmung zwar ein wesentliches, aber 
nicht das einzige den Begriff der Handlung bedingende Moment ist, 
dass vielmehr trotz Mehrheit der Willensbestimmungen nur eine 
Handlung gegeben sein kann. Durchaus schlagend bemerkt Bern er ^) 
bei Besprechung des Falles der absichtlichen Tötung mehrerer Per- 
sonen durch denselben Schuss: Es ist „auch in diesen Fällen trotz 
der mehrfachen Absicht und trotz des mehrfachen Erfolges nur eine 
Handlung .... anzunehmen. Zu einer Mehrheit der Handlungen ge- 
hört nicht bloss Mehrheit der Absichten und Mehrheit der Erfolge, 
sondern auch Mehrheit desjenigen, was zwischen der Absicht und dem 
Erfolge liegt." 

Hiermit fallen auch die Ausführungen von Buri's,^) welcher 
bei gewollter Verursachung eines mehrfachen Effektes oder, um die 
Terminologie von Buri's beizubehalten, einer mehrfachen Kausalität 
ebenfalls eine Mehrheit von Handlungen als vorhanden annimmt, 
von Buri lässt hierbei ausser acht, dass die Einheit der Körper- 
bewegung unter allen Umständen eine Mehrheit von Handlungen aus- 
schliesst. In denselben Fehler, wie von Buri, verfällt auch Im- 
pallomeni.*) Gegen ihn treffen daher die erwähnten Ausführungen 
Bern er 's ebenfalls zu. 



^) Siehe z. B. Lehrbuch, 16. Aufl.. S. 112. Übereinstimmend v. Liszt, 
Lehrbuch, 5. Aufl., S. 127 ff. und die dort Citierteu. ^) System des preussi- 
schen Strafrechts, I. Teil, S. 489. Siehe auch John, Die Lehre vom fort- 
gesetzten Verbrechen und von der Verbrechenskonkurrenz, S. 67, sowie in 
Goltdammer's Archiv, Bd. III, S. 512. ^) Grundsätze des preussischen 

Strafrechts, § 131 und § 132. Vgl. auch Geyer, Grundriss, S. 185. 
^) Einheit und Mehrheit der Verbrechen, im Beilageheft zum Gerichtssaal, 
Bd. XXXI. Siehe dagegen Hecker, Militärstrafreeht, S. 140. ^) Con- 
correnza reale e concorrenza formale dei reati, S. 34 und 35. 
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Binding^) nimmt einen eigenen „juristischen Handlungsbegriff" 
an, welcher mit dem natürlichen, einem „Afterbegriff", unter keinen 
Umstanden identifiziert werden darf. Er sagt: „Was ausserhalb des 
Bechts Handlung ist oder heisst, ist für dessen Bereich gleichgiltig. 
Pur sein Gebiet ist Handlung nichts anderes als die Verwirklichung 
eines rechtlich relevanten Willens. Das Verbrechen ist Handlung als 
Selbstverwirklichung des verbrecherischen Entschlusses und Setzung 
des verbrecherischen Thatbestandes. Diese Handlung ist also die Ein- 
heit von Willensverwirklichung und Erfolg, sie ist das Verbrechen von 
seinem juristischen Anfange bis zu seinem juristischen Endpunkte. So 
fasst auch das Gesetz den Begriff der Handlung ganz regelmässig auf. 
Also so viele Verbrechensthatbestände verwirklicht sind, so viele Hand- 
lungen in seinem Sinne liegen vor — nicht mehr, nicht weniger. 
über die Zahl der zu einer Handlung nötigen Körperbewegungen be- 
stimmt das Gesetz natürlich nichts: es fasst die Handlung nicht 
realistisch, sondern als ein ideales Ganzes. Diesem juristischen und 
brauchbaren Handlungsbegriff kann man einen unjuristischen und un- 
brauchbaren substituieren. Danach ist die Handlung die einzelne 
Einvrirkung auf die Aussenwelt, losgelöst von ihrem Grunde — dem 
deliktischen Entschlüsse — und ihrer Folge — dem deliktischen Er- 
folg — , sie ist die einzelne Körperbewegung, die Mittel zur Bethä- 
tigung sehr verschiedener Entschlüsse und Grund sehr verschiedener 
Folgen sein kann." 

Auf diese Ausführungen ist zu bemerken: Zunächst ist es nicht 
zutreffend, wenn Bin ding unter Anführung zahlreicher BelegsteUen 
eine Bestätigung seiner Theorie in dem Wortlaut des deutschen Eeichs- 
strafgesetzbuchs finden wiU. Wie Bünger^) an einer erheblichen 
Zahl von Beispielen nachweist, bedient sich das Keichsstrafgesetzbuch 
sehr häufig des „Wortes ,Handlung' zweifellos auch in rein natür- 
lichem Sinne desselben." Überdies macht Bünger mit Eecht darauf 
aufmerksam, dass das Gesetz selbst an denjenigen Stellen, auf welche 
sich Bin ding beruft, meistens von „strafbarer Handlung" oder von 
„Handlung, welche zu strafen sei", spricht, also durch diesen Zusatz 
andeutet, dass in seinem Sinne hier „eine besondere Art der natür- 
üchen Handlung, nämlich solche natürliche Handlung, welche strafbar 
sei, vorliege." Auf die Fassung des Eeichsstrafgesetzbuchs kann sich 
Bin ding mithin nicht stützen. 

Die Unrichtigkeit seiner Ansicht ergiebt sich weiter aber auch 
aus folgender Erwägung: Das Strafgesetzbuch ist genötigt, mit Be- 
griffen, wie Willen, Handlung und ähnlichen zu arbeiten, welche der 



^) Handbuch des Strafrechts, S. 565. Vgl. auch Binding, Normen, 
II, S. 46. ®) Über Handeln und Handlungseinheit, als Grundbegriffe der 
Lehre vom. Verbrechen und von der Strafe, in der Zeitschr. f. d. ges. 
Strafrechtswissenschaft, Bd. 8, Heft 4 und 5, S. 587 und 588. 



— 56 — 

Gesetzgeber nicht selbst schafft, sondern ans andern Wissenschaften 
entnimmt. Von dem in diesen Wissenschaften festgestellten Sinn der- 
artiger Begriffe darf der Gesetzgeber nicht abweichen, da er sonst 
jeden festen Boden unter den Füssen verlieren nnd ein System auf- 
bauen würde, welches der Wirklichkeit völlig widersprechen und damit 
sich notwendigerweise als unfähig erweisen müsste, dem Leben zu 
dienen und die Erscheinungen des Lebens zu ordnen, worin doch die 
wichtigste Aufgabe der Strafrechtspflege besteht. Es kann sich mit- 
hin im vorliegenden Falle nur fragen, ob der von Bin ding auf- 
gestellte Handlungsbegriff den in der Psychologie und der Logik fest- 
gestellten Thatsachen entspricht oder nicht. Im letzteren Falle ist 
er unbedingt zu verwerfen. Dass dies aber der Fall ist, dürften die 
nachfolgenden Erörterungen ergeben. 

Nach Bin ding sollen für den Bereich des Eechts Handlung 
und strafbare Handlung identische Begriffe sein. Schon dieser Satz 
ist logisch nicht genau. Die genannten beiden Begriffe stehen viel- 
mehr in dem Verhältnis der Über- und Unterordnung zu einander. 
Auch das Verbrechen ist Handlung, aber eine besonders geartete, 
nämlich diejenige, an welche sich eine bestimmte Folge, der Eintritt 
der Strafe, knüpft. Zu den den Begriff der Handlung charakteri- 
sierenden Merkmalen tritt hier ein neues Merkmal hinzu. Handlung 
ist mithin der höhere, strafbare Handlung der niedere Begriff. Dass 
unser deutsches Strafgesetzbuch diese Unterscheidung, wie auch gar 
nicht anders denkbar ist, festhält, ist bereits erwähnt. 

Zu dieser logischen Ungenauigkeit kommt bei Bin ding ein 
weiterer, viel folgenschwererer Irrtum hinzu, die Vermischung von 
Begriff und Gegenstand, die Verwechselung von juristischer Abstraktion 
und Wirklichkeit. Auf diesen Fehler, sowie auf die unhaltbaren Kon- 
sequenzen, zu welchen er mit Notwendigkeit führen muss, hat bereits 
von Liszt^) in eingehender Darstellung hingewiesen. Derselben ist 
hier folgendes hinzuzufügen: 

Wenn Bin ding gegen die von ihm bekämpfte Ansicht den Vor- 
wurf erhebt, dass sie dem richtigen Handlungsbegriff einen unjuristischen 
substituiere, indem sie Handlung als „die einzelne Einwirkung auf die 
Aussenwelt, losgelöst von ihrem Grunde — dem deliktischen Ent- 
schlüsse — und ihrer Folge — dem deliktischen Erfolg" — be- 
trachte, so übersieht er, dass hier unter Handlung der sinnfällige, in 
Eaum und Zeit erfolgende, bestimmte Veränderungen in der Aussen- 
welt bewirkende einzelne Vorgang verstanden wird, während Bin ding 
seinerseits von Handlung im Sinne einer begrifflichen Abstraktion 
spricht. Dass diese Vermischung logisch streng zu trennender Gegen- 
sätze zu unhaltbaren Ergebnissen führen muss, ist ohne weiteres klar. 

1) „Rechtsffut und Handlungsbegriff im Bin ding 'sehen Handbuche" 
in der Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. 6, Heft 6, S. 686 ff. 



— 57 — 

Ein Begriff entsteht dadurch, dass das Denken aus einer Reihe von 
Einzelvorstellungen die gemeinsamen und gleichartigen Merkmale unter 
Abstraktion von allem Unwesentlichen heraushebt und in die Einheit 
der Gesamtvorstellung zusammenfasst. Beispielsweise bildet sich der 
Begriff: „Pferd", indem man von allen unwesentlichen Merkmalen, in 
welchen sich die verschiedenen Arten der Pferde voneinander unter- 
scheiden, 'absieht und nur die wesentlichen beachtet. So wie nun 
der Begriff: „Pferd" etwas ganz anderes ist, als das einzelne Pferd, 
so ist der Begriff: „Handlung" etwas anderes, als die einzelne Hand- 
lung und die mit Überlegung ausgeführte Tötung des A. durch den 
B. von Grund aus verschieden von dem Begriffe des Mordes. Ist 
jene eine der Sinnenwelt angehörige einzelne Erscheinung, hervor- 
gerufen durch die Körperbewegung des A. gegen B., so ist dieser 
eine ans solchen Erscheinungen der Wirklichkeit mittelst eines ge- 
danküchen Prozesses gewonnene Abstraktion. In dem letzteren Sinne 
trifft die allerdings nicht klare Binding'sche Definition vom Ver- 
brechen als „Selbstverwirklichung des verbrecherischen Entschlusses 
und Setzung des verbrecherischen Thatbestandes" im wesentlichen zu. 
Bin ding spricht hier offenbar von dem Verbrechen als Gebilde mensch- 
lichen Denkens, von dem Begriff, unter welchen die juristische Be- 
trachtung beim Vorhandensein gewisser Voraussetzungen die mensch- 
lichen Handlungen bringt. Verkehrt jedoch ist es, wenn Binding 
glaubt, hierdurch die von ihm als „unjuristisch und unbrauchbar" 
bezeichnete Begriffsbestimmung des Verbrechens als „Einwirkung auf 
die Aussenwelt" ersetzen zu können. Beide Definitionen haben mit- 
einander gar nichts gemein, sie gehen parallel nebeneinander her. 
Als Erscheinung der Wirklichkeit angesehen ist das Verbrechen aller- 
dings nichts anderes als die durch gewollte Körperbewegung bewirkte 
Veränderung in der Aussenwelt, und von diesem Standpunkte aus hat 
die von Binding bekämpfte Ansicht durchaus Eecht, von dem 
„Grunde** der Handlung — „dem deliktischen Entschlüsse" — 
und ihrer „Folge" — „dem deliktischen Erfolge" — nicht zu 
sprechen. Wenn sie dies thäte, so wurde sie einen schweren logischen 
Fehler begehen. Sie würde den sich nur auf den Zusammenhang von 
Denkakten beziehenden Satz von Grund und Folge auf die Erschei- 
nungen der Wirklichkeit anwenden, während wir diese durch die Denk- 
form der Kausalität zur Einheit unserer Erkenntnis verknüpfen. Das 
Verbrechen als sinnfälliger Akt, als eine in der Aussenwelt geschehende 
Veränderung hat überhaupt keinen „Grund", sondern eine Ursache, 
nämlich die auf ein menschliches Wollen zurückführbare Körper- 
bewegung.^) Von einem Grunde des Verbrechens kann nur insofern 

^) Vgl. hierzu vor allem die. mit meisterhafter Klarheit geschriebene 
Abhandlung Schopenhauer 's: „Über die vierfache Wurzel des Satzes vom 
zureichenden Grunde", insbesondere das fünfte Kapitel, ferner Sigwart, 
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gesprochen werden, als man darunter nicht den physischen Akt, 
sondern den Begriff, also eine rein geistige Schöpfung der Rechts- 
wissenschaft, versteht. 

Die Auseinanderhaltung dieser Gegensätze ist für die folgende 
Erörterung von so grundlegender Wichtigkeit, dass es angebracht sein 
dürfte, die schlagenden Ausführungen Schlossmann's^) hier mitzu- 
teilen. Dieselben knüpfen an die Untersuchung des Kontraktsbegriffs 
an und lauten folgendermassen: 

„Man spricht von Entstehungsgründen der Obligationen, von 

Thatbestanden, welche Verbindlichkeiten erzeugen Ohne unser 

Wissen gesellt sich bei dieser Sprechweise unseren Gedankengängen 
die Anschauung zu, als bestände zwischen jenen Thatbestanden und 
den an sie sich knüpfenden Obligationen ein Kausalitätsverhältnis, 
wie in den Erscheinungen der körperlichen Natur. Man braucht sich 
einer solchen Anschauungsweise nur einmal bewusst zu werden, um 
sie sofort als unzulässig zu verwerfen. Jene bildliche Vorstellung 
vom Zusammenhang der Obligationen mit ihrem Entstehungsgrunde 
muss durch eine dem wirklichen Vorgange bei der „Entstehung" der 
Obligationen entsprechende ersetzt werden. Nicht Kausalität, sondern 
Motivation vermittelt den Zusammenhang, wo wir bei rein geistigen 
Vorgängen von Entstehen, Erzeugen, Zerstören reden. „Der Kauf- 
vertrag erzeugt die Verbindlichkeit zur Zahlung des Kaufpreises'* — 
heisst nichts anderes als: irgend ein Moment bildet für den Urteilenden 
den zureichenden Grund, den Käufer einer Sache zur Zahlung des 
Kaufpreises für verpflichtet zu erklären." 

Diese treffende Beweisführung auf den vorliegenden Fall ange- 
wendet, weist den Trugschluss Binding's klar auf. Er wirft fehler- 
hafter Weise den aus den Erscheinungen der Wirklichkeit mittelst Ab- 
straktion gewonnenen Begriff des Verbrechens mit diesen Erscheinungen 
selbst zusammen und täuscht sich damit über den hier bestehenden 
scharfen logischen Gegensatz. Wenn er sagt, dass für das Gebiet 
des Rechts Handlung „nicht realistisch, sondern als ein ideales 
Ganzes" zu fassen sei, so ist diese Forderung nicht begründet, viel- 
mehr ist sowohl das eine, wie das andere notwendig. Die realistische 
Fassung ist geboten, sobald es sich um das wirkliche physische Ge- 
schehen handelt, die idealistische, sobald der vom Gesetzgeber ge- 
schaffene Begriff in Frage kommt, unter welchen die konkrete Hand- 
lung vom Richter zu subsumieren ist. 

Hält man diesen Gegensatz fest, so ergiebt sich femer ohne 
weiteres, dass man auch nicht mit Binding von einem „deliktischen 

Logik, Bd. I, S. 211 und Wundt, Logik, Bd. I, S. 54 »ff., endlich auch 
V. Liszt, Der Begriff des Rechtsgutes u. s. w. in der Zeitschr. f. d. ges. 
Strafrechtswissenschaft, Bd. 8, 2. und 3. Heft, S. 151 ff. ^) Der Vertrag, 
S. 17 und 18. 
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Entschlüsse" als dem Grunde und einem „deliktischen Erfolge" 
als der Folge der Handlung sprechen kann. Das Fehlerhafte auch 
dieser Auffassung tritt klar zu Tage, sohald die bei Binding immer 
wiederkehrende Verwechselung von Begriff und Gegenstand erkannt 
ist. Der Grund dafür, dass eine Handlung ein Delikt ist, liegt nicht 
in dem Willen des Handelnden, sondern in dem Willen des Gesetz- 
gehers, welcher an die betreffende Handlung die Straffolge anknüpft. 
Der Wille des Thäters ist genau der gleiche, mag er sich auf recht- 
mässiges oder auf rechtswidriges Thun richten. Er ist in beiden 
Fällen nichts anderes, als das Begehren, bestimmte Veränderungen 
in der Aussenwelt zu bewirken. Völlig zutreffend ist es daher, wenn 
Bern er ^) unter Zurechnung nichts anderes versteht, als: „Ein Ge- 
schehenes einem Willen auf die Eechnung schreiben, es als das 
Kesultat einer Handlung auffassen, die Vermittelung des Geschehenen 
mit dem Willen nachweisen". 

Die in der Aussenwelt hervorgerufenen Veränderungen bilden den 
Erfolg der Handlung. Auch auf ihn kann das Wort: „deliktisch" 
nicht angewendet werden. Wenn A. an einem bestimmten Orte und 
zu einer bestimmten Zeit durch eine Körperbewegung des B. nieder- 
gestreckt wird, so ist das äussere Geschehen ganz dasselbe, mag es 
sich um eine rechtlich erlaubte, z. B. weil in Notwehr erfolgte, Tötung 
des A. oder um einen Mord handeln. 

Mit ausserordentlicher Klarheit sind diese Fragen von John 
Stuart Mill^) behandelt. Er sagt: „Die Qualitäten eines Körpers .... 
sind die Attribute, die sich auf die Sinnesempfindungen gründen, 
welche die Gegenwart eines bestimmten Körpers mittelst unserer 
Organe in unserem Bewusstsein erregt. Aber wenn wir einem Gegen- 
stand die Art von Attribut, die man eine Belation nennt, zuschreiben, 
so muss die Grundlage des Attributs etwas sein, an dem andere 
Gegenstände ausser ihm selbst und dem wahrnehmenden Subjekte be- 
teiligt sind". Und an einer andern Stelle heisst es: „In derselben 
Art also wie eine Qualität ein auf die Thatsache, dass eine gewisse 
Sinnesempfindung oder Sinnesempfindungen in uns von dem Gegen- 
stande hervorgebracht werden, gegründetes Attribut ist, so ist auch 
ein auf irgend eine Thatsache, an welcher der Gegenstand in Gemein- 
schaft mit einem andern Gegenstande beteiligt ist, gegründetes Attribut 
eine Kelation zwischen diesem und jenem andern Gegenstand". 

^) Lehrbuch, 16. Aufl., S. 112. Siehe auch Berner, Imputarionslehre, 
2. Kapitel, § 3 und v. Liszt, ausser in den bereits genannten Abhandlungen, 
Lehrbuch, 5. Aufl., S. 172 ff. *) System der deduktiven und induktiven 
Logik, übersetzt von Gomperz, Bd. I, S. 56 £f.; vgl. hierzu femer John 
Lücke, Essay concerning human understanding. Buch III, Kapitel 5 und 
Lammasch, Zeitschrift für das Privat- und öffentliche Recht, Bd. 9, 
S. 244, sowie Lammasch, Kritische Viertel jahrsschrift, N. F., Bd. XIII, 
Heft 4, S. 548 ff. 
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Diese Ausführungen auf den vorliegenden Fall angewendet, führen 
zu folgendem Ergebnis: Die Bechtswidrigkeit ist kein Attribut des 
Willens oder des Erfolges der Handlung, sondern eine Relation der- 
selben zur Eechtsordnung. Mit andern Worten heisst dies: Die das 
Strafrecht interessierende menschliche Handlung bietet keine andere 
Besonderheit, als dass sie sich auf etwas durch die Strafrechtsnormen 
Verbotenes richtet. Abgesehen von dieser einen Verschiedenheit ist 
sie absolut identisch mit dem rechtlich erlaubten Handeln. In dem 
physischen Geschehen besteht in beiden Fällen keinerlei Unterschied. 
Nur dadurch, dass dieses den Thatbestand eines Verbrechens bildet, 
also lediglich infolge der bloss gedachten Beziehung der Handlung 
zu einer von der Rechtsordnung aufgestellten Norm, entsteht der Be- 
griff der Rechtswidrigkeit. 

Diese Erörterungen dürften genügen, um den aus Binding's 
fehlerhafter Methode hervorgehenden Irrtum in den angeführten Sätzen 
klar zu stellen. Die von ihm gegen den herrschenden sogenannten 
„unjuristischen" Handlungsbegriff erhobenen Vorwürfe sind nicht be- 
gründet, vielmehr ist seiner Theorie die folgende gegenüberzustellen: 
Handlung ist jede durch einen normalen menschlichen Willen hervor- 
gerufene Veränderung in der Aussenwelt. Einen eigenen juristischen 
Handlungsbegriff giebt es nicht. Dies ist vielmehr, um einen Aus- 
druck von Liszt's^) zu wiederholen, ein Begriff, welcher den innem 
Widerspruch in sich trägt, im besten Falle eine schlechte und irre- 
leitende Analoge. Verbrechen und Handlung unterscheiden sich nur 
dadurch, dass das Verbrechen eine bestimmt geartete Handlung ist, 
nämlich eine solche, welche vom Staate mit Strafe bedroht ist. Diese 
Beziehung der Handlung zur Rechtsordnung macht dieselbe zu einer 
rechtswidrigen. Nicht liegt dagegen der Grund für die Rechtswidrig- 
keit einer Handlung in dem WiUeji ihres Thäters. Die Zurechnungs- 
lehre hat — und auf diesem richtigen Gedanken beruhte schon die 
Bern er 'sehe Imputationslehre — es lediglich mit der Frage zu thun, 
ob die in der Aussenwelt geschehene Veränderung gewollt gewesen 
ist. Sobald dies festgestellt ist, ist das Vorhandensein von Schuld 
anzunehmen. Die weitere Frage dagegen, ob der Thäter die von ihm 
begangene That für rechtswidrig oder für erlaubt gehalten habe, ge- 
hört, wie Berner durchaus zutreffend weiter ausführt, gar nicht in 
das Gebiet der Zurechnung, sondern in die Lehre von der Straf- 
barkeit. 

Nachdem die Begriffe: „Handlung" und „strafbare Handlung" 
festgestellt sind, kann nunmehr zur Erörterung der Frage geschritten 
werden , in welchem Verhältnis Einheit und Mehrheit der Hand- 



^) In der Zeitschr. f. d. ges. Straf rechts Wissenschaft, Bd. 8, S. 154, 
gegen v. Rohland. 
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lungen einerseits und der strafbaren Handlungen andererseits zu ein 
ander stehen. 

Hierauf ist zu bemerken: Der normale Fall ist, dass Verbrechens- 
Einheit und Handlungs-Einheit sich in jeder Beziehung decken. Anderer- 
seits aber kann das Strafgesetz auch eine Mehrheit natürlicher Hand- 
lungen zu einer Verbrechens-Einheit zusammenfassen. D. h. mit anderen 
Worten : Der Gesetzgeber knüpft den Eintritt der Strafe teUs an eine Ein- 
heit, teils an eine Mehrheit des natürlichen Handelns. Letzteres ist z. B. 
bei dem fortgesetzten, dem zusammengesetzten Verbrechen, dem Kollektiv- 
delikt geschehen.^) Ein näheres Eingehen auf diese Fälle, welche sämtlich 
darin übereinstimmen, dass trotz unzweifelhafter Mehrheit von natür- 
lichen Handlungen nur ein Verbrechen begangen ist, erübrigt sich 
hier. Unsere Betrachtung hat sich mit einem ganz andern Fall zu 
beschäftigen, nämlich ob es logisch mögUch und positiv-rechtlich be- 
gründet ist, von einer Delikts-Mehrheit trotz Vorhandenseins un- 
zweifelhafter natürlicher Handlungs-Einheit zu sprechen. Die herrschende 
Meinung nimmt dies in der That an. Sie ist der Ansicht, dass in 
einer natürlichen Handlung eine Mehrheit, strafbarer Handlungen 
liegen, dass durch einen einzigen physischen Akt zwei oder mehrere 
selbständige Verbrechen begangen werden können. Man bezeichnet 
diesen Fall mit dem Namen: „Idealkonkurrenz" und definiert dieselbe 
als Zusammentreffen mehrererVerbrechen in einer und derselben Handlung. 
Allein dieser Auffassung muss zunächst aus logischen Gründen 
mit Entschiedenheit widersprochen werden, sie beruht ebenfalls auf 
der Verwechselung von Begriff und Gegenstand, auf der unzulässigen 
Vermengung von Abstraktion und Eealität. 

Betrachten wir das Verbrechen als Erzeugnis des juristischen 
Benkens, als logisches Gebilde der Eechtswissenschaft, so stellt es 
sich uns als ein Angriff auf die rechtüch geschützten Interessen der 
Menschen, als eine Verletzung ihrer Eechtsgüter dar. Die Eechts- 
ordnung knüpft an gewisse, die Interessen anderer verletzende Hand- 
lungen die Eechtsfolge der Strafe. Indem das Denken nun die ein- 
zelnen Handlungen, bei welchen dies der Fall ist, in die Einheit der 
<3^esamtvorstellung zusammenfasst, entsteht der Begriff des Verbrechens. 
Keinem Zweifel kann es unterliegen, dass mehrere Verbrechen in 
diesem Sinne in einem einzigen menschlichen Thätigkeitsakte liegen 
können, dass durch eine physische Handlung eine mehrfache Ver- 
letzung der Eechtsgüter, sei es gegenüber derselben, sei es gegen- 
über verschiedenen Personen erfolgen kann. 



^) Vgl. das Nähere hierüber bei Bern er a. a. 0. S. 288, Anmerkung, 
V. Liszt a. a. 0. S. 236 ff., femer siehe die eingehenden Erörterungen bei 
Bünger in der Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, 8. Bd., 6. Heft, 
S. 661 ff., endlich v. Lilienthal, Beiträge zur Lehre von den KoDektiv- 
delikten. 
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Um nns hierüber klar zu werden, ist es nur nötig, den nnserem 
Bewusstsein als fertiges und einheitliches Ganzes gegenübertretenden 
Begriff in seine Elemente aufzulösen. Zutreffend bemerkt Sigwart:^) 
„Die Vorstellung des Mords, eine Eelationsvorstellung, schliesst ausser 
den Beziehungspunkten derselben, des Mörders und des Gemordeten, 
eine ganze Beihe von Bestimmungen ein, die bewusste Absicht des 
Einen, seine Handlung, ihren Effekt, der in der Vernichtung des 
Lebens des andern besteht — sie ist also nur durch eine Eeihe von 
Akten möglich, welche das Ganze erst erzeugen". In noch höherem 
Masse gilt dies natürlich von solchen Vorstellungen, bei denen eine 
Mehrheit von „Beziehungspunkten" in Frage kommt. Es sei nur 
an die Tötung mehrerer Personen durch denselben Schuss erinnert. 
Hier liegt nur eine Körperbewegung, also nur eine Handlung, und 
dennoch eine mehrfache Kechtsverletzung vor, nämlich einmal ein An- 
griff auf das Kechtsgut des Lebens des A. und femer ein solcher auf 
das Leben des B. Ebenso können verschiedene strafrechtlich geschützte 
Interessensphären derselben Person durch ein einziges physisches öe- 
schehen verletzt werden. Wenn der Bruder seine Schwester gewaltsam 
zum Beischlaf nötigt, so ist nicht minder ein Angriff auf die geschlecht- 
liche Freiheit als auf das Rechtsgut des sittlichen Gefühles gegeben. 
Geschieht eine Körperverletzung zu dem Zwecke, dem Gefühl der Nicht- 
achtung gegen die Person des Verletzten damit Ausdruck zu geben, 
so liegt nicht nur ein Angriff auf den Körper, sondern auch auf die 
Ehre des letzteren vor. 

Ganz anders aber ist die in Eede stehende Frage zu beantworten, 
sobald vom Verbrechen, nicht im Sinne einer Rechtsverletzung, also 
nicht von dem durch Abstraktion gewonnenen juristischen Begriff, 
sondern vom Verbrechen als der vom Richter zu prüfenden kon- 
kreten Handlung, als dem ganz bestimmte sinnlich wahrnehmbare 
Veränderungen in der Aussenwelt bewirkenden einzelnen physischen 
Akte gesprochen wird. Von diesem Gesichtspunkte aus betrachtet, ist 
das Verbrechen, wie bereits oben erwähnt wurde, nichts anderes, als 
eine besonders geartete natürliche Handlung, nämlich eine solche, 
welche vom Staate mit Strafe bedroht ist. Ist dies aber der Fall, 
so erscheint es selbstverständlich als völlig ausgeschlossen, dass in 
einer natürlichen Handlung zwei oder mehrere straf bare Handlungen 
enthalten sein können. Letztere sind ja nichts anderes, als das phy- 
sische Geschehen selbst. 

Hiemach erhalten wir folgendes Ergebnis: Ein und derselbe Akt 
menschlicher Thätigkeit kann zwar mehrere strafrechtlich geschützte 
Rechtsgüter verletzen, also das Gepräge mehrerer Verbrechens begriffe 
an sich tragen, niemals aber können darin mehrere Verbrechen im 



^) Logik, 1. Bd., S. 285. 
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Sinne von strafbaren Handinngen liegen, da diese nichts anderes 
sind, als von der Rechtsordnung besonders qualifizierte natürliche 
Handlungen. Die physische Handlung des Thäters aber muss den 
Ausgangspunkt für die juristische Beurteilung bilden, über diese soll 
der Eichter seine Entscheidung treffen, sie hat er den von dem Ge- 
setzgeber geschaffenen Verbrechensbegriffen zu subsumieren. Nicht 
aber darf der umgekehrte Weg eingeschlagen und der Verbrechens- 
begriff zum Massstab für die Beurteilung der natürlichen Handlung 
gemacht werden. Eine Rechtspflege, welche dies thut, ist unrettbar 
dem Formalismus verfallen. Sie muss in Konsequenz ihrer fehler- 
haften Methode dazu gelangen, aus einem Ereignis, weil es unter 
zwei Begriffe fällt, zwei Ereignisse zu machen. 

Bevor wir die aus diesen Sätzen sich ergebenden Folgerungen 
ziehen, ist es notwendig, die gegen die im Vorstehenden vertretene 
Ansicht geltend gemachten Einwendungen zu prüfen. Wir beginnen 
auch hier wieder mit den Ausführungen Binding's,^) welcher sagt: 
„Ist nun jedes Verbrechen selbständige Handlung und bedarf 
jeder verbrecherische Erfolg seiner eigenen Kausalität, so ist doch 
durchaus möglich, dass die Ursachen verschiedener Erfolge sich, sei's 
in höherem, sei's in geringerem Grade, aber nie ganz aus identischen 
Bedingungen zusammensetzen Geht diese Identität der Be- 
dingungen weit genug, so kann sie den Schein der Identität der 
Ursachen und der Einheit der sie setzenden Thätigkeit erwecken. So 
bei dem beliebten Beispiele der Idealkonkurrenz von Ehebruch und 

Incest Von den beiden Handlungen, die hier vorliegen, ist 

die eine Selbstverwirklichung des Ehebruchsvorsatzes und die Ver- 
letzung ehelicher Treue ist ihr Schlusserfolg; die andere ist Ver- 
wirklichung des davon ganz verschiedenen Vorsatzes der Blutschande, 
und die Familienschändung ist ihr Schlusserfolg. Wie gar nicht 
anders möglich, zeigt nun auch sorgfältige Analyse der Ursachen 
beider Verbrechen eine Verschiedenheit der Zusammensetzung, die man 
künstlich beseitigt, um Ursachen -Identität zu behaupten. Nicht ist 
der Beischlaf die gleiche Ursache beider verschiedener Erfolge, — 
logisch ein Unding! — , sondern der Beischlaf eines Blutsverwandten 
mit einer Blutsverwandten ist die Ursache des Incests, aber der Bei- 
schlaf eines Ehegatten mit einem Nicht-Gatten die Ursache des Ehe- 
bruchs. Unentbehrliche Bedingungen der ersten Ursache sind gleich- 
gültig für die zweite und umgekehrt. Die Selbständigkeit zweier 
Handlungen wird also durch das Mass der Identität ihrer Bedingungen 
in keiner Art beeinträchtigt." 

Binding bestritt also den Satz, dass eine Mehrheit von Ver- 
brechen eine Mehrheit von Handlungen erfordern, nicht. Er hält 



1) A. a. 0. S. 567 und 568. 
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jedoch da, wo wir im Vorstehenden eine Einheit der Handlung als 
vorhanden angenommen haben, eine Mehrheit von solchen für ge- 
geben und kommt damit trotz scheinbarer Übereinstimmung zu einem 
von dem unsrigen durchaus abweichenden Ergebnis. Seine Ausführungen 
sind von von Liszt in der erwähnten Abhandlung im sechsten Bande 
der Zeitschrift für die gesamte Strafrechtswissenschaft eingehend und in 
logisch unanfechtbarer Beweisführung widerlegt worden, sodass hier 
nur weniges hinzuzufügen ist, zumal aus der obigen Feststellung der 
in Frage kommenden Begriffe der Irrtum in der Binding'schen De- 
duktion ohne weiteres erhellen dürfte. 

Nach der Behauptung Binding's liegen, wenn A. mit seiner 
verheirateten Schwester, der B., den Beischlaf vollzieht, zwei Hand- 
lungen, nämlich Ehebruch und Blutschande, vor. Ursache des Ehe- 
bruchs soll der Beischlaf eines Ehegatten mit einem Nicht-Gatten, 
Ursache des Incests der Beischlaf eines Blutsverwandten mit einer 
Blutsverwandten sein. Erfolg der ersten Handlung soll die Ver- 
letzung ehelicher Treue, Erfolg der zweiten Handlung die Familien- 
schändung sein. Nach den vorangegangenen Erörterungen dürfte klar 
sein, dass auch bei diesen Ausfuhrungen Bin ding 's die Verwechse- 
lung von Begriff und Gegenstand wieder ihre Eolle spielt. Ist Hand- 
lung die durch menschliches Wollen hervorgerufene Veränderung in 
der Aussenwelt, so liegt in dem von Binding gewählten Beispiel 
sicherlich nur eine Handlung vor. Es handelt sich durchaus nur 
um einen einzigen sinnfälligen Vorgang, nämlich um den von A. mit 
der B. vollzogenen Beischlaf. Dieser konkrete Beischlaf lässt sich 
juristisch sowohl von dem Gesichtspunkte des Ehebruchs, als auch 
von dem des Incestes aus betrachten, er lässt sich sowohl unter den 
einen als unter den anderen strafrechtlichen Begriff subsumieren. 
Binding übersieht aber, dass diese in unserm Denken vorgenommene 
Operation etwas ganz anderes ist, als das thatsächliche Geschehen selbst. 
Ehebruch und Blutschande sind durch juristische Abstraktion ge- 
wonnene Begriffe, welchen, wie allen unseren Begriffen, Urteilen und 
Schlüssen, keine Wirklichkeit, ausser in unserem Denken, zukommt.^) 
Es ist daher völlig verfehlt, von einer Ursache des Ehebruchs oder 
des Incestes zu sprechen, da das Kausalgesetz nur auf Erscheinungen 
der Sinnenwelt anwendbar ist. Als Erzeugnisse der juristischen Be- 
trachtung haben Ehebruch und Blutschande überhaupt keinen Eeal- 
grund, sondern einen in den geltenden Eechtsbestimmungen gelegenen 
Erkenntnisgrund. 

Aus dieser Erwägung ergiebt sich, dass es verfehlt ist, wenn 
Binding gegen die hier vertretene Ansicht den Vorwurf erhebt, aus 
der gleichen Ursache zwei ganz verschiedene Erfolge herzuleiten. In 

^) Vgl. hierzu die treffenden Ausführungen beiWundt, Logik, Bd. I, 
S. 546—552 und Sigwart, Logik, Bd. I, S. 211. 
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der That handelt es sich in dem in Kede ^stehenden Fall um nur 
einen Erfolg, den Beischlaf des A. mit der B. Derselhe hat seine 
Ursache in dem ebenfalls durchaus einheitlichen Willen des Thäters. 
Bieser Wille ist nicht erstens auf Verwirklichung des Ehebruchs und 
ausserdem noch auf Verwirklichung der Blutschande gerichtet, sondern 
ausschliesslich und allein auf Vollziehung des Beischlafes. Es liegt 
mithin in dem von Binding angeführten Beispiel nur Eine Hand- 
lung vor, deren Ursache der Wille des Thäters, deren Erfolg die 
Beischlafsvollziehung ist. Da nun Verbrechen, sofern man darunter 
das dem Richter zur Aburteilung unterbreitete konkrete Ereignis der 
Sinnenwelt versteht, nichts anderes ist, als eine besonders geartete 
natürliche Handlung, so haben wir es in dem in Rede stehenden Fall 
auch nur mit einem einzigen Verbrechen zu thun. 

Auf einem wesentlich andern Standpunkt als Binding steht 
von Buri. Da aber seine Ausführungen auch von der hier ver- 
tretenen Ansicht abweichen, so ist es erforderlich, auf dieselben eben- 
falls näher einzugehen. Bezüglich der sogenannten ungleichartigen 
Idealkonkurrenz führt von Buri^) zunächst völlig zutreffend folgendes 
aus: „Hat der Bruder mit seiner verheirateten Schwester den Bei- 
schlaf vollzogen, so liegt nur eine untrennbare Kausalität vor, sonach 
aber auch nur eine Rechtsverletzung. Freilich kann nach den Kom- 
plikationen der gesetzlichen Thatbestände seine That als Ehebruch 
und zugleich als Incest aufgefasst werden, aber man hat nur die 
Wahl, ob man den einen oder den andern Gesichtspunkt der Be- 
strafung zu Grunde legen will; beide zugleich nebeneinander sind 
nicht anwendbar". Dagegen will er in dem Falle, dass durch eine 
Handlung mehrere Rechtsverletzungen angerichtet worden sind, z. B. 
der nämliche Schuss zwei Menschen verletzt hat, eine Mehrheit von 
Delikten als vorhanden annehmen, da jede Rechtsverletzung ihre eigene 
„Kausalität", mehrere Rechtsverletzungen also mehrere, voneinander 
verschiedene Kausalitäten erfordern. Bereits oben ist gegen von Buri 
hervorgehoben, dass eine Mehrheit von Erfolgen kein ausreichendes 
Kriterium ist, um eine Mehrheit von natürlichen Handlungen zu be- 
gründen. Vielmehr muss zu der Mehrheit der Erfolge eine Mehrheit 
der Körperbewegungen hinzutreten. Es widerspricht durchaus dem 
Sprachgebrauch, in dem von von Buri gewählten Beispiel, dass der 
nämliche Schuss zwei Menschen verletzt hat, von einer Mehrheit von 
Handlungen zu reden. „Jeder Versuch, auf dem Wege der Analyse 
des Beobachteten zu bestimmten psychologischen Begriffen zu ge- 
langen", muss aber, wie Sigwart^) zutreffend bemerkt, „sich zu- 
nächst an die Sprache des gewöhnlichen Lebens wenden, da nur mit 

^) Einheit und Mehrheit der Verbrechen, S. 1—3. Vgl. auch v. Buri, 
Zur Konkurrenzfrage, im Gerichtssaal, Bd. XXXV, S. 517 ff. ^) Kleine 
Schriften, 2. Reihe, S. 117. 

Heiuemann, Idealkonkurrenz. 5 
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Hilfe dieser die Objekte, um die es sich handelt, überhaupt zur Vor- 
stellung gebracht und zur Untersuchung gestellt werden können". Die 
Sprache trifft aber damit, dass sie in dem gedachten Falle nur von 
einer Handlung spricht, durchaus das Eichtige. Denn, wie schon 
oben bemerkt wurde, ist Handlung im eigentlichen und psychologisch 
streng korrekten Sinne lediglich gewollte Körperbewegung. Der die 
Handlung bedingende Willensimpuls ist, wie S ig wart mit Eecht aus- 
führt, nichts anderes, als „das Kommando, das ich meinen Sprach- 
werkzeugen, meinen Armen, meiner Hand erteile, die vorgestellte Be- 
wegung zu machen, die weiter wirkend endlich den gewollten Erfolg 
hervorbringen wird. Erst mit diesem Willensimpuls zu einer be- 
stimmten Bewegung, der von dem Wollen des Zwecks und dem 
Beschluss der bestimmten Art seiner Verwirklichung unter- 
schieden ist, tritt meine Thätigkeit über das psychologische, innere 
Gebiet hinaus und wird im gewöhnlichen Sinne kausal, d. h. ein von 
mir Verschiedenes, bestimmend und verändernd ; erst damit handle ich, 
und Handlung ist im eigentlichen Sinne nichts als die gewollte Be- 
wegung meines Leibes."^) Wenn man dennoch das Wort: „Hand- 
lung" meistens in einem weiteren Sinne gebraucht und darunter nicht 
bloss die Muskelkontraktion, sondern auch die Erreichung eines äusseren 
Effektes versteht, so kann, wie ebenfalls bereits oben hervorgehoben 
wurde, gegen diesen Sprachgebrauch, zumal vom juristischen Stand- 
punkt aus, gevsdss nichts eingewendet werden. Nur muss man sich 
darüber klar sein, dass hier der Begriff der Handlung in einem mittel- 
baren und uneigentlichen Sinne gebraucht wird. Hält man diesen, 
namentlich auch von Bünger^) mit Energie vertretenen Gedanken 
fest, so ergiobt sich die Unrichtigkeit der von Buri'schen Deduktion 
ganz klar. In dem Fall der absichtlichen Tötung mehrerer Personen 
durch denselben Schuss liegt nur eine Körperbewegung, also nur 
eine Handlung und daher auch nur ein Verbrechen vor.^) An 
diesem Eesultat kann auch der von von Buri zur Verteidigung 
seiner Theorie angeführte Umstand, dass durch die in Eede stehende 
Handlung mehrere Eechts Verletzungen entstehen, nichts ändern. Es 
ist nicht zutreffend, dass mehrere Eechtsverletzungen unter allen Um- 
ständen mehrere selbständige Handlungen erfordern, von Buri ver- 
fällt hier in denselben Fehler wie Binding, er verwechselt das ein- 
zelne sinnfällige physische Geschehen mit dem durch juristische 

^) A. a. 0. S. 129. Vgl. auch Müii sterber g^ Die WiUenshaudlimg, 
S. 7 ff. '-) Zeitschr. f. d. ges. Straf rechts Wissenschaft, Bd. VIH, S. 700 ff. 
'^) So richtig v. Liszt, Lehrbuch, 5. Aufl., S. 234 unter No. 1. Siehe auch 
Berner, Lehrbuch, 16. Aufl., S. 287: „Eine einzige Handlung ist . . . an- 
zunehmen, . . . wenn durch Einen Akt mehrere verbrecherische Erfolge her- 
beigeführt wurden, z. B. wenn ein Schimpfwort mehrere Personen beleidigt, 
ein Schlag mehrere Personen verwundet hat". 
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Abstraktion hieraus abgeleiteten Begriff des Rechtsguts. Gegen ihn 
treffen daher die oben gegen Binding geltend gemachten Einwen- 
dungen ebenfalls zu.^) 

Der Standpunkt von Buri's hat wesentlichen Einfluss auf den 
Italiener Impallomeni geübt, welcher in einer umfangreichen, geist- 
vollen Monographie über die Konkurrenzlehre: „Concorrenza reale e 
concorrenza formale dei reati"^) ebenfalls die Ansicht, dass eine 
Handlung eine Mehrheit von Verbrechen enthalten könne, mit Energie 
vertritt. Da Impallomeni jedoch einmal die Theorie von Buri's 
mit neuen Argumenten verteidigt, andererseits verschiedentlich von 
ihm abweicht, so kann eine kurze Besprechung des genannten Buches 
nicht umgangen werden. Der Grundgedanke der Impallomeni'schen 
Ausführungen ist in folgendem Satze zu finden:^) „Se il reato fosse 
una entita materiale, potrebbe sembrare giustificabile la opinione di 
chi ritiene che 1' unitä di reato consegua necessariamente dalla unitä 
di azione; ma il reato 6 sostanzialmente un ente immateriale, un 
ente giuridico, come la legge, come Tordine giuridico dalla legge 
protetto, nella cui infrazione esso consiste". Nachdem er diesen 
Gedanken weiter entwickelt hat, fährt er fort: „Per la qualcosa, 
quantunque il reato sia il prodotto di fattori fisici e morali, esso ö 
perö sostanzialmente un prodotto immateriale, come immateriale ö« 
il danno sociale, risultante dalla offesa del diritto. ... In conclusione 
pare a me irragionevole il conchiudere daUa unita di azione alla unitä 
di reato." In diesen Worten zeigt sich so deutlich, wie bei kaum einem 
andern Schriftsteller, die wiederholt erwähnte Verwechselung von Be- 
griff und Gegenstand. Es ist nicht zutreffend, dass das Verbrechen 
ein Produkt aus physischen und moralischen Faktoren ist, vielmehr 
ist es entweder das eine oder das andere. Das Verbrechen ist lediglich 
eine materielle Wesenheit — „una entita materiale" — , sofern es als 
die einzelne Handlung und lediglich ein juristisches Wesen — „un 
ente giuridico" — , sofern es als der Begriff, unter welchen die 
Juristen diese Handlung bringen, betrachtet wird. Von dem ersten 
Gesichtspunkt aus ist aber, wie Impallomeni selber nicht bestreitet, 
die hier vertretene Ansicht gerechtfertigt, dass die Einheit des Ver- 
brechens notwendige Folge der Einheit der Handlung ist. Überein- 



^) Mit V. Buri stimmen überein John, Die Lehre vom fortgesetzten 
Verbrechen, S. 132 unter No. c und in Goltdammer's Archiv, Bd. HI, 
S. 626 ff. und v. Schwarze, Zur Lehre von dem sogenannten fortgesetzten 
Verbrechen, S. 5. Siehe dagegen Hecker, Militärstrafrecht, S. 140, ferner 
Hiller im Gerichtssaal, Bd. 32, S. 201 ff., Hälschner, Das gemeine 
deutsche Strafrecht, 1. Bd., S. 657, Anm. 1, sowie System des preussischen 
Strafrechts, 1. Teil, S. 489, endlich Olshausen, Kommentar zum Straf- 
gesetzbuch, 3. Aufl., 1. Bd., Anm. 2 zu § 73 und die dort angegebene Litte- 
ratur. Vgl. auch Stelling, Über ideale Konkurrenz der Delikte, im Ge- 
richtssaal, Bd. 42, S. 125. *2) Catania 1884. ^) S. 37. 

5* 



— 68 — 

stimmend mit von Buri nimmt Impallomeni dagegen an, „che in 
un* azione sola sono da ravvisare piü reati, nel concorso di piü de- 
terminazioni criminose e di piü lesioni giuridiche".^) Er weicht je- 
doch von von Buri in der Beantwortung der Frage, wann mehrere 
Verletzungen vorhanden seien, erheblich ab. Im Gegensatz zu von 
Buri sieht er in dem von diesem gewählten Beispiel der sogenannten 
Idealkonkurrenz von Incest und Notzucht zwei Verletzungen^) „l'offesa 
al bene giuridico universale delF ordine delle famiglie e alla legge che 
ne vieta la violazione — incesto — ; e l'offesa al bene giuridico par- 
ticolare dell' onor sessuale e della corrispondente norma proibitiva — 
stupro violento". Darauf fährt er fort: „II Buri invece assunse la 
parola effetto criminoso in un significato soggettivo, quando, come 
nel suo esempio, lo ha designato nel risultamento mirato dal reo. . . . 
Ma la legge non si offende, giä perche dal delinquente si voglia la 
tale tal' altra cosa, ma perche si offendono dei beni che essa pone 
sotto la sua tutela: per cui la legge tante violazioni subisce quanti 
sono i beni giuridici offesi". 

Diese Ausführungen sind an und für sich durchaus richtig und 
übertreffen die Theorie von Buri 's an Folgerichtigkeit. Wenn der 
Bruder durch Gewalt seine Schwester zur Duldung des Beischlafs 
•nötigt, so liegt allerdings ein Angriff auf verschiedene rechtlich ge- 
schützte Interessen vor, und es ist vollkommen konsequent, wenn 
Impallomeni im Gegensatz zu von Buri diesen Fall mit jenem 
andern, dass mehrere Personen durch denselben Schuss getötet wer- 
den, rechtlich gleichstellt. Denn eine mehrfache Eechtsgüterverletzung 
ist in beiden Fällen gegeben. 

Fehlerhaft wird die Erörterung Impallomeni 's nur dadurch, 
dass er ausser Acht lässt, dass diese mehrfachen Eechtsverletzungen 
doch immer Ausfluss eines einzigen physischen Geschehens sind, und 
dass daher von diesem Standpunkte aus nur ein Verbrechen vor- 
handen ist. Impallomeni verkennt dieses Verhältnis völlig, wenn 
er sagt:^) „L'unitä o la pluralitä di azione con cui si ledono piü 
diritti non 6, in molti casi che una mera accidentalitä, la quäle non 
puö influire sulla valutazione giuridica del fatto. L'azione non e 
che il mezzo con cui la violazione della legge si effettua; e il com- 
piere diversi fini criminosi col mezzo di un fatto solo o di piü fatti 
^ indifferente, giacchö il reato, che ^ la violazione della legge, non 
consiste nel mezzo adoperato: il mezzo non ^ che la condizione in- 
dispensabile alla pei-petrazione del reato". Die wörtliche Anführung 
dieser Stelle war deshalb geboten, weil sich in ihr auf das Eviden- 
teste zeigt, zu welchem Formalismus es führt, wenn die Natur des 



^) A. a. 0. S. 39. Vgl. auch hierzu Puglia, Manuale di diritto pe- 
iiale (Napoli 1890), S. 289. ^) S. 40 a. a. 0. ») S. 36 a. a. 0. 
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Verbrechens, als einer durch menschliches Wollen hervorgerufenen Ver- 
änderung in der Aussenwelt, verkannt wird. Bei Impallomeni tritt 
diese erste und wesentlichste Eigenschaft des Verbrechens gänzlich 
zurück. Nach ihm verdient die Handlung nur insofern Berücksichtigung, 
als sie die unvermeidliche Bedingung zur Vollführung einer Gesetzes- 
verletzung ist. Nur in dieser und nicht in dem physischen Geschehen 
sieht er das das Verbrechen charakterisierende Merkmal. Das Un- 
haltbare dieser Theorie ist oben gezeigt worden. Wird sie aber als 
fehlerhaft erkannt, so fallen naturgemäss auch alle daraus hergeleiteten 
Konsequenzen und so auch der von Impallomeni vertretene Satz, 
dass Handlungseinheit und Verbrechensmehrheit sich in keiner Weise 
ausschliessen. 

Hälschner^) stimmt mit der hier vertretenen Ansicht darin über- 
ein, dass über die Einheit oder Mehrheit der Verbrechen ausschliess- 
lich die Einheit oder Mehrheit der Handlungen entscheidet. Er nimmt 
jedoch im Gegensatz zu den obigen Ausführungen an, dass die Frage, 
ob Einheit oder Mehrheit der Handlungen vorhanden sei, allein von 
der Einheit oder Mehrheit der Willensbestimmungen abhängt, auf 
deren Verwirklichung der Handelnde seine Thätigkeit ursächlich be- 
zogen hat. Das Irrige dieser Ansicht ist weiter oben bereits dar- 
gelegt worden. Das Begehren, mehrfache Veränderungen in der 
Aussenwelt zu bewirken, ist für sich allein kein ausreichendes Kri- 
terium für das Vorhandensein einer Mehrheit von Handlungen, viel- 
mehr muss 'hierzu noch eine Mehrheit der Körperbewegungen treten. 
Nur in diesem Falle liegen mehrere Handlungen und deshalb auch 
mehrere Verbrechen vor. 

Sehr einleuchtend erscheint auf den ersten Blick die Gegen- 
ansicht Merkel's.^) Er sagt: Die „Annahme, dass bei der idealen 
Konkurrenz nur ein Delikt vorliegen könne, gründet sich entweder 
auf einen falschen Schluss, insofern aus der Einheit des Mittels der 
Begehung auf die Einheit der Kechtsverletzung geschlossen wird, oder 
auf eine Identifizierung jenes Mittels mit der Kechtsverletzung selbst. 
Wenn jemand durch einen Schuss einen Menschen vorsätzlich ver- 
wundet und einen andern fahrlässigerweise tötet, so kann füglich nur 
derjenige von einem Delikte sprechen . . . ., der das Wesen der Sache 
in dem Schiessen, d. i. in dem angewendeten Mittel, nicht wie es 
richtig ist, in der kausalen Bedeutung dieses Schiessens für rechtlich 
geschützte Interessen findet. Die zweite Annahme, dass nur eine 
Strafschuld begründet sein könne, ist nicht besser begründet, als es 
die Annahme sein würde, dass aus einer Thätigkeit nicht eine Mehr- 



M System des preussischen Strafrechts, Teil 1, S. 489 und Das gemeine 
deutsche Strafrecht, Bd. 1, S. 657. '-) Lehrbuch des deutschen Straf- 

rechts, S. 270. 
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zahl von Entschädigungspflichten oder überhaupt von rechtlichen 
Pflichten hervorgehen könne". 

Der erste der beiden hier angeführten Gründe ist bereits oben 
zu widerlegen versucht worden. Merkel wirft der von ihm be- 
kämpften, hier vertretenen Ansicht zu Unrecht vor, aus der Einheit 
des angewendeten Mittels auf die Einheit der Kechtsverletzung zu 
schliessen. Dies wäre allerdings ein schwerer logischer Fehler. Es 
würde dann die That selbst mit der Beurteilung verwechselt werden, 
welche ihr im Lichte unserer juristischen Betrachtung zukommt. 
Gerade dieses Fehlers aber macht sich Merkel seinerseits schuldig, 
wenn er von der kausalen Bedeutung der Handlung für rechtlich ge- 
schützte Interessen spricht. Die kausale Bedeutung des Schiessens 
des A. in dem von Merkel angezogenen Beispiel ist lediglich die, 
dass B. verrvTindet und C. getötet wird. Dass mit dieser einen 
Handlung zweierlei rechtlich geschützte Interessen verletzt werden, hat 
nicht seine „Ursache" in dem Schiessen des A., sondern seinen „Grund" 
in den geltenden Eechtsbestimmungen, welche Leib und Leben der 
Menschen in ihren Schutz nehmen und damit zu Eechtsgütem er- 
heben. Nur durch scharfe Unterscheidung der Handlung oder, um 
den Merkel'schen Ausdruck zu gebrauchen, des angewendeten Mittels 
von der Kechtsverletzung lässt sich der von Merkel angezogene Fall 
richtig beurteilen. Gewiss hat Merkel darin Eecht, dass aus der 
Einheit des physischen Geschehens nicht auf die Einheit der Kechts- 
verletzung, also eines juristischen Begriffes, geschlossen werden kann. 
Wohl aber muss aus der Einheit der Handlung die Einheit des Ver- 
brechens gefolgert werden, sofern man unter letzterem das an einem 
bestimmten Orte, zu einer bestimmten Zeit erfolgende Ereignis der 
Sinnenwelt versteht, und dieses ist dem Richter zur Aburteilung 
unterbreitet. 

Der zweite der von Merkel geltend gemachten Gründe wird 
ähnlich auch von Ortmann ^) vorgebracht. Derselbe erklärt den Satz 
von Liszt's, dass es unmöglich sei, durch dieselbe natürliche Hand- 
lung mehrere Verbrechen zu begehen, für falsch. Niemand wird 
leugnen, so führt er aus, dass es möglich sei, durch dieselbe natür- 
liche Handlung mehrere juristische Handlungen vorzunehmen, z. B. 
durch eine Äusserung zwei Offerten zu acceptieren. Warum soll 
nun nicht auch die andere Art juristischer Handlungen, eine Mehrheit 
von Delikten, mit einer natürlichen Handlung vorgenommen werden 
können? 

Wir beginnen mit der letzteren Ausführung und fragen: Was 
bedeutet der Satz, dass durch eine Äusserung mehrere Offerten ac- 
ceptiert werden können? Steht die Acceptation zweier Offerten mit 



^) Zur Lehre von der Idealkonkurrenz, im Gerichtssaal, Bd. 35, S. 30. 
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der Begehung zweier Verbrechen logisch wirklich auf derselben Stufe? 
Das Verbrechen als Handlung ist eine Erscheinung der Sinnenwelt, 
die Acceptation einer Offerte dagegen ein juristischer Begriff. Er 
entsteht durch die Festsetzung der Rechtsordnung, dass beim Vor- 
liegen gewisser Voraussetzungen die Willenserklärung eines Menschen 
eine ihn verpflichtende Kraft haben soll. Das zwischen dieser Willens- 
äusserung und der Acceptation bestehende Verhältnis ist mithin nicht 
das der Kausalität, sondern das der logischen Notwendigkeit. Wenn 
die Handlung eines Menschen Acceptation einer Offerte genannt wird, 
so heisst dies nichts anderes als : bestimmte Momente bilden für den 
Urteilenden den zureichenden Grund, den Erklärenden zur Erf&llung 
der eingegangenen Verbindlichkeit für verpflichtet zu erklären. Dass 
nun durch eine physische Handlung eine zweifache Verbindlichkeit 
dieser Art begründet werden kann, ist ebenso selbstverständlich, wie 
der oben aufgestellte Satz, dass durch eine Handlung mehrere recht- 
lich geschützte Interessen verletzt werden können. In beiden Fällen 
bleibt aber die Einheit der Handlung und, da das Verbrechen Hand- 
lung ist, die Einheit des Verbrechens in diesem Sinne davon un- 
berührt. 

Hiermit erledigt sich auch der zweite der vorher erwähnten Ein- 
wände Merkel's. Gewiss ist Merkel darin beizustimmen, dass aus 
einer Handlung auf dem Gebiete des Civilrechts eine Mehrzahl von 
Entschädigungspflichten oder anderer rechtlicher Verpflichtungen her- 
vorgehen könne. Ob ähnliches auch für das Strafrecht gut, wird 
unten zu erörtern sein. Wie aber auch immer diese Antwort lauten 
wird, jedenfalls vermag sie auf die hier in Eede stehende Frage, ob 
in einer natürlichen Handlungs-Einheit eine Mehrheit von Verbrechen 
im Sinne von strafbaren Handlungen enthalten sein könne, keinen 
Einfluss zu üben. Diese Frage ist von dem Willen des Gesetzgebers 
durchaus unabhängig; Er kann wohl festsetzen, welche Folgen er an 
ein Ereignis der Sinnenwelt anknüpfen will. Dieses selbst aber ist 
seiner Willkür entzogen. 

Wir haben hiermit die hauptsächlichsten der Gegenansichten ge- 
prüft. Sie haben den oben aufgestellten Satz, dass durch eine natür- 
liche Handlung zwar eine Mehrheit von Rechtsgütem verletzt, nicht 
aber mehrere Verbrechen im Sinne von strafbaren Handlungen be- 
gangen werden können, nicht zu erschüttern vermocht. 

Sehen wir nunmehr zu, welche Konsequenzen sich hieraus ergeben. 

Es sind zwei Fälle zu unterscheiden. Der Thäter kann durch 
die Handlung entweder mehrere verschiedenartige oder aber mehrere 
gleichartige strafrechtlich geschützte Interessen verletzt, mithin ent- 
weder verschiedene Strafgesetze oder nur ein Strafgesetz, dies aber 
mehrere Male, übertreten haben. Die Doktrin spricht im ersten Falle 
von ungleichartiger, im zweiten von gleichartiger Idealkonkurrenz. Wie 
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sind diese Fälle rechtlich zu beurteilen? Sind sämtliche verletzten 
Strafgesetze oder nur eines derselben und welches zur Anwendung zu 
bringen? 

Wir beginnen mit der sogenannten ungleichartigen Idealkonkur- 
renz. Das Wesen derselben besteht darin, dass zwar nur eine straf- 
bare Handlung begangen worden ist, diese aber mehrere Strafgesetze 
verletzt. Für diejenigen, welche diese Definition als richtig nicht an- 
erkennen, vielmehr in der Idealkonkurrenz ein Zusammentreffen meh- 
rerer wirklicher Verbrechen sehen, ist die rechtliche Behandlung dieses 
Falles klar vorgezeichnet. Sie müssen konsequenter Weise hier die- 
selben Grundsätze wie bei der Eealkonkurrenz zur Anwendung bringen. 
Durchaus folgerichtig von seinem Standpunkt aus ist es daher, wenn 
Binding^) sagt: „Da die Verbrechensmehrheit das Nebeneinander 

von mehreren juristisch durchaus selbständigen Verbrechen bedeutet, 

so war nicht zu erwarten, dass er (sc. der Gesetzgeber) für verschiedene 
Konkurrenzfälle eine verschiedene Strafzumessung vorschreiben würde. 
Dennoch hat die neuere Strafgesetzgebung gerade im Hinblick darauf 
zwei Gruppen von Konkurrenzfällen einander gegenüber gestellt, und 
daraus ist eine der allerbedauerlichsten Thaten in der neueren Eechts- 
geschichte vollbracht". Bin ding fordert demgemäss als „eine der 
grössten und dringendsten Verbesserungen des Gesetzbuchs" die 
Streichung des § 73 des Keichsstrafgesetzbuchs und die Ausdehnung 
der §§ 74 ff. auf alle Konkurrenzfälle. Ihm schliesst sich Impallo- 
meni'-^) mit den Worten an: „La concorrenza reale di reati proce- 
dente da unica azione deve essere sottoposta allo identico regime 
penale della concorrenza reale di reati procedenti da piü azioni, vale 
a dire della reiterazione, per identita di ragione". 

Zu einem völlig abweichenden Kesultat müssen dagegen die- 
jenigen kommen, welche der hier vertretenen Ansicht folgen und die 
Unvereinbarkeit von Handlungseinheit und Verbrechensmehrheit be- 
haupten. Für sie ergiebt sich die schwierige Frage, welche Ent- 
scheidung zu treffen ist, wenn zwar nur eine schuldhafte Handlung 
vorliegt, diese aber als Angriff auf eine Mehrheit durch die Eechts- 
ordnung geschützter Kechtsgüter erscheint. Nach welchem der beiden 
Momente hat sich die Strafbarkeit zu richten, ist die Verbrechens- 
einheit oder die Mehrheit der verletzten Kechtsgüter zu Grunde zu 
legen? Dies ist die zunächst zu beantwortende Frage. 

Die Eechtsordnung bedroht eine Eeihe von Handlungen mit Strafe 
und verleiht ihnen damit den Charakter von Verbrechen. Dass nun 



') A. a. 0. S. 571. 2) A. a. 0. S. 54. Vgl. die hiermit übereinstim- 
menden Ausführungen bei Hälschner, System des preussischen Straf- 
rechts, S. 489, 490 und 502, Janka, Das österreichische Strafrecht, 2. Aufl., 
S. 164 und 165, Schütze, in -der Zeitschr. f. d. ges. Straf rechts Wissenschaft, 
Bd. III, S. 105, John, in Goltdammer's Archiv, Bd. III, S. 630 und 636 u. a. 
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eine und dieselbe Handlung nicht mehrfach bestraft werden kann^ 
bedarf als einer der obersten und allgemein anerkanntesten Grund- 
sätze des Strafrechts keines weiteren Beweises. Damit aber recht- 
fertigt sich ohne weiteres der Satz, dass im Falle der Idealkonkurrenz 
dem Thäter nur eine Strafe auferlegt werden darf. Denn sonst 
wurde eine doppelte Bestrafung desselben Verbrechens stattfinden. 
Welche Strafe massgebend sein muss, wird sogleich zu erörtern sein. 
Zunächst kommt es nur darauf an, festzustellen, dass, da im Falle 
der Idealkonkurrenz nur eine Handlung und daher auch nur ein 
Verbrechen vorliegt, eine doppelte Bestrafung des letzteren unter allen 
Umständen ausgeschlossen ist, vielmehr stets nur eines der verletzten 
Strafgesetze zur Anwendung gebracht werden darf. 

Es sei zur Eechtfertigung dieser Behauptung noch einmal an 
das vorhin erwähnte Beispiel der sogenannten Idealkonkurrenz von 
Ehebruch und Blutschande erinnert. Hier liegt, wie wir gesehen 
haben, nur eine Handlung vor, und zwar nicht bloss wegen der 
Einheit der Körperbewegung, sondern auch wegen der Einheit des 
Willens. Dieser war ausschliesslich auf Vollziehung des Beischlafs 
gerichtet, und die hierzu erforderliche Körperbewegung bildete das 
einzige physische Geschehen. Wer hier nun mit Bin ding eine mehr- 
fache Bestrafung eintreten lassen wollte, da nicht nur das Kechtsgut 
der ehelichen Treue, sondern auch das der Heiligkeit der Familie 
verletzt sei, der verkennt, dass das Objekt der Strafe die konkrete 
physische Handlung ist, und dass die Strafe daher nach dieser und 
nicht nach der Anzahl der erst durch die Kechtsordnung geschaffenen 
Eechtsgüter zu bestimmen ist. Der Eichter soll über Ereignisse und 
Menschen, nicht über Begriffe seine Entscheidung treffen. Liegt nur 
ein einziges Ereignis vor, so hat er lediglich über Ein Verbrechen 
zu urteilen und darf daher nur Eine Strafe aussprechen. Daran 
vermag auch der Umstand, dass dieser Eine Akt gegen zwei gesetz- 
liche Vorschriften verstösst, nichts zu ändern. Denn Ein Geschehen 
hört deshalb, weil es, wie im vorliegenden Falle, unter zwei Begriffe 
fällt, nicht auf, ein Geschehen zu bleiben. 

Völlig zutreffend bemerkt auch Bünger:^) „Die von Binding, 
Hälschner und Anhängern de lege ferenda befürwortete Gleich- 
stellung der Idealkonkurrenz mit der Eealkonkurrenz in Hinsicht auf 
die Strafenfestsetzung würde einen Einschnitt bedeuten in das tiefste 
und innerste Wesen des modernen Strafrechts, welches seine Strafen 
gegen den lebendigen verbrecherischen Willen, nicht gegen tote irre- 
parable Erfolge richtet". 

Der gerügte Fehler tritt u. a. besonders deutlich bei Haber- 
maas^) hervor. Habermaas will^) die begriffliche Scheidung 

1) A.a.O. S. 702. ^) Die ideale Konkurrenz der Delikte. ^) A. a. 0. 
S. 100, No. 2. 
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zwischen dem realen und dem idealen Zusammentreffen aufrecht er- 
halten, da sie, wie er richtig hervorhebt, „durch die Einheit oder 
Mehrheit der Handlungen bedingt wird". Nichtsdestoweniger soll 
aber, wie er weiter^) ausführt, diese begriffliche Scheidung nicht eine 
verschiedene strafrechtliche Behandlung der beiden Konkurrenzfalle 
begründen, da ihnen das Merkmal der Verletzung mehrerer Eechts- 
güter gemeinsam sei. Nun ist es allerdings richtig, dass das Eecht 
gewisse menschliche Lebensinteressen in seinen Schutz nimmt und 
damit zu Eechtsgütem erhebt. Man mag deshalb immerhin von einer 
Verletzung der Eechtsgüter sprechen, muss sich aber stets dabei klar 
sein, dass hier der Ausdruck : „Verletzung" in einem bildlichen Sinne 
gebraucht wird. Verletzt wird in Wahrheit nicht das Eechtsgut; 
denn dies ist ein durch Abstraktion gewonnener Begriff, sondern der 
Gegenstand, in welchem sich, um den treffenden Ausdruck vonLiszt's^) 
zu wiederholen, das Eechtsgut sinnfällig verkörpert. Dies aber ist in 
dem in Eede stehenden Beispiel die weibliche Person, mit welcher der 
Beischlaf vollzogen worden ist. Dass diese Beischlafsvollziehung eine 
einzige Handlung darstellt, leugnet Habermaas selbst nicht. Seine 
Theorie führt also zu dem unhaltbaren Ergebnis der mehrfachen Be- 
strafung derselben Handlung, und dies bloss deshalb, weil der Jurist 
diese Handlung unter einen doppelten Gesichtspunkt zu bringen in der 
Lage ist. Kurz und schlagend wird dieser von Habermaas verkannte 
Gegensatz in der Definition des Italieners Puglia^) hervorgehoben. 
„Concorso ideale" liegt nach ihm vor, „si e ravvisato nel caso di 
violazione di diversi rapporti giuridici merce una sola azione, in 
maniera da generare diversi capi di incriminazione". 

Aber noch ein weiterer Einwand ist zur Eechtfertigung der Be- 
hauptung vorgebracht, dass trotz Vorliegens einer natürlichen Hand- 
lungs-Einheit die mehreren übertretenen Strafgesetze sämtlich bei der 
Bestrafung zu berücksichtigen seien. 

Ortloff^) sagt: „Bei der Gesetzeskonkurrenz handelt es sich 
um Anwendung entweder dieses oder jenes Strafgesetzes auf den 
Fragefall, .... und die Frage, welches von den konkurrierenden Straf- 
gesetzen ist das passende? findet ihre Lösung in der Auswahl nur 
eines einzigen. Bei der Idealkonkurrenz aber handelt es sich nicht 
um alternativ ausschliessliche Anwendung des passendsten der Straf- 
gesetze, sondern um disjunktive Kombination zweier oder meh- 
rerer passender Strafgesetze als auf denselben Fall anwendbar; hier 
konkurrieren in einer und derselben That mehrere Verbrechensbegriffe 
oder gesetzliche Thatbestände, nicht faktische, was oft verwechselt 

1) S. 83 und 100, No. 1 und 3. ^) Zeitschrift f. d. ges. Strafrechts- 
wisseDSchaft, Bd.VIII, S. 151 und Lehrbuch, S. 9 ff. und 304 ff. ^) Manuale 
di diritto penale, S. 287. *) Zur Lehre von der Konsumtion der Straf- 
drohungen u. s. w., in Goltdammer's Archiv, Bd. 32, S. 400. 
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wird, welche sich zu einer That zusammensetzten."^) Sehen wir zu, 
ob diese Ausführungen begründet sind. 

Was Ortloff unter der Konkurrenz mehrerer gesetzlicher That- 
bestände versteht, sagt er nicht ausdrücklich. Er kann jedoch damit 
nur ein Zusammentreffen der Merkmale mehrerer Verbrechen meinen. 
Von einem solchen ist jedoch beim Vorliegen von nur einer Handlung 
keine Kede. Sind, wenn der Bruder seine verheiratete Schwester mit 
Gewalt zur Duldung des Beischlafs nötigt, wirklich die einzelnen ge- 
setzlichen Thatbestandsmerkmale sowohl des Ehebruchs, wie der Blut- 
schande, wie endlich der Notzucht in diesem einen Akt vorhanden? 
Dies ist bei genauerer Prüfung in keiner Weise der Fall. Zu jedem 
der drei genannten Delikte gehört als notwendiges gesetzliches That- 
bestandsmerkmal die Vollziehung des Beischlafes. Dieses Moment aber 
ist nur einmal gegeben. Daher kann auch nur eines der drei in 
Frage kommenden Delikte in Wahrheit vorhanden sein. Welches dies ist, 
bleibt vorläufig noch dahingestellt. Es kann sowohl Notzucht sein durch 
Hinzutreten des Moments der Gewalt, wie Ehebruch durch Hinzu- 
treten des Ehebandes, wie endlich Blutschande durch Hinzutreten der 
Verwandtschaft, — in jedem Falle aber nur eines derselben. Schlagend 
bemerkt Berner (a. a. 0. S. 68): „Vom Thatbestande eines Ver- 
brechens darf keine einzige Thatsache, kein einziges Merkmal fehlen. 
Das Verbrechen existiert sonst nicht mehr, so dass entweder gar 
kein, oder wenigstens ein anderes Verbrechen vorliegt". Diese 
Worte bringen klar zum Ausdruck, dass es verfehlt ist, wenn Schütze^) 
sagt: Der allen drei Delikten gemeinsame Beischlaf giebt, „wenngleich 
nur einmal verübt, für jedes der drei Delikte das zum BegrÄ er- 
gänzende Merkmal" her. Mit welchem Eecht Schütze diese drei- 
malige Ergänzung vornehmen will, während doch, wie er selbst zugiebt, 
der Beischlaf nur einmal vollzogen ist und daher auch nur einmal als 
Thatbestandsmerkmal in Betracht kommen kann, ist nicht ersichtlich. 

M Mit diesen Ausführungen dürfte die Theorie Hugo Hey er 's (a.a.O. 
S. 486) übereinstimmen^ dass auch in dem idealen Zusammentreffen ein wirk- 
licher Fall des Znsammentreffens von verschiedenen Delikten zu erkennen sei, 
da zwar zum Wesen des Delikts nur eine Handlung gehöre, keineswegs aber 
gesagt sei, dass diese Handlung eine „selbständige'^ sein müsse. Klarer und 
richtiger ist die früher von Hugo Meyer in seinen Grundzügen des Straf- 
rechts (internationale wissenschaftliche Bibliothek, Bd. 29, S. 107) gegebene 
Begriffsbestimmung. Er nimmt dort ideale Konkurrenz an, „wenn in einer 
und derselben Handlung eine mehrfache Verletzung des Strafgesetzes ent- 
halten ist, und reales Zusammentreffen, wenn der Thäter mehrere von- 
einander unabhängige Vergehungen .... begangen hat, welche gemein- 
schaftlicher Bestrafung harren". Hier wird also richtig nur im letzteren 
Falle von Verbrechenskonkurrenz gesprochen, so auch noch in der 1. und 
2. Aufl. seines Lehrbuchs, S. 331 resp. 840, woselbst er im Falle des idealen 
Zusammentreffens von einer „Mehrzahl von Gesetzesübertretungen**, im 
Falle der realen Konkurrenz von „mehreren voneinander getrennten De- 
likten" redet. ^) Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. HI, S. 63. 
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Mit guten Gründen wendet sich von Buri^) gegen diese unrichtige 
Argumentation: „Freilich kann nach den Komphkationen der gesetz- 
lichen Thatbestände seine (sc. des Bruders) That als Ehebruch und 
zugleich als Incest aufgefasst werden, aber man hat nur die Wahl, 
ob man den einen oder den andern Gesichtspunkt der Bestrafung zu 
Grunde legen will ; beide zugleich nebeneinander sind nicht verwendbar. 
Dies ergiebt sich, wenn man unterstellt, dass ein Gesetz über Ehe- 
bruch und Incest noch nicht vorhanden sei und vielmehr erst in 
betreff der bezeichneten That erlassen werden solle. Man dürfte dann 
dieselbe, im Falle man nicht gerade das Nämliche doppelt bestrafen 
wollte, entweder nur als Ehebruch oder nur als Incest bezeichnen, 
müsste also eine Beziehung derselben fallen lassen, wenn nicht beide 
Beziehungen unter einen gemeinschaftlich zutreffenden höheren Ge- 
sichtspunkt subsumiert werden könnten."^) 

Ergiebt sich hiemach, dass im Falle der Idealkonkurrenz nur 
eines der mehreren verletzten Strafgesetze zur Anwendung gebracht 
werden darf, so fragt es sich nunmehr nur noch, nach welchem 
Prinzip die Auswahl zu treffen ist. Die Schwierigkeit bei Beant- 
wortung dieser Frage liegt darin, dass auf denselben Fall die Merk- 
male verschiedener Strafgesetze passen, ohne dass eines, von diesen 
der Handlung nach allen Seiten hin gerecht wird. Bestraft man in 
dem von von Buri gewählten Beispiel die Handlung als Ehebruch, 
so bleibt unberücksichtigt, dass auf sie auch die Merkmale des In- 
cestes passen, und bestraft man sie als Incest, so bleibt unberück- 
sichtigt, dass sie auch unter das den Ehebruch bestrafende Gesetz 
subsumiert werden kann, — und doch kommt nur eines dieser Ge- 
setze in Frage, denn da nicht mehr als ein Verbrechen begangen 
ist, kann auch nicht mehr als eine Strafe dem Thäter auferlegt 
werden. Der einzige Ausweg, welcher hier eingeschlagen werden 
kann, ist, wie von Liszt^) mit Eecht bemerkt, ein „gewaltsamer 
und wenig befriedigender", es ist dasjenige Strafgesetz anzuwenden, 
„welches uns durch die Spannweite seiner Strafrahmen die volle 



^) Einheit und Mehrheit der Verbrechen, S. 1. '^) So richtig Rotteck, 
Über Konkurrenz der Verbrechen, S. 8, Gre teuer, Zum Entwürfe eines 
Militärstrafgesetzbuchs (Bern 1886), S. 71 und v. Liszt, Lehrbuch, S 240ff., 
sowie Derselbe, Der italienische Strafgesetzen twnrf von 1887, S. 40 u. 41. 
Vgl. auch Ortolan, Elements de droit penal, 4. Ausg., Bd. I, S. 537 und 
Motive zum russischen Entwurf, übersetzt von Gretener, S. 220. 
Richtig bemerkt auch Hagströmer im Beilageheft zu Bd. 11 der Zeitschr. 
f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, Anm. 1, von dem Falle der Idealkonknr- 
renz, dass „zwar der strafrechtliche Gehalt der Handlung nur durch die 
ifleichzeitige Subsumtion unter mehrere Strafgesetze erschöpft werden 
kann, aber bei dieser Subsumtion ein Teil des strafrechtlichen Gehaltes 
doppelt herangezogen werden muss, um die in jedem der mehreren Straf- 
gesetze geforderten Deliktsmerkmale herzustellen". ^) A. a. 0. S. 242. 
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Würdigung der Handlung wenigstens annäherungsweise gestattet",^) 
und dieses ist selbstverständlich das die schwerste Strafe androhende 
Gesetz. 

Dies ist der einzig mögliche Ausweg, da man durch Anwendung 
des die härteste Strafe androhenden Gesetzes wenigstens die straf- 
würdigste Seite des verübten Verbrechens trifft, es ist ein mangel- 
hafter Ausweg, weil immer ein Plus übrig bleibt, welches bei der 
Festsetzung der Strafe keine Berücksichtigung findet. Dennoch aber 
kann dieses unbefriedigende Ergebnis niemals ganz vermieden werden, 
da, wie Hill er-) richtig bemerkt, das vielgestaltige Leben es unmög- 
lich macht, „jede .... Phase kriminellen Unrechts im Vorhinein durch 
die Kodifikation mit bestimmten in concreto stets zutreffenden Merk- 
malen zu fixieren". Hiermit soll gewiss nicht, wie Schütze'^) gegen 
die Vertreter dieser Ansicht tadelnd bemerkt, ein Vorwurf gegen die 
Gesetzgebung erhoben werden. Ein solcher wäre allerdings ungerecht- 
fertigt. Es handelt sich hier eben um eine niemals ganz zu um- 
gehende Lückenhaftigkeit des Gesetzes. Der Gesetzgeber kann un- 
möglich die von ihm aufzustellenden Begriffsmerkmale so weit fassen, 
dass die Erscheinungen der Wirklichkeit unter allen Umständen unter 
sie subsumiert werden können, vielmehr werdeji sich im Leben immer 
Handlungen finden, an welche der Gesetzgeber nicht gedacht hat und 
für welche daher ein besonderes, ihre erhöhte Strafwürdigkeit berück- 
sichtigendes Strafgesetz nicht existiert. Sehr treffend bemerkt K ü m e 1 i n : ^) 
„Wenn sich zwischen den einzelnen Merkmalen eines Begriffs ein der- 
artiges Verhältnis nachweisen Hesse, dass die Mehrzahl derselben aus 
dem Vorhandensein einzelner weniger gefolgert werden könnte, wie 
z. B. in der Mathematik aus kurzen Definitionen eine Menge von 
Sätzen abgeleitet wird, so würde es wohl keiner Beanstandung unter- 
liegen, dass das Wesen der Kechtsverhältnisse eben in diesen funda- 
mentalen Merkmalen zu suchen sei, dass die Begriffsbestimmung auf 
sie zu rekurrieren habe". Da dies aber in der Rechtswissenschaft 
nicht der Fall ist, so liegt, wie Rümelin zutreffend weiter^) aus- 
führt, die Sache häufig für den Juristen so, „dass die Anhaltspunkte 
für eine Entscheidung fehlen und diese nur durch einen Willensakt 
des Gesetzgebers erfolgen kann. Zu einem derartigen Willensakt ist 
der römische Prätor, nicht aber der heutige Richter befugt: wenn 
aber trotzdem von ihm eine Entscheidung verlangt wird, so erscheint 
es als ein nahe liegendes Auskunftsmittel, den Satz, den man braucht. 



*) Siehe auch die richtige Präzisierung der Frage bei Hill er, im 
Gerichtssaal, Bd. 32, S. 237. ^) A. a. 0. S. 237 und 238. Vgl. überein- 
stimmend damit v. Liszt a. a. 0. S. 242. ®) Zeitschr. f. d. ges. Straf- 
rechtswissenschaft, Bd. ni, S. 66. *) Juristische Begriffsbildung, S. 25 
und 26. ^) A. a. 0. S. 27. Vgl. auch S ig wart, Logik, Bd. I, S. 362 und 
Eickert, Zur Lehre von der Definition (Freiburg 1888), S. 29 ff. 



— 78 — 

irgendwie in den Begriff hineinzulegen, um ihn dann als notwendige 
Konsequenz aus demselben herauszuholen". Mag ein solches Ver- 
fahren für das Civilrecht berechtigt sein, für das Strafrecht ist es 
absolut unanwendbar, es steht in Widerspruch mit dem im § 2 des 
Eeichsstrafgesetzbuchs, dem Grundpfeiler des ganzen Strafrechts, aus- 
geprägten Gedanken. Hier darf unter gar keinen Umständen der 
Grundsatz der Kumulierung der Strafen aus den mehreren gleich- 
zeitig übertretenen Strafgesetzen deshalb zur Anwendung gebracht 
werden, weil kein Paragraph existiert, welcher die Strafwürdigkeit der 
Handlung nach allen Richtungen hin erschöpfend behandelt, vielmehr 
kann immer nur eines dieser Gesetze in Frage kommen.^) 

Das bisher auf der Grundlage der Logik und aus allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen gewonnene Ergebnis lautet, kurz zusammengefasst, 
folgendermassen : 

Durch eine natürliche Handlung können zwar mehrere rechtlich 
geschützte Interessen verletzt, niemals aber mehrere Verbrechen im 
Sinne von strafbaren Handlungen begangen werden, da Verbrechen 
nichts anderes ist, als eine besonders qualifizierte natürliche Hand- 
lung. Wenn durch dieselbe Handlung mehrere verschiedenartige recht- 
lich geschützte Interessen angegriffen werden, auf den einen Fall 
also die Begriffsmerkmale verschiedener Strafgesetze passen, so kann 
stets nur eines derselben zur Anwendung kommen, eben weil nur ein 
Verbrechen vorhanden ist. Aus praktischen Gründen muss dies das 
die schwerste Strafe androhende Gesetz sein, damit die unvermeidliche 
Lückenhaftigkeit des Gesetzes wenigstens annähernd wieder ausge- 
glichen wird. 

Erheblich kürzer kann nunmehr der Fall der sogenannten gleich- 
artigen Idealkonkurrenz behandelt werden. Hier sind alle drei denk- 
baren Ansichten mit Energie vertreten. Die einen wollen die „gleich- 
artige Idealkonkurrenz" als einen Fall der Realkonkurrenz angesehen 
wissen, die andern betrachten sie als Unterart der Idealkonkurrenz, 
stellen sie also mit der sogenannten ungleichartigen IdealkonkuiTenz 
auf dieselbe Stufe. Eine dritte Meinung endlich will auch hier über- 
haupt keine Verbreohenskonkurrenz annehmen. 

Wir beginnen mit der zuerst genannten Theorie. Sie wird be- 
sonders von von Buri^) vertreten. Er hält die Ansicht, dass, im 

^) Vgl. die zutreffenden Ausführungen bei Bern er schon in der 
ersten Auflage seines Lehrbuchs, S. 216 und 217, Breidenbach, 
Kommentar zum hessischen Strafgesetzbuch, Bd. 1, zu Art. 118, S. 561, 
endlich Tippeiskirch, in Goltdammer's Archiv, Bd. 16, S. 90. -) Ein- 
heit und Mehrheit der Verbrechen, S. 3. Übereinstimmend hiermit, aber 
weniger konsequent sind die Ausfuhrungen v. Schwärze's, Zur Lehre 
von dem sogenannten fortgesetzten Verbrechen, S. 4 ff. Derselben Ansicht 
ist auch Kärcher, Die Idealkonkurrenz der Verbrechen, im Gerichtssaal, 
Bd. 85 (1888), S. 498. 
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Falle durch eine Handlung mehrere Kechtsverletzungen begangen 
seien, z. B. der nämliche Schrotschuss zwei Menschen verletzt 
habe, nur eine Rechtsverletzung bestraft werden könne, während, wenn 
mehrere Rechtsverletzungen durch mehrere Handlungen verursacht wor- 
den seien, eine jede ihre Strafe zu finden habe, für entschieden un- 
richtig. Daraus folgert er: „Ein Unterschied zwischen idealer und 
realer Konkurrenz besteht in diesem Sinne in Wirklichkeit nicht". 
Diese irrtümliche Ansicht ergiebt sich, wie bereits unter Anführung der 
schlagenden Argumentation Berner's hervorgehoben wurde, aus der Ver- 
wechselung von Erfolg und Handlung. Die Gleichsetzung dieser beiden 
Begriffe ist unzulässig. . Aus der Mehrheit der Erfolge kann durchaus 
nicht ohne weiteres auf eine Mehrheit der Handlungen geschlossen 
werden. Mit dieser Erkenntnis aber fällt die von Buri'sche De- 
duktion. Trotz Vorhandenseins einer Mehrheit von Erfolgen müssen 
wir jedesmal genau untersuchen, ob eine oder verschiedene Hand- 
lungen vorliegen. Nur im letzteren Falle ist nach den obigen Aus- 
führungen eine wirkliche Verbrechensmehrheit gegeben. 

Der zweite der erwähnten Standpunkte, dass im Falle der soge- 
nannten gleichartigen Idealkonkurrenz zwar nur eine Handlung, aber 
mehrere Verbrechen vorhanden seien, wird zunächst durch Impallo- 
meni^) vertreten. Er sagt: „Si dica pure che in tal caso la stessa 
nörma sia offesa solo una volta in piü persone, ciascuno ha perö un 
diritto tutto individuale alla incolumitä della persona propria; tanti 
sono perciö i diritti alla vita, come alla integritä delle membra o 
del pudore, o dell' onore, o della libertä, quante le persone, e in 
conseguenza la norma che li protegge subisce tante offese quante 
sono le personalitä offese". In diesen Worten kehrt der oben schon 
hervorgehobene Irrtum Impallomeni's wieder, dass die durch ein 
Verbrechen hervorgerufene Rechtsverletzung mit der verbreche- 
rischen Handlung identisch sei. Wäre dies richtig, so würden 
aDerdings im Falle der sogenannten gleichartigen Idealkonkurrenz 
trotz Einheit des natürlichen Handelns mehrere Verbrechen vorhanden 
und daher eine mehrfache Bestrafung geboten sein. Das Unhaltbare 
dieser Voraussetzung ist jedoch oben zu zeigen versucht worden. Mit 
ihr fallen auch alle daraus abgeleiteten Konsequenzen und so ins- 
besondere der Satz, dass die Frage, ob ein oder mehrere Verbrechen 
zu bestrafen seien, sich nach der Einheit oder Mehrheit der ver- 



^) A. a. 0. S. 27. Damit im wesentlichen übereinstimmend Hugo Meyer, 
Lehrbuch, 4. Aufl., S. 488, sowie Grundzüge des Strafrechts S. 108 u. 109, 
Schütze, Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. III, S. 60 und 61, 
Ortloff a.a.O. S. 417, Ortmann a. a. 0. S. 30, Merkel in Holtzendorff's 
Handbuch des Strafrechts, Bd. II, S. 580 und Lehrb^ch, S. 265, No. 3b. 
Vgl. auch die Motive zum norwegischen Entwurf vom Jahre 1832, 
übersetzt von Thaulow, S. 95. 
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letzten Rechtsgüter und nicht nach dem natürlichen Handeln zu be- 
stimmen habe. 

Von dem hier vertretenen Standpunkt aus bietet die praktische 
Behandlung der gleichartigen Idealkonkurrenz endlich gar keine Schwie- 
rigkeiten, sie erledigt sich weit einfacher, als der vorher besprochene 
Fall des sogenannten ungleichartigen idealen Zusammentreffens. Mussten 
wir uns dort fragen, wie eine Handlung zu bestrafen sei, welche ihrem 
Inhalte nach nur durch Subsumtion unter mehrere Strafgesetze voll- 
ständig erschöpft werden kann, so fällt hier diese Schwierigkeit gänz- 
lich fort. Es liegt nur eine Handlung und demgemäss von unserm 
Standpunkt aus nur ein Verbrechen vor, welches seinem gesamten 
strafrechtlichen Gehalte nach unter einen einzigen Strafparagraphen 
subsumiert werden kann. Derselbe darf daher selbstverständlich nur 
einmal zur Anwendung gebracht werden, ohne dass es auf die Anzahl 
der Personen, welche durch diesen einen physischen Akt in ihren 
rechtlich geschützten Interessen gestört worden sind, irgendwie an- 
kommt. 

Diese Ansicht hat auch in der Litteratur überwiegend Aner- 
kennung gefanden. Schon in seinen „Grundsätzen des preussischen 
Strafrechts" sagt Bern er ^) völlig zutreffend: „Hat ein Akt die Ver- 
letzung mehrerer Personen herbeigeführt, so kann nur Eine Handlung, 
folglich nur Ein Verbrechen angenommen werden. Eine Handlung 
kann mehrere Akte, ein Akt kann aber nicht mehrere Handlungen 
enthalten. . . Man hat zwar aufgestellt, der Eine Akt müsse in ebenso 
viele Handlungen, in ebenso viele Verbrechen zerlegt werden, als Ab- 
sichten des Handelnden in ihm enthalten sind. Diese Ansicht ver- 
wischt die Grenze von Becht und Moral; das Kecht sieht nie auf die 
Absicht allein, sondern auf die ganze Handlung." 

Die gleichen Grundsätze sind mit aller Schärfe auch vom 
preussischen Ober-Tibunal^) vertreten worden. Unter den Neueren 
schliesst sich namentlich von Liszt^) diesen Ausführungen mit den 
Worten an: „Dem einheitlichen Verbrechen entspricht die eine und 

') Berner a. a. 0. §§ 131 und 133. ^) Vgl. inshesondere das Er- 
kenntnis vom 10. April 1856, abgedruckt in Goltdammer's Archiv, Bd. 3, 
S. 838. Abweichend zum Teil sind die Ausführungen in dem bei Oppen- 
hoff, Entscheidungen des Ober-Tribunals, Bd. 18, S. 392 ff., abgedruckten 
Erkenntnis. ^) Lehrbuch, S. 240. Völlig missversteht Puglia die An- 
sichten V. Liszt's, indem er in der Schrift: „Manuale di diritto penale", 
S. 289, einmal der Meinunof ist, dass v. Liszt nur die gleichartige ideale 
Konkurrenz nicht als wirklichen Konkurrenzfall ansehe, und ferner glaubt, 
dass er diese nur deshalb ausschliesse, weil er die Verletzung mehrerer 
Rechte in diesem Falle leugne. In Wahrheit bestreitet v. Liszt durch- 
aus nicht, dass im Falle der gleichartigen Idealkonkurrenz eine Mehrheit 
von Rechtsverletzungen vorliege, er behauptet nur, dass diese Thatsache 
auf die Frage, ob eine Mehrheit von Verbrechen gegeben sei, keinen Ein- 
fluss ausübe. 
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einheitliche Strafe. Dies gilt auch dann ausnahmslos, wenn eine 
Mehrheit von gleichartigen, d. h. unter dasselhe Strafgesetz fallenden, 
Erfolgen vorliegt: das mehrfach übertretene Strafgesetz findet nur 
einmal Anwendung, und die Mehrheit der Erfolge kann nur bei Zu- 
messung des Erfolges innerhalb des Strafrahmens berücksichtigt 
werden."^) 

Nach dieser Feststellung der in Frage kommenden Begriffe kann 
nunmehr an die kritische Betrachtung des § 73 des deutschen Eeichs- 
strafgesetzbuchs herangetreten werden. 

Die Begriffsbestimmung, welche derselbe von der Idealkonkurrenz 
giebt, stimmt mit dem im Vorhergehenden aus logischen Erwägungen 
hergeleiteten Ergebnis durchaus überein. Er definiert die Ideal- 
konknrrenz zutreffend nicht als Zusammentreffen mehrerer Ver- 
brechen, sondern als Verletzung mehrerer Strafgesetze durch 
eine und dieselbe Handlung. Die sogenannte gleichartige Idealkon- 
kurrenz kennt er, wie von diesem Standpunkt aus allein konsequent 
ist, überhaupt nicht. Mit dieser Normierung hat das Gresetzbuch 
nicht nur die logisch allein korrekte Kegelung getroffen, sondern auch 
die historische Kontinuität gewahrt, insbesondere sich seinem Vorbilde, 
dem preussischen Strafgesetzbuch, auch hier angeschlossen. Dieses 
versteht unter Idealkonkurrenz, wie im vorigen Paragraphen gezeigt 
worden ist, nichts weiter als eine Konkurrenz von Strafgesetzen, — 
eine Definition, welche nicht etwa aus zufälligen Gründen, sondern, 
wie ebenfalls bereits hervorgehoben wurde, im bewussten Gegensatz 

^) Hiermit stimmen überein: John in den Göttingischen gelehrten 
Anzeis:en vom 16. Oktober 1878, Stück 42, S. 1837, Stelling im Gerichts- 
saal, Bd. 42, S. 12ß, Ziebarth, Forstrecht, 3. Teil, S. 859, Hiller bei 
Grünhut, Bd. 13, S. 152, u. a. Auffallend wenig konsequent ist Bunge r 
in der Lehre von der gleichartigen Idealkonkurrenz. Er sagt (a. a. 0. 
S. 689): „Anlangfend die gleichartige Idealkonkurrenz, so scheint mir die 
Richtigkeit des Schlusses, dass bei mehrfacher Verletzung eines strafrecht- 
lich geschützten Interesses an einem Rechtsgute auch eine mehrfache Ver- 
letzung der jenes Interesse schützenden Norm und also auch des diese 
Norm aussprechenden Strafgesetzes vorliegen müsse, unverweigerlich. Der 
Umstand, dass die verschiedenen Verletzungen durch ein Handeln bewirkt 
sind, berührt nicht die Folgerichti.o:keit jenes Schlusses". Diese Sätze sind 
unvereinbar mit den weiteren Ausführungen Bünger's, welche zu folgen- 
dem Resultate auf S. 701 führen: „Mögen . . auch noch so viele rechts ver- 
letzende Erfolge seines Handelns vom Thäter beabsichtigt . . . sein, immer 
liegt, wenn nur ein Handeln vorliegt, auch nur ein verbrecherisches Wollen 
vor'*. Hierauf ist zu bemerken: Wenn, wie Bünger selbst zngiebt, im 
Falle der gleichartigen Idealkonkurrenz nur eine Handlung gegeben ist, 
eine Handlung aber das Vorhandensein nur eines Wollens voraussetzt, 
so kann, da jede Verletzung eines Strafgesetzes einen besonderen Willen 
erfordert, von einer mehrfachen Verletzung desselben Strafgesetzes hier 
unmöglich die Rede sein. Dazu wäre eben eine Mehrheit von Willens- 
bestiramungen erforderlich, und diese liegt nach Bünger's eigener Defi- 
nition nicht vor. 

Heinemann, Idealkonkiirren/.. 6 
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zu der damals mit Ausnahme .von Berner, Abegg und einigen an- 
deren allgemein vertretenen Doktrin aufgestellt wurde. 

Trotz dieser völligen Übereinstunmung von Logik, Geschichte und 
Wortlaut des Gesetzes hat dennoch die im vorstehenden vertretene 
Auslegung des Gesetzes bei der Mehrzahl der Theoretiker keinen An- 
klang gefunden. Dieselben behaupten, dass auch nach deutschem 
ßeichsstrafrecht die Idealkonkurrenz sich als ein Zusammentreffen von 
Verbrechen in einer und derselben Handlung darstelle. Dass diese 
Ansicht noch heute die herrschende ist, hat seinen Grund in der 
Überschrift des 5. Abschnitts StrGB.s, welche lautet: „Zusammentreffen 
mehrerer strafbarer Handlungen". Allein gegenüber dem klaren Wortlaut 
des Gesetzes kann die damit in entschiedenem Widerspruch stehende 
Überschrift keine Bedeutung beanspruchen, zumal die Normierung der 
Strafe: Es „kommt nur dasjenige Gesetz, welches die schwerste 
Strafe . . . androht, zur Anwendung", klar beweist, dass dem Gesetz 
der Standpunkt der Verbrechenskonkurrenz fem gelegen hat. 

Wir haben nun, um unsere Ansicht ausreichend zu begründen, 
die entgegenstehenden Auslegungen des § 73 zu prüfen und beginnen 
auch hier mit Bin ding. 

Er giebt zunächst^) zu, dass die §§73 und 74 einen von 
seiner Theorie abweichenden Handlungsbegriff aufstellen und darunter 
„nur die Einwirkung des Handelnden auf die Aussenwelt" verstehen. 
Allein sofort nach diesem richtigen Ansatz fällt Bin ding in den 
früher besprochenen Fehler zurück, indem er fortfährt:^) „Die meh- 
reren diese ,eine Handlung* bildenden verbrecherischen Handlungen sind 
unselbständig gerade wegen ihrer sinnlichen Einheit zufolge ihres 
zeitlichen Zusammenfallens, und die Selbständigkeit der mehreren 
Handlungen des § 74 ist eben die selbständige Sinnenfälligkeit der 
einzelnen sich in der Zeit deutlich voneinander scheidenden Hand- 
lungen". Bei dieser Auslegung begeht Bin ding ganz offenbar den- 
jenigen Fehler, welchen er seinerseits von Buri und von Liszt 
vorwirft:^) Er oktroiert dem Gesetze seine Auffassungen, „um mit 
deren Hilfe das Gesetz aus den Angeln zu heben". Da das Gesetz 
im § 73 von einer und derselben Handlung spricht und darunter, 
wie Bin ding zugiebt, „nur die Einwirkung des Handelnden auf die 
Aussenwelt" versteht, so ist nicht einzusehen, mit welchem Kechte 
er im Sinne des Reichsstrafgesetzbuchs von „den mehreren diese 
eine Handlung büdenden verbrecherischen Handlungen" reden kann. 
Mag er diese Theorie auch de lege ferenda für empfehlenswert halten, 
unser Gesetzbuch hat sie jedenfalls nicht acceptiert. Dieses spricht 
nicht von einer Mehrheit „verbrecherischer Handlungen", sondern 



') Vgl. Handbuch, S. 574 und 566, Anmerk. :3. ^} A. a. 0. S. 577. 
3) A. a. 0. S. 579, Anmerk. 29. 
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von einer Mehrheit verletzter Strafgesetze. Binding selbst stellt 
nicht in Abrede, dass der Wortlaut des Gesetzes seiner Ansicht 
widerspricht. Allein, so führt er aus,^) „der im Gesetzbuch aller- 
dings nur im § 73 gebrauchte Ausdruck ,ein Strafgesetz verletzen* 
wird ausserhalb des Gesetzes unendlich häufig in dem Sinne gebraucht, 
,ein Verbrechen begehen, eine Norm verletzen*, und dass der Aus- 
druck im § 73 nichts anderes besagt, und warum gerade er im § 73 
gebraucht ist, beweist § 74 aufs bündigste. Falls einander gegen- 
übertreten die Ausdrücke : ,wenn eine und dieselbe Handlung mehrere 
Strafgesetze verletzt* und wenn ,durch mehrere selbständige Hand- 
lungen mehrere Verbrechen oder Vergehen begangen werden*, so ist 
evident, dass die Verletzung des Strafgesetzes im § 73 identisch ist 
mit der Begehung der Verbrechen und Vergehen im § 74 und dass 
§ 73 von Verletzungen des Strafgesetzes nur deshalb redet, weil er 
nicht sagen kann: ,wenn eine und dieselbe Handlung mehrere straf- 
bare Handlungen* oder ,mehrere Verbrechen, Vergehen oder Über- 
tretungen enthält*. Die erste Form ist zu anstössig, die zweite zu 
schwerfällig." 

Dass diese Deduktionen in keiner Weise ausreichen, um dem 
klaren und unzweideutigen Wortlaut des Gesetzes gegenüber beweis- 
kräftig zu sein, dürfte ohne weiteres einleuchten. Zunächst kann 
für die Auslegung eines Gesetzes, welches sich immer einer tech- 
nischen Ausdrucksweise bedient, und zumal eines Strafgesetzes, un- 
möglich massgebend sein, ob ein von ihm gebrauchtes Wort im 
gewöhnlichen Leben in ungenauer Sprechweise bisweilen auch in einer 
andern, als seiner eigentlichen Bedeutung verwendet wird. Dass nun 
„ein Strafgesetz verletzen" und „ein Verbrechen begehen" von Grund 
aus verschiedene Dinge sind, bestreitet Bin ding selbst nicht. Wir 
müssen uns daher an die technische Bedeutung dieser Gesetzesworte 
halten und dürfen sie nicht mit etwas ganz anderes bedeutenden 
Ausdrücken identifizieren. 

Noch weniger kann dem aus der Gegenüberstellung der §§73 
und 74 von Bin ding hergeleiteten Argument beigestimmt werden. 
Es ist nicht wohl verständlich, wie daraus, dass § 73 von der Ver- 
letzung mehrerer Strafgesetze und § 74 von der Begehung mehrerer 
Verbrechen spricht, gefolgert werden kann, dass die Verletzung des 
Strafgesetzes im § 73 identisch mit der Begehung der Verbrechen 
im § 74. Vielmehr dürfte gerade umgekehrt aus der verschieden- 
artigen Fassung gefolgert werden müssen, dass der Gesetzgeber nicht 
beide Male denselben Gedanken hat ausdrücken wollen. Er würde 
sonst oifenbar in beiden Fällen die gleichen Worte gewählt haben. 
Ästhetische Eücksichten können ihn doch unmöglich dazu bestimmt 



') A. a. 0. S. 572, Anmerk. 11. 

6* 
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haben, faktisch etwas ganz anderes zu sagen, als er zu sagen beab- 
sichtigte. 

Die weitere Behauptung Bin ding's, dass der § 73 schon deshalb 
nur auf die Verbrechenskonkurrenz bezogen werden könne, weil die 
daselbst aufgestellte Eegel sofort falsch werde, wenn man sie auf 
die Konkurrenz mehrerer Strafgesetze bei einem Verbrechen anwende, 
da hier durchaus nicht immer das strengere, sondern öfkers gerade 
das mildere Gesetz zur Geltung komme, wird weiter unten besprochen 
werden. Es wird dort zu zeigen versucht werden, dass diejenigen 
Fälle, welche Binding unter die Gesetzeskonkurrenz zählt, in Wahr- 
heit gar nicht dorthin gehören. 

Unbegründet endlich ist der Tadel, welchen Binding^) gegen 
das Eeichsstrafgesetzbuch deswegen erhebt, weil es für die Ideal- 
konkurrenz eine erheblich mildere Behandlung, als für die ßealkon- 
kurrenz, vorgeschrieben hat. Er hält das Motiv des Gesetzgebers zu 
Gunsten der Idealkonkurrenz für verfehlt, da gerade „die Häufung 
der Verbrechen in einem Thatakt . . höchste verbrecherische Ver- 
wegenheit beweisen" könne. „Grössere Körperkraffc, grössere Ge- 
schicklichkeit greift zur Idealkonkurrenz, weil sie durch eine Hand- 
lung so viel auszurichten weiss, wie geringere Kraft und geringere 
Geschicklichkeit durch mehrere." In diesen Worten kehrt der oben 
besprochene Grundfehler der Binding'schen Ausführungen mit aller 
Schärfe wieder, als ob das Verbrechen nichts anderes ist, als Ver- 
letzung der Norm. Wäre dies zutreffend, so würde das Eeichsstraf- 
gesetzbuch allerdings einen schweren Fehler damit begangen haben, 
dass es im Falle der Idealkonkurrenz nur ein Verbrechen bestraft. 
Aber gerade daraus, dass es dies thut, folgt doch unwiderleglich, 
dass die Konstruktion Binding 's nicht diejenige unseres Gesetzbuchs 
ist, dass dieses vielmehr unter Verbrechen, wie Binding ja selbst zu- 
giebt, die Einwirkung des Handelnden auf die Aussenwelt versteht und 
deshalb im FaUe der sogenannten ungleichartigen Idealkonkurrenz 
streng folgerichtig nur eine Strafe festsetzt. Aus guten Gründen 
sieht also das Eeichsstrafgesetzbuch, wie Bern er zutreffend (a. a. 0. 
S. 290 und 291) bemerkt, „in der Einheit der Handlung einen aus- 
reichenden Grund, es bei der Strafe Eines Verbrechens bewenden 
zu lassen". 

Aber auch de lege ferenda kann das angefühi-te Argument Bin - 
ding's, wie dies von Liszt durch folgendes Beispiel treffend er- 
läutert, keine Bedeutung beanspruchen. Er sagt:^) „Der schwäch- 
liche Vater also muss mit einer unverheirateten Tochter und ausser- 
dem mit einer nicht blutsverwandten Frau den Beischlaf vollziehen; 



^) A. a. 0. S. 575 und 576. ^) In der Zeitschr. f. d. ges. Strafrechts- 
wissenschaft, Bd. 6, S. 697. 
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verfügt er über grössere Körperkraft oder grössere Geschicklichkeit, 
so genügt ihm der Beischlaf mit der verheirateten Tochter, er ,greift 
zur Idealkonkurrenz* und ,richtet* auf einmal ebensoviel ,aus', wie 
der andere auf zweimal. . . . Der Verbrecher ,greift* zur Idealkon- 
kurrenz, um auf einmal zwei Verbrechen begehen zu können. Als 
ob es jedem Verbrecher gerade darum zu thun wäre, möglichst viele 
Paragraphen des Strafgesetzbuchs zu übertreten!" 

Nur mit wenigen Worten braucht auf die Ansicht von Buri*s 
eingegangen zu werden, welche auch in der Litteratur fast allge- 
meinen Widerspruch gefunden hat. von Buri^) nimmt an, dass 
nach § 73 „nur Eine Handlung mit nur Einer Kausalität Eine Hand- 
lung sei, während eine Handlung mit mehreren Kausalitäten als mehrere 
Handlungen betrachtet werden müssten. Die erstere Handlung ist 
dann der Gegenstand des § 73, während § 74 die letztere Handlung 
in Betracht zieht". Bei dieser Auslegung giebt es nach von Buri 
auch nicht die bezüglich der gleichartigen Idealkonkurrenz behauptete 
Lücke. „Denn eine Handlung mit nur einer Kausalität kann sich 
zwar nach verschiedenen Gesetzen strafbar erweisen, aber es wird 
doch nicht denkbar sein, dass sie das nämliche Gesetz mehrfach ver- 
letzt haben könnte." Dass diese Auslegung dem Gesetzbuch einen 
Gedanken unterlegt, welcher darin in keiner Weise zum Ausdruck 
gebracht ist, wird in der Litteratur mit ziemlicher Einstimmigkeit 
angenommen. Wenn das Gesetz von „einer und derselben Handlung" 
spricht, so meint es damit dasselbe physische Geschehen, ohne Kück- 
sicht darauf, ob dadurch ein oder mehrere Erfolge in der Aussen- 
welt hervorgerufen werden. Dies ergiebt sich, wie oben gezeigt 
worden ist, aus dem Sprachgebrauch des Begriifes „Handlung", 
welchem das Gesetz durchgängig folgt. Dass es gerade im § 73 
einen andern, davon abweichenden Handlungsbegriff aufstellt, vermag 
von Buri nicht darzuthun.^) 

Olshausen folgert^) aus der Überschrift des 5. Abschnitts, dass 
nach Auffassung des Gesetzgebers „die Verletzung Eines bezw. mehrerer 
Strafgesetze sich mit den Begriffen Verbrechenseinheit und Ver- 
brechensmehrheit" deckt, wenn er auch zugiebt, dass „die Gleichstellung 
der Begriffe , Verletzung eines Strafgesetzes* und , Verbrechenseinheit*, femer 
»Verletzung mehrerer Strafgesetze* und »Verbrechensmehrheit* innerlich 
nicht gerechtfertigt sein" mag. Verbrechensmehrheit oderVerletzung meh- 
rerer Strafgesetze liegt nun nach Olshausen 's Meinung dann vor,*) wenn 



^) Einheit und Mehrheit der Verbrechen, S. 107 und Gerichtssaal, 
Bd. 35, S. 521 ff. '^) Vgl. dagegen Olshausen, Kommentar zum Straf- 
gesetzbuch, 3. Aufl., Bd. 1, Anmerk. 2 zu § 73 und die dort angeführte 
Litteratur. ^) A. a. 0. Anmerk. 11 zu § 73. *) A. a. 0. Anmerk. 15. 
Übereinstimmend damit Ortloff in Goltdammer's Archiv, Bd. 32, S. 417 
und 418. 
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der einheitlichen Handlung ,,erst die Anwendung mehrerer Strafgesetze, 
welche sich in den begrifflichen Merkmalen des ihren Gregenstand 
bildenden Eeates nicht decken, voll gerecht wird". Gegenüber diesen 
Ausführungen ist auf die obigen Erörterungen zu verweisen und hier 
nur, kurz zusammengefasst, folgendes zu bemerken: Es ist nicht zu- 
treffend, dass im Falle der Idealkonkurrenz erst die Anwendung meh- 
rerer Strafgesetze der einheitlichen Handlung voll gerecht wird. Wenn 
dies richtig wäre, so würde nicht einzusehen sein, warum der § 73 
die Anwendung nur eines Strafgesetzes vorgeschrieben hätte. In 
Wahrheit liesse sich die Strafwürdigkeit der Handlung dadurch nach jeder 
Eichtung hin zum Ausdruck bringen, dass ein Strafgesetz zu Grunde 
gelegt und diesem einen Strafgesetz ein oder mehrere Begriffsmerk- 
male aus andern Strafgesetzen hinzugefügt würden. Da der Gesetz- 
geber dies nicht gethan und also es unterlassen hat, für alle im 
Leben immer denkbaren Fälle einen eigenen Strafparagraphen zu 
büden, so musste er dem Eichter vorschreiben, wie er im Falle einer 
solchen unvermeidlichen Lückenhaftigkeit des Gesetzes zu entscheiden 
habe.^) Von diesem Standpunkte aus hat der § 73 einen guten Sinn, 
während seine innere Berechtigung nach der Interpretation Olshausen's 
nicht einzusehen ist. Liegt im § 73, ebenso wie im § 74 eine Ver- 
brechensmehrheit vor, so ist unverständlich, warum das Gesetz das 
eine Mal eine erheblich mildere Behandlung, als in dem andern Falle 
vorgeschrieben hat. 

Kann schon aus diesem inneren Grunde die Überschrift des Ab- 
schnitts — und sie ist das einzige Argument, auf welches sich 01s- 
hausen für seine Interpretation des § 73 beruft — nicht erheblich 
ins Gewicht fallen, so kann sie gar keine Bedeutung gegenüber dem 
Wortlaut des § 73 beanspruchen. Dass dieser Wortlaut mit voller 
Absicht gewählt ist, ergiebt die ganz anders geartete Fassung des 
§74. Sehr richtig bemerkt Bern er, ^) dass der Paragraph eigent- 
lich zunächst „von dem Verhältnis der Einen Handlung zur Mehrheit 
der in derselben erscheinenden Verbrechensbegriffe" sprechen 
müsste, und dass er, nur aus praktischen Gründen „dieses zum 
theoretischen Verständnis notwendige Mittelglied überspringend, gleich 
von der Mehrheit der Strafgesetze handelt", und dass „im Hinter- 
grunde dieses Paragraphen die allgemeine schweigende Voraus- 
setzung" liegt: „Wo nur Eine Handlung begangen ist, da kann 
auch nur Ein Strafgesetz und dieses Strafgesetz nur einmal ange- 
wendet werden". 

Diese Ausführungen decken sich ganz mit der hier vertretenen 

') Damit übereinstimmend V. Li szt, Lehrbuch, S. 242. -) Lehrbuch, 
16. Aufl., § 148, S. 292. Vgl. auch die treffenden Ausführungen bei 
Wächter, Deutsches Straf recht, Vorlesungen, herausgegeben von 0. 
V. Wächter, S. 291. 
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Ansicht, dass durch Eine Handlung zwar mehrere rechtlich geschützte 
Interessen verletzt, also mehrere Verbrechensbegriffe verwirklicht und 
damit mehrere Strafgesetze übertreten werden können, dass es aber 
nicht möglieh ist, durch Eine Handlung eine Mehrheit von Verbrechen, 
— dieses Wort im Sinne von strafbaren Handlungen genommen, — 
zu begehen. Das Gesetz spricht daher völlig zutreffend und aus 
guten Gründen von der Verletzung mehrerer Strafgesetze — und 
diese Definition muss für uns massgebend sein, ohne dass es auf 
die damit im Widerspruch stehende, aus historischen Gründen zu er- 
klärende Überschrift des Abschnitts ankommen kann.^) 

^) Mit Olshausen stimmen überein, ohne wesentlich andere Argu- 
mente beizubringen: Stelling im Gerichtssaal, Bd. 42, S. 125, Loewen- 
8t ein, Die Verbrechenskonkurrenz, S. 12ff., Habermaas, Die ideale Kon- 
kurrenz der Delikte, S. 23, Schütze, Zeitschr. f. d. ges. Strofrechts Wissen- 
schaft, S. 71, Hecker, Militärstrafrecht, S. 138, Merkel in Holtzendorff's 
Handbuch, Bd. IV, S. 225 und Lehrbuch, S. 262 ff., Hals ebner, Das ge- 
meine deutsche Strafirecht, Bd. 1, S. 676 ff., mit unrichtiger Polemik gegen 
Berner auf S. 676, Anm. 2, Hugo Meyer, Lehrbuch, 4. Aufl., S. 486 ff. 
u. a. Der im Text vertretenen Ansicht folgen : Rüdorff-Stenglein, Straf- 
gesetzbuch, 4. Aufl., Anm. 3 zu § 73, Hiller im Gerichtssaal, Bd. 32, 
S. 238 ff., mit eingehender, schlagender Begründung, Impallomeni a. a. 0. 
S. 86, Erläuterungen zum russischen Entwurf, übersetzt von Grete- 
ner, S. 220, woselbst mit Recht das deutsche Strafgesetzbuch unter die- 
jenigen Gesetze gezählt wird, welche zwar von der idealen Konkurrenz 
sprechen, jedoch „nur, um zu zeigen, dass sie in Wahrheit keine Kon- 
kurrenz ist, und dass in diesen Fällen die Grundsätze bezüglich der Straf- 
barkeit des einheitlichen Verbrechens zur Anwendung kommen", Bünger, 
welcher a. a. 0. S. 716 sagt: Der § 73 bestimmt, „dass bei identischem 
Handeln . . . nur einmal zu strafen sei, welcher Grundsatz nur haltbar ist 
unter der Voraussetzung, dass die ideale Konkurrenz keine absolute Delikts- 
konkurrenz . . ist"; und endlich, wie bereits mehrfach erwähnt ist, v. Liszt, 
welcher insbesondere auch darauf hinweist, dass der Gesetzgeber, wie dies 
z. B. im § 178 StrGB.s geschehen sei, „mit einem Federstrich durch Ein- 
fügung einer besonderen Bestimmung die scheinbare Verbrechenskonkur- 
renz beseitigen" könne, was doch nicht denkbar wäre, „wenn nicht die 
Idealkonkurrenz in Wahrheit Gesetzeskonkurrenz wäre". (Lehrbuch, 
S. 241, Anm. Vgl. hierzu auch Loewenstein, Die Verbrechenskonkur- 
renz, S. 14.) Nicht streng folgerichtig sind die Ausführungen Oppen- 
hoff's, Das Reichsstrafgesetzbuch, 12. Aufl., Note 4 ff. zu § 73. Er nimmt 
zutreffend an, dass Idealkonkurrenz vorhanden ist, wenn die eine Hand- 
lung mehrere Strafgesetze verletzt, „also in sich die thatbestandlichen 
Voraussetzungen mehrerer Strafandrohungen vereinigt", er unterscheidet 
also Idealkonkurrenz von Verbrechenskonkurrenz, hebt überdies auch noch 
hervor, dass man sich „nicht durch die wörtliche Bedeutung des im Text 
des Gesetzes absichtlich vermiedenen Ausdrucks: »Zusammentreffen meh- 
rerer strafbarer Handlungen' irre leiten lassen" darf, „zumal § 73 gerade 
den Fall behandelt, wo nicht ,mehrere Handlungen' vorliegen". Wenn er 
trotz dieser richtigen Darlegung aber weiter ausführt, dass hiemach an 
sich ein jedes der mehreren verletzten Strafgesetze anwendbar sein müsste, 
so unterlässt er es, die gebotenen Konsequenzen seiner Theorie zu ziehen. 
Vgl. endlich auch die treffenden Ausführungen Tippelskirch's in 
Goltdammer's Archiv, Bd. 16, S. 90 ff. 
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Den von der deutschen Doktrin geschaffenen Begriff der soge- 
nannten gleichartigen Idealkonkurrenz kennt das Beichsstrafgesetzbuch 
ebensowenig, wie das preussische Strafgesetzbuch, und in dieser That- 
sache liegt zugleich eine gewichtige Bestätigung der im vorstehenden 
bezüglich der ungleichartigen Idealkonkurrenz vertretenen Ansicht. 
Wenn diese wirklich ein Zusammentreffen von Verbrechen dar- 
stellen würde, wie die herrschende Meinung behauptet, so müsste 
dasselbe auch von der gleichartigen idealen Konkurrenz gelten. Dann 
aber würde, da eine besondere Vorschrift über die Strafbarkeit dieses 
Falles vom Gesetze nicht aufgestellt ist, das Kumulationsprinzip, ent- 
weder rein oder in analoger Anwendung des § 74 modifiziert, zur 
Anwendung zu bringen sein, — eine Forderung, welche in der That 
von verschiedenen Seiten, insbesondere von von Buri,^) Ortloff^) 
und Kärcher,^) erhoben ist.*) Nun stellt aber das Gesetz dieses 
Prinzip ausdrücklich nur für die reale Konkurrenz auf. Es heisst 
daher, dem Gesetze Gewalt anthun und den § 74 willkürlich über 
seinen klaren Wortlaut hinaus erweitem, wenn man den mit unzwei- 
deutiger Bestimmtheit nur für die natürliche Handlungsmehrheit auf- 
gestellten Satz auf einen Fall der Handlungseinheit ausdehnen würde.^) 

Von anderer Seite hat man das Prinzip der Verbrechensmehrheit 
im Falle der Idealkonkurrenz mit dem Hinweis darauf zu retten ver- 
sucht, dass der Gesetzgeber an die gleichartige ideale Konkurrenz 
nicht gedacht und infolge dieses Versehens für dieselbe keine be- 
sondere Vorschrift erteilt habe. So sagt Hugo Meyer,®) dass das 

ij Einheit und Mehrheit der Verbrechen, S. 108. '-) A. a. 0. S. 416 ff.: 
„Die kausale Handlung, welche zugleich sich gegen den A., den B. nnd 
C. richtet und jeden derselben an einem Rechte verletzt, teilt sich in ihrer 

Richtung und ihrem Erfolge in eine Mehrheit strafbarer Handlungen 

und jede derselben erscheint als eine selbständige einzelne strafbare Hand- 
lung". Ortloff nimmt daher an, dass, wenn ein Gefangenaufseher eine 
Anzahl von Gefangenen vorsätzlich entweichen lässt, das Amtsvergehen 
aus § 347 so viel Mal verübt ist, als er Gefangene entweichen Hess und 
kommt zu dem Schluss. dass nicht die kausale, sondern die strafbare 
Handlung in den §§ 73 und 74 unter der Handlung zu verstehen sei. 
ä) Kärcher bemerkt im Gerichtssaal, Bd. 35, S. 498, bei Erörterung des 
bekannten Falles Thomas: „Diese Fälle enthalten eine eigentliche Real- 
konkurrenz, und es bedarf für dieselben keineswegs der Gründung einer 
besonderen Art der Idealkonkurrenz, wie sie unter dem Namen einer 
gleichartigen Konkurrenz versucht wird". *) v. Buri ist also nicht der 
einzige Vertreter dieser fehlerhaften Theorie, wie dies v. Liszt, 4. Aufl., 
S. 244, Anm. 1, annahm. ^) Vgl. dagegen die zutreffenden Ausführungen 
bei Stelling a. a. 0. S. 126 ff. und Berner a. a. 0., 16. Aufl., welcher 
S. 290 mit Recht die Frage auf wirft: „Wie reimt es sich.., wenn man 
das fortgesetzte Verbrechen wegen der Einheit der Handlung nur als Ein 
Verbrechen strafen, bei dem idealen Zusammentreffen dagegen, trotz der 
Einheit der Handlung, über die Strafe nur Eines Verbrechens hinausgehen 
will? Oder ist etwa die Einheit der Handlung bei dem idealen Zusam- 
mentreffen minder einleuchtend, als bei dem fortgesetzten Verbrechen?" 
®) Lehrbuch des Strafrechts, 4. Aufl., S. 493, Aura. 35. 
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Absorptionsprinzip besonders für das gleichartige ideale Zusammen- 
treffen von Delikten nicht passe und fügt hinzu: „Ja man kann 
sagen, dass, wenn der Gesetzgeber an diesen Fall des idealen Zu- 
sammentreffens gedacht hätte, er wohl eine andere Regelung getroffen 
haben würde". Allein auch dieser Ansicht kann nicht zugestimmt 
werden, sie schiebt ebenfalls dem Gesetzgeber einen Irrtum unter und 
lässt sich nur aufrecht erhalten, sofern man eine Lücke im Gesetze 
als vorhanden annimmt. Eine derartige Aushilfe ist aber nur im 
äussersten Notfall gerechtfertigt, und ein solcher ist nicht gegeben. 
Bezieht man den § 73, wozu der Wortlaut desselben zwingt, ledig- 
lich auf die Gesetzeskonkurrenz, so lag für den Gesetzgeber keine 
Veranlassung zur Erwähnung des hier in Eede stehenden Falles vor. 
Da es sich von diesem Standpunkt aus weder um ein Zusammen- 
treffen von Verbrechen noch von Strafgesetzen, sondern um ein ein- 
heitliches Delikt handelt, welches seinem ganzen strafrechtlichen Ge- 
halte nach unter einen einzigen Strafparagraphen subsumiert werden 
kann, so wäre im Gegenteil jede besondere Regelung verfehlt und 
überflüssig. Der Gesetzgeber hat nicht, wie Meyer meint, an die 
sogenannte gleichartige Idealkonkurrenz irrtümlich nicht gedacht, son- 
dern aus wohl überlegten Gründen dieselbe unerwähnt gelassen. 

Dieses Schweigen lehrt uns, dass die Idealkonkurrenz nach der 
Auffassung des deutschen Reichsstrafgesetzbuchs nicht Verbrechens-, 
sondern Gesetzeskonkurrenz ist, und dass daher von analoger Aus- 
dehnung des § 73 auf die sogenannte gleichartige Idealkonkurrenz 
nicht die Rede sein kann, da hier in Wahrheit überhaupt keine Kon- 
kurrenz, auch nicht eine solche von Strafgesetzen, vorhanden ist.^) 



§ 4. 

Die Judikatur des Reichsgerichts und die Entscheidungen 
anderer hoher deutscher Gerichtshöfe. 

Der auffallende Widerspruch, welcher zwischen der Überschrift 
des 5. Abschnitts und dem Wortlaut des § 73 des Reichsstrafgesetz- 
buchs besteht, sowie die in der Litteratur herrschende Uneinigkeit 
über die juristische Natur der Idealkonkurrenz haben auch auf die 

^) Abweichender Ansicht sind Olshausen a. a. 0. Note 16 zu § 73, 
Löwenstein a. a. 0. S. 23, Wächter, Vorlesungen, S. 291, Habermaas 
a. a. 0. S. 19, Impallomeni a. a. 0. S. 86, auch wohl Rüdorff, Anm. 4 
zu § 73, ferner Hälschner, Das gemeine deutsche Straf recht, 1. Bd., 
S. 682 und 683, Schütze, Zeitschr. f. d. ges, Strafrechtswissenschaft, Bd. 3, 
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Bechtsprechnng des Keichsgericlits zurückgewirkt. Der höchste Ge- 
richtshof ist in dieser Frage zn keinem völlig abgeklärten nnd wider- 
spruchsfreien Ergebnis gelangt. Vielmehr hat das Reichsgericht teils 
eine Anzahl von Grundsätzen ausgesprochen, welche nur vom Gesichts- 
punkt der Gesetzeskonkurrenz aus berechtigt sind, teils stellt es sich 
in offenbarem Gegensatz hierzu auf den Standpunkt des Zusammen- 



S. 60, Bin ding a. a. 0. S. 577. Vgl. auch Zimmerle, Die deutsche 
Strafrechtspraxis, 2. Bd., S. 94 zu § 73, No. 9 und 10 und v. Schwarze, 
Kommentar zum Strafgesetzbuch, 4. Aufl., Anm. 3 zu § 73 und Zur Lehre 
vom fortgesetzten Verbrechen, S. 4, femer P nebelt, Das Strafgesetzbuch 
fUr das deutsche Reich, Anm. 2 zu § 73 und Berner, Lehrbuch, 16. Aufl., 
S. 292, welcher die gleichartige Idealkonkurrenz ebenfalls für eine Unter- 
art der Idealkoukurrenz erachtet und der Ansicht ist, dass der Gesetz- 
geber nur deshalb für diesen Fall keine Anordnung erteilt hat, weil er 
die Entscheidung für zweifellos hält. Schliesslich gehört hierher noch 
Merkel, Lehrbuch, S. 268 und in v. Holtzendorff's Handbuch, Bd. II, 
S. 580, woselbst er bemerkt: „Wie der Gesetzgeber die gleichartige ideale 
Konkurrenz behandelt haben wollte, ist durchaus nicht zu ersehen. Es 
lieoft hier demnach eine Lücke vor, die nur im Wege der Analogie aus- 
gefüllt werden kann. Der gleichartigen idealen Konkurrenz ist aber die 
ungleichartige ideale Konkurrenz am nächsten verwandt. Es sind deshalb 
die für die letztere aufgestellten Grundsätze auch auf die erstere anzu- 
wenden.^ Diese Ausführungen decken sich vollständig mit denjenigen 
Hngo Meyer '.'«, die im Text besprochen sind. Der hier vertretenen An- 
sicht folgen dagegen Ziebarth, Forstrecht, 3. Teil, S. 359, v. Liszt, 
Lehrbuch, S. 240, Anm. 1 und Hill er bei Grünhut, Bd. 13, S. 152, welcher 
ausführt, dass sich das Schweigen des Gesetzes über die gleichartige Ideal- 
konkurrenz dadurch erklärt, dass dieser Fall mit der eigentlichen Ideal- 
konkurrenz, bei welcher immer die Konkurrenz mehrerer Strafgesetze in 
Einer Haiidhmg- in Frage steht, gar nichts gemein hat. Inkonsequent ist 
Büuger a. a. 0. S. 716 bei Auslegung des § 73. Er sagt zunächst ganz 
richtio-, dass der § 73 für die ungleichartige ideale Konkurrenz den Grund- 
satz zum Ausdruck bringt, „dass die ideale Konkurrenz keine absolute 
Deliktskonkurrenz, sondern eine relative Konkurrenz mehrerer strafrechtlich 
relevanter Ei folge ist", fährt dann aber fort: „Dieser Grundsatz muss — 
bei dem Schweigen des Gesetzes hinsichtlich der sonstigen Fälle der so- 
genannten Idealkonkurrenz — auch Anwendung finden auf die Fälle der 
sogenannten gleichartigen Idealkonkurrenz". Allein es ist nicht folge- 
richtig, dass Bünger in diesem Falle überhaupt von einer „Konkurrenz" 
spricht. Dies kann nur derjenige thun, welcher in der Idealkonkurrenz 
ein Zusammentreffen von Delikten sieht. Sobald man dieses Prinzip aber 
verwirft, ist, wie bereits oben ge^en Bünger hervorgehoben wurde, jede 
Schwierigkeit gehoben und von Konkurrenz keine Rede mehr. Vgl. dem- 
gegenüber die schlagende Ausführung Oppenhoff's (Anm. 3 zu § 73): 
„Verstösst im gedachten Falle die Handlung trotz der Mehrheit der Eechts- 
verletzungen nur gegen eine und dieselbe straf gesetzliche Bestimmung, so 
versteht es sich von selbst, dass nur diese (einmal) zur Anwendung ge- 
bracht werden kann Von einer Idealkonkurrenz im Sinne des Para- 
graphen ist dann keine Rede, weil nicht mehrere Strafgesetze verletzt 
sind." Nicht klar sind die Ausführungen in Goltdammer's Materialien, 
S. 450 und 451. Vgl. endlich auch die zutreffenden Ausführungen bei 
V. Schwarze, im Gerichtssaal, Bd. 34, S. 586. 
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treffens mehrerer Verbrechen in derselben Handlung. Bei der grossen 
praktischen Bedeutung, welche den Entscheidungen des Eeichsgerichts 
zukommt, ist ein genaueres Eingehen auf dieselben geboten. 

In einer ganzen Eeihe von Urteilen finden wir den Standpunkt 
der in Deutschland herrschenden Doktrin sowohl hinsichtlich der un- 
gleichartigen, wie der gleichartigen Idealkonkurrenz vertreten. So 
heisst es z. B. im 4. Bande der Entscheidungen auf S. 180: „Die 
Strafkammer konnte, nachdem sie in derselben Handlung mit Grund 
ein Zusammentreffen verschiedener Straffchaten im Sinne des § 73 
StrGB.s und nicht etwa die blosse Konkurrenz verschiedener Straf- 
gesetze erkannt hatte, sich auf eine ausdrückliche Entscheidung über 
die schwerere Gesetzesverletzung nicht beschränken, da nach § 263 
StrPO. die That nach allen sich darbietenden rechtlichen Gesichts- 
punkten der Prüfung des Eichters unterliegt und das Ergebnis dieser 
Prüfung in dem Urteile zum Ausdruck zu bringen ist, woran auch 
der Umstand nichts ändert, dass bei vorliegender Verübung mehrerer 
verschiedenartiger Delikte durch dieselbe Handlung für die Straf- 
festsetzung nur die schwerere Strafandrohung zur Anwendung kommt, 
indem in der hiernach bemessenen Strafe stets auch diejenige für die 
geringere Straft hat mit enthalten ist". In der weiteren Ausführung 
zieht das Eeichsgericht praktische Konsequenzen aus dieser Ansicht 
bei der Frage eines demnächstigen Eückfalls auch für das nicht mit 
besonderer Strafe belegte Delikt. Ahnlich wird im 20. Bande der 
Entscheidungen S. 312 ausgeführt: Im Falle der Idealkonkurrenz „is* 
der Thatbestand aller Straffchaten festzustellen, es ist die Schuld wegen 
aller vom Staate auszusprechen". Endlich mag noch die eingehend 
begründete, wichtige Entscheidung im 18. Bande hier angeführt wer- 
den. Es heisst dort auf S. 199: „Man darf zunächst den Fall einer 
Handlung, welche mehrere Strafgesetze verletzt, ungeachtet der im 
§ 73 über die Bestrafung einer solchen Handlung gegebenen Be- 
stimmung, nicht dem Falle der Konkurrenz mehrerer Strafgesetze 
gleichstellen. . . Wollte man die Worte desselben: „Es kommt nur 
dasjenige Strafgesetz, welches die schwerste Strafe androht, zur An- 
wendung", in dem Sinne verstehen, dass nur dieses schwerste Gesetz 
als durch die Handlung verletzt zu betrachten sei, so würde man 
hiermit den Fall der Idealkonkurrenz in einen Fall der Gesetzeskon- 
kurrenz verwandeln, wovon die Folge wäre, dass eine Handlung, 
welche beispielsweise sowohl die Merkmale des Betruges, als auch 

die einer schweren strafbaren Fälschung hätte, dennoch nicht 

als Betrug bestraft werden könnte, und dann könnte ein späterer 
einfacher Betrug desselben Angeklagten nicht im Eückfalle be- 
gangen sein." 

Die Gründe, welche das Eeichsgericht für seine Ansicht geltend 
macht, können nicht als zutreffend angesehen werden. Zunächst ist 
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die Berufung^) auf „den rechtsgeschichtlichen Zusammenhang der 
Paragraphen mit der früheren Gesetzgebung und der einschlägigen 
Theorie" nicht richtig. Nach der kurzen historischen Darstellung, 
welche das Eeichsgericht giebt, scheint es, als ob in der Wissen- 
schaft und der Gesetzgebung der vergangenen Jahrhunderte lediglich 
kontrovers gewesen ist, ob Kumulierung der mehreren Strafen oder 
Absorbierung oder teilweise Absorbierung der einen durch die andere 
Strafe einzutreten habe. In Wahrheit aber sind diese Fragen, wie 
die obige dogmengeschichtliche Übersicht gezeigt haben dürfte, bis 
in den Anfang unseres Jahrhunderts hinein lediglich mit Eücksicht 
auf die Eealkoukurrenz behandelt worden, während der Begriff der 
Idealkonkurrenz der Gesetzgebung, wie der Wissenschaft in gleicher 
Weise unbekannt gewesen ist. Erst seit dem Anfang dieses Jahr- 
hunderts ist die Theorie von dem Zusammentreffen mehrerer Ver- 
brechen in derselben Handlung aufgestellt worden, niemals aber zur 
unbestrittenen Herrschaft gelangt. Namentlich ist in der Partikular- 
gesetzgebung, auf welche sich das Eeichsgericht zu Unrecht beruft, 
immer von neuem der Gedanke zum Durchbruch gekommen, dass die 
ideale Konkurrenz genau genommen gar keine Konkurrenz ist, und 
dass in diesem Falle die Grundsätze von der Strafbarkeit des ein- 
heitlichen Verbrechens zur Anwendung zu kommen haben. 

Ebensowenig kann der weiteren Ausführung des in Eede stehen- 
den Urteils beigestimmt werden, dass, wenn die hier vertretene An- 
sicht zutreffend wäre, § 73 in den vierten Abschnitt des allgemeinen 
Teils des Strafgesetzbuchs unter die Überschrift: „Gründe, welche die 
Strafbarkeit ausschliessen" gehören würde. Hierbei übersieht das 
Eeichsgericht, dass von einem Ausschluss der Strafbarkeit doch nur 
beim Vorhandensein mehrerer DeUkte gesprochen werden kann, und 
diese Voraussetzung wird ja gerade bestritten. Das Argument des 
Eeichsgerichts ist um so weniger beweisend, als es selbst unmittelbar 
weiter fortfährt, dass die Überschrift des fünften Abschnitts: „Zu- 
sammentreffen mehrerer strafbarer Handlungen" „nur auf den Fall 
der Eeal-, nicht auf den Fall der Idealkonkurrenz passt, da bei der 
Idealkonkurrenz nicht mehrere strafbare Handlungen zusammentreffen, 
sondern nur Eine solche Handlung vorhanden ist". Wenn aber nur 
Eine strafbare Handlung vorhanden ist, so kann doch selbstverständ- 
lich auch nur Ein Strafgesetz Anwendung finden, mithin von einem 
Strafausschliessungsgrund keine Eede sein. 

Lässt man die fehlerhafte Theorie, dass die Idealkonkurrenz eine 
Mehrheit von Verbrechen darstellt, erst einmal fallen, so erledigt sich 
auch die vom Eeichsgericht wiederholt ausgesprochene^) Klage, dass 



*) Ä. a. 0. S. 200 ff. '^) Vgl. Entscheidungen des Eeichsgerichts, 

Bd. 6, S. 181 ff., Bd. 8, S. 85 und S. 330 ff., sowie Bd. 18, S. 176 ff. 
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das im § 73 ausgesprochene Prinzip der absoluten Exklusivität des 
härtesten Strafgesetzes in seinen Konsequenzen vielfach höchst be- 
denklich ist und dem Eechtsgefahle widerspricht. Vom Standpunkt 
der Gesetzeskonkurrenz aus ist dieses Prinzip durchaus zu billigen.^) 

In einer ganzen Eeihe von Entscheidungen hat das Eeichsgericht 
die in den bisher angeführten urteilen vertretene Theorie nicht fest- 
gehalten, vielmehr sich der entgegengesetzten Ansicht zugeneigt. So 
fuhrt es^) beispielsweise aus: Bei der Idealkonkurrenz muss immer 
,,die durch das Urteil zu treffende Entscheidung die . . . That als ein 
Ganzes umfassen und kann es, wie das Eeichsgericht schon wieder- 
holt ausgesprochen hat, nicht angehen, dass von einem einzelnen 
rechtlichen Gesichtspunkte der nämlichen That freigesprochen werde, 
namentlich dann nicht, wenn von einem andern Gesichtspunkte aus 
eine Verurteilung erfolgt". Hier also wird richtig von nur Einer 
That und mehreren rechtlichen Qualifikationen gesprochen und daraus 
zutreffend der Schluss gezogen, dass es fehlerhaft ist, wenn „bei 
dem Wegfalle der einen Gesetzesverletzung die Staatskasse mit den 
betreffenden Kosten belastet" wird. 

Ebenso heisst es in einer andern Entscheidung:^) „Fand das 
Instanzgericht, dass der Angeklagte wegen der ihm zur Last gelegten 
Handlung, gleichviel von welchem rechtlichen Gesichtspunkte aus, zur 
Strafe zu verurteilen war, so musste es infolge dieser Verurteilung 

dem Angeklagten auch die gesamten Kosten des Verfahrens 

auferlegen". Ein solches Urteil ist nur vom Standpunkt der G^setzes- 
konkurrenz aus gerechtfertigt, wie denn auch das Eeichsgericht zu- 
treffend hier immer nur die Mehrheit der verletzten Strafgesetze be- 
tont. Wenn die Idealkonkurrenz dagegen Verbrechensmehrheit 
wäre, so müssten gemäss § 498 StrPO. die Kosten, soweit Frei- 
sprechung von einem Delikte erfolgt, der Staatskasse zur Last ge- 
legt werden. 

Besonders scharf tritt der Begriff der Gesetzeskonkurrenz in den 
sich auf die Frage nach Zubilligung mildernder Umstände beziehenden 
Entscheidungen hervor. Vom Standpunkt der Verbrechenskonkurrenz 
aus würde eine solche Frage bei jedem einzelnen Delikte an die Ge- 
schworenen zu richten sein, sofern nur die hierzu erforderlichen be- 
sonderen Voraussetzungen vorlägen. Das Eeichsgericht verwirft aber 
diese Ansicht in konstanter Praxis mit Entschiedenheit. Es will die 



^) Als Verbrechenskonkurrenz sah auch das Ober-Tribunal die Ideal- 
konkorrenz in der Mehrzahl seiner Entscheidungen an. Vgl. z. B. Oppen- 
hoff, Entscheidungen des Ober-Tribunals, Bd. 7, S. 133, Bd. 18, S. 70, 
Bd. 19, S. 545 und Bd. 20, S. 148. '-) Eechtsprechung des Reichsgerichts, 
Bd. 5, S. 605. ''^) Entscheidungen, Bd. 12, S. 87. So richtig auch Ent- 
scheidungen, Bd. 15, S. 106 und 107. Vgl. ferner Bd. 9 a. a. 0. S. 263, 
wo ebenfalls nur die Mehrheit der selbständigen rechtlichen Gesichtspunkte 
hervorgehoben wird. 
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Frage nach mildernden Umständen im Falle der Idealkonkurrenz nur 
einmal gestellt wissen und geht ganz folgerichtig sogar soweit, diese 
Eine Frage auch auf diejenigen ideell konkurrierenden Strafgesetze zu 
erstrecken, welche keine mildernden Umstände kennen. Denn, so 
heisst es wörtlich,^) „auch der als vorhanden konstatierte rechtliche 
Gesichtspunkt des mitübertretenen Strafgesetzes, welches keine mil- 
dernden Umstände kennt, bildet einen integrierenden Teil der , einheit- 
lichen That* und muss demgemäss bei Beurteilung dieser That auch 
hinsichtüch der Frage, ob sie unter mildernden Umständen begangen, 
berücksichtigt werden". Diese, sowie die übrigen in der Anmerkung 
angefahrten Entscheidungen lassen sich nur vom Standpunkt der Gre- 
setzeskonkurrenz aus rechtfertigen. «) 

Auch hinsichtlich der sogenannten gleichartigen Idealkonkurrenz 
entbehren die Entscheidungen des Reichsgerichts der Einheitlichkeit 
und strengen Konsequenz. In einigen Entscheidungen wird auf diesen 
Fall die analoge Anwendung des § 73 EStrGB.'s verlangt, da auch 
hier ein wirklicher Konkurrenzfell vorliege. So wird in den Ent- 
scheidungen, Bd. 2, S. 257, ausgeführt: „Allerdings umfasst der von 
dem idealen Zusammenflusse handelnde § 73 StrGB.'s seinem Wort- 
laute nach nicht den Fall, wenn eine und dieselbe Handlung das- 
selbe Strafgesetz mehrfach verletzt; allein der daselbst ausgesprochene 
Grundsatz, dass in dem Falle, wenn eine und dieselbe Handlung 
mehrere Strafgesetze verletzt, nur ein Strafgesetz . . . zur Anwendung 
zu kommen hat, stellt es ausser Zweifel, dass auch in dem Falle^ 
wenn eine und dieselbe Handlung eine mehrfache Verletzung des- 
selben Strafgesetzes enthält, das betreffende Strafgesetz nur einmal 
zur Anwendung gebracht werden darf". Die Gründe, welche gegen 
diese Ansicht sprechen, sind oben schon hervorgehoben worden. Das 

^) Rechtsprechung des Reich8g:erichts , Bd. 8, S. 289 und 240. Y^L 
auch ebenda Bd. 10, S. 158 und Entscheidungen, Bd. 5, S. 155, endlich 
Bd. 14, S. 10 und 11. ^) Das Ober-Tribunal hält den Begriff der Ver- 
brecheuskonkurrenz ebenfalls nicht konsequent fest. So heisst es z. B. 
bei Oppenhoff, Entsch. des Ober-Tribunals, Bd. 17, S. 670, unter offen- 
barer Hinneigung zur entgegengesetzten Ansicht: „Eine und dieselbe Hand- 
lung kann niemals nach den verschiedenen rechtlichen Gesichtspunkten, 
welche sie bietet, verschiedenen Gerichten zur Aburteilung unterstellt 
werden". Vgl. auch ebenda S. 125, femer Bd. 8, S. 289 und Bd. 17, 
S. 132: „Wenn die Anklage auf Verletzung mehrerer Strafgesetze durch 
eine und dieselbe Handlung lautet und der Wahrspruch der Geschworenen 
die Schuld des Thäters von dem einen dieser strafrechtlichen Gesichts- 
punkte ans verneint, von dem andern aus aber bejaht hat, so ergreift eine 
Vernichtung des verurteilenden Erkenntnisses ... die sämtlichen Aussprüche 
der Geschworenen selbst insoweit, als sie die Schuld des Thäters von einem 
einzelnen Gesichtspunkt aus in fehlerlosem und unangefochtenem Wahr- 
spruch verneint hatten". Richtig auch Entsch. des obersten Gerichtshofes 
für Bayern, Bd. 3, S. 1 ff. imd Bd. 4, S. 264, sowie Entsch. des Kgl. Ober- 
landesgerichts München, Bd. 4, S. 132 ff. 
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Reichsgericht wiederholt denselben Grandsatz u. a. in dem in Recht- 
sprechung, Bd. 2, S, 143, abgedrackten Urteil. Dagegen wird in Recht- 
sprechung, Bd. 8, S. 377, im Falle der sogenannten gleichartigen 
Idealkonkurrenz richtig von einer „einheitlichen Strafthat" gesprochen.^) 



§ 5. 

Praktische Konsequenzen des § 73 Reichsstrafgesetzbuchs. 

Wir kommen nunmehr zur Prüfung der Frage, welche Konse- 
quenzen sich aus der obigen Interpretation des § 73 RStrGB.s er- 
geben. Auch hier ist weder in der Theorie noch in der Praxis eine 
Einigung bisher erzielt. 

Es fragt sich zunächst: Muss das Gericht im Falle der Ver- 
urteilung sämtliche ideell konkurrierenden Gesichtspunkte oder nur den 
schwersten im Urteile feststellen? Dass die letztere Alternative die 
zutreffende ist, ergiebt sich aus folgenden zwei Gründen : Da im Falle 
der Idealkonkurrenz nur Ein Verbrechen vorhanden ist, darf unter 
aUen Umständen auch nur wegen Eines Verbrechens eine Schuldig- 
sprechung erfolgen. Die Gegenansicht führt zu einer ungerecht- 
fertigten Belastung des Angeklagten. Wenn in dem mehrfach er- 
wähnten Beispiel der sogenannten Idealkonkurrenz von Ehebrach, 
Blutschande und Notzucht in derselben Handlung das Urteil dahin 
lautete, dass der Angeklagte schuldig des Ehebruchs und zugleich 
der Blutschande und endlich auch der Notzucht, so würde ein That-» 
bestandsmerkmal, welches nur einmal vorhanden ist, aber für jedes 
dieser drei Delikte in gleicher Weise notwendig ist, nämlich die Voll- 
ziehung des Beischlafs, dreimal zur Verwendung kommen. Hierin 
aber liegt eine Verletzung der Grandprinzipien des Strafrechts. Da 
der Angeklagte den Beischlaf nur einmal vollzogen hat, kann er auch 



^) Vgl. auch die völlig zutreffenden Ausführangen in der Entschei- 
dung des Ober -Tribunals, abgedruckt in Goltdammer's Archiv, Bd. 3, 
S. 838. In wesentlicher Übereinstimmung mit den oben mitgeteilten Grün- 
den V. Buri's nahm dagegen der oberste Gerichtshof für Bayern in 
allen Fällen der sogenannten gleichartigen idealen Konkurrenz reales Zu- 
sammentreffen an. Vgl. insbesondere die eingehend begründete Entschei- 
dung in Bd. 7, S. 87 ff., ferner Bd. 3, S. 558, Bd. 4, S. 248, Bd. 6, S. 186 
und Bd. 7, S. 69 ff. Richtig dagegen Entscheidungen des Oberlandesgerichts 
München, Bd. 2, S. 324 und 495 , Bd. 3, S. 267 und 562, endlich Bd. 4, 
S. 176. Siehe auch die richtige Entscheidung in Bd. 8, No. 840, S. 194 
der Plenarbeschlüsse und Entscheidungen des k. k. österreichischen Kas- 
satioushofes. 
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nur Einer strafbaren Handlung und zwar entweder des Ehebruchs 
oder der Blutschande oder schliesslich der Notzucht für schuldig be- 
funden werden. Die Eichtigkeit dieser Ansicht wird femer durch die 
Fassung des § 73 bestätigt, wonach nur dasjenige G-esetz, welches 
die schwerste Strafe androht, „zur Anwendung" kommen soll. In 
der Verurteilung des Angeklagten auf Grund eines bestimmten Gesetzes 
liegt nun doch sicherlich, wie Merkel^) mit Eecht hervorhebt, eine 
„Anwendung" dieses Gesetzes und wohl die wichtigste. Da aber 
eine solche nur bezüglich des die schwerste Strafe androhenden Ge- 
setzes zulässig sein soll, so müssen die übrigen G-esetze, unter welche 
die in Frage kommende Handlung noch subsumiert werden könnte, 
ausser Ansatz bleiben, sodass eine Verurteilung in Gemässheit der- 
selben nicht erfolgen darf. Dies verkennt das Eeichsgericht, wenn 
es^) im § 73 lediglich den Grundsatz ausgesprochen findet, „dass bei 
vorliegender Verübung mehrerer verschiedenartiger Delikte durch die- 
selbe Handlung für die Straffestsetzung nur die schwerere Straf- 
androhung zur Anwendung kommt, indem in der hiemach bemessenen 
Strafe stets auch diejenige für die geringere Straffchat mit enthalten 
ist". Das Eeichsgericht übersieht hierbei, dass der § 73 nicht bloss 
vorschreibt, dass nach demjenigen Gesetz, welches die schwerste Strafe 
androht, die Strafe zu bestimmen ist, sondern dass es darüber hinaus- 
geht und anordnet, dass nur dieses überhaupt zur Anwendung gebracht 
werden darf. Die praktische Konsequenz, welche sich hieraus ergiebt, 
ist, dass das geringere und daher nicht berücksichtigte Strafgesetz keine 
Eückfallsstrafe begründen kann.^) 

^) In v. Holtzendorff 's Handbuch, Bd. IV, S. 229. ^) Entscheidungen, 
Bd. 4, S. 180. ^) Von der im Text vertretenen Ansicht weichen die 
meisten ab, so insbesondere Oppenhoff, Das Strafgesetzbuch für Preussen, 
6. Aufl., Anm. 12 zu § 55, Oppenhoff, Eutsch. des Ober-Tribunals, 
Bd. 19, S. 545, Binding, Grundriss, 4. Aufl., S. 189, Ziebarth a. a. 0. 
S. 359, No. 1, ferner mit grosser Entschiedenheit Hugo Meyer a. a. 0. 
S. 496, Haager, im Gerichtssaal, Bd. 27, S. 101, Reiffei, im Gerichts- 
saal, Bd. 39, S. 525, Ortmann a. a. 0. S. 34, Olshauseu a. a. 0. Note 24b 
zu § 73, Oppenhoff, Note 13 zu § 73, Rüdorff, Kommentar, 4. Aufl., 
herausgegeben von Stenglein, Anm. 18 zu § 73, endlich Entsch. des 
Reichsgerichts, Bd. 20, S. 312 und Bd. 18, S. 198 ff. Zutreffend da- 
gegen V. Buri im Gerichtssaal, Bd. 35, S. 522, Hälschner, Das gemeine 
deutsche Straf recht, Bd. 1, S. 683, v. Liszt a. a. 0. S. 243, Anm. 5 und die 
dort Citierten, Merkel, in v. HoltzendorfTs Handbuch, Bd. IV, S. 229, endlich 
badische Annalen, Bd. 39, S. 290 und Entsch. des österreichischen Kas- 
satioushofes, Bd. VII, S. 274 ff. Im Erfolg stimmt hiermit auch Geyer 
überein, allein mit anderer Begründung. Er sagt, Grundriss (1884), 
S. 189, dass die Rückfallsstrafe hinsichtlich des milderen Strafgesetzes 
deshalb nicht eintreten kann, weil „der Rückfall eine frühere Bestrafung 
voraussetzt und in dem Fall des § 73 die Bestrafung des leichteren der 
zusammentreffenden Verbrechen nicht erfolgt". Dieser Grund ist nicht 
ausreichend. Die Rückfallsstrafe kann vor allen Dingen schon deshalb 
nicht zur Anwendung kommen, weil, sobald das schwerere Delikt bestraft 
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Dass auf Grund der Vorschrift des § 73 ausschliesslieh die 
Strafe des schwersten Deliktes zur Anwendung gebracht und ins- 
besondere auf etwaige Nebenstrafen des geringeren Deliktes nicht 
erkannt werden darf, ist ein unbestrittener und in der Praxis durch 
konstante Judikatur des Eeichsgerichts festgestellter Grundsatz.^) 

Streng folgerichtig wird hieraus femer geschlossen, dass unbe- 
dingt dasjenige Gesetz entscheidend ist, welches die höchste Strafe 
androht, und dass das schwerere Minimum aus dem im übrigen 
weniger strengen Gesetz nicht entnommen werden darf.^) Diese ab- 
solute Exklusivität des schwersten Strafgesetzes zeigt klar, dass der 
Gedanke der Verbrechenskonkurrenz dem deutschen Eeichsstrafgesetz- 
buch fremd ist. 

In offenbarem Widerspruch mit dem klaren Wortlaut des § 73 
steht die von verschiedenen Seiten aufgestellte Behauptung, dass, 
wenn auch das härteste Strafgesetz ausschliesslich zur Anwendung 
zu bringen sei, die übrigen verletzten Strafgesetze als obligatorische 
Strafinehrungsgründe in Betracht kämen. Diese Ansicht wird vor 
allem von Olshausen^) vertreten. Er sagt: „Wenn auch im § 73 
der Satz ,poena maior absorbet minorem* Ausdruck finden sollte, so 
ist doch derselbe nicht sensu stricto zu verstehen; es liegt vielmehr 
in der Natur der Sache, dass . . . alle ideal konkurrierenden Delikte 
ihre Strafe zu finden haben; nur das wird positiv bestimmt, dass 
die Strafe lediglich auf Grund Eines Gesetzes . . . ausgemessen wer- 
den soll. . . . Daraus ergiebt sich, dass, wenn der Eichter bei Fest- 
setzung der Strafe von dem in concreto strafbarsten Delikte ausgeht, 
er die Idealkonkurrenz des andern Deliktes als strafmehrenden Zu- 
messungsgrund berücksichtigen muss, und zwar bis zu dem Grade, 
dass durch die erkannte Strafe auch jedes Delikt für sich genommen 
abgegolten erscheint." Diese Ausführungen gründen sich auf die 



wird, ein geringerer Mangel eines wesentlichen Thatbestandsmerkmals 
überhaupt nicht mehr vorhanden ist. Dieselbe Begründung wie bei Geyer 
findet sich auch bei Habermaas a. a. 0. S. 28. ^) Vgl. Entsch. des 

Reichsgerichts, Bd. IV, S. 219, Bd. V, S. 420ff., Bd. VI, S. 181 ff., 
Rechtsprechung, Bd. VIII, S. 330 und 331, ferner v. Buri a. a. 0. S. 522. 
Ziebarth a. a. 0. S. 359, Binding, Grundriss, S. 189, Merkel bei 
Holtzendorff, Bd. IV, S. 229, Rüdorff , Strafgesetzbuch, 4. Aufl., Anm. 14 
zu § 73, Geyer, Grundriss, S. 188, Hälschner a. a. 0. S. 684, 01s- 
hausen a. a. 0. Note 29 laß zu § 73, v. Liszt a. a. 0. S. 243, endlich 
Oppenhoff a. a. 0. Note 14 zu § 73. ^) So richtig Entsch. des Reichs- 
gerichts, Bd. IV, S. 218 ff., Bd. V, S. 420 ff., Bd. VI, S. 180 ff., Bd. VIII, 
S. 85, Bd. XVIII, S. 176, Bunger a. a. 0. S. 719, v. Liszt a. a. 0. S. 243, 
Anm. 4, Rüdorff a. a. 0. Anm. 15 u. a. Anderer Meinung dagegen 01s- 
hausen a. a. 0. Note 35a zu § 73, Entsch. des Reichsgerichts, Bd. III, 
S. 390 ff.. Hecker a. a. 0. S. 144, Oppenhoff a. a. 0. Note 15 zu § 73. 
Vgl. auch die nicht zutreffende Begründung in Bd. I der Entscheidungen 
des obersten Gerichtshofes für Bayern, S. 237. ^) A. a. 0. Note 34. 

Heinemann, Idealkonkurrenz. ' 
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Auffassung Olshausen's von der Idealkonkurrenz als Verbrechens- 
mehrheit und fallen, sobald diese Theorie als unrichtig erkannt ist. 
Allein ganz abgesehen von der prinzipiellen Frage, steht schon die 
unzweideutige Fassung § 73 der Auslegung Olshausen's entgegen. 
Die Worte: „So kommt nur dasjenige Gesetz, welches die schwerste 
Strafe u. s, w. androht, zur Anwendung" ergeben ganz klar, dass 
der Kichter innerhalb der Grenzen des die schwerste Strafe beziehungs- 
weise Strafart androhenden Gesetzes völlig freie Wahl haben soll. 
Wenn der Gesetzgeber dem Eichter eine bindende Direktive für die 
Strafzumessung innerhalb dieser Grenzen hätte geben wollen, so 
würde dies unbedingt haben ausgesprochen werden müssen. Da dies nicht 
geschehen ist, kann von einem obligatorischen Straftnehrungsgrunde 
keine Kede sein. Es steht vielmehr nichts entgegen, dass der Kichter 
bis auf das Minimum der betreffenden Strafe heruntergeht. Diese 
Interpretation wird durch die Motive bestätigt, welche bemerken : „Der 
Paragraph erkennt den Satz des gemeinen Eechts, dass bei der 
idealen Konkurrenz nur auf die Strafe des schwereren Verbrechens 
zu erkennen sei, an". Hiemach erscheint die Ansicht von Liszt's^) 
unbedenklich zutreffend, dass, wenn der Eichter einmal die Auswahl 
unter den mehreren Strafgesetzen getroffen hat, „das mildere Straf- 
gesetz in keiner W^eise zu berücksichtigen" ist.^) 

Die juristische Natur der Idealkonkurrenz als Konkurrenz 
von Strafgesetzen führt weiter zu der Konsequenz, dass die dem 
Kichter zur Aburteilung unterbreitete That als eine einheitliche 
anzusehen ist, auf welche nur Eine Entscheidung, sei dies nun eine 
Verurteilung oder eine Freisprechung, erfolgen darf. Femer folgt 
hieraus, dass die Aufhebung des Erkenntnisses in der höheren In- 
stanz das gesamte Urteil ergreift, mag auch der Mangel des früheren 
Erkenntnisses sich ausschliesslich auf einen der in Frage kommenden 

^) A. a. 0. S. 243. '^) Mit Olshausen stimmen tiberein: Hugo 

Meyer a. a. 0. S. 496, Binding, S. 174 unter a, Oppenhoff, Entschei- 
dungen des Ober-Tribunals, Bd. 20, S. 148, Hecker a. a. 0. S. 143. 
Vgl. im übrigen die bei Olshausen a. a. 0. citierte Litteratur. Einen 
fakultativen Schärfungsgrund nehmen dagegen an: Merkel bei Holtzen- 
dorff, Bd. IV, S. 229, ferner die bei Pezold, Die deutsche Strafrechts- 
praxis, unter No. 9 zu § 73 aufgeführten Entscheidungen, auch Entsch. 
des Reichsgerichts, Bd. VIII, S. 84ff., sowie die weiteren bei Ols- 
hausen citierten Entscheidmigen, schliesslich Oppenhoff, Note 17 zu 
§ 73: „Es ist dem erkennenden Richter unbenommen, bei Abmessung der 
Strafe nach dem (allein) massgebenden Gesetze die ideell konkurrierende 
Missthat als Erhöhungsgrund zu berücksichtigen". Vgl. auch die daselbst 
citierten Entscheidungen der höheren Gerichte. Mit der im Text ver- 
tretenen Ansicht stimmt, soweit es sich um unser positives Recht handelt^ 
auch Bünger a. a. 0. 8. 719 überein, allein de lege ferenda hält er die 
„durch § 78 geschaffene gesetzgeberische Lösung des durch die Konkur- 
renz mehrerer Strafgesetze entstehenden Konflikts" für „eine sehr mecha- 
nische und unbillige". Richtig endlich Rü dorff a. a. 0. Note 17. 
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rechtlichen Gesichtspunkte beziehen. Das Reichsgericht hat, ebenso 
wie früher das preussische Ober-Tribunal, diese Konsequenz richtig 
gezogen, damit aber den sonst vertretenen Standpunkt der Verbrechens- 
konkurrenz verlassen.^) Würde die Idealkonkurrenz eine Mehrheit von 
Verbrechen darstellen, so wäre nicht einzusehen, warum der Ange- 
klagte nicht des einen Verbrechens für schuldig, des andern dagegen 
für nicht schuldig zu erachten sein sollte, woraus sich die Konse- 
quenz ergäbe, dass teilweise Verurteilung und teilweise Freisprechung 
erfolgen könnte. Vom Standpunkt der Gesetzeskonkurrenz aus ist 
diese Folgerung dagegen ausgeschlossen. Da nach dieser Ansicht 
nur Ein Verbrechen vorliegt, durch welches allerdings eine Mehrheit 
von rechtlich geschützten Interessen verletzt wird, so ergiebt sich 
zwar für den Eichter, wie von Liszt^) zutreffend bemerkt, die Not- 
wendigkeit „urteilsmässig festzustellen — gegebenen Falls durch Be- 
fragung der Geschworenen^) — dass die Handlung unter beide Straf- 
gesetze fällt, und was ihn bei der Auswahl geleitet", die Handlung 
selbst aber ist immer als ein einheitliches Ganzes anzusehen. Daher 
ist entweder nur Verurteilung oder nur Freisprechung gestattet. 

Weiter folgt hieraus, dass, sobald aus einem einzigen recht- 
lichen Gesichtspunkte ein rechtskräftiges Erkenntnis gegen den An- 
geklagten ergangen ist, eine nochmalige Verfolgung der That aus 
einem andern Gesichtspunkt in Gemässheit des Grundsatzes: „ne bis 
in idem" unzulässig ist,'') — eine Folgerung, welche Oppenhoff^) 
mit Recht auch dann zieht, wenn „einzelne der ideell konkurrierenden 
Gesichtspunkte ungeprüft geblieben und infolgedessen, dem § 73 zu- 
wider, das mildere Gesetz statt des strengeren angewandt oder gar 
eine Freisprechung erfolgt sein" sollte. Auch dieser Satz ist nur 
vom Standpunkt der Gesetzeskonkurrenz aus berechtigt. Läge eine 
Mehrheit von Verbrechen vor, so würde das über die eine Strafthat 
ergangene Erkenntnis die andere unberührt lassen. 

Bereits oben ist erwähnt, dass in Konsequenz der hier ver- 
tretenen Ansicht dem Angeklagten die gesamten Kosten des Ver- 
fahrens zur Last zu legen sind, auch wenn das Gericht das Vor- 
handensein nur Einer Gesetzesverletzung annimmt, sowie dass die 
Frage nach mildernden Umständen nur einmal gestellt werden darf, 
da nur Eine verbrecherische Handlung vorliegt und diese, wie das 

^) So Rechtsprechung, Bd. 5, S. 604 ff., Oppenhoff, Entscheidungen 
des Ober-Tribunals, Bd. 17, S. 132. Vg:!. ferner Zimraerle, Die 
deutsche Strafrechtspraxis, Bd. 2, S. 96, No. 27 und die dort citierten Ent- 
scheidungen, endlich Oppenhoff a. a. 0. Note 18 zu § 73. '^) A. a. 0. 
S. 243. ^) So richtig auch Entsch. des Ober-Tribunals bei Oppen- 
hoff, Bd. 7, S. 133 und 134. *) Vgl. die zutreffenden Ausführungen bei 
Zimmerle, Die deutsche Strafrechtspraxis, Bd. 2, S. 96, No. 23 und Ent- 
scheidungen des Reichsgerichts, Bd. 9, S. 14ff. ^) Oppenhoff a. a. 0. 
Note 18. 
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Eeichsgericht^) zutreffend ausführt, „nur einheitlich unter gleich- 
zeitiger Erwägung der verschiedenen in Betracht kommenden recht- 
lichen Gesichtspunkte beurteilt werden kann". 

Wenn dieselbe Handlung unter mehrere Strafgesetze subsumiert 
werden kann, von denen das eine die Strafverfolgung nur auf Antrag, 
das andere dagegen von Amtswegen eintreten lässt, ein Strafantrag 
aber nicht gestellt ist, so kann nur das letztere bei der Strafabmes- 
sung Berücksichtigung finden, und zwar gleichviel, ob es im Ver- 
hältniss zu dem die Verfolgung an einen Strafantrag knüpfenden 
Gesetz das schwerere oder leichtere ist.^) Nicht begründet ist die 
Ansicht Hälschner's,^) welchem sich Puchelt*) anschliesst, dass, 
wenn „das am schwersten zu strafende Delikt ein Antragsdelikt ist, 
der mangelnde Antrag Straflosigkeit auch der konkurrierenden Official- 
delikte zur Folge" habe, da in jedem Falle idealer Konkurrenz das- 
jenige Gesetz angewendet werden soll, welches die schwerste Strafe 
androht. Hals ebner übersieht hierbei, dass der § 73 eine sub- 
sidiäre Aushilferegel für denjenigen Fall aufstellen will, in welchem 
mehrere Strafgesetze sich dem Eichter zur Auswahl darbieten. Dies 
ist aber in dem in Kede stehenden Beispiel nicht der Fall. Da das 
eine Strafgesetz wegen Fehlens des» Antrags nicht in Frage kommen 
kann, bleibt vielmehr hier nur das Officialdelikt behufs Bestra- 
fung übrig. 

Liegt im Falle der Idealkonkurrenz nur Ein Verbrechen vor, so 
kann, sofern es sich um einen jugendlichen Delinquenten handelt, 
die Einsicht in die Strafbarkeit der Handlung nicht zum Teil be- 
jaht und zum Teil verneint werden. Auch hier müssen die An- 
hänger der Theorie von der Verbrechensmehrheit zum entgegengesetzten 
Eesultate kommen.^) Es lässt sich von diesem Standpunkt aus denken, 



^) Rechtsprechung, Bd. 10, S. 158. Richtig auch Rüder ff a. a. 0. 
Anm. 21. ^) So richtig Oppenhoff, Entsch. des Ober-Tribunals, 

Bd. 7, S. 266, Bd. 20, S. 157, Bd. 18, S. 70, woselbst folgender Grundsatis 
ausgesprochen wird: „Die Straflosigkeit des Versuchs wegen Abwendung 
des verbrecherischen Erfolges durch die eigene Thätigkeit des Urhebers 
schliesst dessen Bestrafung nicht aus, insoweit die von ihm in idealer 
Konkurrenz vorgenommene Handlung eine andere vollendete Strafthat in 
sich schliesst". Übereinstimmend femer Fuchs im Gerichtssaal, Bd. 24, 
S. 358 ff., V. Bar in Goltdammer's Archiv, Bd. XIX, S. 650, Oppenhoff 
a. a. 0. Note 18 zu § 73 und Note 9 zu § 61, Olshausen a. a. 0. Note 36 
zu § 73, V. Schwarze, Kommentar zum Strafgesetzbuch für das deutsche 
Reich, 4. Aufl., Note 5 zu § 73 und Note 9 zu § 61, Rüdorff a. a. 0. 
Note 22, endlich Entscheid, des Obersten Gerichtshofes für Bayern, Bd. 3, 
S. 200 und Bd. 4, S. 264. ») A. a. 0. S. 685 und 686. ^) Das Straf- 
gesetzbuch für das deutsche Reich, S. 132, Note 2. Vgl. demgegenüber 
die treffenden Ausführungen in den Erläuterungen zum russischen Ent- 
wurf, S. 221. *) Vgl. hierzu die bei Pezold, Die deutsche Straf rechts- 
praxis, S. 36 zu § 56, No. 1 citierten Entscheidungen. 
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dass die Einsicht in die Strafbarkeit in Bezug auf das eine Delikt 
zu bejahen, in Bezug auf das andere aber zu verneinen ist. 

Was schliesslich die prozessuale Behandlung anbelangt, so muss, 
da im Falle der Idealkonkurrenz ein einheitliches Verbrechen vor- 
handen ist, über dasselbe in einem und demselben Verfahren ent- 
schieden werden. Die Zuständigkeit bestimmt sich nach dem schwersten 
der verletzten Strafgesetze. Findet das Gericht, dass dieses seine Zu- 
ständigkeit überschreitet, so muss es sich für unzuständig in betreff 
des ganzen Verfahrens erklären^) und darf nicht etwa die That nach 
dem milderen Gesichtspunkt beurteilen, mag es auch insoweit zu- 
ständig sein. 



§ 6. 

Abgrenzung der wirklichen Gesetzesiconicurrenz von der 

fälsclilicli 80 genannten. 

Um die hier behandelte Frage erschöpfend zu beantworten, ist 
es geboten, den Fall der Idealkonkurrenz scharf abzugrenzen von 
solchen Begriffen, welche zwar auf den ersten Blick manches Gemein- 
same mit jenem haben, in Wahrheit aber dennoch von ihm sehr ver- 
schieden sind. 

Wir haben im vorhergehenden das Wesen der Idealkonkurrenz 
darin gefunden, dass die verbrecherische Handlung unter mehrere 
Strafgesetze subsumiert werden kann, von welchen jedoch keines der 
Handlung nach ihren sämtlichen strafrechtlichen Seiten hin gerecht 
wird. Diese Auffassung steht im Widerspruch mit der herrschenden 
Meinung, welche trotz Einheit der Handlung eine Mehrheit von Ver- 
brechen annimmt. Allein auch die herrschende Doktrin kennt einen 
Begriff der Gesetzeskonkurrenz, sie versteht aber darunter etwas ganz 
anderes, als im vorstehenden darin gesehen wurde. Im folgenden soll 
es nun unsere Aufgabe sein, darzulegen, dass die gewöhnlich unter 
den Begriff der Gesetzeskonkurrenz gebrachten Fälle in Wahrheit gar 
nicht hierhin gehören, dass vielmehr die Idealkonkurrenz der einzige 
Fall wirklicher Gesetzeskonkurrenz ist, welchen das Strafrecht kennt. 

Man spricht von Gesetzeskonkurrenz, wenn dieselbe verbreche- 
rische Handlung zwar mehrere Strafgesetze verletzt, jedoch so, dass 
eines derselben die Handlung nach allen ihren Seiten hin umfasst. 



^) So richtig Olshausen a. a. 0. Note 39, Oppenhoff a. a. 0. 
Note 18 und Oppenhoff, Entscheidungen des Ober-Tribunals, Bd. 17, 
S. 134. 
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oder wenn, um die dasselbe besagende treffende Definition Merk el's^) 
zu wiederholen, einem einheitlichen Delikte gegenüber „ein Zusammen- 
treffen mehrerer, das Delikt begrifflich umfassender, aber in einem 
bloss alternativen Verhältnisse zu einander stehender Gesetze statt- 
findet". 

Dieser Fall unterscheidet sich von der Idealkonkurrenz dadurch, 
dass bei der Subsumtion der Handlung unter das zutreffende Gesetz 
kein Überschuss mehr vorhanden ist, dass sich vielmehr, wie von 
Liszt^) richtig bemerkt, „Thatbestand und Verbrechensbegriff voll- 
ständig decken". Der Dieb, welcher bei Begehung der That Waffen 
mit sich führt, verstösst gegen § 242 nicht minder, wie gegen § 243 
RStrGB.s. Sobald aber die That unter diese letztere Bestimmung 
subsumiert ist, ist ihre Strafwürdigkeit dem Willen des Gesetzgebers 
gemäss in jeder Beziehung und restlos zur Erledigung gebracht. Bei 
der idealen Konkurrenz dagegen giebt es, wie wir sahen, kein Straf- 
gesetz, welches die sämtlichen strafrechtlich relevanten Seiten des 
Delikts umfasst. Hierin liegt der wesentliche Unterschied zwischen 
beiden Begriffen. Zutreffend stellt Impallomeni^) das Wesen der 
sogenannten Gesetzeskonkurrenz in folgender Weise fest: „La essenzia- 
litä del reato piü lieve e compenetrata nella essenzialitä del reato piü 
grave, come il reato previsto dalla legge generale in quelle consi- 
derato dalla legge speciale, allo stesso modo che il meno sta nel 
piü: e quindi non 4 possibile che lo impero di una sola legge pe- 
nale, quella che piü completamente esaurisce nel suo contenuto la 
specie delittuosa". 

Nachdem der Begriff der Gesetzeskonkurrenz im Sinne der 
herrschenden Doktrin hiermit klargelegt ist, kann nunmehr die Frage 
aufgeworfen werden, ob wirklich in diesem Falle eine Konkurrenz von 
Strafgesetzen vorhanden ist, oder ob Bünger^) Recht hat, wenn er 
sagt: „Die Gesetzeskonkurrenz trägt ihren Namen von ihrem Schein, 
nicht von ihrem Sein. Denn sie scheint in casu nur vorhanden 
für den nicht unterrichteten Ausleger des Gesetzes, ist aber nicht 
vorhanden für den kundigen Interpreten, der nur eine Strafandrohung 
anwendbar erachtet, wenn nur ein strafrechtlich relevanter Erfolg in 
Frage steht." Von einer Konkurrenz von Gesetzen kann nur dann 
die Rede sein, wenn sich dem Richter eine Mehrheit von Strafpara- 
graphen zur Auswahl darbietet, wenn er nach richtiger Auslegung 
des Gesetzes zu dem Resultate kommt, dass der ihm vorliegende Fall 
nach der Vorstellung des Gesetzgebers sowohl unter die eine, wie 
unter die andere gesetzliche Vorschrift subsumiert werden kann. Dies 

1) Lehrbuch, S. 269. Vgl. auch Bern er, Lehrbuch, 16. Aufl., S. 267, 
V. Liszt a. a. 0. S. 241 ff., Oppenhoff, Note 6 zu § 73 u. a. Schlagend 
i8t auch die Definition Rüdorff's a. a. 0. Note 11 zu § 73. ^) A. a. 0. 
S. 245. 8) A. a. 0. S. 28. *) A. a. 0. S. 685. 
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aber ist bei der sogenannten Gesetzeskonkurrenz in keiner Weise der 
Fall. In dem vorgenannten Beispiel des angeblichen Zusammen- 
treffens von einfachem und schwerem Diebstahl in derselben Handlung 
ist doch ganz offenbar dieser letztere besondere Verbrechensbegriff nur 
zu dem Zwecke gebildet worden, damit die allgemeine, den Diebstahl 
betreffende Vorschrift nicht zur Anwendung komme. Der Intention 
des Gesetzgebers — und auf diese kommt es ausschliesslich an — 
geschieht Genüge, sobald der Thatbestand unter das erst genannte, 
das Delikt in allen seinen strafrechtlichen Beziehungen umfassende 
Gesetz subsumiert ist. Kommt hiemach nur dieses in Frage, so liegt 
eine Konkurrenz von Gesetzen nicht vor. 

Dasselbe gilt von allen andern Fällen, welche man unter diesen 
Begriff zu rubrizieren pflegt. Wir folgen bei der Betrachtung der- 
selben, der erschöpfenden Aufzählung Binding^s,^) welchem sich 
Olshausen^) anschliesst. Bin ding erwähnt zunächst den be- 
sprochenen Fall, dass „von den mehreren Strafgesetzen das eine lex 
generalis, das andere lex specialis ist" und folgert zutreffend, dass 
allein das letztere zur Anwendung kommt, mag es das schärfere 
oder mildere sein. Weiter gehört hierher die Konsumtion einer Straf- 
drohung durch die andere, welche Bin ding annimmt,^) „wenn ein 
Strafgesetz Thatbestand und Strafdrohung eines anderen teilweise in 
sich aufnimmt und dieses insoweit ausser Anwendung stellt, also 
konsumiert". So absorbiert die Strafe des Zweikampfs die der Tötung 
und der Körperverletzung, die Strafe der Überschwemmung die der 
Sachbeschädigung u. s. w. Auch hier liegt eine Konkurrenz von 
Gesetzen nicht vor, da der Gesetzgeber, worauf auch Binding hin- 
weist, dieses in der Natur der Sache liegende und daher regelmässig 
eintretende Zusammentreffen offenbar mit ins Auge gefasst und bei 
der Festsetzung der Strafe bereits berücksichtigt hat. 

Als dritten hierher gehörigen Fall nennt Binding die Sub- 



») A. a. 0. S. 527 ff. ^) A. a. 0. Note 12—14. Vgl. auch die treffen- 
den Ausführungren bei Hugo Meyer a. a. 0. S. 490—492. ^) A. a. 0. 
S, 863. Vgl. hierzu auch die scharfsinnigen Ausführungen Glas er 's in 
Haimerl's Magazin, Bd. X, S. 378 ff., welcher nach Anführung einer Reihe 
interessanter Beispiele zu folgendem Ergebnis gelangt: „Die ältere Krimi- 
nalistik hatte für den Angriff auf jedes zu schützende Objekt, oft für den 
auf eine ganze Gruppe derselben, nur Einen Namen; die moderne hat unter 
der Herrschaft des Satzes: ,nulla poena sine lege' in der Besorgnis, es 
könnte irgend ein Angriff straflos bleiben, um jedes solche Objekt ein 
Schanzwerk von Strafsanktionen gezogen, die von der leichtesten zur 
schwersten Verletzung derart aufsteigen, dass die auf die schwerste be- 
rechnete notwendig die leichteren mit in Anschlag bringt. Stehen nun 
die scheinbar in derselben Handlung znsammentreffenden Delikte in einem 
solchen Verhältnis zu einander, so kann offenbar nicht von zweien die 
Eede sein, sondern es kommt die strengere Strafsanktion allein in An- 
wendung." 
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sidiarität der Strafgesetze, d. h. wenn „zwei Strafgesetze, die teil- 
weise dieselben oder aber zwei einander ergänzende Thatbestände be- 
drohen, nicht im Verhältnis von lex specialis und lex generalis stehen, 
und dennoch das eine stets nur Anwendung finden will, falls das 
andere nicht Anwendung findet".^) Selbstverständlich kann hier, 
eben wegen der Subsidiarität der Gesetze, von einer Konkurrenz 
keine Bede sein. Es konunt immer nur Ein Strafgesetz und zwar 
zunächst das prinzipale und eventuell das subsidiäre in Betracht, — 
letzteres aber nur dann, wenn jenes aus irgend einem Grunde nicht 
Anwendung findet. 

Schliesslich spricht Binding noch von dem Fall der Alter- 
nativität der Strafgesetze. Auf das Wesen dieses Verhältnisses braucht 
hier nicht eingegangen zu werden, da schon der Name: „Alternativität 
der Strafgesetze" die Annahme einer Gesetzeskonkurrenz, — und nur 
auf die Feststellung dieser Thatsache kommt es hier an, — unbe- 
denklich ausschliesst. 

Das gemeinsame Merkmal aller vorgenannten Falle liegt darin, 
dass dieselbe Handlung zwar unter mehrere Strafgesetze subsumiert 
werden kann, der Intention des Gesetzgebers gemäss aber nur eines 
derselben — und zwar dasjenige, welches die besondere Gestaltung 
des betreffenden Deliktes in jeder Beziehung berücksichtigt, — zur 
Anwendung kommen soll. Hiemach werden wir Binding^) bei- 
stimmen müssen, wenn er die sogenannte Gesetzeskonkurrenz beim 
einheitlichen Verbrechen für einen Schein erklärt. Sie ist in der 
That nur bei äusserlicher, oberflächlicher Betrachtung des Gesetzes 
vorhanden. Nur solange man sich allein an den Wortlaut des Ge- 
setzes hält, scheint die Handlung, um bei dem häufigsten Fall stehen 
zu bleiben, dem allgemeinen und dem besonderen Gesetze zu unter- 
fallen. Dringt man dagegen in den Inhalt der Gesetzesworte, in den 
Geist des Gesetzgebers ein, so verschwindet diese angebliche Kon- 
kurrenz völlig, und es bleibt nur Eine in Wahrheit in Betracht kom- 
mende Strafandrohung übrig. Mit Kecht lässt daher Berner^) den 
Begriff der Gesetzeskonkurrenz für den in Kede stehenden Fall schlecht- 
weg fallen, verwirft auch diesen nur Verwirrung stiftenden Namen 
und verweist die ganze Frage dahin, wo sie allein hingehört, in die 
Lehre vor der Auslegung der Strafgesetze.*) 



^) A. a. 0. S. 355. ^) A. a. 0. S. 526. ^) Lehrbuch, 16. Aufl., 

S. 267 und 289. ^) So auch Hugo Meyer a. a. 0. S. 490, Oppenhoff 
a. a. 0. Note 6, Olshausen a. a. 0. Note 12 zu § 73: Bei der Gesetzes- 
konknrrenz ist die Frage zu lösen, „welches Gesetz unter den mehreren, 
denen die That scheinbar subsumiert werden kann, nach der mass- 
gebenden Intention des Gesetzgebers ausschliesslich Anwendung zu finden 
hat", Bünger a. a. 0. S. 685 ff., Merkel, Lehrbuch, S. 262 unter No. c, 
Impallomeni a. a. 0. S. 26 ff. u. a. 
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Diese wenigen Bemerkungen dürften genügen, um den Unter- 
schied — und dies ist für unsem Zweck allein wesentlich 
— zwischen der im § 73 RStrGB.s behandelten wirklichen Ge- 
setzeskonkurrenz und dem fälschlich mit diesem Namen von der 
herrschenden Doktrin bezeichneten Fall klar zu stellen. Bünger 
führt dafür die Ausdrücke: „echte" und „unechte" G^setzeskonkur- 
renz ein. Auch letztere Bezeichnung dürfte besser fallen gelassen 
werden, denn eine „unechte Gesetzeskonkurrenz" ist eben, wie auch 
Bünger anerkennt, gar keine, es ist daher im Interesse der begriff- 
lichen Klarheit vorzuziehen, hier überhaupt nicht mehr von einer 
Konkurrenz zu sprechen. 

Die Notwendigkeit hierzu liegt besonders für diejenigen vor, 
welche die Idealkonkurrenz nicht als ein Zusammentreffen von Ver- 
brechen, sondern lediglich als Konkurrenz von Strafgesetzen auf- 
fassen. Sie müssen diesen einzigen Fall wirklicher Gesetzeskonkur- 
renz von der sehr zu Uhrecht sogenannten streng sondern. Dass 
von Liszt dies nicht thut, ist von seinem Standpunkt aus nicht 
folgerichtig. Er stellt, wenn auch nicht in der praktischen Behand- 
lung, so doch in der theoretischen Konstruktion beide besprochenen 
Fälle einander gleich. Nach seiner Auffassung^) giebt es zwei Arten 
von Gesetzeskonkurrenz, zunächst den Fall, „dass von den mehreren 
verletzten Strafgesetzen Eins die Handlung nach allen ihren Seiten 
berücksichtigt, sodass Thatbestand und Verbrechensbegriff sich voll- 
ständig decken" und femer die Idealkonkurrenz. Einen begrifflichen 
Unterschied zwischen den beiden Fällen nimmt er nicht an. „Hier 
wie dort handelt es sich nicht um die Konkurrenz von Verbrechen, 
sondern um die Konkurrenz von Strafgesetzen. Der Unterschied liegt 
nur darin, dass wir dort im Gesetze selbst einen sichern Anhalts- 
punkt zu durchaus sachgemässer Entscheidung haben, hier dagegen 
nur mühsam über die vom Gesetze gelassene Lücke hinwegkommen." 
Diese Darstellung verwischt den soeben erörterten scharfen Gegensatz 
zwischen den beiden in Kede stehenden Fällen. Sie hebt nicht scharf 
genug hervor, dass bei der sogenannten Gesetzeskonkurrenz das Ge- 
setz selbst einen Deliktsbegriff gebildet hat, welcher die Handlung 
ihrem vollen strafrechtlichen Gehalte nach erschöpft, sodass bei Sub- 
sumtion der Handlung unter dieses Gesetz ein Überschuss nicht mehr 
vorhanden ist, sie betont nicht energisch genug, dass der Gesetz- 
geber einen eigenen Deliktsbegriff gerade zu dem Zwecke gebildet 
hat, um alle andern scheinbar in Betracht kommenden Strafvorschriften 
auszuschliessen. Die Aufgabe des Kichters besteht aber nur darin, das 
zutreffende Gesetz zu finden. Ist ihm dies gelungen, so kann es 

^) A. a. 0. S. 241—243, sowie in der Besprechung des italienischen 
Entwurfs von 1887, in den Abhandlungen des kriminalistischen Seminars 
zu Marburg, Bd. I, S. 41. 
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keinem Zweifel unterliegen, dass lediglich dieses Gesetz znr Anwen- 
dung kommen darf, sodass von einer Konkurrenz der Gesetze keine 
Eede ist. Bei der sogenannten Idealkonkurrenz dagegen ist kein 
Cresetz Yorhanden, welches die Strafwürdigkeit des mehrere Strafgesetze 
verletzenden Verbrechens nach jeder Bichtung hin zum Ausdruck 
bringt. Immer bleibt vielmehr ein Überschuss übrig, welcher ein 
Merkmal eines andern Deliktes bildet und selbst bei Anwendung des 
schwersten Strafgesetzes keine Berücksichtigung findet. In diesem 
Falle — aber auch nur dann — liegt also eine wirkliche Kon- 
kurrenz von Gesetzen vor, — ein Gegensatz, welcher in den ange- 
fahrten Worten von Liszt*s nicht zum deutlichen Ausdruck kommt, 
obwohl er für die Feststellung der juristischen Natur der Idealkon- 
kurrenz von grosser Bedeutung ist. ^) Sehr richtig bemerkt Bunge r:-) 
^Die sogenannte Gesetzeskonkurrenz ist nicht einmal dieses, sondern 
gar keine Konkurrenz und kann es die auf diesem Gebiete herrschende 
Begriffsverwirrung nur steigern, wenn diejenigen, welche in der Ideal- 
konkurrenz nur eine Gesetzeskonkurrenz erblicken, die Fälle unechter 
Gesetzeskonkurrenz, welche ihre Bezeichnung nicht aus inneren Grün- 
den, sondern nur als historischen Namen tragen, und jene den histo- 
rischen Namen der ,ungleichartigen Idealkonkurrenz* führenden Fälle, 
welche unter der Voraussetzung, dass sie Deliktseinheiten büden, sich 
als Fälle echter Gesetzeskonkurrenz darstellen, mit demselben Klassen- 
namen bezeichnen und hierdurch unter einen Hut bringen". Dieselbe 
Ungenauigkeit wie bei von Liszt findet sich übrigens auch in dem 
neuen argentinischen Entwurf. Nachdem dieser im ersten Absatz des 
Art. 78 die Idealkonkurrenz behandelt und dieselbe mit aller Schärfe 
wegen der Einheit des Entschlusses und der Einheit der Handlung 
lediglich als Gesetzeskonkurrenz bestimmt hat, heisst es im zweiten 
Absatz: „Si un hecho estu viere diferentemente reprimido por una 
disposiciön general y por una disposiciön especial, se aplicarä la 
ultima". Die Motive (S. 93) erläutern diese Bestimmung mit den 
Worten: „A la razön consistente en la unidad del hecho y de la 
resoluciön, se agrega otra, para fundar la segunda parte del articulo; 
es la de que, en virtud de una regia comün de interpretaciön, la 
disposiciön especial deroga la general en lo que la especial com- 
prende". Gegen diese Begründung treffen die obigen Ausführungen 
ebenfalls zu, sie ist durchaus richtig, übersieht nur, dass in dem in 
Eede stehenden Fall eine Konkurrenz von Gesetzen gar nicht vor- 
handen ist. 

Was endlich die Behandlung der sogenannten Cresetzeskonkurrenz 

^) Vgl. die treffenden Ausführungen bei Hill er im Gerichtssaal, 
Bd. 32, S. 236 ff. «) A. a. 0. S. 686. Siehe auch die scharf gefasste Be- 
griffsbestimmung bei Benz, Das Strafgesetzbuch für Zürich, 2. Aufl., um- 
gearbeitet von Zürcher, zu § 64 Anna. 1. 
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im Keichsstrafgesetzbuch anlangt, so ist zunächst zu prüfen, in wel- 
chem Verhältnis § 73 zu derselben steht. Dass der Inhalt der 
in Rede stehenden gesetzlichen Vorschrift auf die von der herrschen- 
den Lehre unter dem Namen: „Gesetzeskonkurrenz" zusammengefassten 
Fälle nicht passt und also hinsichtlich ihrer nicht anwendbar ist, 
wird nirgends bestritten. Dagegen ist von verschiedenen Seiten^) die 
Behauptung aufgestellt worden, dass dem Wortlaut des § 73 nach 
hierher auch die sogenannte Gesetzeskonkurrenz gehören würde, und 
dass es keinem Bedenken unterliege, dass der Gesetzgeber sich über 
den Gegensatz zwischen Ideal- und Gesetzeskonkurrenz keine Eechen- 
schaft gegeben habe. Dieser Ansicht kann nicht zugestimmt werden. 
Aus dem vorhergehenden dürfte vielmehr klar sein, dass schon die 
Fassung des § 73 jeder Beziehung desselben auf die Gesetzeskonkur- 
renz — dieses Wort immer im Sinne der herrschenden Doktrin ver- 
standen — entgegensteht. Denn hier sind nur bei äusserlicher Be- 
trachtung und Berücksichtigung des blossen Wortlautes der angeblich 
übertretenen Gesetze mehrere Strafgesetze verletzt, in Wahrheit jedoch 
ist dies nicht der Fall, es ist vielmehr nur gegen ein einziges Straf- 
gesetz Verstössen, nämlich gegen dasjenige, welches den in Frage 
kommenden Thatbestand vollständig erschöpft. Die einzige Besonder- 
heit der Gesetzeskonkurrenz besteht darin, dass bei ihr die Frage, 
unter welches Gesetz das einheitliche Verbrechen zu subsumieren ist, 
grössere Schwierigkeiten verursachen kann, als dies sonst der Fall 
ist.^) Sobald aber diese Schwierigkeit gehoben und der den That- 
bestand vollständig deckende Deliktsbegriff gefunden ist, kommt er 
allein in Betracht, von einer Verletzung mehrerer Gesetze also ist 
keine Eede. Völlig zutreffend bemerkt das Eeichsgericht:^) Im Falle 
der Gesetzeskonkurrenz „schliesst ein Gesetz die anderen, daher die 
Strafdrohung des einen die anderen aus; die Handlung verletzt also 
nur das Eine nicht ausgeschlossene Gesetz, während der § 73 von 
einer Handlung spricht, die mehrere Strafgesetze verletzt". 

Erhalten wir hiemach das Ergebnis, dass der § 73 RStrGB.s 
weder seinem Inhalte noch seinem Wortlaute nach mit der Gesetzes- 
konkurrenz — diesen Begriff im Sinne der herrschenden Doktrin ver- 
standen — irgend etwas zu thun hat, so fragt es sich nur noch, 
da auch eine andere in Betracht kommende Vorschrift hierfür nicht 
existiert, nach welchen Grundsätzen dieser Fall zu behandeln ist. 

Dieselben ergeben sich von selbst, sobald der Grund des Schweigens 



1) Vgl. z. B. Merkel in Holtzendorff's Handbuch, Bd. IV, S. 225 und 
Hälschner, Das gemeine deutsche Strafrecht, Bd. 1, S. 681 und 682. 
^) Schütze in der Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft, Bd. III, 
S. 55, redet daher richtig im Fall der Gesetzeskonkiirrenz von einem 
„blossen Subsnmtiouszweifel^. ^) Entsch., Bd. 18, S. 199. Richtig auch 
Olshausen, Note 12 zu § 73 und Hiller a. a. 0. S. 240. 
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unseres Gesetzbuchs erkannt ist. Mit Becht bemerkt Bern er/) dass 
der Gesetzgeber deshalb es unterlassen hat, dem Bichter irgend eine 
Anleitung zu geben, weil die Logik der Auslegung ihn von selbst 
zu dem richtigen Besultate führen muss. In der That herrscht denn 
auch in Praxis und Theorie nach dieser Bichtung hin im wesentlichen 
Übereinstimmung der Ansichten. Man ist sich darüber klar, dass 
das besondere Gesetz in Gemässheit des alten, von der 1. 41 D. de 
poenis 48, 19 ausgesprochenen Grundsatzes: „in omni iure species 
generi derogat^ das allgemeine ausschliesst, dass deshalb das ein- 
fache Delikt ausser Anwendung gesetzt wird durch das mit qualifi- 
zierenden , privilegierenden oder spezialisierenden Umständen ver- 
sehene. Ebenso herrscht kein Streit darüber, dass Strafgesetze, 
welche andern gegenüber nur subsidiäre Geltung haben, durch 
diese ausgeschlossen werden, dass insbesondere dasjenige Gesetz, 
welches die Verletzung eines Bechtsgutes verbietet, den Vorzug 
hat vor demjenigen, welches die Gefährdung eines solchen 
untersagt , dass ^ dasselbe zu gelten hat von allen die Vollen- 
dung oder das Unternehmen einer Strafthat untersagenden Nonnen 
gegenüber den gegen die Vorbereitung und den Versuch gerichteten, 
sowie dass schliesslich die die Anstiftung und die Beihilfe bedrohen- 
den Strafbestimmungen zurücktreten vor den gegen die Hauptthat 
selbst gerichteten. Was endlich den letzten der oben angeführten 
Fälle der sogenannten Gesetzeskonkurrenz anbelangt, die Konsumtion 
einer Strafdrohung durch die andere, so unterliegt es keinem Be- 
denken, dass dasjenige Strafgesetz, welches den Thatbestand eines 
andern in sich aufoimmt, dieses letztere ausser Anwendung stellt.^) 
Kann auf Grund aller dieser Vorschriften der Subsumtionszweifel 
nicht beseitigt werden, so bleibt nichts anderes übrig, als das die 
geringere Strafe androhende Gesetz zur Anwendung zu bringen. Auch 
dieser Satz ist allgemein anerkannt und zwar nicht minder in der 
deutschen, wie in der auswärtigen Doktrin. So bemerkt Impallo- 
meni^) richtig bei Besprechung des Falls, „che uno stesso fatto 
venga assunto sotto piü di una legge penale", dass hier der 
Grundsatz: „in dubio mitius" zur Geltung zu kommen habe. Gerade 
in diesem Punkte zeigt sich besonders deutlich der Unterschied 
zwischen der Idealkonkurrenz, also der wirklichen und echten Ge- 

1) A. a. 0., 16. Aufl., S. 267. ^} Vgl. über alle diese Punkte die 

übereinstimmenden Ausführungen bei 01s hausen a. a. 0. Note 12—14 
und die dort Citierten, ferner Oppenhoff a. a. 0. Note 6, v. Liszt 
a. a. 0. S. 241, Berner a. a. 0. S. 267, Schütze a. a. 0. S. 55, Haber- 
maas a. a. 0. S. 22, Binding a. a. 0. S. 527 flf., Bünger a a. 0. S. 686, 
Merkel, Lehrbuch, S. 269, Impallomeni a. a. 0. S. 27 if. u. a., sowie 
Entsch. des Beichsgerichts, Bd. 4, S. 432, Bd. 6, S. 95 und 244, Bd. 7, 
S. 116 und 246, Bd. 9, S. 262, Bd. 14, S. 386, Bd. 17, S. 65, Bd. 19, S. 252 
und Bd. 20, S. 305 ff. ^) A. a. 0. S. 28. 
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setzeskonknrrenz, und der fälschlich mit diesem Namen bezeichneten. 
Bezüglich der ersteren ordnet § 73 an, dass das die schwerste Strafe 
androhende Gesetz ausscBliesslich zur Anwendung zu bringen sei, und 
dies aus einem guten Grunde. Denn da hier wirklich mehrere Straf- 
gesetze verletzt sind, so geschieht dem Willen des Gesetzgebers wenig- 
stens annäherungsweise dadurch Genüge, dass dem Thäter die härteste 
Strafe auferlegt wird. Im zweiten Falle dagegen sind nicht mehrere 
Gesetze, sondern entweder das eine oder das andere verletzt, der 
Eichter ist nur im Zweifel darüber, welches von beiden dies ist. 
Daher muss er das mildeste Gesetz anwenden, sonst würde er gegen 
das Grundprinzip des Strafrechts: „in dubio pro reo" Verstössen. 
Sehr treffend wird diese Verschiedenheit zwischen der eigentlichen 
Gesetzeskonkurrenz und der fälschlich so genannten von Cogliolo^) 
dargestellt. Er sagt: „II concorso ideale non deve confondersi coUa 
ipotesi di un fatto che puö considerarsi tanto come la violazione di 
una legge, quanto come la violazione di un' altra legge. Ad esempio : 
quando il giudice pende incerto tra il danno dato ed il farto, non 
puö darsi tra questi reati concorso ideale perche Tanimo di dan- 
neggiare esclude l'animo di rubare. In questo caso di dubbio, lungi 
dair esservi concorso si ha, che Tun reato esclude necessariamente 
r altro, e la questione si deve risolvere coli' applicazione della regola 
che nel dubbio deve prescegliersi la soluzione piü favorevole per 
l'imputato. E per tanto il contrario di quanto awiene in tema di 
concorso in cui vale 1' applicazione del titolo piü grave." 

Die in diesen Worten ausgesprochenen Grundsätze ergeben sich 
von selbst aus logischen Erwägungen. Es bedurfte daher einer aus- 
drücklichen gesetzlichen Bestimmung hierfür nicht. Eine solche war 
nur nötig für den Fall eines wirklichen Konfliktes mehrerer Straf- 
gesetze. 

Das Eesultat, welches wir hiemach erhalten, kann in Überein- 
stimmung mitHiller^) kurz dahin formuliert werden: Eine wirkUche 
Gesetzeskonkurrenz ist nur dann vorhanden, wenn kein Strafgesetz 
aufzufinden ist, welches dem betreffenden Verbrechen nach seinen 
sämtlichen strafrechtlich erheblichen Seiten hin gerecht wird, wenn 
dieses vielmehr unter verschiedene Strafgesetze zugleich und zwar in 
der Art subsumiert werden kann, dass, mag man auch ein Gesetz 
zur Anwendung bringen, welches man immer will, sich stets ein bei 
der Festsetzung der Strafe nicht Berücksichtigung findender Über- 
schuss ergiebt. Lediglich für die Eegelung dieses Falles ist der 
§ 73 EStrGB.s bestimmt. Die fälschlich sogenannte Gesetzeskon- 
kurrenz hat dagegen mit ihm nicht das Geringste zu thun. Hierfür 



^) Completo trattato teorico e pratico di diritto penale, Note 47 auf 
S. 1351. 2) A. a. 0. S. 236^240. 
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gelten vielmehr die gewöhnlichen Grundsätze von der Auslegung der 
Strafgesetze. Das Beichsstrafgesetzbuch hat daher mit Recht diesen 
Fall gänzlich unberücksichtigt gelassen. 



§ 7- 

Die Idealkonkurrenz in der Gesetzgebung und Wissenschaft 

des Auslandes. 

Bei der Betrachtung der auswärtigen Gesetzgebung sind ver- 
schiedene Gruppen zu sondern. Wir beginnen mit derjenigen, welcher 
die Einteilung der Verbrechenskonkurrenz in eine ideale und reale 
völlig unbekannt ist, welche vielmehr nur bei einer Mehrheit natür- 
licher Handlungen eine Mehrheit von Delikten als gegeben annimmt. 
Hieran wird sich die Betrachtung der wenigen Gesetze knüpfen, welche 
die Idealkonkurrenz ausdrücklich als nicht zur Verbrechenskonkur- 
renz gehörig bezeichnen. Die dritte Klasse bilden diejenigen Länder, 
welche in ihren Systemen die Zweiteilung in ideale und reale Kon- 
kurrenz zwar beibehalten, erstere aber nicht als einen Fall des Zu- 
sammentreffens mehrerer Verbrechen in derselben Handlung, sondern als 
Konkurrenz mehrerer verletzter Strafgesetze auffassen. Zum Schluss 
werden die wenigen durch die deutsche Doktrin beeinflussten Gesetze 
genannt werden, welche ideale und reale Konkurrenz gleichmässig als 
Unterarten der Deliktskonkurrenz betrachten. 

Zur ersteren Gruppe gehört zunächst die franzSsische Gesetz- 
gebung. Der Code penal enthält über die Konkurrenz der Verbrechen 
gar keine Vorschriften. Dagegen heisst es im Artikel 365 des code 
d'instructLon criminelle: „En cas de convictions de plusieurs crimes 
ou delits, la peine la plus forte sera seule prononcöe". Dass diese 
Bestimmung sich nur auf die sogenannte Eealkonkurrenz bezieht, zu 
ihrer Voraussetzung also eine Mehrheit von Handlungen hat, ist in 
der französischen Litteratur völlig unbestritten. So sagt z. B, Gar- 
raud:^) „Les articles 365 et 379 du code d'instruction criminelle 
ne prövoient, dans leur esprit comme dans leurs termes, que le con- 
cours reel et non le concours formel d'infractions". Übereinstimmend 
hiermit bemerkt Laborde:^) „Le concours d'infractions dont nous 
avons parle jusqu'ici, le seul d'ailleurs dont s'occupe l'article 365, est 
celui qui s'6tablit entre infractions resultant de faits materiels distincts 

^) Traite theorique et pratique, 2. Bd., S. 275, siehe auch Garraud, 
Precis de droit crimiiiel, S. 857. '^) Cours elementaire de droit criminel. 
Unrichtig bezieht Dollmann-Risch, Kommentar zum bayrischen Straf- 
gesetzbuch, S. 675, Anm. 12, den Art. 365 auch auf die ideale Konkurrenz. 
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et independants Tun de l'autre. On l'appelle concours r6el." Ebenso 
bezieht die französische Praxis die in Eede stehende gesetzliche Vor- 
schrift immer nur auf die reale Konkurrenz. Kolland de Vil- 
largues^) bemerkt unter Anfahrung zahlreicher Entscheidungen der 
französischen Gerichtshöfe: „Cependant lorsque deux contraventions 
procedent d'un fait unique, tel que la vente d'une preparation mödi- 
camenteuse qui est en meme temps un remede secret, il n'y a lieu 
qu'ä une seule amende". In der Anmerkung 101 daselbst heisst es 
weiter: „Un individu ne peut 6tre condamne ä deux peines distinctes 
ä, raison d'un mtoe d^lit: par exemple, ä deux amendes, ä raison de 
rimpression d'un 6crit en sa qualitö d'imprimeur, et ä raison de la 
publication, en sa qualit^ de gerant d'un Journal; une seule peine 
doit etre prononc6e". Diese Entscheidungen sind nur unter der Vor- 
aussetzung zutreffend, dass Artikel 365 für die Idealkonkurrenz nicht 
gilt. Denn da derselbe nur auf Verbrechen und Vergehen, nicht aber 
auf Übertretungen Anwendung findet, hier vielmehr sämtliche Strafen 
zu kumulieren sind, so müssten in den genannten Beispielen die meh- 
reren Geldstrafen zusammengerechnet werden, sofern auch die Ideal- 
konkurrenz unter das in Frage kommende Gesetz fallen würde. 

Ergiebt sich hiemach, dass die französische Gesetzgebung den 
Begriff der Idealkonkurrenz nicht kennt, vielmehr für eine Handlung 
überall nur eine Strafe für angemessen erachtet, so fragt es sich nur 
noch, wie die Wissenschaft den in Eede stehenden Fall beurteilt. 
Hierauf ist zu antworten, dass sie fast ausnahmslos den Standpunkt 
des Gesetzes biUigt, dass sie in der Idealkonkurrenz keine Delikts- 
mehrheit, sondern nur eine Mehrheit verletzter Strafgesetze sieht und 
daher eine eigene Bestimmung für diesen Fall als überflüssig erachtet". 
Statt aller andern seien hier die treffenden Ausführungen Ortolan's^) 
angeführt. Derselbe polemisiert zunächst gegen den Ausdruck: Kon- 
kurrenz der Delikte, welcher das Wesen der Sache nicht trifft. „II n'y 
a pas concours, il y a cumul de delit sur delit. Compris ou non 
compris dans une mßme instance, ces delits existent tous, l'agent est 
coupable de tous, il est punissable ä raison de tous." Ortolan 
kommt sodann auf die ideale Konkurrenz zu sprechen^) und führt 



^) Las Codes crirainels, 5. Aufl., Bd. 1, Anm. 99 zu Art. 365. Vgl. 
die damit übereinstimmenden Ausführungen bei Chauveau-Helie, Theorie 
du Code penal, 6. Aufl., S. 288 ff. und Acollas, Les delits et les peines, 
S. 124, ferner Villey, Precis d'un cours de droit criminel, 5. Aufl., S. 142, 
welcher nach Besprechung der Konkurrenzlehre bemerkt: „Ce que nous 
disons ne s'applique pas au cas oü un meme fait viole plusieurs lois et 
constitue plusieurs delits: ce qu'on a appele cumul ideal de delits". Siehe 
auch Sirey-Gilbert, Kommentar zum code d'instruction criminelle zu 
Art. 365, No. 12 und endlich die Erläuterungen zum russischen Entwurf, 
tibersetzt von Gre teuer, zu Art. 55, S. 219. ^) Elements de droit penal, 
4. Aufl., Bd. I, S. 536. ») A. a. 0. S. 537, No. 1149. 
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hier folgendes ans: ^Si Tagent n'a commis qu'un seol fait, lequel 
contient en soi la yiolation de plusieurs devoirs, qai se r^unissaient 
ponr le ddfendre, la transgression de plnsienrs lois pönales qoi le 
frappaient chacone de peine : an point de vne de Texercice physiqne, 
de ractivit^ hnmaine, de l'acte mat^hel accompli, il n*y a qn'nn seol 
d^lit; mais an point de vne de Tappr^ciation morale de cet acte, il j 
en a plnsienrs. Cette sorte de cnmnl est nomm^e cnmnl id^al, cnmnl 
moral de d^lits.^ Was die Höhe der in Anwendnng zn bringenden 
Strafe anbelangt, so hält es Ortolan für zweifellos, dass der Thäter 
in diesem Falle nnr einmal gestraft werden kann. ^Cest par la plns 
grave des transgressions en Ini contennes qne l'acte sera caracterise ; 
ce sera la peine de cette transgression la plns grave qni sera ap- 
püqnee.^' Diese Ansichten finden in der Litteratnr fast allgemeinen 
Beifall. 1) 

Keinerlei Vorschriften über die sogenannte ideale Konkurrenz 
finden sich auch in der Ssterrelchlschen Strafgesetzgebnng. Die- 
selbe ist bis znm Jahre 1803 bereits oben besprochen. Den von ihr 
eingenommenen Standpunkt hält das Strafgesetzbuch vom 27. Mai 
1852 fest. Der § 34 daselbst bestimmt in wesentlicher Übereinstim- 
mung mit § 28 des Strafgesetzbuchs von 1803: „Hat ein Verbrecher 

^) Vgl. A CO IIa 8 a. a. 0., welcher ideale Konkurrenz als vorhan- 
den annimmt, „ou Pagent n'a commis qu'un fait, mais oü ce fait, seien 
le point de vue auquel on l'envisage, contiendrait des delits diffe- 
reuts", femer Garraud, Precis, S. 357: „il faut donc reconnaitre, . . . 
qull ne pent y avoir qu'un seul chätiment, en cas de concours intellectnel 
de delits, parce qu'il n'y a qu'nn fait uniqne et une seole resolntion cri- 
minelle, et qne le principe de raison non bis in idem ne permet pas d'ap- 
pliquer, en m^me temps, deux qualifications penales et deux peines au 
m§me fait. C'est par la plns grave des infractions, snite de ce fait nniqne, 
qne le fait sera caracteris^ et la peine appliquee". In diesen Worten wird 
mit schärfster Präzision das Vorhandensein der Verbrechenseinheit im 
Falle der Idealkonkurreuz zum Ausdruck gebracht. So auch Rauter, 
Traite theorique et pratique du droit criminel, Bd. I, S. 226 und 227 : „Sil 
n'y avait qu'un seul acte materiel de delinquer, quoiqu'il renfermät pln- 
sienrs delits, moralement parlant (concursus idealis), ü n'y aurait devant 

la loi penale qu'un seul delit, seulement c'est le cas du delit le 

plus grave compris dans ce d6Ut complexe Le veritable concours de 

delits ... est donc celui qui se forme par le concours materiel de plusieurs 
delits, dont la mßme personne est l'auteur." Siehe femer Villey a.a.O. 
S. 141 und 142 u. a. — AbweichenVier Ansicht ist lediglich Tissot, Le 
droit penal, S. 192, welcher nach Besprechung der Realkonkurrenz fort- 
Wait: „II y aurait egalement double culpabilite et double peine merit^e 
alors m^me qne les deux delits seraient simultanes ou distincts par la 
pens^e seulement, par exemple, si uu fils militaire se livrait a de mauvais 
traitement a l'egard de son pere qui serait aussi son chef dans la hierar- 
chie. Ici l'acte materiel est unique. On pourrait appeler complexes les 
delits de cette esp^ce.^ Diese durch die deutsche Doktrin beeinflussten 
Ausführungen stehen aber, wie bemerkt, durchaus vereinzelt in der fran- 
zösischen Wissenschaft da. 
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mehrere Verbrechen begangen, welche Gegenstand der nämlichen Unter- 
suchung und Aburteilung sind, so ist er nach jenem, auf welches die 
schärfere Strafe gesetzt ist, jedoch mit Bedacht auf die übrigen Ver- 
brechen zu bestrafen". Über die Tragweite dieser Vorschrift herrscht 
in der österreichischen Litteratur und Praxis keineswegs Übereinstim- 
mung der Ansichten. Die ältere Judikatur bezog den § 34, wie dies 
nach seinem Wortlaut unbedingt zutreffend ist, ausschliesslich nur 
auf die reale Konkurrenz. So bestimmte z. B. der Kassationshof in 
einer bei Peiker^) abgedruckten Entscheidung: „Es geht nicht an 
und ist im Gresetze nicht gegründet, eine und dieselbe Handlung aus 
einem doppelten Gesichtspunkte nach verschiedenen Strafgesetzen für 
strafbar zu erklären". Ein Schuldner, der seinen Gläubiger der 
Fälschung des Schuldbriefs beschuldigte, begeht daher nach Ansicht 
des Gerichts nur das Verbrechen der Verläumdung, nicht zugleich 
auch dasjenige des Betruges, obgleich er hoffte, auf diesem Wege 
von der Bezahlung der geschuldeten Summe befreit zu werden. In 
dieser Entscheidung wird richtig das Wesen der Idealkonkurrenz in 
der gleichzeitigen Verletzung mehrerer Strafgesetze gesehen und daher 
der von dem Zusammentreffen mehrerer Verbrechen handelnde § 34 
in diesem Falle für unanwendbar erklärt. In einer andern Entschei- 
dung hatte sich das Landgericht dahin ausgesprochen, dass dem An- 
geklagten dieselben Äusserungen, wegen welcher er des Verbrechens 
der Majestätsbeleidigung für schuldig befunden wurde, nicht auch als 
Verbrechen der Störung der öffentlichen Kühe angerechnet werden 
könnten. Der oberste Gerichtshof trat diesen Ausführungen bei, da 
eine und dieselbe Handlung „nicht aus einem doppelten Gesichts- 
punkte nach verschiedenen, überdies einen gleichen Strafsatz ent- 
haltenden Bestimmungen als strafbar angesehen werden" kann.^) 

In der österreichischen Litteratur fand diese Ansicht nur geringe 
Zustimmung. Schon Jenull*) wollte den § 28 des Strafgesetzbuchs 
von 1803 auf alle Arten der Konkurrenz von Verbrechen anwenden, 
da auch in der idealen Konkurrenz „ein wirkliches (reales) Zusam- 
mentreffen von Verbrechen" enthalten sei. Ebenso bezieht Hye^) 
den § 34 des Strafgesetzbuchs von 1852 sowohl auf die gleichartige 
und ungleichartige, als auf die reale und ideale Konkurrenz, da „nach 
der Natur der Sache ebensowohl die gleichartige Konkurrenz als auch 
die ungleichartige entweder durch mehrere nacheinander folgende oder 

^) Sammlung der auf die Straf prozessordnnng sich beziehenden Ent- 
scheidungen des k. k. obersten Gerichts- und Kassationshofes, No. 870. 
*) Siehe bei Peiker a. a. 0. No. 369 und Herbst, Die grundsätzlichen 
Entscheidungen des k. k. obersten Cierichtshofes, 3. Aufl., S. 40. ^) Das 
österreichische Kriminalrecht, 2. Aufl., Bd. I, S. 312 und 813. So auch 
Was er in der Zeitschrift für österreichische Rechtsgelehrsamkeit, Jahr- 
gang 1845, Bd. I, S. 6. *) Das österreichische Strafgesetz vom 27. Mai 
1852, Bd. I, zu § 34, S. 453 und 454. 

Heine mann, Idealkonkurrenz. o 
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auch nur durch eine einzige Thathandlung vollfahrt werden können". 
Derselbe Standpunkt wird mit Entschiedenheit auch von Herbst^) ver- 
treten. Wenn, so führt er aus, „in der Handlung wirklich die Merk- 
male zweier verschiedener Rechtsverletzungen und damit in der That, 
und nicht bloss scheinbar, die Merkmale zweier Verbrechen vorliegen, 
so ist kein Grund vorhanden, warum nicht diese mehreren Verbrechen, 
z. B. wenn ein Vater seine Tochter gewaltsam geschändet hat, das 
Verbrechen der Notzucht und jenes der Blutschande als begangen 
sollten zugerechnet werden können".^) Dieser Ansicht der Theorie 
hat sich später auch die Judikatur angeschlossen. Von den zahl- 
reichen Entscheidungen des Kassationshofes sei nur die bei Glaser^) 
abgedruckte angeführt, wonach ein Angeklagter wegen derselben Hand- 
lung der Abtreibung der Leibesfrucht und der Beschädigung der 
Mutter für schuldig befunden wurde, da „die Ansicht, dass durch 
eine Handlung auch nur ein Verbrechen begangen werden könne, 
weder im Gesetze gegründet ist, noch aus der Natur der Sache als 
Grundsatz aufgestellt werden kann".^) 

Der in diesen Ansichten vertretene Standpunkt ist bei der zur 
Zeit noch nicht zu einem Abschluss gelangten Umgestaltung der 
österreichischen Gesetzgebung nicht zur Anerkennung gekommen. Der 
Entwurf eines Strafgesetzes aus dem Jahre 1874 unterscheidet sich 
von den bisherigen Strafgesetzbüchern dadurch, dass er eine eigene 
Bestimmung über die sogenannte Idealkonkurrenz aufnimmt. Er de- 
finiert dieselbe jedoch ganz abweichend von der Theorie der sämt- 
lichen, vorgenannten Schriftsteller, aber in Übereinstimmung mit § 100 



^) Handbuch des österreichischen Strafrechts, 6. Aufl., S. 120. *) Über- 
einstimmend mit den oben Genannten Kudler, Erklärung des Strafgesetzes 
über schwere Polizei-Übertretungen, Bd. II, 3. Aufl., zu §393, Zachariae 
im Archiv des Kriminalrechts, N. F., Jahrgang 1853, S. 415, Schütze in 
der Zeitschr. f. d. ges. Strafrechts Wissenschaft, Bd. III, S. 104 und 105, end- 
lich Janka, Das österreichische Strafrecht, 2. Aufl., S. 164 ff., woselbst er 
sich insbesondere gegen den Standpunkt v. Liszt's wendet und ausführt, 
dass, wenn eine mehrfache Normttbertretung vorliegt, sich der Umstand, 
dass ein Moment, welches zu dem Thatbestande der verschiedenen Ver- 
brechen gehört, nur einmal vorkommt, der Deliktsmehrheit nicht entgegen 
halten lässt. ^) Glaser, Sammlung strafrechtlicher Entscheidungen des 
k. k. obersten Gerichts- und Kassationshofes, Bd. II, No. 926. Siehe auch 
No. 970 daselbst, ferner No. 1000, 1110 und Bd. I, No. 712 und 728. *) So 
auch Plenarbeschlüsse und Entscheidungen des k. k. Kassationshofes, Bd. I, 
No. 53, S. 274, Bd. IV, No. 345, S. 139, Bd. VIII, No. 840, S. 194 u.a. Zu 
beachten ist, dass das Strafgesetz über Gefällsübertretungen vom Jahre 
1835 in der That auf diesem Standpunkt steht und sowohl für die ideale 
wie für die reale Konkurrenz Kumulierung sämtlicher Strafen anordnet. 
§ 105 lautet: „Hat jemand zugleich oder zu verschiedener Zeit mit dem- 
selben oder mit verschiedenen Gegenständen zwei oder naehrere Gefälls- 
übertretungen begangen, so soll die Strafe für jede Übertretung . . . 

besonders bemessen werden". 
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des österreichischen Militärstrafgesetzbuchs über Verbrechen und Ver- 
gehen vom 15. Januar 1855, im §75 dahin: „Wenn durch eine und 
dieselbe Handlung verschiedene Bestimmungen des Strafgesetzes ver- 
letzt sind, so kommt nur diejenige Bestimmung, welche die schwerste 
Strafe . . . androht, in Anwendung". In der Begründung zum Ent- 
wurf wird durchaus zutreffend bemerkt, dass die schwerste Straf- 
bestimmung deshalb allein in Betracht kommen kann, weil der zu- 
fällige Umstand, dass die Handlung „gleichzeitig die Merkmale eines 
andern minder strafbaren Deliktes an sich trägt", die rechtliche Be- 
urteilung derselben nicht zu ändern vermag. Die in der öster- 
reichischen Doktrin herrschende Ansicht, welche für die ideale Kon- 
kurrenz dieselbe Behandlung wie für die reale wünscht, verwirft die 
Begründung mit grosser Entschiedenheit, sie hält es geradezu für 
„unnatürlich, hier eine Kumulierung eintreten zu lassen und alle 
Bestimmungen des Strafgesetzes, welche verletzt erscheinen, vereint 
auf den Thäter anzuwenden". Der Strafgesetzausschuss liess den in 
Rede stehenden Paragraphen der Regierungsvorlage, soweit er die 
Begriffsbestimmung der Idealkonkurrenz betrifft, unverändert, setzte 
dagegen die Strafe anders fest. Er lautet in seinem wesentlichsten 
Teil folgendermassen : „Wenn durch eine und dieselbe Handlung ver- 
schiedene Bestimmungen des Strafgesetzes verletzt sind, so ist nur 
eine Strafe zu verhängen; hierbei kommt ein Strafsatz in Anwendung, 
welcher sich in Bezug auf Art, Höchst- und Mindestausmass nach 
denjenigen der verletzten Bestimmungen zu richten hat, welche in 
dieser Hinsicht die strengsten sind".^) Die Regierungsvorlage aus 
dem Jahre 1889 behielt diese Vorschrift wörtlich bei. Dagegen 
lässt die Regierungsvorlage aus dem Jahre 1891 die Idealkonkurrenz 
völlig unberücksichtigt, kehrt also wieder zu dem ursprünglichen 
Standpunkt der österreichischen Gesetzgebung zurück. § 76, die ein- 
zige Bestimmung über die Verbrechenskonkurrenz, handelt von der 
Realkonkurrenz und lautet: „Beim Zusammentreffen mehrerer mit Strafe 
bedrohter Handlungen ist nur eine Strafe zu verhängen". Diese wird 
in wörtlicher Übereinstimmung mit der oben genannten Vorschrift aus 
der Regierungsvorlage vom Jahre 1874 festgesetzt. In der Begrün- 
dung^) heisst es: „Der vorliegende Entwurf beabsichtigt nicht, eine 
Änderung in den Grundsätzen herbeizuführen, welche dem in der 
X. Session eingebrachten Entwürfe zu Grunde gelegt waren. Die an 
demselben vorgenommene Änderung verfolgt den Zweck, möglichst 
klar zu stellen, dass die Fälle der Gesetzeskonkurrenz nicht Gegen- 
stand der vorstehenden Bestimmungen sind." Hiermit wird also 
wieder auf die in der früheren Judikatur des Kassationshofes ver- 



^) Ofner, EinijSfe Reform vorschlage zum Strafgesetzbuch, Wien 1890, 
tadelt S. 24 die Strafbestimmung des § 75 als viel zu hart. *) S. 159. 

8* 
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tretenen Grundsätze zurückgegangen, wonach aus einer Handlung 
immer nur eine Mehrheit verletzter Strafgesetze, nicht aber selbstän- 
diger Verbrechen hervorgehen kann, — ein Fall, welcher einer aus- 
drücklichen gesetzlichen Regelung, wie mit Kecht angenommen wird, 
nicht notwendig bedarf. 

Unter den Strafgesetzbüchern der schweizerischen Kantone 
findet sich ebenfalls eine erhebliche Anzahl, welchen der Begriff der 
Idealkonkurrenz imbekannt ist.^) Hierhin gehören das frühere Straf- 
gesetzbuch des Kantons Tessin vom Jahre 1816, das von Basel 
aus dem Jahre 1821, der Entwurf für Genf vom Jahre 1817, sowie 
von den zur Zeit geltenden Gesetzen diejenigen von Waadt, Grau- 
bünden, Neuenburg, Aargau, Wallis, Genf, welches den oben 
genannten Bestimmungen des Code folgt, und endlich das Bundes- 
gesetz über das Bundesstrafrecht der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft vom Jahre 1853, welches im Artikel 33 — der einzigen Be- 
stimmung über die Verbrechenskonkurrenz, — folgendes vorschreibt: 
„Wenn mehrere noch nicht bestrafte Übertretungen des gleichen 
Thäters so zur Untersuchung kommen, dass darüber in einem und 
demselben Urteile zu erkennen ist, so soll die Strafe des schwersten 
dieser Verbrechen angewendet, die übrigen aber als besondere Schär- 
fangsgründe berücksichtigt werden". 

Das dänische Strafgesetzbuch vom 10. Februar 1866 behan- 
delt die Konkurrenz der Verbrechen im 7. Kapitel. Es kennt eben- 
falls nur die Kealkonkurrenz. Der entscheidende § 62 beginnt mit 
den Worten: „Pindes Nogen under samme Sag skyldig i flere For- 
brydelser, bliver Straffen for disse at fastsoette under Eet, saaledes 
at de alle medvirke til at bestemme dens St0rrelse". Die folgenden 
Bestimmungen beschäftigen sich sodann lediglich mit der weiteren 
Ausführung dieser Vorschrift, ohne dass der Fall der sogenannten 
Idealkonkurrenz berührt wird. 

Auch die russische Gesetzgebung hat diesen Begriff niemals 
aufgestellt. Das Strafgesetzbuch vom Jahre 1845 definiert im § 139 
die Konkurrenz folgendermassen : ^) „Wer eines Verbrechens überführt 
ist und, vor Beendigung des darüber eingeleiteten Gerichtsverfahrens, 
ein neues Verbrechen begeht, wird nach den Eegeln über Konkurrenz 
der Verbrechen bestraft". Hier wird also mit völliger Klarheit das 
Vorliegen mehrerer Handlungen als Voraussetzung der Verbrechens- 
konkurrenz betrachtet. Denselben Standpunkt nimmt § 152 des Ge- 
setzbuchs und der Kriminal-Korrektionsstrafen vom Jahre 1866 ein, 



^) Vgl. hierzu die schweizerischen Strafgesetzbücher, zur Vergleichnng 
zusammeugestellt von Stooss, S. 229 ff., sowie die Grundzüge des schwei- 
zerischen Strafrechts, vergleichend dargestellt von Stooss, 1. Bd. (1892), 
S. 420. ^) Vgl. auch § 93 des Entwurfs eines Kriminal-Kodex für Enss- 
land vom Jahre 1818, in deutscher Übersetzung erschienen Halle 1818. 
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welcher mit den Worten beginnt: „Im Falle des Zusammentreffens 
von Verbrechen, d. h. wenn der Angeschuldigte mehrerer zu gleicher 
oder verschiedener Zeit verübter, bisher noch nicht bestrafter . . . 
verbrecherischer Handlungen für schuldig erkannt ist", so u. s. w. 
Die neueste Erscheinung auf dem Gebiete der russischen Gesetz- 
gebung endlich, der von Taganzeff und Foinitzky ausgearbeitete 
Entwurf,^) bestimmt im Artikel 55 : „Wird der Angeklagte zweier oder 
mehrerer, vor dem Eintritt der Kechtskraft des Urteils verübter, ver- 
brecherischer Handlungen schuldig erkannt, so verurteilt das Gericht den 
Schuldigen, nach Festsetzung der Strafe für jede einzelne Handlung, 
zur schwersten von diesen Strafen". Die Erläuterungen zum Ent- 
wurf^) heben hervor, dass kein Anlass vorlag, von der bisherigen 
russischen Gesetzgebung, welche „die Fälle der sogenannten idealen 
Konkurrenz der Kegel nach als ein einheitliches Verbrechen, 
d. h. nach dem schwersten der in demselben entlialtenen Momente" 
beurteilt, abzuweichen. Die Kommission beschloss daher, die ideale 
Konkurrenz von der Verbrechenskonkurrenz auszuschliessen, ,. sodass 
sich die Strafbarkeit in diesen Fällen nach der schwersten von den 
in dieser Handlung liegenden Gesetzesverletzungen bestimmt, wenn 
aber diese schwerste Strafe nicht zur Anwendung kommen kann, 
auch nach den andern, in der gegebenen Handlung liegenden Ver- 
letzungen". 

Im englischen Eecht ist die Konkurrenzlehre überaus einfach 
geregelt. Für die Kealkonkurrenz gilt das Kumulierungsprinzip ohne 
jegliche Einschränkung. Nachdem die Verbüssung der Strafe für das 
eine Verbrechen ihr Ende erreicht hat, wird mit der Vollstreckung 
der Strafe für das zweite Verbrechen begonnen. Der Begriff der 
Bealkonkurrenz ist aber der einzige Konkurrenzfall, welchen das eng- 
lische Recht kennt, von dem Zusammentreffen mehrerer Verbrechen 
in einer Handlung weiss es nichts. J. F. Stephen behandelt die 
Konkurrenzlehre unter der Überschrift: „Cumulative punishments" in 
folgendem Satz: „When an offender is convicted of more offences 
than one, he may be sentenced to a separate punishment for each 
offence, and the Court may, if it thinks fit, direct that the one 
punishment shall not begin until the other has been undergone".^) 

Den Fall, dass in einer' Handlung mehrere Gesetzesverletzungen 
zusammentreffen, bezeichnet die englische Doktrin mit dem Ausdruck: 



^) Ins deutsche übersetzt von Gretener. -) Ebenfalls übersetzt 

von Gretener, S. 220 ff., zu Artikel 55. ^) A Digest of the Griminal 
Law, Artikel 23, S. 14. Siehe femer Mayer, Entwurf eines Strafgesetz- 
buchs und einer Strafprozessordnung für England, Wien 1878, S. 9, Lam- 
masch, Allgemeine österreichische Gerichszeitung vom 28. Januar 1879: 
Besprechung des englischen Entwurfs und Glaser, Anklage, Wabrspruch 
und Rechtsmittel im englischen Schwurgerichtsverfahren, S. 103. 
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„Merger", also Untertauchen, Verschmelzung. Schon dieses Wort 
deutet darauf hin, dass nach englischer Theorie die Existenz mehrerer 
Verbrechen beim Vorliegen von nur einer Handlung geleugnet wird. 
Dass dies in Wahrheit der Fall ist, der Ausdruck: „Merger" also 
das Wesen der Sache richtig wiedergiebt, wird durch die überein- 
stimmende Ansicht von Wissenschaft und Praxis bestätigt. So sagt 
z. B. Clark: ^) „Merger is the absorption of a thing of lesser im- 
portance by a greater, whereby the lesser ceases to exist, but the 
greater is not increased". Übereinstimmend äussert sich Bischop^) 
dahin: „The doctrine of merger is applicable to two classes of cases, — 
the one, where a criminal act falls within the definitions of two 
or more separate offences; the other, where offences are so graded 
that the less are included in those involving a larger guilt". Als 
Eegel für diesen Fall stellt Bischop den Satz auf, „that the lower 
grade of offence merger in the higher". Endlich seien noch die- 
Ausführungen von Phillips^) mitgeteilt: „Where anything is an 
offence falling within two or more separate definitions of any 
law in force for the time being by which offences are defined or 
punished, .... the offender shall not be punished with a more severe 
punishment than the Court . . could award for any one of such of- 
fences". Die Ansichten dieser sämtlichen Schriftsteller stimmen also 
darin überein, dass beim Vorliegen einer einzigen Handlung immer 
nur von dem Konkurrieren mehrerer verletzter Strafgesetze die Rede 
sein und daher stets nur eines derselben zur Anwendung kommen 
kann. *) 

Bei diesen Bestimmungen hat es auch der von Stephen ver- 
fasste Entwurf eines Strafgesetzbuchs vom Jahre 1878*) bewenden 
lassen. Derselbe behandelt im Kapitel II, Sektion 15, unter der Über- 
schrift: „Cumulative sentences" die Eealkonkurrenz, für welche er ein 



^) Manual of the law of crimes and criminal practice in Alabama, 
S. 488, No. 2524. ^) Commentaries in the criminal law. Seventh edition. 
Boston 1882. § 786 und 787. ^) Comparative criminal jurisprudence ; 

the Indian penal code, Calcutta 1889, S. 22. Vgl. auch May, The law of 
crimes, Boston 1881, S. 38 ff., Sheppard, A treatise on the criminal law 
of Canada, 2. Ausgabe, Toronto 1882, S. 55 und besonders Wharton, 
Treatise on criminal law, Philadelphia 1885, Bd. I, 9. Aufl., § 27a, S. 41: 
„Merger is said to exist when a lesser offence is absorbed in a greater, 
but in criminal practice the only cases in which such absorption is claimed 
to be operative is when a misdemeanor is an ingredient of a felony, in 
which case the older authorities maintain that the trial must be exclusively 
for the felony, and that the defendant cannot, under an indictment for 
felony, be convicted of misdemeanor". *) Vgl. auch die ausserordentlich 
interessanten historischen Erörterungen über den Begriff: „Merger" bei 
Glaser, Anklage, Wahrspruch und Rechtsmittel im englischen Schwur- 
gerichtsverfahren, S. 103--107. ^) Criminal Code (Indictable Offences) 
Bill. 
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modifiziertes Kumulierungsprincip einführt. Die Idealkonkurrenz kennt 
er dagegen ebensowenig, wie das bisherige englische Eecht. 

Dasselbe gilt von den auf der Grundlage dor englischen Gesetz- 
gebung ruhenden Strafgesetzbüchern von Neu-Seeland, Viktoria 
und New-York.^) 

Auch die meisten der sudamerikanischen Staaten enthalten 
nur Bestimmungen über die Eealkonkurrenz. Die Idealkonkurrenz 
betrachten sie nicht als Fall des Zusammentreffens mehrerer Ver- 
brechen und haben daher hierfür keine besondere Eegelung. So 
z. B. schreibt das Strafgesetzbuch von Peru lediglich vor: „AI cul- 
pable de dos ö mas delitos se le impondrä la pena correspondiente 
al delito mais grave considerändose los demas como circunstancias 
agravantes". Hier wird also für die Eealkonkurrenz ein modifiziertes 
Kumulierungsprinzip festgesetzt. Ähnliche Bestimmungen enthält das 
Strafgesetzbuch für Brasilien — Artikel 61 ff. — , dasjenige von 
Columbia — Artikel 110 ff. — und endlich in den Artikeln 125 
bis 129 das durch Gesetz vom 15. April 1887 in der gesamten 
Eepublik von Kolumbien eingeführte Strafgesetzbuch von Cundina- 
marca vom Jahre 1858. Das Strafgesetzbuch für Venezuela ver- 
langt prinzipiell für die Eealkonkurrenz Kumulierung sämtlicher Strafen. 
Artikel 70 lautet: „AI culpable de uno 6 mas delitos 6 faltas se le 

1) Von der Eealkonkurrenz handelt der Criminal code von Neu- 
seeland in Teil II, § 17, der Victoria General code in Teil VI, Di- 
vision 2, das Strafgesetzbuch von New- York in den §§ 694, 695. — 
Auch dem japanischen Strafgesetzbuch, welches im Artikel 100 — 103 
über die Verbrechenskonkurrenz spricht, ist der Begriff der idealen Kon- 
kurrenz fremd. Der Artikel 100 beginnt mit den Worten: „When an in- 
dividual is declared guilty, in the same suit, of several offences, for which 
he has not get undergone condemnation, the most severe penalty is alone 
pronounced". Sodann heisst es weiter im Artikel 101: „In the case of 
the concurrence of several contraventions only, all the penalties incurred 
are pronounced in an accumulative manner. If there is a concurrence of 
a crime or delict with a contravention , the most severe penalty is alone 
pronounced." Der Artikel 102 endlich lautet: „If after the judgment on 
an offence, auother offence committed previous to the aforesaid judgment, 
and of equal or less gravity than the former, shall be discovered, there 
shall be no reason to pronounce a new penalty. If the aforesaid offence 
is more serious , the first . penalty is deducted from that which shall be 
pronounced." Vgl. dazu vanHamel, La nouvelle legislation penale du 
Japon, S. 14. Über das ältere mit den angeführten Vorschriften völlig 
tibereinstimmende japanische Eecht siehe Longford, Transactions of the 
Asiatic Society of Japan, Bd. V, Teil II, S. 16 und 17. — Überhaupt keine 
Bestimmungen über die Verbrechenskonkurrenz enthalten das Strafgesetz- 
buch für Monaco vom 19. Dezember 1874 und das türkische Straf- 
gesetzbuch vom 25. Juli 1858. Das ägyptische Strafgesetzbuch 
vom 13. November 1883 hat in den Artikeln 14 ff. nur Bestimmungen über 
den Fall, dass nach der Verurteilung wegen eines Verbrechens ein oder 
mehrere neue Verbrechen bee-angen werden. Andere hierher gehörige 
Vorschriften fehlen daselbst völlig. 
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impondrän las penas correspondientes ä las respectivas infracciones". 
Der Begriff der Idealkonkurrenz ist diesem Gesetzbuch ebenfalls un- 
bekannt.^) 

Endlich ist hier noch das mmänlsche Strafgesetzbuch vom 
Jahre 1864 zu erwähnen. Dasselbe behandelt die Kealkonkurrenz im 
Artikel 40 und bestimmt für diesen Fall, dass, wenn die betreffenden 
Verbrechen von verschiedener Art sind und zu verschiedenen Be- 
strafungen fuhren würden, nur die härteste Strafe zu vollziehen ist, 
dass aber, wenn sie von derselben Art und auch denselben Strafen 
unterworfen sind, das Gericht das Maximum der Strafe zu bestimmen 
hat. Andere Vorschriften über die Verbrechenskonkurrenz finden sich 
im Gesetze nicht. Die entscheidenden Worte des Artikel 40 lauten 
im Original: „Cänd inculpatul se va fi dat in judecata pentru mai 
multe crime saü delicte, se va aplica numai osända cea mai grea, 
deca acele crime saü delicte vor fi de deosebite nature si supuse la 
osebite pedepse ; erä de vor fi de aceia§l natura §i supuse la acelea^i 
pedepse, judecata va hotärä maximum pedepsei". 

Das gemeinsame Merkmal der sämtlichen vorgenannten Straf- 
gesetzbücher besteht in ihrer völligen ünbekanntschaft mit dem Be- 
griffe der Idealkonkurrenz. Wir gehen jetzt zu derjenigen Gruppe 
von Gesetzen über, welche ausdrücklich die Idealkonkurrenz von 
den wirklichen Konkurrenzfällen ausschliessen. Dies ist zunächst der 
Fall in dem portugiesischen Strafgesetzbuch vom 16. September 
1886, dessen Artikel 38 lautet:^) „D y a cumul lorsque l'agent 
commet plusieurs crimes dans la meme occasion ou qu'en ayant 
commis un il en perpetre un autre avant d'avoir 6te döfinitivement 
condamne pour le premier; mais la seule circonstance qu'un meme 
fait est prevu et puni par deux ou plusieurs dispositions legales, 
comme constituant des crimes differents, ne constitue pas un cumul". ^) 
Völlig zutreffend wird hier also die Idealkonkurrenz von den wirk- 
lichen Konkurrenzfällen streng gesondert, da in Wahrheit nur ein 
Verbrechen, welches mehrere Strafgesetze verletzt, vorhanden ist. Das- 
selbe gilt von dem Strafgesetzbuch für Mexiko vom 7. Dezember 
1871. Nachdem dieses die Verbrechenskonkurrenz im Artikel 27 
mit den Worten definiert hat: „Hay acumulaciön: siempre que alguno 
es juzgado ä la vez por varias faltas 6 delitos ejecutados en actos 

^) Vgl. hierzu den Kommentar von Ochoa (Maracaibo 1888), S. 198, 
woselbst ebenfalls nur die Realkonkurrenz als einziger Fall der Verbrechens- 
konkurrenz behandelt wird. Ochoa definiert letztere mit den Worten: 
„Cuando una persona ha cometido varios delitos, como quiera que cada 
uno de ellos constituye una infraccion. ..." ^) Citiert nach der franzö- 
sischen Übersetzung von Lehr in der Eevue de droit international, Bd. 20 
(1888), S. 323. ^) Im Original lauten die entscheidenden Worte : „Quando 
mesmo facto e previsto e punido em duas ou mais disposiyoies legaes, 
como constituindo crimes diversos, näo se da a accumuluQäo de crimes". 
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distintos", heisst es im Artikel 28 unter No. II: „No hay accumu- 
laciön: cuando se ejecuta nn solo hecho, aunque con 61 se violen 
varias leyes penales". Die Idealkonkurrenz wird demnach auch hier 
ausdrücklich als nicht zur Verbrechenskonkurrenz gehörig bezeichnet. 

Weit zahlreicher sind diejenigen Gesetze, welche in Übereinstim- 
mung mit dem deutschen Eeichsstrafgesetzbuch den Fall der Idealkonkurrenz 
zwar in ihren Systemen unter die Verbrechenskonkurrenz einreihen, in 
Wahrheit dieselbe aber als Zusammentreffen mehrerer verletzter Straf- 
gesetze auffassen, sich also ebenfalls in einen entschiedenen Gegen- 
satz zu der herrschenden deutschen Doktrin setzen. 

Hierher ist zunächst § 95 des ungarischen Strafgesetzbuchs 
.vom Jahre 1878 zu zählen. Derselbe lautet nach der amtlichen 
deutschen Übersetzung : „Wenn eine Handlung mehrere Bestimmungen 
des Strafgesetzes verletzt, so ist von diesen jene Bestimmung anzu- 
wenden, welche die schwerste Strafe beziehungsweise die schwerste 
Strafart ausspricht".^) Im § 96 wird dieser Bestimmung sodann die 
Eealkonkurrenz mit den Worten gegenübergestellt: „Wenn eine Person 
mehrere strafbare Handlungen oder dieselbe strafbare Handlung mehr- 
mals begangen hat, so ist für die einzelnen Handlungen zusammen 
auf eine Gesamtstrafe zu erkennen". Mit diesen Vorschriften stimmen 
im wesentlichen die §§65 ff. des Strafgesetzbuchs für Bosnien und 
die Herzegowina und der § 83 des kroatischen Entwurfes über- 
ein. Derselbe schreibt vor: „Wenn durch eine und dieselbe Hand- 
lung mehrere Bestimmungen des Strafgesetzes verletzt sind, so ist, 
wenn sämtliche verletzten Bestimmungen eine und dieselbe Straf art 
anordnen, jene Bestimmung anzuwenden, welche die längstzeitige Strafe 
androht, und im Falle ungleichartiger Strafarten die schwerste Straf- 
art ohne Rücksicht auf deren Dauer". 

Ganz besonders deutlich tritt im niederländischen Straf- 
gesetzbuch die Gleichstellung von idealer und Gesetzeskonkurrenz zu 
Tage. Der Artikel 55^) behandelt zwei Fälle und zwar zunächst die 
in der deutschen Doktrin sogenannte Idealkonkurrenz, welche er aber 
richtig nur als Zusammentreffen mehrerer verletzter Strafgesetze be- 
urteilt, und sodann die sogenannte Gesetzeskonkurrenz, in welcher er 
ebenfalls durchaus zutreffend überhaupt keinen Kojikurrenzfall sieht. 



^) Gegen diese Bestimmung vgl. Schütze, Zur Kritik des unga- 
rischen Strafgesetzbuchs (Budaijest 1880), S. 19 ff., für dieselbe tritt ein 
John in den Göttingischen gelehrten Anzeigen vom 16. Oktober 1878, 
Stück 42, S. 1337. Mit der im Text genannten Begriffsbestimmung des 
geltend^p Gesetzes stimmte schon die im § 90 des ungarischen Entwurfs 
aus dem Jahre 1841 gegebene Definition der Idealkonkurrenz inhaltlich 
völlig überein. Über die schwankende Judikatur des obersten Gerichts- 
hofes in Ungarn vgl. Baumgarten, in der Zeitschr. f. d. ges. Straf rechts- 
wissenschaft, Bd. 9, S. 550 ff. ^) Ins deutsche übersetzt in der Beilage 
zu Bd. 1 der Zeitschr. f. d. ges. Strafrechtswissenschaft. 
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Der genannte Paragraph lautet: „Fällt eine Handlung unter mehr als 
eine Strafbestimmung, so kommt nur eine dieser Bestimmungen zur 
Anwendung, bei Verschiedenheit diejenige, welche die schwerste Haupt- 
strafe androht.^) Ist für eine Handlung, welche unter eine allgemeine 
Strafbestimmung fällt, eine besondere vorhanden, so wird diese allein 
beachtet." Treffend bemerkt zu diesem Artikel Brusa in seiner Schrift: 
L' ultimo progretto di codice penale Olandese (auf S. 27), dass die Vor- 
schrift des ersten Absatzes ihren Grund darin hat, „che niuno possa 
essere punito piü d' una volta pel fatto medesimo benche lesivo di 
piü specie di diritti", und dass der Absatz 2 den Zweck verfolgt, 
hervorzuheben, „che tale regola, ancorche espressa in forma generale, 
concema soltanto il vero e proprio concursus idealis". 

Das schwedische Strafgesetzbuch vom 16. Februar 1864 han- 
delt im vierten Kapitel von der Verbrechenskonkurrenz und zwar im 
§ 1 von dem idealen, im § 2 von dem realen Zusammentreffen, Dass 
trotz dieser zusammenhängenden Eegelung auch hier die Gegenüber- 
stellung von Gesetzes- und Verbrechenskonkurrenz festgehalten wird, 
beweisen die gesetzlichen Begriffsbestimmungen ganz klar. Während 
der § 2 mit den Worten beginnt: „Har nägon foröfvat flera brotts- 
liga handlingar" — wenn jemand mehrere verbrecherische Hand- 
lungen begangen hat, — wird für die Idealkonkurrenz im § 1 die Wort- 
fassung gewählt: „Innefattar en handling flera brott" — wenn eine 
Handlung mehrere Rechtsbrüche enthält. Die Gegenübersetzung der 
Ausdrücke: „brottsliga handlingar" und „brott" zeigt, dass dem 
schwedischen Strafgesetzbuch der prinzipielle Unterschied zwischen 
der realen und der idealen Konkurrenz deutlich zum Bewusstsein ge- 
kommen ist.*) Allein nicht folgerichtig von diesem Standpunkt ans 



^) Im Origioal lautet dieser Satz: „Valt een feit in meer dan eene 
strafbepaling, dan wordt slechts eene dier bepalingen togepast, bij ver- 
schil die waarbij de zwaarste hoofdstraf is gesteld". Vgl. zu Artikel 55 
den Kommentar von van Emden und H. J. Schmidt, Geschiedenis van 
het Wetboeck van Strafrecht, zu Artikel 55, Bd. I, S. 447 und 448. Die 
dort gesammelten Materialien bestätigen die obigen Ausführungen, dass 
die Einreihung der sogenannten Ideal konkurrenz unter die wirkliche Ver- 
brechen skonkurrenz der niederländiscben Jurisprudenz völlig fremd ist. 
Die Überschrift des^ Abschnitts, in welchem die Materialien die Lehre von 
der Idealkonknrrenz behandeln, lautet richtig: „Een feit, meer dan eene 
strafbepaling". Die Definition dieses Begriffs wird dahin gefasst: „Zameu- 
loop bestaat, wanneer dezelfde persoon schuldig is aan meer dan een ver- 
grijp tegen de straf wet". Siehe auch von Swinderen, Esquisse du droit 
penal actuel dans les Pays-Bas et ä l'etranger, Bd. I, S. 325. Er nimmt 
Idealkonkurrenz an, „lorsqu'une seule et meme action löse plusieurs dis- 
positions penales", wohingegen die Realkonkurrenz mit den Worien defi- 
niert wird: „Contre celui qui a commis, en se rendant coupable de plu- 
sieurs actions punissables, plusieurs crimes ou delits, ou plusieurs fois le 
meme crime ou delit". ^) Siehe auch das Militärstrafgesetzbuch für 

Schweden vom 7. Oktober 1881, § 31, ins deutsche tibersetzt von Hag- 
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ist es, dass im letzteren Falle zwar prinzipiell das die schwerste 
Strafe androhende Strafgesetz allein zur Anwendung kommt, die 
übrigen verletzten Strafgesetze zugleich aber als erschwerende Um- 
stände berücksichtigt werden sollen. 

Zweifel erweckt auf den ersten Blick die Wortfassung des Ar- 
tikels 65 des belgischen Strafgesetzbuchs von 1867, welcher 
lautet: „Lorsque le m6me fait constitue plusieurs infractions, la peine 
la plus forte sera seul prononc^e". Aus dem Worte: „infractions" 
kann nicht mit Bestimmtheit geschlossen werden, wie das belgische 
Gesetz die sogenannte Idealkonkurrenz rechtlich beurteilt. Allein die 
Festsetzung, dass ausschliesslich die schwerste Strafe zur Anwendung 
kommen soll, sowie der enge Anschluss des belgischen Kechts an 
das französische, rechtfertigen die auch . in den Erläuterungen zum 
russischen Entwurf^) aufgestellte Behauptung, dass der in Eede 
stehende Artikel die Idealkonkurrenz, ebenso wie das französische 
Recht, als ein einheitliches Verbrechen betrachtet. Dies ist auch in 
der belgischen Litteratur allgemein anerkannt. Beispielsweise be- 
merkt Nypels:^) „II s'agit dans l'article 65 de cette espece de con- 
cours que les criminalistes appellent concours id^al ou formel. II 
n'y a dans ce concours qu'un fait unique, il ne peut donc y avoir 
aussi qu'une peine unique. Ce fait unique peut constituer la vio- 
lation de deux lois pönales difförentes. ..." Übereinstimmend hier- 
mit äussert sich Beltjens,^) wenn er zum Artikel 65 folgendes Bei- 
spiel anführt: „Quant un fait unique de pöche contrevient ä la fois 
ä plusieurs dispositions de la loi sur la peche, la peine la plus forte 
doit seule etre prononcee". Für die Eealkonkurrenz wird in den Ar- 
tikeln 60 ff. ein modifiziertes Kumulierungsprinzip festgesetzt. 

Die frühere Italienische Strafgesetzgebung wusste von dem 
Begriffe der Idealkonkurrenz nichts.^) Erst das Strafgesetzbuch für 



ström er in der Zeitschr. f. d. gas. Strafrechtswissenschaft, Bd. 2. Diese 
Vorschrift ist allerdings weniger klar, als der oben genannte Paragraph 
des allgemeinen Strafgesetzbuchs. ^) S. 219. -) Le code penal beige, 
Bd. I, zu Artikel 65, S. 119. ^) Les codes belsres annotes, Anm. 4, zu 
Artikel 65. Siehe auch Anm. 1 und 3 daselbst. Vgl. ferner Haus, Frin- 
cipes generaux du droit penale beige, 3. Aufl., Bd. 2, S. 179—188, insbe- 
sondere S. 181. Über die Praxis des belgischen Kassationsgerichts siehe 
Limelette, Le code beige applique, S. 35. Wörtlich stimmt mit Artikel 65 
des belgischen Gesetzes der Artikel 65 des Strafgesetzbuchs für Luxem- 
burg vom Jahre 1879 tiberein. *) Das sardinische Strafgesetzbuch 
von 1839 behandelt Verbrechenskonkurrenz und Rückfall im Kapitel V, 
Artikel 106 ff. Unter Verbrechenskonkurrenz aber versteht es nur die Real- 
konkurrenz. Die Idealkonkurrenz kennt es nicht. Der Artikel 106 lautet: 
„I rei di piü reati sono puniti giusta le norme seguenti'*. Das Strafgesetz- 
buch für Parma, Piacenza und Guastalla aus dem Jahre 1820 ver- 
ordnet im Artikel 46: „Le pene non possono mai cumularsi in un mede- 
simo giudizio, ma si applica sempre la piü grave secondo i gradi stabiliti 
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Toskana vom Jahre 1853 nahm eine diesbezügliche Bestimmung- 
auf. Der Artikel 81 nämlich lautet: „Se un' azione puö costituire 
piü titoli di delitto, dee sempre riportarsi sotto di quello, a cui 6 
minacciata la pena piü grave: e questa pena, ove non sia assoluta- 
mente determinata, viene accresciuta, entro i suoi limiti legali, dalle 
altre violazioni della legge, commesse col medesimo fatto". Aus 
diesen Worten ergiebt sich mit völliger Klarheit, dass das Gesetz im 
Falle der Idealkonkurrenz nur ein Verbrechen als vorhanden annimmt,^) 
welches keine andere Besonderheit aufweist, als dass es „piü titoli 
di reato" in sich begreift, — d. h., wie Seuffert^) übersetzt, „die 
Elemente mehrerer Delikte" oder, wie Mayer^) sagt, „mehrere Quali- 
fikationen einer strafbaren Handlung" begründet. 

Der Entwurf Zanardelli stimmt im Artikel 73 damit überein.*) 
Die Erläuterungen*) hierzu erklären es als selbstverständlich — 
„naturale" — dass in einem solchen Falle nur ein Delikt — „reato 
unico" — anzunehmen und deshalb allein die Strafe der am schwersten 
qualifizierten Handlung zur Anwendung zu bringen sei.*) Das geltende 

in questo codice". Artikel 47 üährt sodann fort: „Se dopo una sentenza 
di condanna scopresi altro crimine, . . . commessi prima della sentenza 
medesima, il colpevole verrä di nuovo giudicato e punito". Von einem 
Zusammentreffen mehrerer Verbrechen in derselben Handlung weiss auch 
dieses Gesetzbuch nichts. Endlich sei noch auf die überaus detaillierten 
Vorschriften hingewiesen, welche sich in dem Progetto del codice penale 
pel regno d'ItaHa aus dem Jahre 1805 in dem mit den Worten: „Del 
concorso di piü delitti nello stesso reo e dei recidivi" überschriebenen 
7. Titel des 1. Teils finden. Diese Bestimmungen beziehen sich ebenfalls 
durchweg nur auf die Realkonkurrenz. Auch die Motive hierzu (S. 115 fi'.) 
kennen einen andern Fall der Deliktskonkurrenz nicht. Denselben Stand- 
punkt nahm auch die ältere italienische Wissenschaft ein. So z. B. be- 
spricht Giuseppe Giuliani in seinen Istitnzioni di diritto criminale, 3. Aufl., 
Bd. I, S. 376 ff., drei Fälle, in welchen ein „concorso di piü pene" möglich 
ist und zwar: 1. „se sa legge pel medesimo delitto ha stabilito piü peue; 
2, se il reo con un solo fatto ha violato piü leggi; 3. se il reo ha com- 
messo piü delitti". Zu No. 2, also zur Gesetzeskonkurrenz, rechnet er die 
von der herrschenden deutschen Doktrin unter den Begriff der Delikts- 
mehrheit gebrachten Fälle: „quando un fatto contiene un sol crimine, tale 
perö che assuma due titoli in faccia alla legge, come per esempio V incesto 
commesso con una donna conjugata, che 6 al tempo stesso anche adulterio". 
*) So richtig Impallomeni, Goncorrenza reale e concorrenza formale, 
S. 85. -) Mitteilungen aus dem italienischen Strafgesetzbuch, S. 177, zu 
Artikel 73. ^) Der Entwurf eines Strafgesetzes für das Königreich Italien, 
S. 26. *) Derselbe lautet: „II colpevole di un fatto il quäle costituisce 
piü titoli di reato soggiace alla pena stabilita per il reato di titolo piü 
grave". ») I, S. 212, zu Artikel 73. «) Vgl. v. Liszt, Der italienische 
Strafgesetzentwurf von 1887, S. 41. Die Erläuterungen führen folijende 
Beispiele an: „ün medesimo fatto puö cadere sotto piü sanzioni di legge; 
come, ad esempio, il connercio carnale con persona coniugata e congiunta 
di sangue, che darebbe luogo alle penalitä per 1' adulterio e per 1' incesto; 
r entrare clandestinamente iu una casa per rubarvi, che darebbe luogo 
alla violazione di domiciolo ed al furto qualificato per la scalata. E quindi 
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Gesetz selbst nimmt zunächst im Artikel 77 eine in keinem andern 
Strafgesetzbuch sich findende Bestimmung auf, welche, wie Stephan^) 
mitteilt, dazu dienen soll, einer willkürlichen Ausdehnung der im Ar- 
tikel 78 vorgesehenen Idealkonkurrenz vorzubeugen. Artikel 77 lautet:^) 
„Derjenige, welcher, um eine Strafthat auszuführen oder zu verheim- 
lichen, oder gelegentlich derselben, andere Handlungen begeht, welche 
an sich schon eine Strafthat darstellen, unterliegt, falls dieselben als 
die Strafthat selbst bildende Grundbestandteile oder erschwerende Um- 
stände vom Gesetz nicht anzusehen sind, den für alle begangenen 
Strafthaten zu verhängenden Strafen. ..." Artikel 78 behandelt so- 
dann die Idealkonkurrenz mit folgenden Worten: „Colui che con un 
medesimo fatto viola diverse disposizioni di legge, ö punito secondo 
la disposizione che stabilisce la pena piü grave". Dass hiermit die 
ideale Konkurrenz als ein Fall des Zusammentreffens mehrerer Ver- 
brechen nicht betrachtet, sondern der Gesetzeskonkurrenz zugerechnet 
wird, kann keinem Zweifel unterliegen und wird in der That auch 
nirgends bestritten. 

So bemerkt beispielsweise Crivellari in seiner Introduzione al 
commento del nuovo codice penale Italiano auf S. 251: „ün mede- 
simo fatto puö cadere sotto piü sanzioni di legge. L'articolo 78 
riconosce in tale ipotesi un reato unico, e lo punisce secondo la 
disposizione di legge que minaccia la pena piü grave." Ebenso 
herrscht kein Zweifel darüber, dass das Gesetz den Fall der soge- 
nannten gleichartigen Idealkonkurrenz weder als Verbrechens- noch 
als Gesetzeskonkurrenz auffasst, und dass demnach auch der Artikel 78 
hierauf keine Anwendung findet. Statt aller andern seien als Beleg 
hierfür die Ausführungen von Cogliolo (Completo trattato di diritto 
penale, Note 44 auf S. 1349) angeführt: „Anzi per esser piü esatti 
conviene ritenere che la pluralitä della persona secondo la nostra 
legge, non toglie che quando si ha un unico fatto non vi sia che 
un solo reato. Ciö risulta fra altro dall' art. 375 in cui fra le 
aggravanti si considera l'esservi offese piü persone e fu proclamato 
dalla nostra giurisprudenza. Dice ad esempio, la Corte di appello 
di Palermo nel 31 agosto 1886 (Foro ital. 1886, II, 334) che 
r omicidio in persona di uno ed il ferimento in persona di un altro, 
prodotti da una sola risoluzione criminosa e da una sola azione, 
constituiscono un solo reato." 

In der italienischen Litteratur wird dieser Standpunkt des Ge- 
setzes fast allgemein gebilligt.*"^) So z. B. bemerkt Pessina,^) dass 

naturale che debba aversi, in tale ipotesi, un reato unico, e precisa- 
mente quello determinato dal titolo piü grave." *) Übersetzung des 
italienischen Strafgesetzbuchs vom 80. Juni 1889,, zu Artikel 77, Anm. 6. 
2) Citiert nach der Übersetzung Stephan 's. ^) Über die ältere Litteratur 
vgl. Impallomeni a. a. 0. S. 29 ff. Siehe auch die Übersicht bei Lecci, 
II sistema delle pene nel codice Italiano, S. 282. *) Elementi di diritto 
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die ideale Konkurrenz keine wirkliche Verbrechenskonkurrenz darstellt, 
da hier im Grunde nur eine verbrecherische That vorhanden ist, diese 
aber mehrere Strafgesetze — „diversi rapporti giuridici" — verletzt, 
„in maniera da generare varie ragioni di incriminazione". Völlig 
hiermit übereinstimmend äussert sich Luigi Maine ^) und im wesent- 
lichen auch Puglia,^) während Impallomeni in der angeführten 
Monographie zwar einen abweichenden Standpunkt, wie bereits früher 
erwähnt ist, einnimmt, jedoch nicht bestreitet, dass die italienische 
Gesetzgebung der hier vertretenen Ansicht folgt. Sehr zutreffend 
äussert sich auch Lecci a. a. 0. S. 333: „11 legislatore si e attenuto 
al sistema della concorrenza ideale, ritenendo cioö che quando com- 
mettesi un reato che perö da vita a piü figure giuridiche di reato 
(come ad esempio il camale commercio con persona coniugata e con- 
sanguinea — donde le due figure giuridiche dell* adulterio e dell*in- 
cesto, r ingresso clandestino in una casa per rubare — donde le due 
figure giuridiche della violazione del domicilio e del farto qualificato 
da scalata) considerasi come reato unico che riportasi sotto il titolo 
e sotto la pena del reato piü grave : c' e unitä di fatto . . . e questa, 
anco contenendo piü violazioni di diritto, rivela un solo fine e quindi 
una sola determinazione criminosa". 

Das spanische Strafgesetzbuch setzt im Artikel 88 für die 
Realkonkurrenz ein modifiziertes Kumulationsprinzip fest und bestimmt 
sodann im Artikel 90 ausdrücklich, dass füi; die Idealkonkurrenz diese 
Vorschrift nicht gelten dürfe, hier vielmehr ausschliesslich die schwerste 
Strafe zur Anwendung kommen müsse. Der neue Entwurf aus dem 
Jahre 1884 lässt es hierbei im wesentlichen bewenden. Er schliesst 
ebenfalls die Idealkonkurrenz, welche im Artikel 113 behandelt 
wird, von den wirklichen Konkurrenzfällen aus.^) Zu beachten ist, 

penale, S. 304. Vgl. auch Pessina, 11 nuove codice penale Italiano, Teil I, 
zu Artikel 78 und Zuppetta, Corso completo di diritto penale compa- 
rato, Bd. I, S. 162. ^) Kommentar zum italienischen Strafgesetzbuch, zu 
Artikel 78, S. 233. Als Gegensatz zur Realkonkurrenz kennt er nur den 
Fall, „che se con una sola e medesima azione sonosi commesse piü viola- 
zioni della legge penale". ^) Manuale di diritto penale, Napoli 1890, 
S. 287. Richtig auch Brusa, Saggio di una dottrina generale dei reati, 
S. 253 ff. '^) Vgl. dazu die Besprechung des Entwurfs von v. Kirchen - 
heim im Gerichtssaal, Bd. 37, S. 424. Im Original lautet Artikel 90 des 
geltenden Gesetzes: „Las disposiciones del articulo anterior no son apli- 
cables en el caso de que un solo hecho constituya dos 6 mas delitos, 6 
cuando el uno de ellos sea medio necessario para cometer el otro. En 
estos casos solo se impondra la pena correspondiente al delito mas grave, 
applicändola en su grado mäximo." Der hiermit im wesentlichen iden- 
tische § 113 des Entwurfs beginnt mit den Worten: „Las dispisiciones de 
los tres articolos anteriores no son aplicables cuando un mismo hecho con- 
stituya dos 6 mas delitos 6 faltas, 6 cuando uno de ellos haya servido de 
medio para cometer el otro*'. Dass die spanische Wissenschaft die Ideal- 
konkurrenz ebenfalls richtig als Deliktseinheit auffasst, ergiebt das zu 
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dass Artikel 113 dieselbe Behandlung, wie für die Idealkonkurrenz, 
abgesehen von dem fortgesetzten Verbrechen, auch für den Fall vor- 
schreibt, dass von den mehreren strafbaren Handlungen die eine nur 
deshalb begangen wird, um die andere ausführen zu können. Hier 
wird also gerade das Gegenteil von dem vorher mitgeteilten Artikel 7Z 
des neuen italienischen Strafgesetzbuchs festgesetzt. 

Mit dem spanischen Gesetz stimmen Artikel 88 des Strafgesetz^ 
buchs für Cuba und Puerto-Rica und Artikel 89 desjenigen für 
die Philippinen wörtlich, der Artikel 88 des Cödigo penal de la 
Marina de Guerra seinem Inhalte nach völlig überein. 

Auch der grössere Teil der zur Zeit in der Schweiz geltenden 
Strafgesetzbücher gehört hierher. So bestimmt das Strafgesetzbuch 
für Bern vom Jahre 1866 im Artikel 58: „Wer durch die nämliche 
Handlung mehrere Strafgesetze übertreten hat, wird nur mit der auf 
die schwerste der begangenen strafbaren Handlungen gesetzten Strafe 
belegt". Mit der hier gegebenen Begriffsbestimmung der Idealkon- 
kurrenz stimmen dem Inhalte nach überein Artikel 75 des Strafgesetz- 
buchs für Schaffhausen vom Jahre 1859, Artikel 32 für Ob- 
walden von 1864, Artikel 42 für Glarus von 1867, Artikel 69 
für Freiburg von 1868, Artikel 44 für Basel von 1872, sowie 
Artikel 19 des Polizeistrafgesetzbuchs für Basel von demselben Jahre, 
femer Artikel 64 des Strafgesetzbuchs für Tessin von 1873, Ar- 
tikel 54 fürSolothurn von 1875, endlich auch die neueste Er- 
scheinung auf dem Gebiete der schweizerischen Strafgesetzgebung, der 
Entwurf für Neuenburg von 1889, welcher im Artikel 89 lautet: 
„Lorsque, par un seul et möme acte, un individu tombe sous le coup 
de plusieurs dispositions de la loi pönale, le juge lui appliquera celle 
qui inflige la peine la plus forte ..." Zu bemerken ist, dass einige 
dieser Gesetze, obwohl sie alle in der Idealkonkurrenz nur eine Ge- 
setzeskonkurrenz sehen, dennoch den Eichter anweisen, die gleich- 
zeitige Übertretung mehrerer Strafgesetze als obligatorischen Straf- 
mehrungsgrund bei der Zumessung der Strafe zu berücksichtigen. Es 
sind dies die Gesetzbücher der Kantone Schaffhausen, Obwalden, 
Glarus und Solothurn in den genannten Paragraphen. So z. B. 
lautet Artikel 54 für Solothurn: „Hat jemand in einer und derselben 
Handlung mehrere strafgesetzliche Bestimmungen verletzt, so kommt 

dem in Rede stehenden Artikel von Rueda, Elementes de derecho penal, 
Bd. II, S. 234, angeführte Beispiel: „Se propone el sujeto matar a un in- 
dividuo y mata a dos, pnes con arreglo a la Ley sera cnlpable de un 
homicidio, si bien imponiendose la pena en su grado mäximo''. Als 
weiteres Beispiel erwähnt Rueda folgenden Fall: „El cnlpable se propuso 
ünicamente matar, y resulto ademas herida una tercere persona". Auch 
hier hat, wie Rneda entscheidet, „la disposicion del articulo citado" An- 
wendung zu ünden: „se impondrä en sn virtud la pena del homicidio en 
el grado maximo". 
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diejenige Straf bestimmung zur Anwendung, welche die schwerste 
Strafe . . . androht; die übrigen Verletzungen der Strafgesetze fallen 
als Grund zur Straferhöhung in Berücksichtigung". 

Auch das serbische Strafgesetzbuch vom 29. März 1860 ist 
hier zu nennen. Es schliesst sich seinem Vorbilde, dem preussischen 
Strafgesetzbuch von 1851, darin an, dass es, ebenso wie dieses, die 
Idealkonkurrenz nicht unter die Verbrechenskonkurrenz rechnet. § 68 
lautet: „Wenn eine und dieselbe strafbare Handlung die Merkmale 
mehrerer Verbrechen oder Vergehen in sich enthält, so wird 
sie mit der grössten Strafe belegt, welche durch das Gesetz für eine 
solche Handlung vorgeschrieben ist". In scharfem Gegensatz hierzu 
beginnt § 69 mit den Worten: „Wer mit mehreren selbständigen 
Handlungen mehrere Verbrechen oder Vergehen vollendet hat" 
n. s. w. 

Als Gesetzeskonkurrenz sehen die Idealkonkurrenz femer an der 
bulgarische Entwurf vom Jahre 1888 — Artikel 64 — und 
unter den sttdamerlkanischen Staaten Artikel 75 des Strafgesetz- 
buchs für Chile ^) vom 12. November 1874 und Artikel 178 des 
Strafgesetzbuchs der Argentinischen Eepublik vom 25. November 
1886. In letzterer Bestimmung werden das fortgesetzte Verbrechen 
und die Idealkonkurrenz gemeinschaftlich behandelt und als Ver- 
brechens-Einheit der im Artikel 177 besprochenen Eealkonkurrenz 
entgegengesetzt. Der Artikel 178 lautet: „Si el crimen se comete 
muchas veces contra la misma cösa o persona, las diferentes acciones 
con que se haya continuado no se considerarän sinö como una sola; 
pero si el mismo culpable comete muchos crimines al mismo, tiempo 
y por una misma accion, se le aplicarä la pena correspondiente al 
crime major". Der neue von Piner o, Eivarola und Matienzo aus- 
gearbeitete argentinische Entwurf hebt das Vorhandensein einer Ver- 
brechenseinheit im Falle der Idealkonkurrenz noch weit schärfer her- 
vor. Er bestimmt im Artikel 78: „Cuando un hecho cayere bajo 
mäs de una sanciön penal se aplicarä solamente la que fije pena 
mayor". Allerdings darf nicht unerwähnt bleiben, dass der Entwurf 
in denselben Fehler verfällt, wie das deutsche Strafgesetzbuch, er 
reiht die genannte Bestimmung unter einen Titel ein, dessen Über- 
schrift: „Concurso de hechos punibles" lediglich für die Eealkonkur- 
renz passt. Dass der Entwurf sich aber dessen ungeachtet vollkommen 
klar darüber ist, dass die Idealkonkurrenz mit einer wirklichen Ver- 
brechensmehrheit durchaus nichts zu thun hat, ergeben die Motive 
(S. 92 ff.) mit absoluter Sicherheit. Die Bestimmung der in Frage 
kommenden Begriffe nämlich wird dahin gegeben: „Es conocida la 
vieja divisiön hecha por los juristas, del concurso de acciones en 



') S. Kommentar dazu von Vera (1883), S; 242. 
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ideal y material: ideal, cuando con un solo hecho se violan varias 
disposiciones legales ö varias leyes; material, cuando con hechos 
repetidos, independientes entre sl, se cometen diverses delitos de la 
misma ö de diferente especie". Darauf heisst es weiter: „En el 
caso de concurso ideal, la teoria mas fundada y consagrada por los 
cödigos mäs adelantados, relativamente ä la represiön, es la que sos- 
tiene que solo se debe aplicar la ley 6 la disposiciön que fija la 
pena mas grave". Diese Bestimmung wird damit gerechtfertigt, „que 
una es la resoluciön del agente y uno es tambi^n el hecho que ha 
ejecutado. Si hay unidad de hecho y unidad de resoluciön, lo que 
importa decir que hay unidad de delito, debe aplicarse una sola 
de las leyes ö disposiciones violadas. Cuäl? La que establece la 
sanciön mäs severa, porque es la destinada ä amparar el mäs impor- 
tante de los derechos lesionados." 

Schliesslich ist hier noch das chinesische Strafrecht zu er- 
wähnen. In demselben findet sich zwar keine Definition der Ideal- 
konkurrenz, allein aus der Entscheidung einzelner Fälle im besonderen 
Teil, in welchen das Absorptionsprinzip streng festgehalten wird, er- 
giebt sich, dass die Idealkonkurrenz ebenfalls als Deliktseinheit auf- 
gefasst wird. So wird z. B. im Tatsinglüli section 272 (citiert nach 
der Übersetzung von Staunton, London 1810, S. 288) folgendes 
verordnet: „If the robbery is accompanied by the additional crime of 
killing or wounding the relation who is plundered, the offender shall 
suffer for the assault, or for the robbery, according as the one or 
other offence proves, under all the circumstances of the case, the 
most severely punishable". Weitere Belegstellen werden von Kohler, 
Das chinesische Strafrecht (S. 31 und 32), angegeben. 

Die sämtlichen bisher besprochenen Gesetze bilden einen ent- 
schiedenen Gegensatz zu der zur Zeit in Deutschland herrschenden 
Doktrin. Sie stimmen ausnahmslos darin überein, dass sie in der 
Idealkonkurrenz nicht wie diese eine Verbrechensmehrheit, sondern ein 
einheitliches, mehrere Strafgesetze verletzendes Delikt sehen. Nur ein 
ganz geringer Bruchteil der auswärtigen Gesetzgebung, welcher zum 
Schluss noch zu erwähnen ist, hat sich, durch die deutsche Doktrin 
beeinflusst, der hier bekämpften Ansicht angeschlossen. Dies gilt 
zunächst von dem norwegischen Strafrecht. Schon der Entwurf 
eines Strafgesetzbuchs vom Jahre 1828 definierte im 6. Kapitel, § 12, 
die Idealkonkurrenz als Zusammentreffen mehrerer Verbrechen^) und 



^) Ins deutsche übersetzt von Thaulow (1834). Vgl. die ebenfalls 
von Thaulow übersetzte Begründung hierzu (Christiania 1835), S. 95: 
„Eine Handlung kann mehrere Verbrechen in sich befassen, wie wenn je- 
mand durch einen Schuss vorsätzlich den einen verwundet und aus Fahr- 
lässigkeit den Tod eines andern verursacht, mit einem Schlage mehrere 
trifft, . . . mit einer Frauensperson den Ehebruch begeht, welche zugleich 

Heinemann, Idealkonkurrenz. 9 
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fordert daher, dass die schwerste Strafe Anwendung finde, die ge- 
ringeren Verbrechen aber ebenfialls als Schärfangsgründe zu berück- 
sichtigen seien. Das Gesetz vom 20. August 1842 liess es bei der 
Begriffsbestimmung des Entwurfs bewenden. Der § 11 des 6. Kapitels 
beginnt mit den Worten : „Begaar Nogen ved en Handling flere For- 
brydelser", fasst also ebenfalls die Idealkonkurrenz als Verbrechens- 
mehrheit auf. Was die Höhe der Strafe anbelangt, so lässt das Gesetz 
die Vorschriften des Entwurfig unverändert. Der neue Entwurf von 
Getz ist bei der Regelung unserer Materie entgegen seiner sonstigen 
Folgerichtigkeit auffallend wenig konsequent. § 70 behandelt zunächst 
die Eealkonkurrenz und setzt hier ein modifiziertes Kumulationsprinzip 
fest. Er bestimmt nämlich, dass die zu erkennende Strafe bis zur 
Hälfte über die schwerste der far die einzelnen Handlungen ange- 
drohten Strafen hinausgehen darf. Sodann heisst es weiter: „TÜs- 
varende Regler finder Anvendelse hvor nogen for en Handling foeldes 
effcer fiere Straffebud", d. h, also: die Regeln für die Realkonkurrenz 
sollen auch dann zur Anwendung kommen, wenn jemand für eine 
Handlung „nach mehreren Strafgeboten" zu bestrafen ist.^) Obwohl 
also hier das Wesen der Idealkonkurrenz in der Verletzung meh- 
rerer Strafgesetze und nicht in dem Vorhandensein mehrerer Verbrechen 
gefunden wird, sollen dennoch die nur für die Realkonkurrenz gerecht- 
fertigten Strafen verhängt werden. Gegen diese nach der eigenen 
Begriffsbestimmung des Entwurfs nicht zu bUligende Gleichsetzung 
der beiden Konkurrenzfälle hat sich von Liszt^) in eingehender Be- 
sprechung des Entwurfs erklärt. Er weist darauf hin, dass vom Ge- 
sichtspunkt der Gesetzeskonkurrenz aus, unter den der Entwurf die 
Idealkonkurrenz richtig bringe, die praktische Behandlung, welche 
dieser Fall erfahre, in keiner Weise gebilligt werden könne. 

Auch eine Anzahl der schweizerischen Strafgesetzbücher sieht 
in der Idealkonkurrenz eine wirkliche Verbrechensmehrheit. Von 
früheren Gesetzen gehören hierher das Strafgesetzbuch für Luzern 
vom 12. März 1836, welches im § 83 das schwerste Verbrechen mit 
der vollen Strafe und jedes der andern mit einem Vierteile der gesetz- 
lichen Strafe belegt, femer § 42 des Strafgesetzbuchs für St. Gallen 
von 1807, endlich § 64 des von Benz ausgearbeiteten Entwurfs eines 
Strafgesetzbuchs für Zürich. Der Entwurf eines Strafgesetzbuchs für 
Zürich von Dubs aus dem Jahre 1855 definiert dagegen die Ideal- 
konkurrenz richtig als Verbrechenseiuheit, in der praktischen Behand- 
lung hält er allerdings diesen Standpunkt nicht fest. § 81 beginnt 
mit den Worten: „Hat jemand in verschiedenen Handlungen mehrere 
Verbrechen begangen oder in einer und derselben Handlung mehrere 

so nahe mit ihm verwandt ist, dass der Beischlaf mit ihr wegen der Ver- 
wandtschaft strafbar ist" u. s. f. ^) Vgl. die Motive zu dem Entwurf, 
S. 122. 2) Tidsskrift for Retsvidenskab, 1889, S. 391 und 392. 
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Strafgesetze zugleich oder ein und dasselbe Strafgesetz in mehrfacher 
Eichtung übertreten, so soll . . . nur dasjenige Strafgesetz, welches die 
schwerste Strafausmessung zulässt, in Anwendung gebracht, der Zu- 
sammenfluss aber .... als Erschwerungsgrund berücksichtigt werden". 
Aus dem geltenden Kecht sind hier zu nennen: Artikel 51 des Straf- 
gesetzbuchs für Thurgau vom Jahre 1868, welches absolut gleiche 
Behandlung für die beiden Konkurrenzfälle anordnet, Artikel 73 für 
Luzern vom Jahre 1860, welches „die auf das schwerste Verbrechen 
gesetzte Strafe um ein Vierteil verschärft", Artikel 64 für Zürich^) 
vom Jahre 1871, wonach die schwerste Strafe angewendet, die übrigen 
Verbrechen aber als Schärfungsgründe -berücksichtigt werden sollen, 
die hiermit übereinstimmenden Artikel 40 für Zug vom Jahre 1876, 
Artikel 49 für Appenzell von 1878, Artikel 38 für St. Gallen 
vom Jahre 1885, sowie endlich Artikel 42 für Schwyz vom Jahre 
1881, welches Erhöhung der schwersten Strafe bis auf die Hälfte 
zulässt. Auch der Entwurf eines Militär-Strafgesetzbuchs für 
die schweizerische Eidgenossenschaft vom Jahre 1881 versteht unter 
Idealkonkurrenz Zusammentreffen von Verbrechen. Artikel 20 lautet: 

„Wenn eine und dieselbe Handlung mehrere Vergehungen enthält , 

so kommt derjenige Artikel des Strafgesetzes in Anwendung, welcher 
die schwerste Strafe beziehungsweise Strafart enthält, und es werden 
die geringeren Vergehen als Erschwerungsgründe des grössten ange- 
sehen". Der Entwurf von 1884 hat diese Bestimmung im Artikel 20 
in folgender Weise abgeändert: „Wenn durch eine und dieselbe Hand- 
lung verschiedene Bestimmungen dieses Gesetzes verletzt sind, oder 
wenn jemand durch mehrere selbständige Handlungen mehrere Ver- 
gehen oder dasselbe Vergehen mehrere Male begangen hat, so wird 
bei der Strafausmessung zunächst derjenige Artikel des Strafgesetzes 
in Anwendung gebracht, welcher die schwerste Strafe . . . enthält; es 
darf aber der Eichter das Maximum derselben . . . erhöhen". Obgleich 
also hier die Idealkonkurrenz als Verletzung mehrerer Gesetze und 
nicht als Verbrechensmehrheit aufgefasst wird, werden dennoch die 
nur for den letzteren Fall passenden Bestimmungen zur Anwendung 
gebracht. Es liegt mithin hier dieselbe Inkonsequenz, wie bei dem 
vorher erwähnten norwegischen Entwurf vor.^) 



^) Vgl. hierzu Impallomeni a. a. 0. S. 86, der, wie von seinem 
Standpunkte ans ganz natürlich, diese Vorschrift durchaus billigt und 
dazu bemerkt: „Qui si conosee ben chiaro che si segue uu sistema opposto 
a qnello del codice tedesco: si ammette, cio6, che un azione unica puö 
costitnire piü reati, n^ piü n^ meno come se piü fossero le azioni, e che 
tntti i piü reati concorrenti sono soggetti allo identico regime penale, sia 
che promanino da una sola, sia che da piü azioni' ^ *) Inhaltlich stimmt 
hiermit Art. 35 des Entwurfs eines Militärstrafgesetzbuchs von Schneider 
vom T.Mai 1887 überein, während Gretener, Zum Entwürfe eines Militär- 
strafgesetzbuchs (Bern 1886), S. 70 und 71, ausführt, dass im Falle der 

9* 
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Weiter gehört Artikel 110 des griechischen Strafgesetzbuchs 
vom Jahre 1834 hierher. Derselbe bringt die im Artikel 103 für 
die Eealkonkurrenz aufgestellten Eegeln auch dann zur Anwendung: 
1. „Wenn der Schuldige nach den besonderen Verhältnissen seiner 
Person oder That durch eine und dieselbe Handlung mehrere Straf- 
gesetze übertreten hat, 2. wenn wegen mehrerer strafrechtswidriger 
Absichten und Zwecke dieselbe Handlung mehrere strafbare Thaten 
in sich vereinigt, 3, wenn durch eine That nach ihrem Zwecke und 
nach den dabei gebrauchten Mitteln zwei oder mehrere besonders be- 
nannte Verbrechen oder Vergehen zugleich begangen worden sind".^) 
Diese Vorschriften sind überaus unklar und dunkel. Allein mit Sicher- 
heit geht aus ihnen hervor, dass das griechische Strafgesetzbuch sich 
seinem Vorbilde, dem bayrischen Eecht, auch in der hier in Frage 
kommenden Materie angeschlossen hat und in der Idealkonkurrenz 
ebenso wie dieses eine wirkliche Verbrechensmehrheit sieht. In der 
Wissenschaft dagegen wird der Standpunkt des Gesetzes nicht streng 
festgehalten. Saripolos unterscheidet in seinem System (Bd. 11, 
S. 150) die Idealkonkurrenz von dem realen Zusammentreffen dadurch, 
dass er bei jener nur von dem Vorliegen der Elemente mehrerer 
Delikte in derselben strafbaren Handlung — „/i/a xal 17 avzt] 
A^iönoivog ngä^ig TteQikafißdvei iv eamfj xä oxoixeia Ttkeiovayv 
ädixrjjudrcov^, — bei diesem dagegen von dem Vorhandensein meh- 
rerer strafbaren Handlungen spricht — „Jikeico juev t' ädixi^fzara 
did TtXelovcov de xal xard xqovov an äkXrikoyv x€XO)qiojU£V(ov 
Jigd^ecov rekeo&evra'^ Dem Wortlaut des Gesetzes schliesst sich 
dagegen Koste in der Darstellung der Konkurrenzlehre an. Er 
nimmt bei beiden Arten des Zusammentreffens wirkliche Verbrechens - 
mehrheit an. Idealkonkurrenz liegt nach seiner Definition (Lehrbuch, 
Bd. I, S. 455 und 456) vor: „örav ix /uäg xal Tfjg avrfjg Jigd^ecog 

Idealkonkurrenz nur ein Verbrechen vorliege und daher nur eine Strafe 
verhängt werden dürfe, sodass in Konsequenz dieses Gedankenganges „dem 
Begriffe der idealen Konkurrenz mit einzelnen KriminaUsten innere Be- 
rechtigung überhaupt abzusprechen" sei. Auch sonst wird in der schwei- 
zerischen Wissenschaft gegen den von der deutschen Doktrin vertretenen 
Standpunkt polemisiert. So bemerkt Pfenninger, Das Strafrecht der 
Schweiz, S. 768: „Was den Begriff der Konkurrenz betrifft, so besteht 
darüber kein Zweifel, dass die ideelle Konkurrenz ausgeschlossen werden 
muss, und dass das fortgesetzte Verbrechen als Ergebnis einer verfallenen 
Theorie keiner Berücksichtigung bedarf. Das fortgesetzte Verbrechen imd 
die Fälle der ideellen Konkurrenz bilden ein Verbrechen, welches nur bis 
zum Maximum bestraft werden soll und diejenigen Gesetzbücher, welche 
darüber hinausgehen, enthalten eine unbegründete Härte, wenigstens theo- 
retisch, wenn auch der Richter nicht gezwungen ist, das Maximum zu 
tiberschreiten". Dagegen versteht Stooss, Die Grundzüge des schweize- 
rischen Straf rechts, S. 418, sowohl unter der realen wie unter der idealen 
Konkurrenz wirkliche Verbrechensmehrheit. ^) Citiert nach der amtlichen 
deutschen Übersetzung. 
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ejt'^X'&ov didtpoga ädixi^fiara äntxeifjteva etg ttjv avxfjv fj ek 
dmipÖQOvg diard^etg rov notvixov vöjuov^. 

Endlich ist hier noch das Strafgesetz für Finnland vom 
19. Dezember 1889 zu nennen/) welches im 7. Kapitel nnter der 
Überschrift: „Zusammentreffen von strafbaren Handlungen" im § 1 
folgendes bestimmt: „Sind durch eine und dieselbe Handlung mehrere 
Verbrechen verübt worden, so ist nur auf eine Strafe in allgemeiner 
Strafart zu erkennen, aber der Umstand, dass es mehrere Verbrechen 
sind, als erschwerend in Betracht zu ziehen". 



§ 8. 

Legislative Vorschläge. 

Die vorangegangene eingehende Erörterung der juristischen Natur 
der Idealkonkurrenz dürfte es rechtfertigen, wenn zum Schlüsse ver- 
sucht wird, de lege ferenda einige Vorschläge zu machen. 

Zunächst fragt es sich, ob es überhaupt notwendig ist, den Fall 
der Idealkonkurrenz im Gesetze ausdrücklich zu erwähnen, oder ob es 
vorzuziehen ist, ihn nach dem Vorbilde der im vorigen Paragraphen 
genannten auswärtigen Gesetzbücher mir Stillschweigen zu übergehen. 
Für die letztere Alternative tritt von Liszt^) unter Berufung auf 
den russischen Entwurf ein, da die ganze Bestimmung des § 73 
selbstverständlich sei. Allein gegen diese Ansicht sprechen erheb- 
liche Bedenken. Als selbstverständlich würde die in § 73 vorgesehene 
Eegelung nur dann bezeichnet werden können, wenn sie sich aus all- 
gemeinen Eechtsgrundsätzen oder aus logischen Erwägungen von selbst 
ergäbe. Dies aber ist nicht der Fall. Wenn der in Eede stehende 
Paragraph nicht existierte, so würde sich der Kichter eines logischen 
Verstosses auch dann nicht schuldig machen, wenn er das mildeste 
unter den mehreren verletzten Strafgesetzen zur Anwendung brächte. 
Denn da kein Gesetz vorhanden ist, welches das Verbrechen seinem 
ganzen strafrechtlichen Gehalte nach erschöpft, vielmehr immer ein 
Überschuss bleibt, welcher nur durch Subsumtion unter einen andern 
Strafparagraphen seine rechtliche Würdigung findet, andererseits aber 
unter allen Umständen lediglich Eines der mehreren verletzten Straf- 
gesetze zur Anwendung gebracht werden darf, so könnte an und für 

*) Vgl. die Übersetzung in Bd. 11 der Zeitschr. f. d. ges. Strafrechts- 
wissenschaft, Beilage zum 4. und 5. Heft. ^) Besprechung des italieui- 
schen Entwurfes, in den Abhandlungen des kriminalistischen Seminars zu 
Marburg, Bd. I, S. 41. 
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sich das eine Gesetz so gut wie das andere in Frage kommen. Wie 
also auch immer die Entscheidnng des Richters lauten würde, mit 
den Grundsätzen der Logik stände sie in allen Fällen im Ein- 
klang. 

Ganz anders liegt die Sache dagegen, sobald man sie von prak- 
tischen Erwägungen aus betrachtet. Von diesem Standpunkt ange- 
sehen, wäre es in hohem Masse verkehrt, nicht das die schwerste 
Strafe androhende Gesetz anzuwenden. Denn dann würde der Um- 
stand, dass nicht bloss dieses, sondern ausserdem noch ein eine ge- 
ringere Strafe androhendes Gesetz übertreten ist, zu einer Ermässigung 
der sonst verwirkten Strafe führen, — ein Ergebnis, welches dem 
Willen des Gesetzgebers gewiss nicht gemäss wäre, aus rein logischer 
Argumentation aber nicht anfechtbar ist. %- . 

Aus diesem Grunde ist eine ausdrückliche Regelung des Falles 
der Idealkonkurrenz, wie sie auch von der neuesten Erscheinung auf 
dem Gebiete der Strafgesetzgebung, dem italienischen Gesetz, gegeben 
worden ist, sehr zu empfehlen. 

Was die Definition des Begriffes der Idealkonkurrenz anbelangt, 
so ist die Fassung des deutschen Beichsstrafgesetzbuchs, wie aus dem 
vorhergehenden erhellen dürfte, durchaus zutreffend. Sie stimmt genau 
mit den Worten des italienischen Gesetzes : „Colui che con un mede- 
simo fatto viola diverse disposizioni di legge" überein und bringt 
scharf und klar zum Ausdruck, dass es sich bei der Idealkonkurrenz 
nicht um eine Konkurrenz von Verbrechen, sondern um eine Kon- 
kurrenz von Strafgesetzen handelt. Dagegen darf, sobald diese Defi- 
nition einmal gewählt ist, hierfür die Überschrift des deutschen 
Reichsstrafgesetz*buchs : „Zusammentreffen mehrerer strafbarer Hand- 
lungen" nicht beibehalten werden, da, wie oben gezeigt worden ist, die 
vom § 73 gegebene Begriffsbestimmung und die Überschrift des Ab- 
schnitts in entschiedenem Widerspruch stehen. Anstatt dessen würde 
richtiger, wie schon Krug^) vorgeschlagen hat, von der „Konkurrenz 
mehrerer strafrechtlicher Gesichtspunkte bei einem Verbrechen" oder 
noch besser nach dem Vorbilde Tippelskirch's^) und des früher 
erwähnten badischen Strafgesetzbuchs „von der gleichzeitigen An- 
wendung mehrerer Strafgesetze" zu reden sein. Diese Worte, stehen 
im Einklang mit der Definition des § 73 und schliessen jeden Zweifel 
über die Intention des Gesetzgebers aus. 

Weiter fragt es sich, ob die vom § 73 gegebene Bestimmung 
über die in Anwendung zu bringende Strafe beizubehalten ist. Dass 
es sich im Falle der Idealkonkurrenz nur um Ein Verbrechen han- 
delt und daher unter allen Umständen auch nur Eines der mehreren 



^) Kommentar zum sächsischen Strafgesetzbuch, 2. Aufl., zu Art. 77, 
S. 142. 2) In Goltdammer's Archiv, Bd. 16, S. 93. 



•^^ 
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verletzten Strafgesetze bei der «Strafabmessung in Frage kommt, ist 
bereits wiederholt erwähnt. Ebenso ist schon hervorgehoben, dass 
dies das die schwerste Strafe festsetzende Strafgesetz sein mnss, damit 
dem Willen des Gesetzgebers möglichst Genüge geschieht. Hieraus 
ergiebt sich die Eichtigkeit des von dem Keichsstrafgesetzbuch fest- 
gehaltenen Grundsatzes der Exklusivität des härtesten Strafgesetzes. 
Allein eine andere Frage ist, ob nicht aus kriminalpolitischen 
Erwägungen hiervon abzuweichen und eine Vermischung der Strafen 
aus den mehreren übertretenen Strafgesetzen wenigstens insoweit zu 
gestatten ist, dass der Eichter niemals unter das schwerere Minimum 
aus dem im übrigen weniger strengen und deshalb nicht zur An- 
wendung kommenden Gesetze herunter gehen darf. Hierfür trat 
vott^Liszt^) noch in der 4. Aufl. seines Lehrbuchs ein. Er empfahl 
die Nachahmung des in den österreichischen Entwürfen ausgesprochenen 
Grundsatzes, „nach welchem in diesem Falle ein zusammengesetzter Straf- 
rahmen aus den härtesten Bestimmungen der in Frage kommenden Ge- 
setze gebildet wird". Allein eine Notwendigkeit zu dieser, übrigens von 
dem neuesten Entwurf eines österreichischen Strafgesetzbuchs vom 
Jahre 1891 wieder fallen gelassenen, Abänderung des zur Zeit in 
Deutschland geltenden Eechts dürfte kaum vorliegen. Bei dem von 
den Gesetzgebungen der Neuzeit fast durchweg befolgten System der 
relativ bestimmten Strafgesetze, welche überdies noch dem Eichter in 
fast allen Fällen einen sehr weiten Spielraum zwischen dem fest- 
gesetzten Maximum und Minimum lassen, ist der Eichter stets in 
der Lage, die für den einzelnen Fall angemessene Strafe zu ver- 
hängen, ohne dass es der in Eede stehenden Bestimmung bedarf. 
Dieselbe ist insofern aber auch nicht unbedenklich, als sie mit der 
allein richtigen Ansicht, dass es sich bei der Idealkonkurrenz um 
eine Konkurrenz von Gesetzen handelt, nicht im Einklang steht. 
Wenn das Gesetz einen zusammengesetzten Strafrahmen aus den meh- 
reren übertretenen Strafparagraphen bildet, also diese sämtlich bei 
der Strafzumessung berücksichtigt, so neigt es sich dem fehler- 
haften Begriff der Verbrechenskonkurrenz wieder zu. Aus diesen 
Gründen dürfte es nicht für ratsam zu erachten sein, von der sehr 
richtigen, dem Eichter volle Freiheit lassenden Bestimmung des 



^) A. a. 0. S. 247, Aura. 4. Eine strengere Behandlung der Ideal- 
konkurrenz stellen auch Fried mann, Zur Reform des österreichischen 
Strafrechtes, S. 178, und Lammasch, Studien zum Strafgesetzentwurf 
(1891), S. 24, Anm. 28, zur Erwägung. Letzterer stimmt mit der hier 
vertretenen Ansicht zwar darin überein, dass im Falle der idealen Kon- 
kurrenz von einem Zusammentreffen mehrerer mit Strafe bedrohter Hand- 
lungen nicht die Eede sei, wohl aber nimmt er im Gegensatz zu den 
obigen Ausführungen an, dass ein Fall des Zusammentreffens einer „mehr- 
fachen Strafbarkeit in derselben Handlung** in Frage stehe. 
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deutschen Eeichsstrafgesetzbuchs abzuweichen, obwohl, wie bereits 
oben erwähnt ist, auch das Reichsgericht dem gleichen Wunsche, wie 
früher von Liszt, wiederholt Ausdruck verliehen hat. 

Nur in einem Punkte dürfte sich eine Abänderung des deutschen 
Eeichsstrafgesetzbuchs empfehlen, in der Zulassung von Nebenstrafen. 
Dass nach dem geltenden Becht, welches die Idealkonkurrenz als ein 
einheitliches Verbrechen behandelt und daher in strenger Folge- 
richtigkeit nur Eines der mehreren verletzten Gresetze zur Anwendung 
bringt, Nebenstrafen, welche nur das die geringere Strafandrohung 
enthaltende Gesetz kennt, nicht verhängt werden dürfen, kann keinem 
Zweifel unterliegen und wird in Theorie und Praxis auch nirgends 
bestritten. Vom Standpunkt der Logik ist dieser Grundsatz durchaus 
zu billigen. Allein kriminalpolitische Erwägungen sprechen gegen 
ihn. Es soll hier auf die streitige Frage nach der Natur der Neben- 
strafen nicht eingegangen werden, jedenfalls steht fest, dass ihr 
Wesen in der Verfolgung besonderer Zwecke besteht, und zwar kennt 
das Reichsstrafgesetzbuch vorzugsweise zwei Arten von Nebenstrafen, 
solche an der Freiheit und femer solche an der Ehre. Die Bedeu- 
tung der ersteren, wohin Stellung unter polizeilicher Aufsicht, Über- 
weisung an die Landespolizeibehörde und Ausweisung von Ausländem 
gehören, liegt, wie Merkel^) treffend bemerkt, darin, dass „für die 
speziellere Gestaltung und den Eintritt der Strafe hier nicht an sich 
die konkrete Verschuldung, nicht Art, Grösse und Tragweite der be- 
gangenen Rechtsverletzung, sondem rein präventive und bezw. erzieh- 
liche Rücksichten entscheidend sind. Lisbesondere handelt es sich 
hierbei ... um eine ergänzende Nacherziehung bestimmter Subjekte, 
deren geistige Verwahrlosung und Haltlosigkeit bei der Begehung 
von Verbrechen zu Tage getreten sind." Die Erreichung dieser 
Zwecke ist selbstverständlich auch dann erwünscht, wenn der Thäter 
nicht bloss dasjenige Gesetz übertreten hat, welches die Anwendung 
der Nebenstrafe gestattet, sondem wenn sich das Verbrechen auch 
noch unter ein anderes, eine schwerere Hauptstrafe androhendes Gesetz 
subsumieren lässt. Dadurch dass der Thäter das erst genannte Gesetz 
verletzt hat, beweist er, dass er der Erziehung, welche, der Gesetz- 
geber mit der Androhung und dem Vollzug der Nebenstrafe durch- 
zusetzen sucht, bedürftig, oder dass die Gefahr des Rückfalls, welcher 
die Nebenstrafe vorbeugen soll, vorhanden ist. Hieran vermag auch 
der Umstand nicht das Geringste zu ändern, dass nicht das die 
Nebenstrafe androhende Gesetz zur Anwendung gebracht wird, son- 
dem ein anderes, welches durch die Spannweite seines Strafrahmens 
eine bessere Würdigung der Strafbarkeit der Handlung gestattet. 
Die kriminalpolitischen Rücksichten, welche für die Verhängung der 



^) Lehrbuch, S. 208. Siehe auch Berner, Lehrbuch, 16. Aufl., S. 216 ff. 
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Nebenstrafe massgebend sind, bleiben trotzdem in ungeminderter Stärke 
vorhanden. Ähnlich liegt die Sache bei den Ehrenstrafen, deren Zweck 
ebenfalls ein wesentlich präventiver ist. Sie sollen dem Thäter ge- 
wisse, seine öffentliche Stellung betreffenden Eechte entziehen, welche 
dem intakten Bürger zustehen. Dem Missethäter soll, wie Berner 
(a. a. 0. S. 232) richtig bemerkt, „nicht die Achtung seiner Mit- 
bürger aberkannt werden, was ausser der Macht des Staates liegen 
würde; sondern er soll nur gewisse Eechte und rechtliche Fähig- 
keiten verlieren, deren er sich durch seine That unwürdig gezeigt 
hat, die er gegen das öffentliche Interesse anwenden könnte, die man 
ihm also nicht mehr lassen darf". Auch in diesem Falle bleibt der 
Zweck, welchen der Gesetzgeber im Auge hat, unberührt davon, dass 
ein anderes, als das die Nebenstrafe androhende Gesetz, zur Anwen- 
dung gebracht wird. Dadurch dass der Thäter das diese Strafe fest- 
setzende Gesetz übertreten hat, bekundet er denjenigen Mangel an 
ehrenhafter Gesinnung, welchen das Gesetz zur Aberkennung der 
bürgerlichen Ehrenrechte für genügend hält. 

Die Voraussetzungen für den Eintritt der Nebenstrafen sind in 
beiden Fällen also, wenn auch nicht formell, so doch materiell vor- 
handen. Ihre Ausschliessung aus formellen und logischen Gründen, 
welche bei der Eegelung dieser Frage durch den § 73 EStrGB.s 
massgebend waren, kann kriminalpolitisch zu Bedenklichkeiten führen, 
welchen dadurch mit Leichtigkeit abgeholfen werden kann, dass dem 
Eichter gestattet wird, Nebenstrafen auf Grund des wegen niedrigeren 
Maximums nicht zur Anwendung kommenden Gesetzes verhängen zu 
dürfen. Hierfür ist auch das Eeichsgericht wiederholt eingetreten. 
So hat es^) die nach § 73 zu ziehende Folgerung, dass bei öffent- 
licher Beleidigung die Befugnis zur öffentlichen Bekanntmachung der 
Verurteilung nicht zu erteilen ist, wenn die Beleidigung in idealer 
Konkurrenz mit einem eine schwerere Strafe androhenden Delikt ver- 
übt ist, mit Eecht als eine dem Eechtsgefühle widerstrebende, höchst 
bedenkliche Konsequenz bezeichnet. In einer andern Entscheidung^) 
heisst es: „Geleugnet kann nicht werden, dass solches Ergebnis an 
sich legislativen Bedenken unterliegt, weil der Grund, auf dem die 
Zulässigkeit und Angemessenheit einer sogenannten Nebenstrafe, 
Ehrenfolge oder Publikationsermächtigung einzelnen bestimmten Eeaten 
gegenüber ruht, seine Bedeutung insbesondere für den Verletzten nicht 
dadurch verliert, dass das betreffende Delikt mit einem anderen, noch 
schwereren, zusammentrifft, durch dessen Ahndung jene Nebenstrafe 
in ihrer Eigenart nicht ersetzt wird. Indessen können derartige Er- 
wägungen den Eichter nicht veranlassen, von Anwendung des klaren 
positiven Gesetzes abzusehen."^) 

^) Siehe Entscheid., Bd. 6, S. 183. ^) Bd. 4, S. 219. ^) Vgl. auch 
Entsch. des Eeichsgerichts, Bd. 8, S.85, sowie Eecht sprechung, Bd. 8, S. 831. 
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Von den auswärtigen Gesetzen haben einige dem gerügten Mangel 
in der That abzuhelfen versucht. So bestimmt beispielsweise der § 7 
des von der Ideal- und Eealkonkurrenz handelnden 7. Kapitels des 
Strafgesetzbuchs für Finnland: „Hat in den in diesem Kapitel oben 
genannten Fällen der Schuldige für ein Verbrechen Amtsentsetzung, 
Entfernung von Ausübung des Dienstes, Unfähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter oder Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte oder 
eine andere ähnliche Strafe verwirkt, so ist ausser der Strafe in all- 
gemeiner Strafart auch auf diese Strafe zu erkennen". Ähnliche 
Vorschriften enthält das geltende norwegische Gesetz im § 11 des 
6. Kapitels, wonach, wenn die Strafe für irgend eines der ideal kon- 
kurrierenden Delikte „in Dienstentsetzung, Dienstentlassung oder in 
dem Verluste von Geld, Gütern und andern Dingen, die mit dem 
Verbrechen in Verbindung stehen, besteht", diese Strafe neben der 
für das schwerste Verbrechen festgesetzten Anwendung finden soll. 
Nicht weit genug nach der in Eede stehenden Richtung geht Ar- 
tikel 103 des Strafgesetzbuchs für Japan: „The provisions of the 
law conceming special confiscation, the expenses of justice, and 
civil amends are always observed, even when in the case of the 
concurrence of several offences the most severe penalty is alone pro- 
nounced". Richtiger sagt der Entwurf eines österreichischen Straf- 
gesetzes über Polizeiübertretungen vom Jahre 1868 im § 33: „Auf 
die im § 22 angeführten Nebenstrafen ist ohne Rücksicht auf die 
damit zusammentreffenden Hauptstrafen auch dann zu erkennen, wenn 
und soweit sie das Gericht auch nur wegen einer der zusammen- 
treffenden Polizeiübertretungen anzuwenden findet". In ähnlicher 
Weise verordnet der Entwurf eines Strafgesetzes für Österreich vom 
Jahre 1874, welcher im 6. Hauptstück § 75 den Fall der Ideal- 
konkurrenz in fast wörtlicher Übereinstimmung mit dem § 73 des 
deutschen Reichsstrafgesetzbuchs regelt, im § 78: „Auf die in den 
§§ 30 — 41 bezeichneten Nebenstrafen kann erkannt werden, wenn 
dies auch nur wegen einer der mehreren strafbaren Handlungen zu- 
lässig ist. Auch kann Geldstrafe neben Freiheitsstrafe verhängt 
werden, wenn nur eine der zusammentreffenden Handlungen mit Geld- 
strafe bedroht ist". 

Namentlich verdient auch dieser letztere Satz Nachahmung. 
Über den hohen Wert der Geldstrafe und über die grosse Bedeutung, 
welche diesem Strafmittel in der Strafpolitik der Zukunft bei gründ- 
licher Refoimierung, insbesondere der Bemessungsform, zukommt, ist 
die Wissenschaft heute im wesentlichen einig. ^) Bei den aus Gewinn- 

^) Vgl. z. B. Seidler, Die Geldstrafe, in Conrad's Jahrbüchern für 
Nationalökonomie und Statistik, N. F., Bd. XX, S. 241 ff. uiid Mitteilungen 
der internationalen kriminalistischen Vereinigung, 3. Jahrgang, Heft 1, 
S. 135 ff. und die dort ganz ausführlich angegebene Litteratur. 
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sucht hervorgegangenen Verbrechen hat die Greldstrafe vor allem den 
grossen Vorzug, dass mit ihrer Auferlegung das Verbrechen an seiner 
Wurzel, in seinem Motive, getroffen wird. Damit wird der Strafzweck 
in ausserordentlich wirksamer Weise gefördert. Es liegt nun vom 
kriminalpolitischen Standpunkt aus gar kein Anlass vor, diesen Vor- 
teil deshalb aufzugeben, weil das wegen des höheren Maximums allein 
zur Anwendung kommende Gesetz Geldstrafe neben der Freiheitsstrafe 
nicht kennt. — 

Aus dem Angeführten dürfte erhellen, dass, abgesehen von der 
verfehlten, für den Begriff der Idealkonkurrenz absolut nicht passen- 
den Überschrift des fünften Abschnitts, die nach dem Vorbilde des 
österreichischen Entwurfs von 1874 vorgeschlagenen Abänderungen 
des § 73 EStrGB.s die einzigen Neuerungen sind, welche gegenüber 
dieser im übrigen in jeder Beziehung zu billigenden Vorschrift em- 
pfehlenswert sind. 

Dass unser Gesetzbuch über die fälschlich mit dem Namen: 
„Gesetzeskonkurrenz" bezeichneten Fälle keinerlei Bestimmungen ent- 
hält, ist endlich, wie bereits oben dargelegt ist, durchaus gerecht- 
fertigt. Allerdings sind in der auswärtigen Gesetzgebung nach dieser 
Kichtung hin vereinzelt Vorschriften gegeben worden. So setzt z. B. 
das niederländische Strafgesetzbuch im Artikel 55 folgendes fest: „Ist 
für eine Handlung, welche unter eine allgemeine Strafbestimmung 
fällt, eine besondere vorhanden, so wird diese allein beachtet". Allein 
gegen diese Bestimmung ist verschiedenerlei einzuwenden. Sie ist 
einmal überflüssig, da sie sich aus allgemein logischen Gründen von 
selbst ergiebt, sie ist femer willkürlich, da sie aus der Zahl der 
Fälle der sogenannten Gesetzeskonkurrenz ohne ersichtlichen Grund 
einen einzigen herausgreift, und sie ist endlich verwirrend, da 
es den Anschein hat, als ob es sich hier um einen wirklichen Fall 
von Gesetzeskonkurrenz handele, während dies in Wahrheit nicht 
richtig ist.^) 

Die Ausführungen dieses Paragraphen, kurz zusammengefasst, 
ergeben mithin folgendes Eesultat: Es ist unter gänzlicher Ausser- 
achtlassung der fälschlich sogenannten Gesetzeskonkurrenz der ein- 
zige Fall wirklicher Gesetzeskonkurrenz, die in der heutigen Doktrin 
sogenannte Idealkonkurrenz, unter der Überschrift: „Von der gleich- 
zeitigen Anwendung mehrerer Strafgesetze" in einem Paragraphen 
etwa folgenden Inhaltes zu regeln: 

„Wenn eine und dieselbe Handlung mehrere Strafgesetze ver- 
letzt, so kommt nur dasjenige Gesetz, welches die schwerste Strafe, 



^) Vgl. hierzu die schlagenden Ausführungen bei Cogliolo, Com- 
pleto trattato di diritto penale, Note 48 auf S. 1351 und 1352. 
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und bei ungleichen Strafarten dasjenige Gesetz, welches die schwerste 
Strafart androht, zur Anwendung. Auf Nebenstrafen kann erkannt 
werden, wenn dies auch nur auf Grund eines der mehreren verletzten 
Strafgesetze zulässig ist. Auch kann neben der Freiheitsstrafe Geld- 
strafe verhängt werden, wenn dies auch nur auf Grund eines der 
mehreren verletzten Strafgesetze zulässig ist." 
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Dntck von Oscar Brandstetter, Leipzig. 
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